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VORWORT 

Die  Geschichte  des  Vormärz  gleicht  einem  großen,  ver- 
schlossenen Gebiete,  an  dessen  Eingang  die  Aufschrift  prangt : 
„Eintritt  verboten!"  Man  möchte  hier  an  das  unerbittliche 
Walten  des  O.  Lorenz'schen  Gesetzes  der  „Nachwirkung" 
glauben,  nach  welchem  auch  heute  noch  jedem,  der  sich  eine 
freimütige,  kritische  Aussprache  über  die  politischen  Verhältnisse 
der  Zeit  Metternichs  erlaubt,  die  düsteren  Mauern  des  Spiel- 
berges vor  Augen  stünden.  Tatsache  ist,  daß  sie  zu  den 
„dunkelsten"^)  Epochen  der  österreichischen  Geschichte  gehört, 
daß  wir  noch  immer  keine  moderne,  zusammenfassende  Dar- 
stellung besitzen,  ja  daß  es  uns  an  den  einfachsten  Vorarbeiten 
dazu  gebricht.  Diese  stiefmütterliche  Behandlung  des  Vormärz 
ist  wieder  Schuld,  daß  wir  über  die  Ursachen  der  Wiener 
Märzrevolution  recht  dürftig  unterrichtet  sind.  Und  gerade  die 
Vorgeschichte  eines  solchen  grundstürzenden  Ereignisses,  das 
in  den  Folgeerscheinungen  bis  zum  heutigen  Tage  nachwirkt, 
ist  so  ungemein  interessant  und  lehrreich,  weil  sie  uns  die 
Grundkräfte  der  geschichtlichen  Entwicklung  enthüllt,  weil 
von  ihr  ganz  besonders  gilt,  was  der  Rechtslehrer  Adolf  Exner 
von  der  Geschichte  als  der  „großen  Lehrmeisterin"  gesagt  hat : 
„Erst  die  Geschichte  lehrt  uns,  aus  welchen  Kräften  eine 
heutige  politische  Tatsache  entsprungen,  welche  Natur  und 
Macht  ihr  daher  eigen  und  welcher  Verlauf  von  ihr  zu  ge- 
wärtigen sei."  2) 

Was  die  österreichische  Märzrevolution  anbelangt,  hat 
man    sich    über    die  Frage    nach    den    verschiedenen  Kräften, 


')  Fournier  im  Literaturblatt  der  „Neuen  Freien  Presse"  v.  18.  April  1909. 
')  „Über  polit.  Bildung-'.  Wiener  Rektoratsrede    (Wien    1891)  S.   17.  fg, 
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welche  sie  auslösten,  ihrer  Wechselwirkung  und  ihrem  dynami- 
schen Wertverhältnis  nicht  viel  Kopfzerbrechens  gemacht. 
Nach  den  gelegentlichen  Andeutungen  zu  schließen,  scheint 
die  Zusammensetzung  des  Kräfteparallelogramms  die  denkbar 
einfachste  zu  sein,  weil  gemeinhin  von  der  Ursache  schlecht- 
weg gesprochen  wird.  Komplizierter  wird  die  Frage  allerdings 
dadurch,  daß  wir  schon  mehrere  solcher  einziger  Ursachen 
haben.  Der  vorhin  genannte  Ottokar  Lorenz  z.  B.  sieht  in  der 
„sogenannten"  Wiener  Revolution  eine  rein  „persönliche"  Sache, 
die  ihren  Ausgangspunkt  lediglich  in  „sehr  hohen  Kreisen"  — 
er  meinte  die  Erzherzogin  Sophie,  die  Mutter  des  Kaisers  Franz 
Josef  —  hatte.  Er  spricht  mit  einer  gewissen  Verachtung  von 
ihrem  „gemachten  Wesen",  von  Intriguen  und  Eifersüchteleien, 
von  dem  „mangelnden  Untergrund  in  den  Stimmungen  der 
breiten  Masse".  Es  wird  schwer  halten,  meint  er,  sie  aus 
„irgendwelchen  Ideen  oder  Bedürfnissen  der  Zeit,  sozialen 
oder  gar  wirtschaftlichen  Bedingungen"  zu  erklären.^) 
Just  den  Gedanken,  den  Lorenz  weit  von  sich  weist,  vertritt 
frisch  und  flott  ein  anderer,  Ernst  Viktor  Zenker.  Er  betont 
die  „Unhaltbarkeit  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zustände"  ; 
von  den  idealen  Momenten  der  Bewegung,  von  politischen 
Ideen  hält  er  nicht  viel :  auch  den  Studenten  hat  nur  der 
„Hunger"  auf  den  Kampfplatz  geführt. 2) 

In  einem  Punkte  aber  stimmen  sie  beide  überein :  der 
n.-ö.  Stände  wird  mit  keinem  Worte  gedacht.  Lorenz  spricht 
von  den  „revolutionären  Hanswurstiaden"  des  Gewerbevereines, 
der  Universität,  des  juridisch-politischen  Lesevereines,  und  für 
Zenker  existieren  die  Landstände  nur  insoferne,  als  sich  die 
bekannten  Szenen  am  13.  März  vor  und  in  ihrem  Hause  ab- 
spielten. Daß  man  auch  anderer  Memung  sein  kann,  zeigt 
eine  flüchtig  hingeworfene  Bemerkung  im  Vorwort  zu  den 
Tagebüchern  des  Freiherrn  v.  Kübeck,  die  kürzlich  von  seinem 
Sohne  herausgegeben  wurden.  „Man  kann  sagen",  heißt  es 
hier,  „daß  die  Revolution,  wenn  auch  nicht  verhindert,  doch 
in  ruhigere  Bahnen  gelenkt  worden  wäre,  wenn  man  sich 
nicht  von  der  frondierenden  Haltung  der  n.-ö.  Landstände 
hätte  überraschen  lassen,  sondern  auf  die  Reformpläne  meines 

*)  „Staatsmänner  und  Geschichtsschreiber  des  19.  Jahrhunderts"  (Berlin 
1896),  S.  45  fg.  und   101. 

!>)  „Die  Wiener  Revolution   1848"  (Wien   1897),  S.  93  und   101. 
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Vaters  eingegangen  wäre."  ^)  Die  n.-ö.  Landstände  genießen 
hier  also  die  Auszeichnung,  primo  et  unico  loco  genannt  zu 
werden. 

Alle  drei  Auffassungen  haben  wieder  das  Eine  gemeinsam, 
daß  sie  auf  zeitgenössische,  parteiische  Quellen  zurückgehen, 
denen    der  Stempel    der  Einseiligkeit    ganz    offensichtlich    an- 
haftet.   Lorenz  ließ  sich  zu  seinem  schiefen  Urteil    durch    die 
Tagebücher    der    Fürstin    Metternich    verleiten,    die    nur    das 
allernächstliegende  sah:  die  Intriguen  der  liberalen  Hofpartei; 
Zenker,    der    Demokrat,    der    im  Maiaufstand  den    glorreichen 
Höhepunkt,    im    Arbeiter    den   Helden    der    ganzen  Bewegung 
sieht,    betrachtete    die    Märzerreignisse    durch    die    Brille    des 
Arbeiterführers  Violand,  der  sich  im  Grabe    umdrehen  würde, 
wenn    man    den    aristokratischen  Ständen    auch    einen    Anteil 
am  Sturze  des  alten  Systems    beimessen    wollte,  da  doch  die 
Arbeiter  den   „entscheidenden  Ausschlag"  gaben,   „eine  Revo- 
lution nur  dem   armen  Volk  in  Hemdärmel  vereint  mit  der  be- 
geisterten Jugend  gelingt", 2)  und  Kübeck  beurteilte  sie  wiederum 
ausschließlich   vom  Standpunkte  der  vormärzlichen  Regierung, 
der    sein  Vater    angehörte    und    die  in    den  Landständen    den 
schlimmsten  Feind  erblickte.  Vv'ir  wissen  dies  aus  dem  Munde 
seines    Kollegen,    des  Staats-  und  Konferenzministers    Grafen 
Hartig,  eines  der  Drahtzieher  des  alten  Systems,  der  die  „Volks- 
tribunen"  des  Wiener  Landhauses    direkt  als  die  eigentlichen 
„Urheber"     der    Katastrophe    bezeichnete. 3)     Die    Landstände 
Vv'aren    es    nämlich,  die  am  frühesten    und  nachhaltigsten    die 
alles    bevormundende    Bureaukraüe    bekämpften,    und    ihrem 
entschiedenen  Eintreten    iür    die  Volkswünsche    am    13.  März 
scheint  man  in  eingeweihten  Kreisen  doch  ein  größeres  Gewicht 
beigelegt  zu   haben,  weil  sich    sonst    nicht  das    ganze  Odium 
gegen    sie    gerichtet   hätte.    In  der  Tat    konnte  es  nicht    ohne 
Eindruck  bleiben,  daß  eine  so  vornehme  Körperschaft,  welche 
die  Blüte    des  Adels    und    der  Intelligenz    umfaßte,  Vließritter 
und  Hofräte  in  ihrer  Mitte  zählte  und  mit  ihren  Verbindungen 
bis    in    die    höchsten  Sphären    des  Hofes    und    der  Regierung 


1)  Max  Kübeck,  „Tagebücher  des  Freih.  v.  Kübeck"  (Wien  1909),  S.  Viil. 

-)  „Die  soziale  Geschichte  der  Revolution  in  Österreich"  (Leipzig  1850), 
S.  74. 

3)  „Genesis  der  Revolution  in  Österreich  im  Jahre  1848"  (2.  Aufl., 
Leipzig   1850),  S.   1G3  fg. 


—  X 


reichte,  mit  solcher  Entschiedenheit  auf  eine  Änderung  des 
Systems  drang.  Da  konnte  nicht  mehr  gesagt  werden,  die 
Bewegung  gehe  von  einigen  unruhigen  Leuten  aus,  die  nichts 
zu  verHeren  hätten.  Violand  dürfte  doch  die  Wirkung  der 
ständischen  Intervention  ebenso  wie  die  des  Schießpulvers 
unterschätzt  haben. 

Hartig  steht  übrigens  mit  seinem  scharfen  Urteil  nicht 
allein  da.  Auch  ein  zeitgenössischer  Vertreter  der  freisinnigen 
Bürgerschaft,  der  Historiker  Matthias  Koch,  verewigte  die  n.-ö. 
Landstände  als  die  „Urheber  der  Wiener  Revolution"  ;  doch 
billigte  er  ihnen  mildernde  Umstände  zu,  indem  er  die  böse 
Absicht  in  Abrede  stellte.  Er  vergleicht  sie  wenig  schmeichelhaft 
mit  ,, Kindern,  welche  mit  dem  Feuer  spielen,  das  Haus  an- 
zünden und  mitverbrennen."  i)  Auch  er  als  demokratischer 
Erbanwärter  war  auf  den  aristokratischen  Konkurrenten  schlecht 
zu  sprechen ;  weil  aber  das,  was  in  den  Augen  der  Regierung 
ein  Verbrechen  war,  ihm  als  Verdienst  erscheinen  mußte,  und 
die  adeligen  Herren,  die  seiner  Überzeugung  nach  nur  ihre 
„Korporationsinteressen"  verfolgten,  unmöglich  wirklich  bewußt 
und  ehrlich  für  die  Volksinteressen  und  die  Sache  der  Freiheit 
kämpfen  konnten,  so  ließ  er  sie  einfach  in  kindlichem  Un- 
verstände, in  leichtsinniger  Verblendung  handeln.  Und  auch 
diese  Auffassung  lebt  bis  zum  heutigen  Tage  fort,  so  wenn 
O.  Weber  mit  Beziehung  auf  die  von  den  Ständen  befürwortete 
Adresse  der  Bürgerschaft  von  dem  eigentümJichen  Ansinnen 
an  die  „erlauchte"  Körperschaft  spricht,  sie  sollte  ein  Programm 
vertreten,  „das  in  letzter  Linie  zur  eigenen  Vernichtung  führen 
mußte",  und  hinzufügt:  „Aber  so  groß  war  die  Anomalie  jener 
Zeiten  gewachsen,  daß  die  Stände  dies  nicht  erkannten  oder 
nicht  erkennen  wollten  und  sich  tatsächlich  zur  Vermittlung 
hergaben."  ^) 

Weniger  ernst  nimmt  die  Ständebewegung  der  Dichter 
Bauernfeld,  der  auch  eine  „Genesis"  ^)  schrieb,  aber  in  Versen 


1)  .Genesis  der  Wiener  Revolution"  (Wien,  1850)  S.  19.  Koch  ist  auch 
der  Verfasser  der  vielgenannten  anonymen  Schrift  „Österreichs  innere  Politik 
mit  Beziehung  auf  die  Verfassungsfrage  (Stuttgart  1847),  was  bis  heute  nicht 
bekannt  zu  sein  scheint,  obwohl  er  sich  in  der  „Genesis"  ausdrücklich  als 
solchen  bekennt. 

")  „1848"  in  der  Sammlung  ,Aus  Natur  und  Geisteswelt",  Bd.  53,. 
(Leipzig  1909,)  S.  26. 

')  „Genesis  der  Revolution"  (Oktober  1850). 


Xi 


und  damit  mehr  Anrecht  als  Hartig  und  Koch  gehabt  hätte, 
ihren  Trägern  etwas  anzudichten.  Er  räumt  ihr  zeitUch  den 
ersten  Platz  ein,  scheint  ihr  im  übrigen  aber  mehr  oder  weniger 
einen  bloßen  Papiervvert  beizulegen. 

Raubritters  Söhn'  —   man  nennt  sie  Stand'  — 

Die  han  zuerst  sich  aufgelehnt ; 

Hofräthe  setzten  sich  zur  Wehr, 

Und  Aktenstaub  flog  hin  und  her. 

Kam  d'rauf  die  kecke  Jugend  frisch 

Und  schmiß  die  Akten  untern  Tisch. 

Diese  Proben  dürften  genügen,  um  bezüglich  der  Bewer- 
tung der  verschiedenen  Kräftekomponenten  ein  bedenkliches 
Auseinandergehen  zu  konstatieren,  um  zu  sehen,  daß  auch  nach 
einem  halben  Jahrhundert  noch  der  beliebte  Scheuklappen- 
standpunkt der  Partei  selbst  ernsten  Männern  der  Wissenschaft 
den  Blick  trübt,  und  dies  alles,  weil  man  im  Finstern  tappt. 
Was  nun  den  Faktor  der  Landstände  anbelangt,  so  hat  schon 
vor  nahezu  vierzig  Jahren  der  geistvolle  Springer  nachdrücklichst 
davor  gewarnt,  ihre  Kämpfe  mit  einem  Sturm  im  Glas  Wasser 
zu  vergleichen,  sie  als  völlig  bedeutungslos  mit  Stillschweigen 
zu  übergehen.  „Nichts  konnte  die  Unhaltbarkeit  der  bestehenden 
Zustände,"  meint  er,  „deutlicher  beweisen,  als  daß  selbst  in 
den  toten  ständischen  Körpern  der  Geist  der  Unruhe  sich  regte 
und  auch  Männer,  die  bei  jeder  politischen  Veränderung  an 
ihren  Privilegien  verlieren  mußten,  auf  die  Beseitigung  des 
herrschenden  Sj^stems  drangen."  ^)  Mit  diesen  Worten  ist  für 
den  Geschichtsforscher  das  Problem  gestellt. 

Wieso  es  aber  kam,  daß  die  adeligen  Herren  ihr  eigenes 
Interesse  aufs  Spiel  setzten,  daß  die  Körperschaft,  die  sich 
durch  Jahrhunderte  jedem  Fortschritt  hartnäckig  entgegen- 
stemmte, nun  Reformen  beantragte,  dieselben  Reformen,  die  sie 
fünfzig  Jahre  vorher  leidenschaftlich  bekämpft  und  hintertrieben 
hatte,  daß  sie  mit  der  Regierung  in  eine  erbitterte  Fehde  geriet, 
weil  jetzt  umgekehrt  sie  nichts  davon  wissen  wollte :  diese 
nicht  nur  für  die  Geschichte  der  österreichischen  Märzrevolution, 
sondern  für  jene  der  politischen  Ideen  überhaupt  interessante 
Frage  hat  auch  er  nicht  beantwortet. 

Die  tieferen  Ursachen  dieses  merkwürdigen  Rollenwechsels 


1)  „Geschichte  Österreichs  seit  dem  Wiener  Frieden   1809"  (Leipzig  1863) 
S.  510. 
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ZU  ergründen,  die  Triebfedern  und  den  Verlauf  der  Stände- 
bewegung in  Niederösterreich  zu  schildern,  soll  die  Aufgabe 
der  folgenden  Blätter  sein.  Es  wird  sich  dann  zeigen,  daß  die 
privilegierten  Stände  bei  einer  Fortdauer  des  alten  Systems 
der  Unbeweglichkeit  womöglich  noch  mehr  als  bei  einem 
Umschwung  verloren  hätten,  nicht  nur  sämtliche  Vorrechte 
sondern  vielleicht  auch  noch  ihr  ganzes  Hab  und  Gut  und 
ihr  Leben.  Wir  werden  dann  sehen,  daß  hinter  der  politischen 
Reformbewegung,  hinter  dem  Rufe  nach  Anteilnahme  an  der 
Gesetzgebung,  Selbstverwaltung,  Öffentlichkeit  u.  s.  w.  eine 
schwere  u- i  rt  s  c  h  af  t  li  c  h-s  o  zi  al  e  Krise  stand,  daß  es 
auch  bei  dem  adeligen  Grundbesitzer  eine  blutige  Magen-  und 
Existenzfrage  gab,  welche  die  tote  Korporation  in  Aktion 
setzte,  in  Opposition  zur  Regierung  brachte  und  sie  schließlich 
für  volkstümlich-freiheitliche  Reformen  eintreten  ließ  —  voll- 
kommen bewußt,  nicht  in  kindlicher  Naivität  und  eitler  Ver- 
blendung. Die  Stellungnahme  der  Regierung  zu  den  ständischen 
Reformanträgen,  vor  allem  zu  der  schwierigsten  Frage  des 
Jahrhunderts,  dem  Urbarialproblem,  wird  uns  überdies  einen 
Einblick  in  das  innerste  Getriebe  der  vormärzlichen  Staats- 
verwaltung, die  Anschauungen  und  Stimmungen  bei  den  ver- 
schiedenen Behörden  und  der  leitenden  Männer  verschaffen  ; 
sie  wird  eine  lebendige  Illustration  zu  dem  geben,  was  so  oft 
über  das  System  der  Stabilität  gesagt  wurde,  aber  auch  viel- 
fach die  Erklärung. 

Die  vorliegende  Arbeit  beruht  fast  ausschließlich  auf 
unbehobenen  Quellen :  den  reichhaltigen  Aktenbeständen  des 
Staatsrates  im  k.  u.  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchiv,  der 
ehemaligen  Hofkanzlei  im  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des 
Innern  und  des  k.  k.  Finanzministeriums,  der  früheren  Landes- 
regierung im  k.  k.  Statthaltereiarchiv  und  nicht  zuletzt  den 
schier  unübersehbaren  ständischen  Akten  und  Protokollen  des 
n.-ö.  Landesarchivs  und  der  Registratur.  Ich  ertülle  eine 
angenehme  Pflicht,  wenn  ich  an  dieser  Stelle  der  freundlichen 
Förderung,  welche  ich  von  Seite  der  geehrten  Vorstände  und 
Beamten  der  genannten  Archive  erfahren,  dankbarst  gedenke. 

WIEN,  im  Mai   1910. 

VIKTOR  BIBL. 


I.  BUCH 

DAS  VORMÄRZLICHE  REGIERUNGSSYSTEM 
UNZUFRIEDENHEIT  UND  OPPOSITION 


Bibl :  Vormärz 


I. 

VORBOTEN  DER  REVOLUTION 

Das  geflügelte  Wort:  „Angesagte  Revolutionen  finden 
nicht  statt"  kann  vor  der  Geschichte  ohne  Einschränkung  nicht 
standhalten.  Die  großen  Revolutionen  wenigstens  sind,  soweit 
wir  sie  verfolgen  können,  alle  vorausgesagt  worden,  wenn 
auch  nicht  genau  auf  Tag  und  Stunde.  Jeder  großen  Um- 
wälzung geht  ein  weitverbreitetes  Bewußtsein  von  ihrer  Unab- 
wendbarkeit,  von  der  Unhaltbarkeit  des  Bestehenden  vorher, 
ein  sicheres  Symptom  und  zugleich  ein  wesentlicher  Faktor 
des  Auflösungsprozesses.^)  Dem  Gefühl  folgt  das  Wort,  dem 
Wort  die  Tat.  So  sehen  wir  ein  volles  Jahrhundert  vor  dem 
Ausbruch  der  gewaltigen  kirchlich-politischen  und  sozialen 
Revolution  des  XVI.  Jahrhunderts  die  Menschheit  unter  dem 
angstvollen  Banne  dieses  Ereignisses  stehen ;  in  der  1438 
verfaßten  Flugschrift  „Reformation  Kaiser  Sigismunds"  wird 
schon  auf  den  „kleinen  Geweihten",  den  Mann  aus  dem 
Volke,  hingewiesen,  der  jene  Reformation  durchführen  werde, 
zu  welcher  die  „Häupter"  der  Christenheit,  Papst  und  Kaiser, 
ihre  Hand  versagten. 2)  Nicht  anders  war  es  bei  der  großen 
französischen  Revolution,  „Alles  was  ich  rings  um  mich 
geschehen  sehe",  schrieb  Voltaire  genau  fünfundzwanzig 
Jahre  vorher,  „wirft  den  Keim  zu  einer  Revolution."^)  Diese 
Worte  waren  im  Unmut  darüber  gefallen,  daß  seine  Mahnung 
zu  Reformen  ungehört  verhallt  war.  Doch  außerhalb  seines 
Vaterlandes  verstand  man  sie.  Hinter  dem  Reformeifer  des 
aufgeklärten  Despotismus  stand  das  Gespenst  der  Revolution. 
Bezeichnend  dafür  ist  die  Aeußerung,  die  einer  seiner  größten 
Vertreter,  Josef  II.,  als  er  1777  am  französischen  Königshofe 
weilte,  zu   seiner  Schwester   Maria   Antoinette   tat:    „So   kann 


1)  Bezold,  „Geschichte  der  deutschen  Reformation",  S.    140. 
-)  Werner,  „Kirchen-  und  sozialpolitische  Publizistik  im  Mittelalter",  in 
den  ,, Deutschen  Geschichtsblättern"  VI,  S.  82  fg. 

■■')  Hettner,    ,, Literaturgeschichte    des    XVIII.    Jahrhunderts"    II    (5.    Auf- 
S.  213. 
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es  auf  die  Dauer  nicht  weiter  gehen  ,  .  .  und  die  Revolution 
wird  grausam  sein,  wenn  ihr  derselben  nicht  vorbaut."^) 

Auch  die  Märzkatastrophe,  welche  unter  seinem  Enkel  über 
Österreich  hereinbrach,  scheint  eigentlich  nur  die  obersten 
Machthaber  überrascht  zu  haben.  Denn  sonst  war  man  all- 
gemein, von  den  untersten  Schichten  des  Volkes  bis  in  die 
höchsten  Sphären  des  Hofes,  auf  den  unvermeidlich  gewor- 
denen, baldigen  Zusammenbruch  des  alten  Systems  gefaßt,  und 
diese  unbehagliche  Stimmung,  die  Sorge  um  die  nächste  Zukunft 
fand  ihren  drastischen  Ausdruck  in  dem  Coupletrefrain  eines 
Volksstücks,  das  in  den  kritischen  Tagen  über  die  Bretter 
ging:  „So  kann's  nicht  mehr  bleiben        muß  anders  werden. "2) 

Es  ist  nun  ungemein  bezeichnend,  daß  das  pessimistische 
Gefühl  der  Unhaltbarkeit  der  bestehenden  Zustände  gerade  in 
den  Regierungskreisen  besonders  frühzeitig  und  lebhaft  ent- 
wickelt war;  kannte  man  doch  hier  am  besten  die  Aussichts- 
losigkeit einer  gründlichen  Änderung,  die  Unmöglichkeit  einer 
friedlichen  Reform,  von  der  weiter  abseits  Stehende  noch 
träumen  konnten. 

Es  war  im  Jahre  1808,  da  ein  junger  Kreiskonzipist,  der 
später  als  Hofkammerpräsident  die  Ehre  der  vormärzlichen 
Staatsverwaltung  retten  sollte,  in  einem  Privatgespräch  den 
Verlauf  der  künftigen  Ereignisse  pünktlich  voraussagte.  Kaiser 
Josef  IL,  meinte  er,  verfiel  in  den  Fehler  aller  philantropischen 
Reformatoren  und  Revolutionäre  des  XVIII.  Jahrhunderts,  die 
das  Gute  mit  Gewalt  durchzusetzen  gewillt  waren  und  mit 
dem  Staate  umgingen,  wie  Medea  mit  dem  alten  Aietes,  dem 
sie  die  Gurgel  durchschnitt.  „Hätte  er  den  Ständen  der  deutschen 
und  slawischen  Staaten  ein  kräftiges  Element  der  Vertretung 
des  Bürger-  und  Bauernstandes  eingefügt  .  .  .  hätte  er  dann 
seine  Emanzipationspläne  der  unadeligen  Klassen  im  Wege 
der  Beratung  der  Stände  vorbereiten,  erörtern  und  mit  ihrer 
Mitwirkung  vollziehen  lassen,  so  hätte  die  Monarchie  ihre  alten 
Institutionen  nach  dem  Bedürfnisse  der  Zeit  verbessert  und 
verjüngt,  und  der  Keim  des  langsameren,  aber  beharrlichen 
und  nachhaltigen  Fortschreitens  wäre  gesichert  worden.  Statt 
dessen  haben  die  Reformen  des  Kaisers  nur  Reaktionen  zur 
Folge,  welche  Gehässiges  und  Veraltetes  wieder  hervorrufen, 
Erbitterung  und  Entzweiung  nähren,  jedes  zeitgemässe  Fort- 
schreiten, ja  nur  den  Rat  dazu,  schon  von  vorneherein  ver- 
ketzern und  verschreien,  und  früher  oder  später  die  Monarchie 
in  Konvulsionen  fürchterlicher  Art  stürzen  werden,  wenn  nicht 
eine  kräftige    und    sehr    weise  Regierung    dann  an  der  Spitze 


1)  Fournier  in  der  „Allgemeinen   deutschen  Biographie"  XIV,  S.  547. 

2)  ,,Die  Märzkatastrophe    in  Österreich"  in    der  Zeitschrift    „Die  Gegen- 
wart" V.  (1850),  S.  687. 


steht,  wenn  die  Zeit  kommen  vvird.^)  Die  Reaktionen  und 
Konvulsionen  stellten  sich  auf  das  prompteste  ein,  aber  die 
kräftige  Regierung  fehlte  im  entscheidenden  Moment. 

Kaiser  Josef  IL  hatte  allerdings  einen  schweren  Fehler 
begangen,  der  aber  seiner  ganzen  Zeit  eigen  war :  er  wollte 
zu  Vieles  und  Großes  auf  einmal ;  in  seinem  Menschheits- 
beglückungsdrang  schritt  er  allzu  hastig  vorwärts,  und  daran 
scheiterte  sein  edles  Beginnen.  Der  jugendliche  Kreiskonzipist, 
der  übrigens  mit  seinem  überklugen  Raisonnement  über  das, 
was  Kaiser  Josef  vor  einem  Menschenalter  hätte  tun  sollen, 
bewies,  daß  er  selbst  noch  stark  in  den  Überlieferungen  der 
über  alle  örtlichen  und  zeitlichen  Schranken  souverän  hinweg- 
setzenden Aufklärung  wurzelte,  erkannte  mit  richtigem  Blick 
den  geistigen  Zusammenhang  des  Josefinischen  Reformwerkes 
mit  den  Ideen  und  Bestrebungen  der  französischen  Revolution. 
Diese  innige  Verwandtschaft  sollte  für  die  habsburgische 
Monarchie  verhängnisvoll  werden.  Der  blutrünstige  Verlauf 
der  französischen  Revolution,  die  Hinrichtung  des  Königs  und 
die  Bedrohung  der  europäischen  Kabinette  durch  ihre  Volks- 
armee, brachten  die  Aufklärungsideen  in  Mißkredit  und  damit 
auch  die  friedliche  Veränderung  des  Bestehenden  in  Gestalt  der 
Reform  als  einer  „Revolution  von  oben".  Revolution  und  Reform 
galten  unter  der  Regierung  seines  Neffen  als  „geheime  Bundes- 
genossen".2)  Statt  aus  den  Mißerfolgen  der  Aufklärungs-  und 
Revolutionsära  die  Lehre  zu  ziehen,  daß  man  in  der  Um- 
gestaltung des  Bestehenden  nicht  zu  schnell  und  radikal  zu 
Werke  gehen  dürfe,  wollte  man  von  nun  an  überhaupt  keine 
Neuerung  mehr  vornehmen.  Das  Alte  und  Älteste  vielmehr  sollte 
aus  der  Versenkung  der  Geschichte  hervorreholt  und  sorgsam 
konserviert  werden  :  es  war  das  die  Zeit  der  Romantik,  die  Ära 
der  Restauration  und  Reaktion,  die  sich  in  ganz  Europa,  sogar 
in  dem  freien  England,  fühlbar  machte.  Nach  all  den  krampf- 
artigen Erschütterungen  des  ganzen  Erdballs  und  nervenauf- 
wühlenden Kämpfen  der  letzten  Jahrzehnte  entsprach  es  nur 
einem  in  den  weitesten  Kreisen  tief  empfundenen  Bedürfnis, 
wenn  Altmeister  Goethe  einem  Staatsminister^)  ins  Stamm- 
buch schrieb  : 

,.Nun  aber  Friede  tröstend  wiederkehret", 
„Kehrt  unser  Sinn  sich  treulich  nach  dem  Alten", 
„Zu  bauen  auf,  was  Kampf  und  Zug  zerstöret", 
„Zu  sichern,  wie's  ein  guter  Geist  erhalten." 


')  Kübeck,  „Tagebücher"  herausgegeben  von  Max  Freiherr  v.  Kübeck  ; 
Bd.  I.,  S.  253.  —  Im  gleichen  Sinne  äußerte  sich  Freiherr  v.  Pillersdorf  in 
seiner  nach  der  Revolution  veröffentlichten  Schrift  ,,Rückblicke  auf  die  politische 
Bewegung   in  Österreich  in  den  Jahren   1848  und   1849".  S.  9. 

2)  Pillersdorl,  S.   15. 

3)  v.  Voigt  (181G). 


Es  dauerte  aber  nicht  lange,  so  bekamen  die  Völker  auch 
das  Idyll  der  Ruhe  satt,  der  Stillstand  wurde  als  Reaktion 
empfunden  und  über  den  Druck  der  „väterlichen"  Regierungen 
geklagt,  und  da  war  es  wieder  Goethe,  der  sich  als  einen 
„gemäßigten  Liberalen,  wie  es  alle  vernünftigen  Leute  sind  und 
sein  sollen",  bezeichnete. i)  Nach  einigen  mißglückten  Be- 
wegungen der  zwanziger  Jahre  brachte  die  „große  Woche"  der 
Pariser  Julirevolution  die  gewaltsam  zurückgedrängten,  ver- 
fehmten  Aufklärungsideen  wieder  an  die  Oberfläche,  und  nun 
fegten  die  Freiheitsstürme  über  ganz  Europa  dahin,  überall 
nationale  und  liberale  Bewegungen  auslösend.  An  Stelle  der 
gefeierten  mittelalterlichen  Staatstheorien  eines  Ludwig  v.  Haller 
lauschte  man  jetzt  den  Lehren  des  Freiburger  Staatsrechts- 
lehrers Rotteck.  Selbst  Gentz,  der  getreue  Schildknappe  Metter- 
nichs,  sprach  nun  von  der  Aufgabe  der  Staaten,  „den  Geist 
der  Ordnung  mit  dem  Geist  des  Jahrhunderts  in  Überein- 
stimmung zu  bringen." 2) 

Wenn  sich  nach  der  Julirevolution  unter  dem  Druck  der 
öffentlichen  Meinung  fast  alle  Kabinette  zu  zeitgemäßen  Reformen 
aufrafften,  so  löste  die  liberale  Bewegung  bei  dem  Kaiser  Franz, 
der  in  der  Bekämpfung  der  Freiheitsideen  grau  geworden  und 
als  alternder  Mann  naturgemäß  zum  Beharren  in  den  festge- 
fahrenen Geleisen  neigte,  die  gerade  entgegengesetzte  Wirkung 
aus:  hatte  der  Kaiser  schon  früher  sich  nur  schwer,  mit  innerstem 
Widerstreben,  zu  einer  Änderung  des  Althergebrachten  ent- 
schließen können,  so  wollte  er  jetzt,  da  er  das  Schreckgespenst 
der  Revolution  leibhaftig  in  Riesengröße  wieder  vor  Augen  sah, 
gar  nichts  mehr  von  Neuerungen  wissen,  ja  er  bedauerte  die 
wenigen  bereits  erlassenen  und  ins  Leben  getretenen  Gesetze ; 
wie  das  über  die  Verzehrungssteuer. ^)  „Die  Sachen  in  Europa 
stehen  schlimm",  erklärte  er,  von  einer  düsteren  Ahnung  erfaßt 
zu  Kübeck,  „wir  werden,  so  lange  wir  leben,  vielleicht  noch 
durchkommen,  aber  glauben  Sie  mir,  es  ist  auf  eine  allgemeine 
Umwälzung  abgesehen."*)  Wiederholt  äußerte  er  sich  damals 
zu  seiner  Umgebung:  „Jetzt  ist  keine  Zeit  zu  Reformen."^) 
Es  waren  dies  keine  leeren  Worte :  die  Ausführung  des  vom 
Kaiser  am  24.  Mai  1831  genehmigten  neuen  Stempelgesetzes 
wurde  eingestellt;^)  sie  erfolgte  erst  nach  seinem  Tode  im 
Jahre  1840. 

Wie  der  Kaiser  dachte  auch  der  treue  Diener  seines 
Herrn,  Fürst  Metternich.   „Ich  begreife",  sagte  er  zu  Pillersdorf, 


1)  Gespräch  mit  Eckermann  (3.  Februar   1830). 

^)  Bluntschli,  „Geschichte  des  allg.  Staatsrechtes",  S.  4.53. 

3)  Kübeck,  Tagebücher  (1831,  Juni   lo.)  I.,  S.  438. 

^)  Ebenda  (1831,  Dezember  22.)  I.,  S.  519. 

5)  Ebenda  (1831,  Juni   13.)  I.,  S.  438. 

*)  Beer,  „Die  Finanzen  Österreichs  im  XIX.  Jahrhundert",  S.   143. 


„daß  man  nicht  stille  stehen  kann.  Man  verschreit  und  ver- 
leumdet mich  zwar  als  einen  Finsterling,  allein  das  bin  ich 
wahrlich  nicht.  Ich  weiß  so  gut  als  Einer,  daß  man  vorwärts 
schreiten  müsse,  daß  der  Stillstand  unmöglich,  daß  er  ein 
Rückschreiten,  folglich  eine  Reaktion  sei.  Allein  jetzt  ist  kein 
Zeitpunkt  zu  Neuerungen,  die  überhaupt  nur  langsam,  sich  gleich- 
sam von  selbst  entwickelnd  stattfinden  sollen.  Heitige  schnelle 
Neuerungen,  wenn  sie  auch  Verbesserungen  wären,  sind  immer 
gefährlich."^)  Das  war  ein  sehr  gesunder  Gedanke.  Zum  Un- 
glück für  Österreich  dauerte  aber  das  „jetzt"  sehr  lange ;  und 
die  langsamen  Neuerungen  kamen  erst,  als  es  schon  zu  spät 
war.  Mehr  als  je  fühlte  der  Staatskanzler  angesichts  des  von 
Tag  zu  Tag  toller  sich  geberdenden  „Zeitgeistes"  Österreichs 
Beruf  darin,  den  unerschütterlichen  Fels  abzugeben,  an  dem 
die  Wogen  des  „Freiheitsschwindels"  zerschellen  sollten.  Ob- 
wohl die  Finanzlage  des  Reiches  nichts  weniger  als  rosi^J  war, 
wurde  eifrigst  gerüstet,  um  im  Vereine  mit  den  Nordmächten  die 
liberale  Bewegung  in  Frankreich  mit  Waffengewalt  niederzu- 
schlagen.2)  Vergeblich  wies  der  Held  von  Aspern,  dem  man 
das  Oberkommando  über  die  verbündete  Armee  zudachte, 
diese  Bestimmung  Österreichs  als  europäische  Polizeigewalt  in 
eindringlicher  Weise  zurück.  „Solange  man",  schrieb  Erz- 
herzog Karl  in  einer  Denkschrift  vom  Jahre  1834,  „bei  dieser 
A'Ieinung  bleibt,  welche  doch  durch  die  täglichen  Ereignisse 
widerlegt  wird,  so  lange  man  nicht  die  Pflicht,  das  Innere  des 
eigenen  Reiches  zu  ordnen,  für  die  erste  Grundlage  aller  Macht 
und  für  die  erste  Pflicht  der  Regierung  erkennt,  läßt  sich  keine 
Besserung  hoffen,  was  man  im  einzelnen  auch  Gutes  einleiten 
und  bewirken  mag."^) 

Was  wog  aber  solchen  Mahnungen  gegenüber  die  eine 
unleugbare  Tatsache,  daß  die  bunt  zusammengewürfelte 
Monarchie  bisher  ruhig  geblieben  war,  daß  ihr  alle  die 
nationalen  und  politischen  Kämpfe,  welche  hinter  dem  Ver- 
fassungsstaate lauerten,  glücklich  erspart  geblieben  und  die 
Völker  im  großen  und  ganzen  sich  wohl  fühlten,  gar  nicht 
zu  reden  von  jenen  der  altangestammten  Lande,  die  mit  kind- 
licher Liebe  und  Verehrung  an  ihrem  ., guten"  Kaiser  Franz 
hingen  !  Es  mußte  also,  schloß  man  daraus,  die  bisherige,  seit 
dem  Ausbruch  der  französischen  Revolution  befolgte,  nach 
dem  Friedensschluß  zu  einem  förmlichen  System  ausgebildete 
Regierungstaktik  gut  sein.  Kaiser  Josef  II.  hatte  seine  Reformen 
zurücknehmen  müssen  —  dies  war  das  große  Argument,  welches 
den  Nörglern  und  Besserwissern    vorgehalten    werden  konnte. 


1)  Kübeck,  „Tagebücher"   (1831,  Juni   13.)  I.,  S.  439. 
')  Friedjung,  „Österreich  von   1848  bis   1860'   I.,  S.  3. 
^)  Wertheimer,  „Erzherzog  Karl    und  die  Julirevolution",  in  der  Beilage 
zur  ,,Allgemeinen  Zeitung"  vom   4.  Juni   1902. 


übrigens  hätte  er,  so  meinte  man,  gewiß  im  Jahre  1790  nicht 
mehr  zu  verwirklichen  versucht,  was  er  1780  als  den  höchsten 
aller  gouvernementalen  und  gesellschaftlichen  Entwürfe  be- 
trachtete.^) Dazwischen  lag  eben  die  französische  Revolution. 
Das  erprobte  System  der  „Stabilität"  wurde  also  jetzt  nach 
ihrem  Wiederaufflackern  erst  recht  beibehalten,  ja  womöglich 
noch  verschärft. 

Worin  bestand  nun  dieses  von  den  einen  als  Panazee 
gegen  alle  Unruhen,  von  den  andern  als  das  „böse  Prinzip", 
die  „Negation  des  Geistes"  verschrieene  „System,"  dessen 
Firmaträger  Metternich  wurde?  Wir  besitzen  darüber  eine 
hochauthentische  Erklärung  aus  der  Feder  des  Grafen  Hartig, 
den  das  Sturmjahr  als  Staats-  und  Konferenzminister  antraf 
und  der  als  einer  der  Werkführer  mit  seinem  Mechanismus 
wohl  vertraut  war.  Danach  war  also  die  Hauptmaxime  :  „Un- 
geschmälerte Aufrechterhaltung  der  Souveränitätsrechte  und 
Verneinung  eines  jeden  Anspruches  der  Völker  auf  Teilnahme 
an  jenen  Rechten."  Ihr  standen  dann  noch  zwei  andere  Leit- 
sätze zur  Seite  und  sollten  ihr  als  „Stütze"  dienen  :  „Be- 
wahrung des  väterlichen  Charakters  der  Regierung"  und 
„Vertretung  und  Begünstigung  des  Katholizismus".  In  der 
Praxis  freilich  kamen  die  drei  Prinzipien  sehr  oft  mit  einander 
in  Konflikt  und  hoben  sich  wohl  gar  gegenseitig  auf.^) 

Aus  dem  ersten  und  obersten  Grundsatz:  „Alles  durch 
die  Regierung,  nichts  durch  das  Volk"  flössen  die  harten 
Polizeivorschriften  im  Paßwesen,  die  strenge  Zensur  der 
Druckschriften,  die  Beschränkung  des  Vereinslebens,  die  Vor- 
zeichnung der  in  den  Schulen  jeder  Art  zu  lehrenden  Unter- 
richtsgegenstände, die  Niederhaltung  der  Provinzialstände  usw. 
—  Maßregeln,  die  schließlich  in  jenen  übelberüchtigten  „eisernen 
Polizeidruck"^)  ausarteten  und  als  sehr  unväterlich  empfunden 
wurden.  Die  Bewahrung  des  „väterlichen"  Charakters  aber 
war  schuld,  daß  den  Übertretern  der  scharfen  Gebote  und 
Verbote  nicht,  oder  wenigstens  nicht  immer,  mit  der  nötigen 
Strenge  begegnet  wurde,  was  wieder  die  Folge  hatte,  daß  sich 
die  liberalen  Ideen  auch  in  Österreich  langsam  einschmuggeln 
konnten,  nur  daß  die  väterliche  Regierung,  deren  Nachsicht 
als  Schwäche  ausgelegt  wurde,  bei  den  mündig  gewordenen 
Kindern  allen  Respekt  verlor  und  sich  schließlich  verhaßt 
machte.  Da  dem  Hauptprinzip  zufolge  die  ganze  Fülle  des 
staatlichen  Lebens  im  Monarchen  ruhte,  so  bedurfte  dieser  zur 
Vollstreckung    seines  Willens    eines    ausgedehnten    Beamten- 


1)  Schreiben  Metternichs  an  Ficquelmont  vom  14.  Dezember  1836  ;  vgl. 
Wertheimer,  „Fürst  Metternich  und  die  Staatskonferenz"  in  der  „Österreichischen 
Rundschau"  X.  (1907),  S.  52. 

-)   „Genesis  der  Revolution  in  Österreich",  S.  50  fg. 

')  Laube,   „Franz  Grillparzers  Lebensgeschichte",  S.    142. 


apparats,  der  sich  aber  noch  bei  weitem  größer  und  komph- 
zierter  gestaltete,  als  es  die  unbedingte  Notwendigkeit  erfordert 
hätte  —  und  daran  war  wieder  die  Väterlichkeit  schuld. 
Damit  ja  niemandem  ein  Unrecht  geschehen,  jeder  Willkür 
von  Seite  der  Beamten  wirksam  gesteuert  werden  konnte,  war 
ein  überaus  schwerfälliger  Mechanismus  von  Ober-  und  Unter- 
behörden ersonnen  worden,  demzufolge  oft  das  geringfügigste 
Stück  eine  beträchtliche  Reihe  von  Instanzen  —  in  der 
Administration  hatte  man  es  glücklich  auf  fünf  bis  sechs 
gebracht  —  herauf  und  herunter  durchlaufen  mußte.  Die 
Unterbehörde  berichtete  unter  Vorlage  sämtlicher  Akten  an  die 
höhere,  die  ihrerseits  ein  Gutachten  erstattete  und  mit  allen 
Akten  an  die  nächsthöhere  weiter  gab  oder  auch  behufs 
weiterer  Aufklärung  wieder  zurückleitete.  Bei  den  oberen 
Behörden  wurde  zu  allem  Überfluß  „koUegialiter",  im  Rats- 
gremium, beraten  und  entschieden,  ohne  daß  mit  dieser  eine 
umsichtige,  nach  allen  Richtungen  hin  reiflich  erwogene  Ent- 
scheidung bezweckenden  Maßregel  ein  anderer  Erfolg  erreicht 
worden  wäre  als  der,  dem  Referenten  das  Verantwortungs- 
gefühl zu  nehmen  und  die  Erledigung  zu  verzögern,  weil 
nämlich  bei  der  vielbemängelten  Einseitigkeit  der  Ausbildung 
und  Verwendung  der  österreichischen  Beamten  nur  zu  oft 
die  anderen  Räte  von  dem  vorgetragenen  Gegenstand  nichts 
verstanden. 1)  Da  war  es  denn  noch  gut,  wenn  sie  Ja  und 
Amen  sagten.  Es  kam  aber  auch  oft  vor,  daß  der  fachkundige 
Referent  niedergestimmt  wurde,  und  dann  war  die  Verzögerung 
nicht  das  einzige  Übel.  Die  verschiedenen  Majoritäts-  und 
Minoritätsvoten,  die  sich  schließlich  im  Zentrum  der  Ent- 
scheidung ansammelten,  hatten  wiederum  die  unangenehme 
Wirkung,  daß  sich  dieses  vor  lauter  Meinungen  gar  nicht  mehr 
auskannte,  daß  der  Zweifel  neue'  Nahrung  bekam.  Man  half 
sich  dann  gerne  damit,  daß  die  Sache  zu  weiteren  Erhebungen 
an  eine  Neben-  oder  Hilfsbehörde  oder  wieder  an  die  Unter- 
stehende abgetreten  wurde. 2)  Man  gewann  damit  Zeit  und 
deckte  sich  den  Rücken.  So  verwandelte  sich  also  die  wohl- 
tuende Absicht  zum  Fluch :  die  Erledigung  zog  sich  ins 
Endlose  hinaus,  sie  kam  meist  zu  spät  —  wenn  sie  über- 
haupt erfolgte.  Dieser  letzte  Fall  ereignete  sich  namentlich 
dann,  wenn  es  sich  um  einen  wichtigeren  Gegenstand,  etwa 
um  legislative  und  administrative  Reformen  handelte.  Solche 
Gegenstände  wurden  in  der  väterlichsten  Absicht,  das  Beste 
zustande  zu  bringen,  so  lange  bei  den  verschiedensten  Stellen 


»)  (Schuselka),  „Österreich  im  Jahre  1843",  S.  88.  Vgl.  auch  den  Artikel 
„Was  tut  Österreich  vor  allem  not?-'  in  der  Zeitschrift  „Die  Grenzboten" 
Jahrgang   1846,  Bd.  IL,  Nr.   240. 

2)  Pillersdorf,  „Rückblicke",  S.  12  fg.:  (Hartig),  ,.  Genesis  der  Revolution 
in  Österreich",  S.  43. 
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beraten  und  überschlafen,  bis  sie  schließlich  an  höchster 
Stelle,  wo  sich  der  Prinzipienkampf  in  verstärktem  Maße 
wiederholte,  liegen  blieben. 

So  lief  die  ganze  Tätigkeit  der  Behörden  tatsächlich  auf 
nichts  anderes  hinaus,  als  auf  ein  „Meinungsverhör  der 
Meinungen",  oder  eine  „kontrollierende  Kontrolle  der  kon- 
trollierenden Kontrolle",^)  und  der  tiefere  Grund  dieser  viel- 
bekrittelten und  oftverspotteten  Tatsache,  die  aber  auch  von 
leitenden  Staatsmännern  selbst  unverblümt  zugegeben  wurde, 2) 
lag  in  der  so  eigenartigen  mißtrauischen  und  autokratischen 
Natur  des  Kaisers.  „Die  Bureaukratie  sollte  —  dahin  drängte 
die  Jahr  für  Jahr  gleich  der  eines  unfruchtbaren  Nil  wieder- 
kehrende Normalien-  und  Instruktionsüberschwemmung  —  alles 
überwachen,  alles  ausführen,  über  allem  schweben  ;  und  den- 
noch sollte  sie  bloß  der  willenlose  Telegraphendraht  sein,  den 
entlang  der  Gedanke  und  Wille  einer  Person  durch  Millionen 
hinliefen."^)  Auch  den  Ministern  fehlte  jede  Selbständigkeit: 
sie  hatten  die  Stellung  von  „Kommis,  denen  man  über  alles 
eine  Meinung,  aber  über  nichts  einen  Entschluß  zugesteht".*) 
Alle  Entscheidung  ruhte  beim  Monarchen.  Da  aber  Kaiser  Franz 
sich  selbst  auch  mißtraute  und  die  schon  von  seinem  Oheim 
Josef  II.  am  Jüngling  wahrgenommene  Charaktereigenschaft 
der  „Unentschlossenheit  im  Denken,  Tun  und  Lassen,  Furcht 
und  Scheu  vor  Verdrießlichkeiten"^)  sich  unter  dem  Druck  der 
Ereignisse  und  mit  zunehmenden  Jahren  steigerte,  so  kam  auch 
er  zu  keinem  Entschluß;  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Zahl 
der  Geschäftsstücke,  zu  denen  sich  noch  die  von  vornherein 
seiner  persönlichen  Entscheidung  vorbehaltenen  Agenden  ge- 
sellten, so  gross  war,  daß  er  bei  aller  Geschäftigkeit,  die  ihm 
niemand  absprechen  kann,  nicht  aufzukommen  in  der  Lage  war. 
Niemand  litt  mehr  unter  diesem  Mißverhältnis  als  der  Kaiser 
selbst,  und  es  war  eine  sehr  richtige  Selbstkritik,  wenn  er  ein- 
mal scherzend  meinte,  „daß  er  wohl  ein  brauchbarer  Hotrat 
sein  würde". 6) 

So  war  es  eine  eigentümliche  Ironie  des  Schicksals,  daß 
er,  der  von  dem  lebhaftesten  Bewußtsein  seiner  Allgewalt  er- 
füllt war,  in  der  Wirklichkeit  einen  sehr  spärlichen  Gebrauch 
davon  machte.  Die  Tatsache,  daß  bei  aller  Vielschreiberei  nichts 
herauskam,  gibt  auch  der  Verfasser  der  „Genesis",  Graf  Hartig, 
unverblümt  zu,  nur  daß  er  sich  dagegen  verwahrte,  daß  dieses 
Stationärbleiben    aus    Prinzip    erfolgt    wäre.     „Man    blieb    nur 

M  Beidtel,  ,.Geschichte  der  österreichischen  Staatsverwaltung  1740 — 1848" 
II.,  S.  350. 

2)  V^gl.  z.  B.  (Hartig),   „Genesis  der  Revolution  in  Österreich',  S.  41  fg. 

^)   „Die  Märzkatastrophe  in  Österreich"  in    der  „Gegenwart"   V.,  S.  676. 

*)  Ebenda,  S.  677. 

5)  Stern,   „Geschichte  Europas  (1815—1871)"  1.,  S.  222. 

ß)   „Genesis  etc.",  .S.   19. 
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stehen",  meinte  er,  „weil  man  zu  keinem  Entschluß  kommen 
konnte,  mit  welchem  Fuße  man  vorwärts  schreiten  sollte."^) 
Die  Wirkung  war  allerdings  die  gleiche.  Ganz  abgesehen  von 
der  unnützen  Vergeudung  der  Arbeitskraft,  welche  bei  talent- 
volleren Beamten  zur  Verbitterung  oder  Gleichgültigkeit  führte, 
verschlang  der  komplizierte  Verwaltungsapparat  eine  Riesen- 
summe Geldes,  und  von  diesem  Standpunkt  bezeichnete  ihn 
später  der  P'inanzminister  Baron  Kübeck  als  eine  der  Grund- 
ursachen, die  den  Staatsaufvvand  zum  empfindlichsten  Nach- 
teil des  gesamten  Staatslebens  steigere. 2)  Auch  das  war  un- 
väterlich. 

Zu  allen  anderen  Übelständen  gesellte  sich  noch  der  voll- 
ständige Mangel  eines  einheitlichen  Zusammenwirkens  der  ein- 
zelnen Hofstellen,  etwa  in  Form  eines  Ministerrats.^)  Der  Staats- 
rat, der  nach  der  ursprünglichen  Absicht  einen  solchen  Ver- 
einigungspunkt hätte  bilden  sollen,  war  selbst  in  vier  Sektionen 
zerrissen,  die  unabhängig  von  einander  ihre  Voten  abgaben, 
und  auch  nicht  von  allem  Kenntnis  hatten,  weil  der  Kaiser  oft 
im  Kabinettswege  irgendeinen  Staats-  und  Konferenzminister 
mit  der  Begutachtung  betraute;  überdies  verlor  der  Staatsrat, 
der  einem  Eingeweihten  schon  1831  als  eine  Art  „Pensions- 
institut"*) erschien,  später  vollends  seine  Bedeutung.  Der  ganze 
Organismus  stand  und  fiel  mit  dem  Kaiser  Franz,  dessen  persön- 
liches Regiment  die  Seele  und  der  Vereinigungspunkt  war.  Was 
aber  dann  geschehen  sollte,  wenn  sich  die  zwei  Augen,  auf 
denen  es  ruhte,  schloßen,  war  eine  Frage,  deren  Beantwortung 
der  Kaiser,  erstens  weil  sie  höchst  wichtig  war,  und  zweitens 
weil  er  ungern  an  das  Sterben  dachte,  immer  wieder  hinaus- 
schob, und  sein  Staatskanzler,  der  gefließentlich  alles  vermied, 
wodurch  er  seinem  Herrn  unangenehm  werden  konnte,  war 
nicht  der  richtige  Mann,  sie  zu  forcieren.  Vv'enn  wir  dem  Fürsten 
Metternich  glauben  wollen,  hatte  er  dem  Kaiser  schon  im 
Jahre  1817  in  einer  Denkschrift  die  Notwendigkeit  einer  Vor- 
sorge für  die  Zukunft  auseinandergesetzt,  dieselbe  auch  wieder- 
holt betrieben  und  zu  Neujahr  1835  in  der  bestimmtesten  Weise 
noch  für  dieses  Jahr  eine  Erledigung  in  Aussicht  gestellt  be- 
kommen —  dazu  ist  es  aber  durch  den  bald  darauf  einge- 
tretenen Tod  des  Kaisers  nicht  mehr  gekommen.^) 

Die  Lösung  dieser  Frage  wäre  umso  brennender  und 
dringender  gewesen,  als  der  Thronerbe  Erzherzog  Ferdinand 
geistesschwach    und    daher     außerstande    war,    jene   Rolle   zu 


1)  Ebenda. 

-)  Vortrag  vom  22.  Januar   1843;  vgl.  Beer,   „Die  Finanzen  Österreichs", 
S.   154. 

3)  (Hartig),  „Genesis  etc.",  S.   29  fg. 

*)  Kübeck,   .,Tagebücher^'   (1831   April)  I.,  S.  381. 

s)  Friedjung,  „Österreich  von   1848  bis   1860"  L,  S.   4  fg. 
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spielen,  die  in  einem  absoluten  Staate  dem  Regenten  zukommt, 
gar  in  der  Habsburgischen  Monarchie,  wo  aus  den  eben  ge- 
schilderten Gründen  dem  obersten  Willen  des  Monarchen  eine 
ganz  besondere  Bedeutung  zukam.  Wenn  Kaiser  Franz 
möglicherweise  selbst  das  Gefühl  hatte,  daß  in  diesem  Falle 
die  Anwendung  der  Legitimität  ein  Unglück  für  das  Reich 
bedeutete,  fehlte  es  jedenfalls  in  seiner  Umgebung  nicht  an 
Männern,  die  davon  überzeugt  waren  und  aus  diesem  Grund 
die  Thronfolge  des  nächstältesten  Erzherzogs  Franz  Karl 
vorgezogen  hätten. i)  Dieser  zweifellose  Mißgriff  wog  umso 
schwerer,  als  sich,  wie  wir  gleich  hören  werden,  seit  dem 
Ausbruch  der  Julirevolution  im  ganzen  Bereich  der  Monarchie 
die  Schwierigkeiten  in  bedenklicher  Weise  häuften,  Kräfte  und 
Bewegungen  zum  Vorschein  kamen,  deren  Bewältigung  eine 
kraftvolle  Regierung  erfordert  hätte.  Hand  in  Hand  damit 
mehrten  sich  die  Geldkalamitäten.  „Das  Defizit  für  1835", 
schrieb  einer  von  jenen  Männern  im  Oktober  1834,  „beträgt 
über  30,000.000.  Die  Anarchie  ist  an  den  Toren.  Möge  Gott 
verhüten,  daß  der  Tod  des  Kaisers  sie  nicht  bald  aufschließe." 2) 
Der  Tod  des  alten  Kaisers,  der  nach  kurzer  Krankheit 
am  2.  März  1835  erfolgte,  gestaltete  sich  in  der  Tat  zu  einer 
Katastrophe.  Der  „mystische  Bann,  mit  dem  eine  durch  fast 
zwei  Generationen  hart  und  zähe  verfolgte  Überzeugung,  die 
Gewohnheit  eines  so  langen  Gehorsams,  die  traditionelle  An- 
hänglichkeit der  Welt,  die  mit  ihm  jung  gewesen,  die  Persön- 
lichkeit des  Verstorbenen  umgeben  hatten",^)  war  gebrochen, 
überall  löst  die  Ruhe  Bewegung  aus,  überall  gibt  es  Opposition. 


Die  Opposition  zog  selbst  in  die  oberste  Regierungsstelle 
ein.  Der  Kaiser  war  noch  nicht  beigesetzt,  brach  auch  schon 
jener  unglückselige  Konflikt  zwischen  dem  Staatskanzler  und 
dem  seit  1826  die  Stelle  eines  Ministers  des  Innern  beklei- 
denden Grafen  Kolowrat,  der  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  noch 
niedergehalten  werden  konnte,  in  einer  Weise  aus,  daß  er 
vor  der  breiten  Öffentlichkeit  nicht  mehr  vertuscht  werden 
konnte.  Metternich  sprach  ganz  offen  von  dem  bösen  Hämor- 
roydalleiden  des  Grafen,  welches  meist  um  die  Nachtgleiche 
auftretend,  seinen  geistigen  Zustand  affiziere  und  den  sonst 
so  kenntnisreichen  Mann  auf  längere  Zeit  arbeitsunfähig  mache.*) 


1)  Kübeck  bringt  in  seinen  Tagebuchaufzeichnungen  mehrere  interessante 
Belege  dazu  ;  vgl.  Kübeck,   ..Tagebücher-'   I.,  S    805  fg. 

2)  Ebenda,  S.  662. 

*)  „Die  Märzkatastrophe  in  Österreich",   in   der  „Gegenwart"  V,  S.   678. 
*)    Wertheimer,    „Fürst    Metternich     und    die    Staatskonferenz"     in    der 
„Österreichischen  Rundschau-   X.  (1907),  S.  50. 
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Graf  Kolowrat  griff  seinerseits  im  Gefühl  seiner  Unentbehrlich- 
keit  zu  seinem  oft  bewährten  Mittel :  er  nahm  Urlaub  und 
reiste  auf  seine  böhmischen  Güter.  Doch  kehrte  er,  bevor 
noch  der  ihm  auf  sechs  Monate  erteilte,  von  dem  Fürsten 
offenbar  vvärmstens  befürwortete  Urlaub  um  war,  zurück,  und 
daran  tat  er  sehr  gut.  Metternich  hatte  nämlich  seine  Ab- 
wesenheit dazu  benützt,  um  seinen  alten  Plan  einer  vormund- 
schaftlichen Regierung  ins  Werk  zu  setzen,  in  welcher  ihm 
selbst  der  Löwenanteil  zugefallen  wäre.  Kolowrat  gelang  es 
aber  noch  rechtzeitig,  diese  Absicht  zu  durchkreuzen  und  sich 
in  der  „Staatskonferenz",  wie  sie  mit  kaiserlichem  Schreiben 
vom  31.  Oktober  1836  ins  Leben  trat,  seinen  Einfluß  zu 
sichern  und  jenen  Metternichs  zu  paralysieren.  Die  eigentliche 
Leitung  in  diesem  „monstrum  horrendum,  cui  lumen  ademp- 
tum"i)  fiel  dem  jüngsten  Bruder  des  verstorbenen  Kaisers, 
Erzherzog  Ludwig  zu,  der  als  der  unbedeutendste  unter  allen 
Brüdern  dem  Kaiser  offenbar  am  vertrauenswürdigsten  er- 
schienen und  von  ihm  wiederholt  zu  Regierungsgeschäften 
herangezogen  worden  war.  Langsam  und  unentschieden,  schon 
in  seiner  äußeren  Erscheinung  das  Prinzip  der  starren  Un- 
beweglichkeit  verratend, ^j  im  übrigen  rechtlich,  wohlwollend 
und  gutmütig,  schien  er  so  recht  geeignet,  die  Regierungsgrund- 
sätze seines  Bruders  am  reinsten  zu  bewahren  und  das  von 
dem  sterbenden  Kaiser  seinem  Nachfolger  abgenommene 
Versprechen,  an  den  Grundlagen  der  Monarchie  nichts  zu 
ändern,  jederzeit  treu  zu  halten.  Sein  oberster  Regierungs- 
grundsatz war:  „Liegen  lassen  ist  die  beste  Erledigung."^) 
Der  Schwerpunkt  seiner  Tätigkeit  lag  darin,  das  in  der  äußeren 
und  inneren  Politik  so  sorgsam  behütete  S3^stem  des  Gleich- 
gewichts und  der  Ruhe  im  Regentschaftskollegium  selbst 
aufrechtzuerhalten. 

Die  Zwietracht  unter  den  beiden  Ministern,  die  Metternich 
selbst  später  als  eine  der  Ursachen  des  Sieges  der  März- 
revolution ansah,*)  war  nicht  am  Ende  in  einem  unüberbrück- 
baren Gegensatz  der  Grundsätze  begründet ;  sie  entsprang 
vielmehr  einer  vollständigen  Harmonie  des  Strebens  nach 
Macht  und  persönlicher  Geltung,  der  gleichen  Überzeugung, 
daß  nur  Einer  regieren  könne^)  —  dieser  Eine  sollte  aber 
nicht  der  Andere  sein.  Kolowrat  liebte  es  zwar,  sich  auf  den 


')  Kübeck,   „Tagebücher"   I.,  S.  755. 

2)  Arneth,   , Anton  R.  v.  Schmerling",  S.  63  ;  auch  Laube,  „Franz  Grill- 
parzers  Lebensgeschichte ",  S.    143. 

3)  Friedjung,  „Österreich  von   1848  bis   1860"  I.,  S.  6;   vgl.  dazu  auch 
Kübeck,  Tagebücher"   L,  S.   767. 

*)  „Aus    Metternichs    Nachgelassenen     Papieren"     VIL,    S.     628  ;     auch 
Friedjung,  S.  7. 

5)  Kübeck,   „Tagebücher"   L,  S.  787. 
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Vorkämpfer  liberaler  Ideen  hinauszuspielen,  aber  „ohne  daß 
etwas  dabei  herausgekommen  wäre"  :^)  im  Innersten  konnte 
er  nie  den  böhmischen  Oberstburggrafen  und  Stockaristokraten 
verleugnen.  Er  benützte  sie  lediglich  als  Mittel,  seinem  Gegner 
Schwierigkeiten  zu  machen,  ihn  unmöglich  zu  machen  und 
schließlich  aus  dem  Sattel  zu  heben.  Wie  weit  er  in  diesem 
Streben  ging,  beweist  wohl  am  schlagendsten  die  Aufführung 
des  Bauernfeld'schen  Lustspieles  „Großjährig",  einer  der 
stärksten,  allerdings  auch  gelungensten  Verhöhnungen  des 
Metternich'schen  Systems  —  im  Burgtheater.  Wer  mit  „Blase" 
gemeint  war,  dem  „Vormund  und  Güteradministrator"  des 
„Baron  Herrmann,  überzähliger  Beamter",  der  den  Eindruck 
eines  vollkommenen  Idioten  macht,  aber  schließlich  zeigt,  daß 
er  nur  durch  die  stete  Gängelung  so  unbeholfen  und  un- 
erfahren geworden  war,  und  sich  entschließt,  seine  verwahrlosten 
Güter  selbst  zu  verwalten :  dies  konnte  das  blödeste  Auge 
gleich  in  der  ersten  Szene  des  ersten  Aktes  erkennen.  Da 
schießen  die  giftigen  Pfeile  hageldicht:  „So  wären  denn", 
sagt  Blase,  „die  inneren  Angelegenheiten  meines  Hauses 
gut  besorgt  wie  ich  hoffe ;  für  das  Wichtigere  —  das  Äußere^) 
—  werden  ich  und  Herr  Spitz  Sorge  tragen" ;  „Das  wollen 
wir  erst  abwarten  .  .  .  Wir  brauchen's  dann  nicht  abzutragen. 
Abwarten  —  sehen  sie  Herr  Spitz  —  abwarten  —  das  ist 
das  Hauptgeheimnis  einer  guten  Administration.  Wenn  man 
wartet,  kommt  alles  von  selbst.^)  Legen  Sie  den  Antrag  nur 
einstweilen  bei  Seite";  „Freie  Ideen!  In  meinem  Hause!  Wie 
kommen  die  herein  ?"  usw.  Im  Ausland  wunderte  man  sich 
nicht  wenig  darüber,  daß  die  ob  ihrer  Strenge  berühmte 
österreichische  Zensur  diese  dick  aufgetragene  Satyre  aufzu- 
führen gestattete,  noch  dazu  auf  der  Hofbühne.*)  Dieses 
Wunder  erklärt  sich  aber  auf  eine  sehr  einfache  Weise. 
Bauernfeld  hatte  dieses  Stück  durch  Vermittlung  seines 
Freundes,  Alexander  Baumann,  dem  Grafen  Kolowrat,  in 
dessen  Diensten  derselbe  stand,  in  die  Hände  gespielt.  Der 
Graf  fand  es  „charmant"  und  ließ  es  an  seinem  Sommertheater 
aufführen ;  von  da  fand  es  dann  den  Weg  zum  Burgtheater. ^) 
Metternichs  schwache,  mimosenhafte  Natur  war  solchen  An- 
griffen gegenüber  machtlos.  Von  hoher  Seite  gefragt,  warum 
er  sich  seines  Gegners  nicht  entledige,  da  es  doch  in  seiner 
Gewalt  stünde*  antwortete  der  Fürst  ganz  nach  Blases  Rezept 
des  Abwartens'   „Man  muß  ihn    absterben    lassen,  aber  nicht 


1)  Laube,  S.   143. 

*)  Siehe  oben  (S.  7)  die  Äußerung  Erzherzog  Karls. 
^)  Vgl.  dazu  die  früher  erwähnte  (oben    S.  7)  Bemerkung  Metternichs  zu 
Pillersdorf. 

*)  Vgl.   Beidtel  IL,  S.  396  fg. 

^)  Bauernfeld,   „Aus  und  Neu-Wien",  S,  247. 
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töten.  "1)      Allein    darüber    drohte     die    ganze    Monarchie    in 
Trümmer  zu  gehen. 

Daß  dieses  „Drei  Greisenregiment"  mit  der  Unbeweglich- 
keit  nach  außen  und  dem  fressenden  Wurm  der  Zwietracht 
im  Innern  keinen  Ersatz  für  eine  kräftige,  imponierende  Herrscher- 
persönlichkeit darstellte,  wie  sie  die  bewegte  Zeit  erfordert  hätte, 
erkannten  am  allerersten  diejenigen,  welche  dieses  Treiben  aus 
unmittelbarer  Nähe  mitansehen  mußten.  Die  beiden  kaltgestellten 
Oheime  des  Kaisers,  die  Er7.herzoge  Karl  und  Johann,  machten 
aus  ihrer  Unzufriedenheit  kein  Hehl.-)  Es  fehlte  auch  nicht  an 
Versuchen,  sie  zu  einem  Vorstoß  zu  bewegen  ;  doch  zogen  sie 
sich  sehr  bald  zurück,  als  ihnen  der  Geist  des  verstorbenen 
Kaisers  entgegentrat.  Erzherzog  Ludwig  konnte  sich  gleich 
jMetternich  auf  dessen  letztwillige  Verfügung  berufen,  die  den 
Nachfolger  in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten  an  ihren  Rat 
band,  und  an  diesem  Vermächtnis  wagte  keiner  zu  rütteln : 
zu  tief  saß  ihnen  die  Loyalität  und  Verehrung  für  den  dahin- 
geschiedenen Bruder  in  den  Knochen.  Einem  weiblichen  Mit- 
glied des  Kaiserhauses  war  es  dann  vorbehalten,  den  Gedanken 
einer  Veränderung  in  der  obersten  Leitung  mit  konsequenter 
Energie  zu  verfolgen :  es  war  die  Erzherzogin  Sophie,  die 
Gemahlin  des  Thronfolgers  Franz  Karl,  die  geistig  hochstehende 
Tochter  König  Ludwigs  von  Baiern.  Wenn  zunächst  ihr  Ziel 
dahin  gerichtet  sein  mochte,  ihrem  Gemahl,  der  wohl  in  der 
Staatskonferenz  saß,  aber  hier  so  gut  wie  gar  nichts  zu  reden 
hatte,  die  Vormundschalt  über  den  kranken  Kaiser  zu  ver- 
schaffen, so  schwebte  ihr  später,  als  die  Situation  von  Tag 
zu  Tag  kritischer  wurde  und  auch  Erzherzog  Franz  Karl 
keineswegs  die  für  eine  sturmbewegte  Zeit  erforderlichen 
Regentengaben  zeigte,  ein  anderer  Ausweg  immer  klarer  vor 
Augen  :  ihr  Sohn  Franz  Josef  sollte  die  Regierung  übernehmen. 
An  eine  gewaltsame  Lösung  dieser  Frage,  die  allen  ein- 
sichtigeren Elementen  schwer  auf  der  Seele  brannte,  dachte 
sie  gewiß  auch  im  Schlafe  nicht ;  aber  sehr  natürlich  ist  es, 
daß  ihr  eine  Veränderung  des  unhaltbaren  Zustandes  nicht 
unerwünscht  gekommen  wäre,  weil  sie  eben  mit  richtigem 
Blick  erkannt  hatte,  daß  bei  einer  längeren  Fortdauer  die 
Monarchie  in  Brüche  gehen  müsse. ^)    So   viel   ist  sicher,   daß 


^)  Tagebuch  eines  ungenannten  Staatsmannes  vom  9.  Februar  1840  ; 
vgl.  Wertheimer,  „Fürst  Aletternich  und  die  Staatskonferenz"  in  der  „Österr. 
Rundschau-^  X.  (1907),  S.   118. 

^)  Vgl.  darüber  den  vorgenannten  Artikel  Wertheimers  und  Fried|ung, 
S.   13  fg. 

3)  Daß  die  Erzherzogin  bei  der  Volkserhebung  vom  13.  März  ihre  Hand 
im  Spiele  hatte,  diese  zuerst  von  Adolf  Schmidt  (.Zeitgenössische  Geschichten", 
S.  690  fg.)  vorgetragene,  neuerdings  von  O.  Lorenz  („Staatsmänner  und  Ge- 
schichtsschreiber des  XIX.  Jahrhunderts",  S.  46  fg.  und  107)  aufgewärmte  Fabel 
hat  kürzlich  wieder  Friedjung  (S,    105,  Anm.  4)   mit  Recht  zurückgewiesen. 
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sie  namentlich  in  der  letzten  Zeit  vor  dem  Umschwung  mit 
der  Bewegung  liebäugelte  und  sich  auch  zu  den  Führern  der 
lioeralen  Partei  allerhand  Fäden  spannen,  daß  sie  an  Zuge- 
ständnisse dachte,  um  den  Sturm  zu  beschwören.  Die  Kunde 
von  diesen  Stimmungen  und  Bestrebungen  im  Regierungs- 
kolleg und  bei  Hofe  sickerte  auch  bald  in  die  Öffentlichkeit 
durch  und,  wie  es  schon  zu  geschehen  pflegt,  übertrieb  das 
Gerücht;  man  sprach  schließlich  von  einer  „Palastrevolution". i) 
Die  „Anarchie"  2)  im  Regentschaftskolleg,  die  Unzufrieden- 
heit in  den  Hofkreisen  und  das  sich  daraus  naturgemäß  er- 
gebende Intriguenspiel  pflanzten  sich  nach  unten  fort.  Es  wurde 
zwar  noch  weiter,  ja  mehr  als  je,  „normiert,  tabelliert  und 
revidiert", 2)  das  Räderwerk  der  verrosteten  Staatsmaschine 
surrte  mechanisch  weiter,  aber  die  bewegende  Kraft  war  ge- 
brochen. Mißmut  und  Unzufriedenheit  rissen  auch  in  der 
Beamtenschaft  ein,  und  gerade  bei  den  fähigen  und  intelligenten 
Köpfen,  an  denen  es  ihr  keineswegs  mangelte,  wenn  sie 
erkennen  mußten,  daß  alle  ihre  Kenntnisse  und  Mühe  umsonst 
angewendet  waren.  Klarsehende  Männer  wie  Kübeck  und 
Pillersdorf,  die  in  nächster  Nähe  standen,  rangen  die  Hände: 
sie  sahen  den  Staatswagen  rapid  zur  Tiefe  sausen,  und  wußten 
nur  nicht,  wo  und  wann  er  zerschellen  werde.  „Kann  das 
lange  so  dauern  ?"  fragte  sich  schon  bald  nach  dem  Thron- 
wechsel der  Staatsrat  Kübeck  —  und  er  antvvortete :  „Ich 
glaube  ja  I  Die  Regierung  ist  beschränkt  und  schwach,  zu- 
weilen auch  willkürlich,  aber  im  allgemeinen  gerecht,  sparsam 
und  rücksichtsvoll  für  die  großen  Interessen  des  Volkes,  be- 
harrlich und  verläßlich  in  ihrer  Politik  nach  Außen,  aufsichtig 
und  stark  genug,  anarchische  Bewegungen  zu  erdrücken.  Das 
Volk  befindet  sich  im  allgemeinen  wohl."*) 


Daß  das  Volk  ruhig  sei,  daß  es  sich  wohlbefinde,  ge- 
hörte zu  den  unverbrüchlichsten  Glaubenssätzen  der  öster- 
reichischen Regierung.  Es  war  dies  bis  weit  in  den  Vormärz 
hinein  der  allgemeine  Eindruck,  und  er  entsprach  auch  den 
Tatsachen.  V^^enn  einige  Jahre  nach  dem  Friedensschluß  der 
Großherzog  von  Oldenburg  die  Mitteilung  der  Karlsbader 
Zwangsvorschriften  mit  den  Worten  quittierte  :  „Den  Umtrieben 
revolutionärer  Grundsätze  kann  meines  Erachtens  nicht  kräftiger 
entgegengesteuert    werden,    als    ihnen    zufriedene    Untertanen 


')  Wertheimer,  S.   126. 

2)  Kübeck,  ..Tagebücher"  (1837  Januar  4.  und  26.;  Februar  5.  — 23.)  I., 
S.  749  fg.  Denselben  Ausdruck  gebraucht  auch  Bauernfeld,  „Aus  Alt-  und  Neu- 
Wien",  S.  262. 

3)  „Die  Gegenwart"   V.,  S.  684. 

*)  Kübeck,   „Tagebücher"   (1837  Oktober)  I.,  S.  768. 
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entgegenzustellen"!),  so  brauchte  Metternich  diese  wenig 
„bundesfreundliche"  Belehrung  nicht  als  Spitze  gegen  Österreich 
anzusehen.  Aber  schon  in  den  letzten  Jahren  der  Regierung 
des  Kaisers  Franz  bereitete  sich  eine  tiefgehende  Wandlung 
vor,  die  nach  außen  hin  freilich  erst  in  den  Vierziger  Jahren 
deutlicher  hervortrat.  Den  Anstoß  gab  auch  hier  die  Pariser 
Julirevolution,  die  trotz  der  strengen  Absperrung  vom  Ausland 
und  Überwachung  der  böswilligen  Literaten  —  „böswillig" 
war  ein  Lieblingswort  der  Polizei  —  in  kürzester  Zeit  die  Monarchie 
mit  ihren  Wellen  überflutete,  in  den  neuangegliederten  Landen 
Venetien,  Lombardei  und  Galizien  ebenso  wie  in  Ungarn,  das 
seine  eifersüchtig  bewachte  Konstitution  besaß,  Bewegungen 
und  Symptome  der  Unzufriedenheit  hervorrief,  aber  auch  in 
ihrem  Herzen  sich  bemerkbar  machte. 

Der  „Rheinische  Kurrier  für  das  konstitutionelle  Deutsch- 
land" wußte  alsbald  in  einem  vielbesprochenen  Artikel  vom 
11.  März  1831  zu  melden,  daß  die  „neuen  Verfassungs-  und 
Reformideen"  auch  in  Österreich  Eingang  gefunden  und  im 
„Mittelstand"  sehr  verbreitet  wären. ^j  Die  Tatsache,  daß  „m 
den  ersten  Tagen"  derlei  Ideen  von  „Preßfreiheit,  Volks- 
souveränität" usw.  häufig  besprochen  wurden,  gab  auch  der 
Wiener  Polizeidirektor  amtlich  zu,  legte  ihr  aber  keine  be- 
sondere Bedeutung  bei.  Sie  fanden,  erklärte  er,  in  den  Köpfen 
einiger  „neuigkeitslustiger"  Menschen  Interesse,  so  wie  etwa 
die  Expedition  nach  Algier  oder  die  Pest  in  Odessa;  „viel- 
mehr zeigten  sich  beinahe  überall  S3''mptome  jener  zufriedenen 
Behaglichkeit,  die  der  Mensch  empfindet,  wenn  er  sich  in 
Sicherheit  fühlt  und  die  Stürme  um  ihn  her  wüten. "3) 

Was  die  freiheitlichen  Gedanken  und  Wünsche  der 
Wiener  am  Eingang  der  Dreissiger  Jahre  anbelangt,  dürfte  der 
Polizeibericht  —  ganz  vereinzelte  Fälle  in  den  oberen  Schichten 
der  besitzenden  Klassen  und  der  Intelligenz  ausgenommen  — 
die  Wahrheit  getroffen  haben  ;  herrschte  doch  selbst  im  Punkte 
der  entschieden  am  lebhaftesten  ersehnten  Preßfreiheit  noch 
in  den  Märztagen  eine  Unklarheit  und  Bedürfnislosigkeit,  die 
den  Spott  der  Gebildeten  hervorzurufen  geeignet  war,*)  gar 
nicht  zu  reden  von  der  Konstitution,  die  das  Volk,  wie  ein 
kritischer  Beobachter  des  Sturmjahres  sicherlich  nicht  mit 
Unrecht  bemerkte,  erst  be^^ehrte,  als  es  sie  schon  als  Zuge- 
ständnis in  den  Händen  hielt. ^)  Ungleich  bedenklicher  war  die 
Wirkung  der  knapp  vorher    im  Jahre   1829    eingeführten  Ver- 


>)   1819  September  9;  vgl.  Stern,  „Geschichte  Europas"   I.,  S.  586. 
2)  Kübeck,  „Tagebücher"  I.,  S.  439. 

')  Bericht    des    Hofrats    Baron  Waldstätten    vom    9.    September     1830 ; 
Archiv  des  Ministeriums  des  Innern.  Polizeiakten,  Nr.  6877. 

*)  Vgl.  die  Nummer  vom  27.  März   1848  des  „Hans  Jörgl". 
*)  Koch,   ,,Genesis  der  Wiener  Revolution",  S.  25. 

Bibl  :  Vormärz  Z 
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zehrungssteuer,^)  die  nach  dem  Muster  des  in  den  italienischen 
Ländern  in  Geltung  befindlichen  Üazio  consumo  von  allen 
wichtigen  Verbrauchsgegenständen  an  den  Toren  der  Stadt 
erhoben  wurde  und  zu  einer  Verteuerung  des  Lebensunter- 
haltes führte.  Diese  an  und  für  sich  wenig  populäre  Steuer, 
die  in  der  Erkenntnis,  daß  die  Konsumtion  der  Massen  allein 
die  Verbrauchsabgaben  einträglich  mache,  auch  die  Nahrungs- 
mittel der  ärmsten  Volksklasse  wie  Erdäpfel,  Milch  und 
Getreide  nicht  ausnahm,  wurde  übrigens  anfänglich  gar  nicht 
so  schwer  empfunden.^)  Man  dachte  sich,  die  Regierung  be- 
nötige einen  Ersatz  für  die  mit  Patent  vom  25.  Mai  1825 
aufgehobene  Klassen-  und  Personalsteuer,  außerdem  wurde 
das  Drückende  der  neuen  Steuer  durch  die  Bestimmung  (§  25) 
gemildert,  daß  die  versteuerbaren  Gegenstände,  wenn  sie  in 
so  geringer  Menge  vorkamen,  daß  die  davon  entfallende  Ver- 
zehrungssteuer den  Betrag  von  3  Kreuzern  nicht  erreichte, 
gebührenfrei  waren.  Als  aber  diese  Befreiung  im  nächsten 
Jahr  durch  Regierungszirkulare  vom  11.  Juni  1830  aufgehoben 
wurde, ^)  machte  diese  gerade  die  „dürftigste"  Klasse  treffende 
Maßregel  sehr  böses  Blut.  Es  fielen  bittere  Bemerkungen  wie  : 
„Jetzt  will  der  Staat  von  den  armen  Leuten  reich  werden ; 
die  zwei  Kreuzer  werden  ihnen  auch  was  rechtes  helfen," 
Das  Resultat  war  einem  amtlichen  Polizeibericht  nach  dieses: 
„Den  Armen  drückt  die  Steuer,  und  der  Wohlhabende  fühlt 
Mitleid,  folglich  sind  alle  Klassen  damit  unzufrieden."  Auf 
der  Lerchenfelder  Linie  in  Wien  kam  es  ebenso  wie  in  Prag 
zu  größeren  Ruhestörungen,  welche  das  Einschreiten  von 
Militär  erforderten.  Man  machte  sich  indessen  keine  weiteren 
Besorgnisse,  da  es  nach  der  Ansicht  der  Polizei  ein  „sicheres 
Palladium  gegen  alle  Revolution"  gab  :  „Der  Österreicher  ist 
vielleicht  aus  allen  Völkerschaften  Europas  derjenige,  der  am 
ruhigsten  denkt  und  lange  überlegt,  ehe  er  einreißt,  er  über- 
eilt sich  selten  und  läßt  sich  zu  allem  Zeit."  und  wenn  auch 
das  Ausland  noch  so  spitzige  Ausfälle  auf  die  „Schwerfällig- 
keit" und  das  „Phlegma"  der  Österreicher  mache,  so  sei 
gerade  diese  „kaltblütige  Ruhe",  der  „schätzbarste  Charakter- 
zug der  Nation".  Vermöge  dieser  ruhigen  Überlegung  sei 
nun  der  Österreicher  zur  Überzeugung  gelangt,  daß  es,  sobald 
man  in  einem  Staat  die  Sicherheit  seiner  Person,  die  Sicher- 
heit seines  Eigentums  und  die  ungestörte  Ausübung  seiner 
wohlerworbenen    Rechte    genießt,    eine    höchst    gleichgültige 

')  Hofl<anzleidekret  vom  26.  Juni    1829    ordnete    die  Einführung    für   1. 
November  d.  J.  an. 

2)  Vgl.  Plenker,  „Die  Entwicklung  der  indirekten  Abgaben  in  Österreich" 
in  der  „Österr.  Revue"   V.  (1863),  S.   118  fg. 

3)  Provinzial-Gesetzsammlung   1830,  Nr.    171,  S.  404. 

*)  Bericht    des    Hofrats  Baron  Waldstätten    an    die  Polizeihofstelle   vom 
9.  September   1830;  Archiv  d.  Minist,  d.  Innern.   Polizeiakten   1222. 
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Sache  sei,  ob  man  unter  einer  republikanischen,  konstitutionellen 
oder  monarchischen  Regierung  lebe.  „Um  was",  fragt  sich  der 
Wiener  Bürger  und  Gevverbsmann,  „ist  denn  der  Pariser  oder 
Londoner  mit  seiner  Preßfreiheit  oder  seinen  Kammern  besser 
daran  als  wir  ?"  Ein  Volk,  das  so  raisonniert,  das  vermöge 
seines  „kindlichen  Gemijts"  ein  „lebhaftes  Gefühl  für  Gehorsam 
und  Subordination"  hat,  ist  nicht  aufgelegt,  sich  gegen  seine 
Regierung  zu  empören,  wenn  auch  hin  und  wieder  Aus- 
artungen des  Mutwillens  ausbrechen  sollten,  die  übrigens 
meistvon  „zugewanderten  Fremden  unddem  Trünke  leichtergebe- 
nen Arbeitern  und  Gesellen"  und  der  „mutwilligen  Jugend"  her- 
rührten. Wenn  schon  der  Österreicher  an  und  für  sich  treu  an  seinem 
Monarchen  hängt,  soistdiesin  nochhöheremMaßebei  dem  Wiener 
infolge  seiner  nahen  Berührung  mit  dem  Hofe  der  Fall.^) 

Vorübergehende  Aufregung  verursachte  dann  die  Cholera, 
die  im  Sommer  des  Jahres  1831'  von  Rußland  herüber  ge- 
schleppt, in  Österreich  große  Opfer  forderte.  Da  hatte  sich  die 
Bedächtigkeit  und  Schwerfälligkeit  der  Regierung  sehr  unan- 
genehm fühlbar  gemacht,  in  dem  sie  so  lange  Enqueten  ver- 
anstaltete über  die  Frage,  ob  die  Krankheit  einen  ansteckenden 
Charakter  habe  oder  nicht,  und  wenn  ja,  wie  sie  ferngehalten 
werden  könnte,  bis  sie  glücklich  auch  nach  Wien  gekommen 
war.  Die  Stimmung  der  Wiener  war  damals  eine  sehr  gereizte 
und  der  Hot  hegte  eine  Zeitlang  schwere  Besorgnisse  vor 
einem  Ausbruch  der  Volksleidenschaften. 2)  Die  Cholera  ver- 
schwand und  die  Stadt  bekam  wieder  ihr  heiteres  und  zu- 
friedenes Aussehen  ;  die  Linienkrawalle  wiederholten  sich  nicht 
weiter:  man  hatte  sich  also  offenbar  mit  der  Verzehrungsteuer 
und  den  mit  deren  Einhebung  verbundenen  Vexationen  abge- 
funden. Allein  der  Stachel  der  Verbitterung  war  geblieben  und 
der  nächste  Anlaß  konnte  ihn  wieder  an  die  Oberfläche  bringen. 

Die  Regierung  hätte  wohl  gut  daran  getan,  den  ihr  von 
der  Polizei  erteilten  Vv^ink  bezüglich  der  sogenannten  „kleinen", 
auf  der  dürftigsten  Volksklasse  lastenden  Verzehrungsteuer 
und  ihrer  gehässigen  Wirkung  zu  verstehen,  anstatt  sich  auf 
das  kindliche  Gemüt  und  Phlegma  des  Österreichers  zu  ver- 
lassen. Allein  die  Finanzlage  des  Staates  war  gerade  damals 
unter  dem  unglücklichen  Regime  des  Grafen  Klebelsberg  trost- 
loser denn  je,  und  hätte  es  eher  geboten  erscheinen  lassen, 
die  Steuerschraube  noch  stärker  anzuziehen  als  nachzulassen. 
Die  Julirevolution  hatte,  wie  wir  schon  wissen,  für  Österreich 
die  traurige  Folge,  daß  gerüstet  wurde. ^)  Wenn  der  Staats- 
voranschlag für  das  Jahr  1830  seit  einem  Menschenalter  zum 


')  Bericht    des  Hofrats    Baron  Wadstätten    an    die  Polizeiholstelle    vom 
9,  September   1830;  Archiv  d.  Minist,  d.  Innern.  Polizeiakten   1222. 
2)  Kübeck,   ..Tagebücher"  (1831   .August)  I.,  S.  471   fg. 
*)  Siehe  oben  S.  7. 

2* 


—   20  — 

ersten  Mal  sogar  mit  einem  Überschuß  der  Einnahmen  rechnete/) 
so  fand  diese  Lenzesstimmung  des  Staatssäckels  ein  jähes 
Ende.  Der  von  da  an  Jahr  für  Jahr  unheimlich  anwachsende 
Militäretat  warf  alle  Berechnungen  des  Finanzministers  über 
den  Haufen.  Im  Cholera- Jahre  1831  wurden  gleich  zwei  An- 
leihen in  der  Höhe  von  37  und  57  Millionen  abgeschlossen, 
dann  kam  1833  eine  dritte  im  Betrage  von  40  Millionen,  an  die 
sich  im  nächsten  Jahr  eine  Lotterieanleihe  von  25  Millionen 
reihte,  und  zwar  unter  keinen  für  den  Staat  vorteilhaften  Be- 
dingungen. Trotz  dieser  in  rascher  Aufeinanderfolge  aufge- 
nommenen Anleihen  war  am  Ende  des  Jahres  1834  der  Staats- 
haushalt von  ernsten  Schwierigkeiten  bedroht  —  und  dies  alles 
nach  vollen  zwanzig  Friedensjahren. 2)  Warum  aber  eigentlich 
jahrelang  so  intensiv  gerüstet  wurde,  da  weit  und  breit  kein 
Feind  zu  sehen  war,  warum  man  nach  allen  Windrichtungen 
hin,  nach  dem  deutschen  Reich,  der  Schweiz  und  Italien,  die 
Netze  der  Intervention  auswarf,  in  den  Kirchenstaat  ein- 
marschierte und  das  liberale  „revolutionäre"  Frankreich  bis 
zum  äußersten  reizte,  während  ruhig  zugesehen  wurde,  wie 
das  Zarenreich  im  Osten  von  Erfolg  zu  Erfolg  eilte,  sich  am 
Bosporus  festsetzte,  und  zu  Münchengrätz  und  Teplitz  mit  der 
Vormacht  der  militärischen  Autokratie  Verbrüderungsfeste  ge- 
leiert wurden  :  den  Grund  dazu  sahen  außerhalb  der  Wiener 
Staatskanzlei  die  wenigsten  ein.  Vielmehr  dachten  viele  wie 
Erzherzog  Karl,  daß  man  die  Riesensummen  auf  nützlichere 
Dinge  verwenden  könnte.^)  Vor  allem  waren  das  die  von  dem 
„politisierenden  Vorwitz"  Angesteckten,  die  „Liberalen",  deren 
Schar  seit  jenem  Polizeibericht  über  die  Wirkung  der  Juli- 
revolution*) in  den  Kreisen  der  Intelligenz  beträchtlich  zuge- 
nommen hatte. ^)  Wagte  die  Regierung  auch  nicht  neue  Steuern 
zu  normieren,  so  tat  sie  auf  der  anderen  Seite  nichts  zur 
Hebung  der  Volkswirtschaft;  die  ganze  Verwaltungstätigkeit 
im  Innern  stockte,  und  der  Jahre  hindurch  währende  bewaffnete 
Friede  mit  dem  beständigen  Kriegslärm  und  der  lauernden  Sorge 
wirkte  naturgemäß  lähmend  auf  Handel  und  Industrie  ein.^) 
War  es  da  ein  Wunder,  wenn  sich  überall  im  Reiche,  in 
allen  Schichten  des  Volkes,  Mißmut  und  Unzufriedenheit  regten  ? 
Nur  die  Verehrung  für  den  alten  Kaiser  ließ  sie  nicht  laut 
werden,  aber  insgeheim  nährte  man  die  Hoffnung,  ein  Thron- 


1)  Beer,  „Die  Finanzen  Österreichs'',   S     141   fg.;    Springer,   „Geschichte 
Österreichs  seit  dem  Wiener  Frieden"   I.,  S.  438. 

2)  Springer,    S.    439.     Vgl.    dazu    die    Aufzeichnungen    Kübecks    in    den 
„Tagebüchern"  L,  S.  315  fg.,  412  fg.,  455  fg.  und  505  fg. 

3)  Siehe  oben  S.  7. 
^)  Siehe  oben  S.  7. 

5)  Zu  ihnen  gehörte  auch  der  Staatsrat  und  spätere  Hofkammerpräsident 
Kübeck;  vgl.   „Tagebücher"   (1831   Dezemberj  I,  S.  519. 
«)  Kübeck,   , Tagebücher"   (1831   Juni)  I,  S.  455. 
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Wechsel  werde  auch  eine  Änderung  des  Systems  herbeiführen. ^ 
Diese  Erwartungen  sollten  sehr  bald  grausam  zerstört  werden. 
Noch  am  selben  Tag  (2.  März  1835),  da  der  Kaiser  nach  kurzer 
Krankheit  das  Zeitliche  segnete,  beeilte  sich  die  halbamtliche 
Wiener  Abendpost  in  einer  außerordentlichen  Beilage  die  Ver- 
sicherung abzugeben,  daß  der  neue  Kaiser  Ferdinand  im  Sinne 
und  Geiste  seines  verewigten  Vaters  „nach  den  bestehenden 
Vorschriften"  weiter  regieren  werde,  und  alle  Würdenträger 
im  In-  und  Ausland  auf  ihren  Posten  verbleiben  sollten.  Diese 
Erklärung  hätte  offenbar  zur  Beruhigung  dienen  sollen ;  in 
Wiiklichkeit  aber  erreichte  sie  die  entgegengesetzte  Wirkung. 
An  diesem  Abend  herrschte  in  Wien  große  Aufregung,  böse 
Bemerkungen  fielen  und  es  wurden  einige  Verhaftungen  vor- 
genommen.2)  Dadurch  wurde  nun  freilich  nicht  verhindert,  daß 
die  vordem  niedergehaltene  Opposition  wie  in  der  Regierung 
und  in  den  Hofkreisen  nun  auch  im  Volk  ihr  Haupt  erhob 
und  sich  immer  lauter  und  vernehmlicher  anmeldete.  Gleich 
das  Testament  des  Kaisers,  das  überall  in  der  feierlichsten 
Weise  verkündet  und  lange  Zeit  noch  nachher  pietätvoll  in 
den  Kanzleistuben  unter  Glas  und  Rahmen  bewahrt  wurde, 
gab  zu  allerlei  bitteren  Betrachtungen  und  Äußerungen  Anlaß. 
Wenn  in  den  oberen  Klassen  mancher  der  „Liebe",  die  den 
„Untertanen"  vermacht  wurde,  einige  Reformen  vorgezogen 
hätte,  und  dabei  unwillkürlich  an  Kaiser  Josef  II.  gedacht 
wurde,  so  stellte  sich  bei  den  unteren  Volksschichten  die 
gleiche  Erinnerung,  nur  in  einer  anderen  Ideenverbindung  ein. 
Die  Bauern,  die  in  die  Amtsstube  der  Herrschaft  kommandiert 
wurden,  um  das  Testament  zu  vernehmen,  sich  dann  traurig 
an  die  Tasche  gegriffen  und  auch  respektwidrige  Äußerungen 
getan  haben  sollen,^)  dachten  gleich  den  armen  Städtern, 
denen  es  durch  öffentliche  Kundmachungen  publiziert  wurde, 
mit  Wehmut  an  den  Volkskaiser,  der  in  seinem  Vermächtnis 
der  Armen  ganz  anders  gedacht  hatte.  Man  sprach,  wie  die 
Polizei  zu  berichten  wußte,  von  fabelhaften  Reichtümern,  die 
der  Kaiser  als  Privatvermögen  hinterlassen,*)  und  klagte,  daß 
man  ihnen  die  Lasten  hätte  erleichtern  sollen,  wobei  wiederum 
an  die  „kleine"  Verzehrungsteuer,  die  den  Armen  am  schwersten 
treffe,  gedacht  wurde,  oder  es  sollten  wenigstens  den  „AUer- 
ärmsten"  die  im  Versatzamt  erlegten  Gegenstände  unentgeltlich 
hinausgegeben  werden. °) 


')  Beidtel  IL,  S.  344;   Bauernfeld,  „Aus  Alt-  und  Neu-Wien",  S.  206. 

2)  Bauernfeld,   ,.Aus  Alt-  und  Neu-Wien",  S.  207. 

»)  (Schuselka),   „Österreich  im  Jahre   1843",  S.  85  fg. 

*)  Springer,   ,. Geschichte  Österreichs"  I.,  S.  440. 

5)  Bericht  der  Wiener  Polizei  an  die  Hofstelle  vom  12.  März  1835.  Archiv 
d  Minist,  d.  Innern.  Polizeiakten  Z.  2361.  Danach  sprach  man  von  120—160 
Millionen. 


Wir  haben  in  diesen  Klagen  nur  die  bedrohlichen  Symptome 
einer  größeren,  Stadt  und  Land  gemeinsam  berührenden  wirt- 
schaftlichen Notlage  zu  sehen :  das  rote  Gespenst  der  sozialen 
Frage  klopfte  an  die  Tore  der  Monarchie.  Wenn  aber  die 
Erregung  unter  den  Bauern  und  der  ländlichen  Arbeiterschaft 
ausschließlich  auf  die  Patrimonialherrschaften  ausging,  bekam 
die  Regierung  von  der  in  der  Stadtbevölkerung  genährten 
Mißstimmung  auch  ihren  Teil,  ja  den  Löwenanteil  ab.  Sie  war, 
behauptete  man,  an  dem  Elend  und  geschäftlichen  Niedergang 
schuld,  und  sie  war  auch  schuld  daran,  daß  einzelne  immense 
Reichtümer  auf  Kosten  der  andern  ansammeln  konnten  —  sie, 
die  „schützende  Minerva  im  Kampfe  der  Plutokratie-Titanen 
mit  den  ohnmächtigen  Zwergen  der  unteren  Güterwelt' .^) 
Völlig  grundlos  war  diese  Beschuldigung  nicht.  Bei  den  un- 
gezählten Millionenanlehen,  welche  die  Staatsvei^waltung  in 
ihrer  chronischen  Geldverlegenheit  aufzunehmen  sich  genötigt 
sah,  hatte  sie  meist  nicht  gut,  bei  jenen  der  letzten  Jahre  aber 
sehr  schlecht  abgeschnitten-) ;  nicht  so  die  großen  Geldmänner 
und  Börsenfürsten.  Die  Bankhäuser  Rothschild,  Geymüller, 
Arnstein,  Eskeles  usw.  machten  sich  dabei  ein  Vermögen. 2) 
Für  die  Volkswirtschaft  hatte  das  den  schweren  Nachteil, 
daß  sich  alles  verfügbare  Kapital  auf  dieses  glänzende  Geschäft 
warf,  wo  man  über  Nacht  zum  Millionär  werden  konnte. 
Überdies  geriet  die  Regierung  in  eine  bedenkliche  Abhängigkeit 
von  jenen  Finanzgrößen,  die  den  Kredit  ganz  in  der  Hand 
hatten,  und  diese  unverkennbare  Tatsache  kam  in  einer  sicht- 
baren Begünstigung  der  Plutokratie  zum  Ausdruck;  so  wurden 
z.  B.  die  Staatspapiere  nicht  besteuert,  weil  diese  Besteuerung 
am  Ende  eine  Herabsetzung  der  Zinsen  und  eine  Schädigung 
des  Staatskredits  zur  Folge  gehabt  hätte.*)  Wenn  in  dieser 
Maßregel  noch  eine  gewisse  Berechtigung  liegen  mochte,  so 
war  dies  bei  anderen  nicht  der  Fall,  und  dann  mußte  sich  der 
gehässige  Eindruck  verstärken. 

Dies  war  ganz  besonders  bei  dem  neuen  Stempel-  und 
Taxgesetz  der  Fall,  welches  seit  dem  Jahre  1820  in  Verhand- 
lung gestanden,  1831  bereits  die  a.  h.  Genehmigung  erhalten 
hatte,  dann  aber  sistiert  worden  war  und  nun  im  Jahre  1840 
das  Licht  der  Welt  erblickte.^)  Daß  dieses  Gesetz  geradezu 
in  herausfordernder   Weise  den  Reichen    begünstigte,  war  der 


1)  (Koch),   „Österreichs  innere  Politik",  S.   118. 

2)  Beer,   ,Die  Finanzen  Österreichs",  S.  416 

')  .Springer,   „Geschichte  Österreichs-,  I.,  S.  416. 

*)  Beidtel  IL,  S.  256;  vgl.  auch  die  scharfen  Bemerkungen  der  anonymen 
Schrift  „Soziale  und  politische  Zustände  Österreichs  mit  besonderer  Beziehung 
auf  den  Pauperismus"  (Leipzig   1847),  S.   162  und   164. 

5)  Vgl.  Plenker,  „Die  Entwicklung  der  indirekten  Abgaben"  in  der  Üsterr. 
Revue"  V.,  S.  114;  Beidtel  IL,  S.  356;  ..Schattenseiten  der  österreichischen 
Staats-Verwaltung"   (Hamburg   1846),  S.    136  fg. 
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allgemeine  Eindruck,  dem  sich  auch  der  Verteidiger«  des 
Systems,  Graf  Hartig,^)  nicht  entziehen  konnte.  Die  höchste 
Stempelklasse  war  darin  mit  20  Gulden  festgesetzt,  der  jede 
Rechtsurkunde,  welche  eine  Summe  von  über  10.000  Gulden 
betraf,  unterlag,  so  daß  also  derjenige,  der  sein  Haus  um 
10.000  Gulden  verkaufte,  die  gleiche  Gebühr  zu  zahlen  hatte, 
wie  der  Großhändler,  der  ein  Geschäft  von  mehreren  Millionen 
abschloß.  Dazu  kam  dann  noch  die  Mangelhaftigkeit  des  Ge- 
setzes, das  trotz  der  zwanzig  Jahre,  die  es  auf  dem  Wege 
war  —  oder  vielleicht  deshalb  —  so  wenig  ausgereift  war, 
daß  eine  Flut  von  Nachtragsverordnungen  und  Erläuterungen 
notwendig  war.  Der  Mangel  an  Übersichtlichkeit  gestaltete  die 
Handhabung  des  an  und  für  sich  schon  höchst  unpopulären 
Gesetzes  noch  drückender,  indem  jedem,  der  sich  nicht  aus- 
kannte, ein  Pönale  drohte.  Das  neue  Stempel-  und  Taxgesetz 
riß  alle  die  Wunden  auf,  welche  seinerzeit  die  Verzehrungs- 
steuer, namentlich  die  „kleine",  verursacht  hatte:  Man  klagte, 
daß  die  Steuern  gerade  auf  den  armen  und  ärmsten  Leuten 
schwer  lasteten,  und  fragte  sich,  warum  die  Regierung  keine 
Luxussteuer,  keine  Equipagen-  oder  Hundesteuer  erlasse. 2) 
Nahm  sie  vielleicht  noch  immer  den  Standpunkt  ein,  daß  eine 
„geringe  Belastung  für  ein  Volk  schädlich  sei,  indem  sie  dem 
Müßiggange  Tür  und  Tor  öffne  und  die  Betriebsamkeit  er- 
schlaffe?" 3) 

Das  Resultat  der  langen  P'riedenszeit  war  also,  daß 
nicht  nur  so  ziemlich  dieselben  Steuern,  die  während  der 
Kriegsjahre  normiert  worden  waren,  ungeschmälert  aufrecht- 
erhalten blieben,  sondern  daß  einige  neue  Abgaben  eingeführt 
wurden,  die  gerade  den  kleinen  Mann  bedrückten.  Gegenüber 
dieser  Tatsache  hatte  es  wenig  zu  sagen,  wenn  auch  einige 
Steuern  abgeschafft  worden  waren,  wie  die  Klassen-,  Kopf- 
und  Erbsteuer;  denn  diese  hatten  ihrer  Natur  nach  mehr  die 
Bemittelten  getroffen.  Zur  Entschuldigung  der  Staatsverwaltung 
muß  allerdings  gesagt  werden,  daß  bekanntlich  gerade  jene 
die  große  Masse  treffenden  Steuern  die  ergiebigsten  sind  und 
daß  sie  bei  dem  trostlosen  Stand  der  Finanzen  nicht  in  der 
Verfassung  war,  an  eine  Verminderung  der  Lasten  zu  denken. 
Um  das  Gehässige  einer  Steuervermehrung  zu  vermeiden,  sah 
sie  sich  zur  Aufnahme  weiterer  Anleihen  genötigt,  und  so 
fraß  das  Übel  weiter.  Nicht  zu  rechtfertigen  war  aber,  daß  die 
Regierung  so  viel  wie  gar  nichts  tat,  um  dieses  Übel  an  der 
Wurzel  zu  fassen,  daß  sie  die  Friedensjahre  verstreichen  ließ, 
ohne  durch  Hebung  der  Volkswirtschaft,  durch  vernünftige 
Reformen  auf  dem  Gebiete  der  geistigen  und  materiellen  Kultur 


)   , Genesis  der  Revolution",  S.  71. 

2^   , Österreich  im  Jahre   1840  (Leipzig   1840)",  III.  S.   122. 
■■')   Beer,  „Die  Finanzen  Österreichs-',  S.  9. 
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dem  Staate  jene  reichen  Quellen  zu  erschließen,  die  in  der 
Monarchie  schlummerten  und  die  dann  durch  eine  gesunde 
Finanzvervvaltung  hätten  fruktifiziert  werden  kennen. 

Diesen  Krebsschaden  im  vollen  Umfang,  mit  aller  Klar- 
heit erkannt,  die  richtigen  Mittel  zur  Abhilfe  vorgeschlagen 
und  teilweise  auch  wirklich  durchgedrückt  zu  haben,  war  jenem 
geistvollen  und  tüchtigen  Mann  zu  danken,  dem  wir  im  Ver- 
lauf unserer  Darstellung  schon  öfter  begegneten  :  Baron  Kübeck, 
der  am  Ende  des  Jahres  1840  das  dornenvolle  Amt  eines  Hof- 
kammerpräsidenten übernahm  und  damit  an  die  Spitze  des 
gesamten  Finanz-,  Handels-  und  Verkehrswesens  trat.^)  Er  ist 
schuld,  wenn  die  landläufige  Ansicht,  in  der  vormärzlichen 
Regierung  Österreichs  sei  nicht  nur  etwas,  sondern  alles  faul 
gewesen,  einer  Korrektur  bedarf.  Mit  bewundernswertem  Frei- 
mut deckte  er  in  seinem  Reformprogramm  vom  22.  Januar  1843 
die  Mängel  und  Schäden  auf,  die  in  dem  „System"  lagen,  um 
sodann  die  Direktiven  bekanntzugeben,  welche  zur  Vermehrung 
der  Einnahmsquellen  einzuschlagen  wären.  Er  wies  darin  auf 
die  Notwendigkeit  einer  Erschließung  und  Steigerung  der  Ge- 
werbetätigkeit auf  dem  Gebiet  der  Landwirtschaft  und  Industrie, 
auf  die  schwere  Mangelhaftigkeit  des  Zollwesens  hin,  faßte  eine 
Erweiterung  der  Erwerbsteuer  zu  einer  Einkommensteuer  ins 
Auge  und  trat  schließlich  für  eine  stärkere  Heranziehung  der 
ungarischen  Länder  ein. 2; 

Als  Kübeck  diese  gutgemeinten  Ratschläge,  die  der 
Regierung  auch  noch  von  anderer  Seite,  wie  wir  hören  werden, 
zukamen,  an  maßgebender  Stelle  vorbrachte,  war  mit  der 
Durchführung  seines  großzügigen  Programms  bereits  ein  ver- 
heißungsvoller Anfang  gemacht  worden.  Mit  a.  h.  Entschließung 
vom  19.  Dezember  1841  war  nämlich  der  Bau  von  Eisen- 
bahnen auf  Staatskosten  angeordnet  worden,  welche  den 
Kaiserstaat  nach  Norden,  Westen  und  Süden  durchqueren  und 
mit  dem  Ausland  verbinden  sollten.^)  Bauernfeld  wird  wohl 
nicht  ganz  unrecht  haben,  wenn  er  behauptete,  dieser  Ent- 
schluß, der  —  nebenbei  bemerkt  —  überall  große  Sensation 
hervorrief,  wäre  den  greisen  Machthabern  durch  Rothschild 
„abgeschmeichelt"  worden;*)  sicherlich  hat  dabei  die  oben  be- 
sprochene Rücksichtnahme  auf  die  Hochfinanz,  welche  an 
dem  Zustandekommen  dieses  Unternehmens  insoferne  äußerst 
interessiert  war,  als  sie  hier  ein  neues  fruchtbares  Feld  für 
die  Kapitalsanlage  gefunden  hatte,  den  staatsmännischen  Be- 
rechnungen stark  in  die  Hände  gespielt. 

1)  Vergleiche  über  ihn  und  seine  Tätigkeit,  Springer  I.,  S.  550  fg. ;  Beer, 
„Die  Finanzen  Österreichs",  S.   150  fg. 

-)  Beer,  S.   154. 

^)  .Geschichte  der  Eisenbahnen  der  österr.-ung.  Monarchie"  I',,  S.  195  fg. ; 
vgl.  auch  Beidtel  11.,  S.  359  fg. 

*)  ,.Aus  Alt-  und  Neu-Wien",  S.  208;  vgl.    auch    Beidtel  IL,    S.  360  fg. 
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Weniger  Glück  hatte  Kübeck  mit  seiner  Zolltarifreform, 
obwohl  hier  niemand  Geringerer  als  Metternich  schon  seit 
Jahren  eine  radikale  Änderung  des  bisherigen  eisernen  Prohibitiv- 
systems betrieb.^)  Was  den  Staatskanzler  bewog,  diesem  Gegen- 
stand seine  unausgesetzte  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und 
auf  eine  Beseitigung  des  Zustandes  der  „Passivität"''^)  zu 
dringen,  waren  die  Vorgänge  in  Deutschland  :  der  preußische 
Zollverein,  der  immer  weitere  Kreise  zog  und,  wie  Metternich 
richtig  erkannte,  zu  einer  politischen  Isolierung  und  materiellen 
Schädigung  Österreichs  zugleich  führen  mußte,  wenn  es  nicht 
in  irgendeiner  Form  einen  Anschluß  an  ihn  suchte.  Metternich 
stand  übrigens  mit  dieser  Ansicht  in  der  Regierung  nicht  allein 
da.  Durch  Verschließung  des  Marktes,  durch  Ein-  und  Aus- 
fuhrverbote, heißt  es  in  einer  Denkschrift,  werde  gerade  das 
Gegenteil  von  deni  erreicht,  was  rhan  beabsichtige  :  Erschlaffung 
des  einheimischen  Erfindungsgeistes,  Lähmung  der  Industrie, 
Verteuerung  der  Genußmittel,  Verluste  der  einzelnen,  der 
Nation  und  des  Staatsschatzes.  Von  jeher  sei  der  Schutz  durch 
den  Schleichhandel  paralysiert  worden,  und  wenn  sich  dennoch 
ein  Aufschwung  der  Industrie  bemerkbar  mache,  so  sei  dieser 
trotz  der  Einfuhrverbote,  infolge  eines  besonders  günstigen 
Zusammenwirkens  anderer  Faktoren,  erfolgt.^)  Auch  die  An- 
bahnung eines  völlig  freien  Verkehrs  innerhalb  der  Monarchie, 
durch  Beseitigung  der  Zollschranken  zwischen  Österreich  und 
Ungarn  wurde  angeregt.  Als  endlich  nach  jahrelangen  Vor- 
beratungen und  Verhandlungen  Kübeck  ermächtigt  worden 
war,  behufs  Umwandlung  der  Prohibition  in  angemessene 
Schutzzölle  mit  der  Hofkanzlei  in  Fühlung  zu  treten,  wurde 
der  Zolltarifentwurf,  den  er  nach  neuerlichen  eingehenden 
Konferenzen  und  Einvernahme  der  Länderchefs,  der  Gewerbe- 
vereine und  einiger  Fachmänner  am  9.  April  1843  zur  Sanktion 
unterbreitete,  ein  Jahr  später  wider  Erwarten  abgelehnt.  Mittler- 
weile hatten  nämlich  die  großen  Industriellen  und  Fabrikanten 
von  der  geplanten  Aktion  Wind  bekommen  und  mit  Petitionen 
und  Adressen  einen  regelrechten  Sturmlauf  auf  die  Staats- 
konferenz veranstaltet.*)  Da  diese  Agitation  zumeist  aus  dem 
industriereichen  Böhmen  °)  kam,  und  der  ehemalige  Oberstburg- 
graf Kolowrat,  wie  man  ihm  nachsagte,  den  Vertretern  des 
Kapitals  sehr  zugänglich  war,  überdies  Metternich  für  die  Reform 
war,  so  wird  jener  sicherlich  nicht  seine  Haut  zu  Markte  ge- 

1)  Vgl.  Beer,  S.   175  fg. 

2)  Schreiben  Metternichs  an  Kübeck  vom  20.  Oktober  1841  ;  ebenda  S.  193. 
^)  Beer,  S.  192;  vgl.  auch  Becher,  „Beiträge  zur  österreichischen  Handels- 
und Zollstatistik-'   I.,  (144),  S.   16  fg. 

*)  Ebenda,  S.  198  fg.;  Plenker,  „Die  Entwicklung  der  indirekten  Ab- 
gaben in  Österreich"   in  der  „Österreichischen  Revue"  V.  (1863),  S.   136  fg. 

•^)  Treitschke  („Deutsche  Geschichte"  V.,  S.  474)  spricht  schlechtweg  von 
dem  „Widerspruch  der  böhmischen  Fabrikanten". 
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tragen  haben,  als  es  galt,  im  entscheidenden  Moment  die  Be- 
denken des  Erzherzogs  Ludwig,  der  offenbar  schon  das  Ge- 
bäude der  Monarchie  in  seinen  Grundvesten  wanken  sah,  zum 
Schweigen  zu  bringen.  Kübecks  Antrag  wurde  begraben  und 
das  Resultat  der  langjährigen  Verhandlungen  war  eine  unbe- 
deutende Herabsetzung  einiger  Zollsätze. 

Die  Industriellen  erhoben  ein  Freudengeschrei :  Die  ganze 
Industrie  war  vom  „nahen  Untergang"  gerettet  worden  und 
der  höchsten  Staatsverwaltung  wurde  die  schmeichelhafte 
Anerkennung  gezollt,  daß  sie  „der  Stimme  des  schlichten  Ver- 
standes und  der  praktischen  Weisheit  Gehör  schenkte",  all 
den  unruhigen  Köpfen  zum  Trotz,  „denen  die  Worte  Zeitgeist, 
Fortschritt,  geistige  Entwicklung  und  Emanzipation  gewaltig 
zusetzten".^) 

So  war  also  auch  die  starke  Hand  der  vormärziichen 
Regierung  außerstande,  den  verrosteten  Staatskarren  aus  dem 
Sumpl  der  Lethargie  und  Erstarrung  zu  ziehen  und  auf  die 
Bahn  einer  großangelegten  zeitgemäßen  Reformarbeit  zu  bringen. 
Was  Kübeck  auf  dem  Gebiet  der  Förderung  von  Gewerbe 
und  Industrie  schaffen  konnte,  war  in  einer  gährenden,  mit 
Sturmesflügeln  dahinsausenden  Zeit,  da  jeder  Tag  aus  der 
Ferne  von  grundstürzenden  Veränderungen  und  Reformen 
Kunde  brachte,  doch  nur  Flickwerk,  ein  dünnes  Pflaster,  das 
die  klaffenden  Wunden  notdürftig  verdeckte.  Während  ihm  die 
Staatskonferenz  die  Möglichkeit  versagte,  durch  Entfesselung 
der  im  Innern  des  Volkes  schlummernden  lebendigen  Kräfte 
die  Monarchie  aut  eine  gesunde  materielle  Basis  zu  stellen,  ließ 
sie  seine  auf  eine  Verringerung  des  Staatshaushaltes  abzielenden 
Anträge  unberücksichtigt.  So  hatte  er  in  der  nachdrücklichsten 
Weise  auf  eine  Reform  des  komplizierten,  ein  unübersehbares 
Heer  von  Beamten  erfordernden  Verwaltungsorganismus  ge- 
drungen, welcher,  wie  er  ausführte,  eine  Menge  von  Zeit  und 
Kräften  nutzlos  verschwende,  „die  kostbar  durch  ihre  Verluste, 
kostbar  durch  ihren  Aufwand  sind"  2)  —  umsonst;  er  wurde 
womöglich  noch  komplizierter.  Dagegen  steigerten  sich  ihre 
Ansprüche  an  die  Hofkammer  in  einer  Weise,  daß  auch  der 
geniale  Kübeck,  der  wiederholt  davor  warnte,  den  Staatsschatz 
als  einen  Nibelungenhort  anzusehen,  den  unrühmlichen  Weg 
seiner  Vorgänger  beschreiten,  neue  Anleihen  und  unter  un- 
günstigen Bedingungen  aufnehmen  und  schließlich  resigniert, 
verbittert  bekennen  mußte,  er  stehe  am  Ende  seiner  Weisheit.^) 

Der  umsichtige  Staatsmann  wußte  recht  wohl,  warum  er 
dem  Regierungskolleggegenüber  als  ein  so  unermüdlicherDränger 


')   „Stimme    aus  Österreich"    im    „Zollvereinsblatt"     1S43,  S.    905;    vgl. 
Plenker,   ,Die  Entwicklung  der  indirekten   .Abgaben  in   Österreich"   etc.,  .S.   138. 
-)  Vgl.  oben  S.    11,  .Anmerkung  2. 
')  Vortrag  vom    18.  Dezember   1847;  vgl.  Beer,  S.   162. 
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auftrat.  Sein  feines  Ohr  hatte  schon  seit  Jahrzehnten  das 
unheimliche  Brausen  des  nahenden  Sturmes  vernommen  gehabt, 
und  just  seit  dem  Beginn  der  Vierziger  Jahre,  da  er  die 
Leitung  der  Hofkammer  übernommen,  mehrten  sich  die  An- 
zeichen dafür,  daß  die  Katastrophe  nicht  mehr  ferne  sei.  Der 
Geist  der  Unzufriedenheit,  der  schon  längere  Zeit  im  Verbor- 
genen herumgeschlichen  und  nur  gelegentlich,  ganz  flüchtig 
sich  an  die  Oberfläche  gewagt  hatte,  wandelte  nun  am  hell- 
lichten Tag  einher,  immer  lauter  und  vernehmlicher  seine 
Stimme  erhebend. 

Wenn  sich  Kübeck  vor  Jahren,  da  er  noch  im  Staatsrat 
saß  und  reichlich  Zeit  hatte,  seine  Wahrnehmungen  dem  Tage- 
buch anzuvertrauen,  tröstend  gesagt  hatte,  der  Zusammenbruch 
werde  noch  lange  auf  sich  warten  lassen,  weil  „das  Volk  sich  im 
allgemeinen  wohlbefinde", \)  so  stimmte  dies  jetzt  nicht  mehr  :  aus 
allen  Teilen  der  Monarchie,  aus  allen  Kreisen  der  Bevölkerung 
erschollen  Klagen  und  Beschwerden.  Der  Landwirt  hielt  sich 
darüber  auf,  daß  sich  niemand  um  die  Landwirtschaft  kümmere, 
daß  er  nur  den  Vorzug  genieße,  den  größten  Teil  der  Steuern 
zu  zahlen,  deren  Höhe  nicht  mehr  erschwinglich  wäre, 2)  und 
er  blickte  mit  Neid  auf  den  städtischen  Gewerbsmann,  der  im 
Vergleich  zu  der  Grundsteuer  eine  verschwindend  kleine 
Ervverbsteuer  zahle, ^)  und  überdies  von  der  Regierung  gefördert 
werde.  Hörte  man  aber  diesen,  so  war  gerade  er  am  übelsten 
daran.  In  der  Tat  hatte  das  Handwerk  schon  lange  aufgehört, 
ein  goldener  Boden  zu  sein  :  es  ging  ihm  schlecht,  und  die 
steuerämtlichen  Rückstandsausweise  und  Exekutionen  redeten 
hier  eine  laute  eindrucksvolle  Sprache.*)  Die  Regierung,  welche 
unentschlossen  zwischen  der  Josefinischen  Tradition  der  Gewerbe- 
freiheit und  dem  reaktionärsten  Zunftzwang  hin  und  her 
pendelte,  glaubte,  als  sich  die  ersten  Anzeichen  einer  schweren 
Notlage  fühlbar  machten,  in  der  Vervielfältigung  der  Nahrungs- 
zweige ein  Allheilmittel  gefunden  zu  haben,  um  dem  gewerb- 
lichen Wohlstand  auf  die  Beine  zu  helfen.  Die  Wirkung 
dieser  Zauberformel  war  die,  daß  die  „zünftigen"  Handwerker 
und  Gewerbsleute  in  der  Konkurrenz  der  neu  hinzugekommenen, 
„befugten"  ihren  Ruin  erblickten,  diese  Befugten  aber  über 
die  Zunftschranken  Klage  führten.  Beide  zusammen  wieder 
sahen  sich  im  langsamen  Konkurrenzkampf  von  der  neu 
emporkommenden  Macht    der    fabriksmäßig    betriebenen  Groß- 

')  Siehe  oben  S.   16. 

-)  Vgl.  dazu  die  unten  ausführlich  besprochene  Schrift  „Österreich  und 
dessen  Zukunft". 

3)  Sie  betrug  im  Jahre  1847  netto  2,735.000;  während  die  Grundsteuer 
31,456.000  Gulden  auswarf.  Da  die  Gesamtsumme  der  direkten  Steuern  48  Mil- 
lionen ausmachte,  so  konnte  Beer  (S.  172)  mit  Recht  sagen,  daß  die  Grund- 
steuer am  meisten  dazu  beitrage. 

••)  Für  das  folgende  vgl.  Zenker,  ,Die  Wiener  Revolution  1848",  S.  28  fg. 


—   28  — 

industrie  zurückgedrängt  und  aufgerieben.^)  Die  Proletarisierung 
des  Mittelstandes  nahm  in  unheimlicher  Weise  von  Jahr  zu 
Jahr  zu  ;  mit  Neid  und  Groll  blickten  die  herabgekommenen 
Vertreter  einer  absterbenden  Produktionsform  auf  die  von  der 
Regierung  bevorzugte  und  verhätschelte  Großindustrie.  Aber 
auch  dieser  ging  es  —  einige  wenige  Zweige  ausgenommen 
—  nicht  glänzend.  Inmitten  einer  geldarmen  Bevölkerung,  ein- 
geengt durch  alle  möglichen  Schranken  des  Verkehrs-  und 
Zollsystems,  entbehrten  sie  des  kräftigen  Nährbodens  einer 
gesunden  Entwicklung.  Wenn  auch  die  Regierung  die  Industrie 
als  kräftige  Steuerquelle  und  Nothelfer  sichtlich  begünstigte, 
so  bekam  sie  doch  auf  der  anderen  Seite  deutlich  zu  fühlen, 
daß  man  sie  als  Brutstätte  des  Liberalismus,  als  Sammelpunkt 
einer  vielfach  landfremden,  bewegungslustigen  Arbeiterschaft^) 
scheel  ansah. 

Aber  auch  in  jenen  Kreisen  der  Aristokratie  und  bemit- 
telten Bourgoisie,  denen  es  unbestritten  nicht  schlecht  ging, 
regte  sich  der  Geist  der  Unzufriedenheit,  infolge  der  innigen 
Beziehungen  zur  Intelligenz,  welche  schwer  unter  dem  Druck 
der  Zensur  und  geistigen  Absperrung  seufzte.  Die  verbesserten 
Verkehrsmittel,  infolge  der  Reform  des  Postverkehrs  und  des 
Baues  der  Eisenbahnen,  wirkten  dabei  in  eigentümlicher  Weise 
mit:  die  Reisen  in  das  „aufgeklärte"  Ausland  nahmen  zu,  und 
zurückgekehrt  in  die  Heimat,  empfand  man  die  Rückständig- 
keit, die  Schranken  der  geistigen  und  materiellen  Kultur  umso 
lebhafter.  Es  ist  kein  Zufall,  wenn  die  Männer,  denen  wir  in 
der  Folge  als  Führer  der  fortschrittlichen  Bewegung  begegnen 
werden,  im  Ausland  sich  umgesehen  hatten. 

Zu  Beginn  der  Vierzigerjahre  sehen  wir  eine  ganze  Reihe 
von  Vereinen  ins  Leben  treten,  wie  den  Gewerbeverein,  den 
juridisch-politischen  Leseverein,  worin  die  materiellen  und 
geistigen  Interessen  eifrig  besprochen  und  gepflegt  wurden. 
Wenn  die  Regierung  von  ihrem  Standpunkt  aus  die  Wahr- 
nehmung der  gewerblichen  Fürsorge  nur  freudig  begrüßen 
konnte,  so  war  ihr  der  juridisch-politische  Leseverein,  von 
allem  Anfang  an  ein  Dorn  im  Auge,  und  es  beweist  ihre 
Schwäche,  daß  sie  ihm  die  Lizenz  erteilte,  ihn  auch  weiter 
duldete,  obwohl  der  Polizeipräsident  Graf  Sedlnitzky  die  üble 
Prophezeiung  aussprach,  seine  Mitglieder  würden  sich  zu  Ver- 
brechern lesen. ^)  „Der  Österreicher  ist  ernst  geworden",  schrieb 
Franz  Schuselka  im  Jahre  1843,  „Der  Glaube  an  die  Unfehl- 
barkeit der  höheren  Mächte  hat  aufgehört;  er  denkt,  zählt, 
vergleicht."*)    Als  dann  gar  seit  1845  durch  wiederholte  Miß- 


')  Beidtel  II.,  S.  361. 

2)  Siehe  oben  S.   19. 

3)  Reschauer,  „Das  Jahr   1848",  S.   19. 
*)  „Österreich  im  Jahre   1843",  S.  9. 


—   29  — 

ernten  Teuerung  einriß,  Geschiiitsstockungen  und  Arbeitslosig- 
keit eintraten,  Not  und  Elend  in  beängstigender  Weise  zu- 
nahmen, da  war  jener  geheimnisvolle  Untergrund  geschaffen, 
auf  welchem  politische  Reformgedanken  und  Schlagworte  ge- 
deihen, und  schon  war  eine  Bewegung  im  Zuge,  welche  der 
allgemeinen  Gährung  Richtung  und  Ziele  wies  und  sie  zu 
weithin  vernehmbarem  Ausdruck  brachte. 


II. 

DIE  STÄNDEBEWEGUNG 

Unzufriedenheit  und  Opposition  also  überall :  in  den 
höchsten  Kreisen  des  Hofes  und  der  Regierung  bis  hinab  zum 
Mann  aus  dem  Volke.  Da  wäre  es  füglich  ein  Wunder  gewesen, 
wenn  in  den  großen  Chor  nicht  auch  jenes  Element  mit- 
eingestimmt hätte,  das  im  Staatsorganismus  gewissermaßen 
berufsmäßig  dazu  bestimmt  war,  der  Staatsverwaltung  Opposition 
zu  machen:  die  Landstände.  Schwache,  vormundschaft- 
liche Regierungen  waren  ja  von  jeher  ein  guter  Nährboden  für 
das  Erwachen  und  Erstarken  der  Stände.  In  der  Tat  macht 
sich  unter  ihnen  in  den  Vierzigerjahren  des  19.  Jahrhunderts 
eine  Bewegung  bemerkbar,  die  von  Jahr  zu  Jahr  weitere  Kreise 
ziehend,  schließlich  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich 
lenken  sollte.  Für  den  Zustand,  in  welchem  sich  die  Land- 
stände befanden,  als  die  ersten  Anzeichen  davon  in  die 
Öffentlichkeit  drangen,  ist  nun  nichts  bezeichnender,  als  daß 
man  gerade  dieses  ihr  Eingreifen  für  ein  W^under  hielt :  so  sehr 
war  man  gewohnt,  in  ihnen  stumme  Marionetten  zu  sehen,  die 
nur  einmal  im  Jahr  auf  Geheiß  des  Landesfürsten  aus  ihrem 
Schlummer  erwachten  und  auf  den  sogenannten  Postulaten- 
landtagen,  wie  am  Schnürchen  gezogen,  den  landesherrlichen 
Steuerforderungen  zustimmten.  „So  mäuschenstill  wie  in  einer 
landständischen  Versammlung",  war  zum  Sprichwort  geworden, 
und  es  gab  viele,  die  in  dieser  Geräuschlosigkeit  noch  die 
populärste  Seite  ihrer  Wirksamkeit  erblickten.  Denn  als  sie  das 
letzte  Mal  auf  dem  Landtag  eine  lautere  Sprache  —  es  war 
dies  nach  dem  Tode  Kaiser  Josefs  II.  gewesen  —  führten, 
hatte  ihre  Opposition  den  einen  unverkennbaren  Erfolg  gehabt, 
daß  das  Rad  der  geschichtlichen  Entwicklung  nach  rückwärts 
gedreht  wurde,  und  in  diesem  Kurs  ging  es  dann,  nachdem 
einmal   der    erste   große   Ruck   gemacht  war,    langsam   weiter. 

Wer  übrigens  die  Opposition  der  Stände  beim  Regierungs- 
antritt Kaiser  Leopolds  II.  näher  betrachtet,  wird  in  ihnen  kaum 
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die  Nachfolger  jener  protestantischen  Landherrn  erkennen, 
die  den  Kaiser  Ferdinand  II.  in  seiner  Burg  bedrängten  und 
ihm  schließUch  in  offener  Feldschlacht  entgegentraten.  An  dem 
harmlosen  Verlauf  jener  Bewegung  war  freihch  auch  der  Um- 
stand schuld,  daß  ihr  gar  keine  Zeit  zum  Ausreifen  gegeben 
wurde,  insoferne  als  man  den  Ständen  sofort  auf  halbem  Weg 
entgegenkam  und  das  Hauptärgernis,  die  Josefinische  Steuer- 
und  Urbarialregulierung,  beseitigte,  während  die  Bewegung 
unter  den  protestantischen  Ständen  nur  das  letzte  Glied  einer 
langen  Kette  von  blutdurchtränkten  Verstimmungen  und 
Kämpfen  war.  Die  Schlacht  am  weißen  Berge,  welche  sie  ab- 
schloß, bildet  in  der  Geschichte  des  Ständewesens  einen  weit- 
hinragenden Markstein,  indem  hier  nämlich  mit  den  Bannern 
und  Standarten  der  fliehenden  Protestanten  nicht  nur  die  Sache 
des  Evangeliums,  sondern  auch  das  Prinzip  der  ständischen 
Freiheit  in  den  Staub  sank.  Sie  waren  auf  dem  besten  Wege, 
sich  zu  einer  parlamentarischen  Körperschaft  mit  allgemeineren, 
über  das  eigene  Standesinteresse  des  grundbesitzenden  Adels 
hinauswachsenden  Autgaben  und  Zielen  emporzuschwingen 
und  ihrem  gerne  im  Munde  geführten  Wahlspruch:  „Vox 
populi,  vox  Dei"  Farbe  und  Inhalt  zu  geben.  Wie  die  im 
Dienste  des  Evangeliums  von  den  Ständen  im  Landhaus  und 
von  einzelnen  Adeligen  auf  ihren  Schlössern  unterhaltenen 
Kirchenministerien,  Seelsorgen  und  Schulen  der  Gesamtheit,  in 
erster  Linie  der  Stadtbevölkerung,  zugute  kamen,  und  die  Ver- 
teidigung der  gemeinsamen  Interessen,  des  „höchsten  Seelen- 
gutes", zu  einem  festeren  Zusammenschluß  mit  der  gleich- 
gesinnten  Bürgerschaft  führte,  so  regte  dann,  als  die  Krise  sich 
immer  mehr  zur  Entscheidung  durch  die  Waffen  zuspitzte, 
einer  ihrer  Führer,  Erasmus  von  Tschernembl,  mit  weitschauen- 
dem Blick  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  der  häuer- 
lichen Lasten  an,  um  durch  diesen  Schritt  auch  die  große 
Masse  der  Bauernschaft  zu  gewinnen,  und  der  Bewegung  so 
einen  volkstümlichen  Charakter  auf  der  breitesten  Grundlage 
zu  geben. ^)  Wir  werden  uns  später  an  diese  kluge  Taktik  zu 
erinnern  haben  ;  denn  die  Ständebevvegung  des  19.  Jahrhunderts 
setzte  an  diesem  Punkt  ein. 

Der  Mahnruf  wurde  aber  überhört ;  die  Waffen  entschieden 
gegen  die  isolierten  protestantischen  Adelsstände,  und  damit 
waren  die  triebkräftigen  Ansätze  des  Parlamentarismus  in 
Österreich  abgeschnitten,  die  Bedeutungslosigkeit  des  Stände- 
wesens besiegelt.  Zwar  kam  es  dann  noch  da  und  dort  zu 
vereinzeltem  Widerspruch,  doch  immer  enger  zog  sich  um  die 
ständische    Selbstverwaltung    der  eiserne  Ring    des    absoluten 

1)  BibI,  „Die  katholischen  und  protestantischen  Stände  Niederosterreichs 
im  XVII.  Jahrhundert-'  im  „Jahrbuch  des  Vereines  für  Landesl<unde  von  Nieder- 
österreich"  (1903),   S.  9  fg. 
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Staates.  Die  Landtage  gestalteten  sich  zu  einer  reinen  Form- 
sache, als  durch  die  sogenannten  Rezesse  auf  eine  lange 
Reihe  von  Jahren  hinaus  die  Steuern  bewilligt  wurden,  und 
schon  die  große  Kaiserin  handhabte  in  ungemein  souveräner 
Weise  das  ständische  Steuerbevvilligungsrecht,  mdem  sie  ein- 
fach befahl,  die  geforderten  Summen  „freiwillig"  zu  votieren.') 
Ein.  Verwaltungszweig  nach  dem  anderen  wurde  ihnen  von 
der  fürsorglichen  Staatsverwaltung  abgenommen,  und  es  war 
eigentlich  nur  die  letzte  Konsequenz  aus  einem  langen  Ent- 
wicklungsprozeß, wenn  Kaiser  Josef  II.  die  ständischen  Ver- 
fassungen aufhob,  ihre  Verwaltungskörper  mit  der  Regierung 
vereinigte,  und  im  Ständehaus  nunmehr  Regierungsbehörden 
amtierten.  Vielleicht  würde  übrigens  die  Aufhebung  der  Stände- 
Verfassungen,  die  ja  schon  seit  langem  nur  eine  Schale  ohne 
Kern  darstellten,  nicht  so  böses  Blut  gemacht  haben,  wenn 
der  Kaiser  nicht  zugleich  bestrebt  gewesen  wäre,  den  von  den 
Ständen  vertretenen  grundbesitzenden  Adel  zu  treffen,  wie  er 
denn  schließlich  mit  seiner  Steuer-  und  Urbarialregulierung 
den  ganzen  feudalen  Unterbau  des  Staates  ins  Wanken 
brachte.^) 

Diese  Steuer-  und  Urbarialregulierung  war  es  denn  auch, 
gegen  welche  nach  seinem  Tode  die  Stände  den  stärksten 
Ansturm  richteten ;  erst  an  zweiter  Stelle  kamen  dann  ihre 
Wünsche  als  politischer  Faktor.  Kaiser  Leopold  IL,  in  konsti- 
tutionellen Anschauungen  aufgewachsen,  stellte,  nachdem  der 
größte  Stein  des  Anstoßes  beseitigt  worden  war,  die  ständi- 
schen Verfassungen  in  den  Formen  der  Theresianischen  Zeit 
wieder  her,  im  übrigen  suchte  er  nach  Kräften  dem  Anprall 
der  reaktionären  Wünsche  und  Bestrebungen  zu  begegnen. 
Seine  maßgebenden  Ratgeber  waren  durchaus  nicht  Gegner 
des  Repräsentativssystems,  aber  im  Geiste  jener  Zeit  hielt 
man  den  Bestand  einer  lediglich  das  Interesse  des  herrschaft- 
lichen Großgrundbesitzes  vertretenden  „Adeligen-  und  Guts- 
herrenkongregation" mit  erweiterten  Rechten  für  gefährlich,^) 
weil  unpopulär;  denn  damals,  nach  solchen  Ereignissen,  wie 
der  Erstürmung  der  Bastille,  neigte  man  dazu,  das  Volk  mehr 
als  den  Adel  zu  fürchten.  Eine  stärkere  oder  gar  gleichmäßige 
Heranziehung  des  bürger-  und  bäuerlichen  Elements,  woran 
ja  gedacht  wurde,  erschien  aber  bei  der  Passivität  des  vierten 
Standes  und  der  schroff  ablehnenden  Haltung  der  drei  oberen 
Stände  der  Prälaten,  Herren  und  Ritter  unangezeigt,  und  so 
sollte  sich  wenigstens    die  Ständeverfassung  in    bescheidenen 


')  Bibl,  „Die  Restauration  der  niederösterreichischen  Landesverfassung 
unter  Kaiser  Leopold  IL",  S,  9. 

2)  Ebenda,  S.   10  fg. 

^)  Bibl,  „Die  niederösterreichischen  Stände  und  die  französische  Revolu- 
tion" im   „Jahrbuch  des  Vereines  für  Landeskunde"   (1903),  S.  8. 
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Schranken  halten,  um  nicht  das  Mißtrauen  der  von  der  Ver- 
tretung in  den  geschäftsführenden  Kollegien  ausgeschlossenen 
Klassen  zu  erregen.^) 

Immerhin  war  den  Ständen  einzelner  Provinzen  bei  der 
Erneuerung  der  Verfassungen  ein  nicht  ganz  unbedeutendes 
Recht  garantiert  worden,  das  in  den  früheren  Zeiten  wohl 
tatsächlich  schon  ein  oder  das  andere  Mal,  nie  aber  regel- 
mäßig ausgeübt  worden  war:  sie  sollten  nämlich  in  den  Fällen, 
wenn  es  sich  um  „neue  allgemeine  Gesetze"  handelte,  „alle- 
mal" vorläufig  um  ihre  allfälligen  Erinnerungen  vernommen 
werden ;  ebenso  bei  „allen  wichtigen  Veränderungen  der 
politischen  Gesetze  über  die  wirkliche  Anwendung  der  Grund- 
sätze", „damit  solchergestalt  die  Gesetze  eine  Einrichtung 
erhalten,  wie  dieselben  dem  Wohle  jeder  Provinz  oder  dem 
Wohle  der  ganzen  Monarchie  zu  entsprechen  angemessen  ist". 
Die  Stände  Niederösterreichs  erkannten  sofort  den  Pferdefuß, 
der  hinter  diesem  Zugeständnis  hervorlugte  :  sie  fragten  sich 
hohenorts  an,  was  eigentlich  unter  „wichtig"  verstanden  werde, 
worauf  die  spitze  Äußerung  fiel,  sie  sollten  froh  sein,  daß 
sie  überhaupt  so  viel  erreichten,  denn  die  Zusage  der  vor- 
herigen Einvernahme  sei  ein  „neues,  nie  gehabtes"  Recht. 
Übrigens  wurde  es  gar  nicht  als  ein  etwa  durch  einen  „aus- 
drücklichen Vertrag"  festgesetztes  Recht,  welches  die  gesetz- 
gebende und  vollstreckende  Gewalt  der  Krone  eingeschränkt 
hätte,  aufgetaßt,  sondern  als  eine  reine  „Gnade",*)  und 
schließlich  war  in  der  Praxis  mit  der  Einvernahme  der  Stände 
noch  nicht  viel  geschehen,  weil  ja  die  Regierung  in  keiner 
Weise  gebunden  war,  den  unterstützenden  Arm  anzunehmen, 
ihre  Ratschläge  und  Bedenken  zu  respektieren,  und  das  sorg- 
fältig ausgearbeitete  Elaborat  alsogleich  in  den  Papierkorb 
wandern  konnte.  Doch  hätte  dieses  Recht  des  „Beirates"  in 
Verbindung  mit  dem  aus  der  alten  Verfassung  unverändert 
herübergenommenen  „Petitions-  und  Steuerbewilligungsrecht" 
ganz  gut  die  Grundlage  einer  regeren  Ausgestaltung  des 
Verfassungslebens,  einer  fruchtbringenderen  Wirksamkeit  der 
Stände  sein  können,  und  diese  Empfindung  mochten  auch  die 
damaligen  Stände  gehabt  haben,  wenn  sich  z.  B.  die  böhmi- 
schen Stände,  die  mit  ihren  Ansprüchen  auf  eine  entsprechende 
Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  am  weitesten  gegangen 
waren,  „wärmstens"   dafür  bedankten.^) 

Aliein  einer  solchen  Weiterentwicklung  der  ständischen 
Verfassung  war  die  folgende  Ära  des  Kaisers  Franz,   der  An- 


*)  Bibl,   „Die  Restauration  der  niederösterr.  Landesverfassung",  S.  52, 
2)  Hofdekret  vom  7.  September  1791  ;  vgl.   ebenda,  S.  50. 
s)  Hofdekret  vom  30.  September   1791  ;  vgl.  ebenda,  S.  50. 
*)  Ebenda,  Anmerkung   1. 
5)  Ebenda,  S.  50. 

Bibl  :  Vormärz  ^ 


34  — 


prall  der  französischen  Revolution,  keineswegs  günstig.  Wenn 
schon  anhaltende  Kriege  überhaupt  eine  straffere  Zusammen- 
fassung der  staatlichen  Kräfte  begünstigen,  so  wurde  nach 
dem  Friedensschluß  das,  was  vorher  ein  Bedürfnis  des  Augen- 
blicks gewesen  sein  mochte,  tiefdurchdachtes,  wohlberechnetes 
System.  Wie  der  Kaiser  die  städtische  Autonomie  einengte, 
und  die  Gemeindeorgane  immer  mehr  den  Charakter  von  Staats- 
beamten i)  annahmen,  so  drängte  die  Staatspraxis  auch  dahin, 
die  Funktionäre  der  autonomen  Provinzialverwaltung  als  landes- 
fürstliche Behörden,  die  aus  dem  ständischen  Domestikalfond 
gezahlt  wurden,  zu  betrachten.  Das  von  seinem  Vorgänger 
den  Ständen  gewährleistete  Recht  des  Beirates,  welches  in 
den  nächstfolgenden  Jahren,  selbst  noch  in  der  ersten  Zeit 
der  französischen  Regierung  ziemlich  regelmäßig  gehandhabt 
worden  war,^)  kam  immer  mehr  außer  Übung;  nicht  einmal 
in  ihrer  eigentlichen  Domäne,  der  Steuergesetzgebung,  hielt 
man  sich  daran.  Ebenso  war  es  bei  dem  Petitionsrecht ;  seine 
Handhabung  wurde  den  Ständen  gelegentlich  derart  übel  ver- 
merkt, daß  sie  selbst  davon  abkamen.^) 

Das  Merkwürdige  war  nun,  daß  die  Stände  diese  Ein- 
schränkung ihrer  ohnehin  schon  mageren  Rechte  mehrere 
Jahrzehnte  hindurch  nahezu  lautlos  hinnahmen  und  mit  großer 
Gelassenheit  und  Würde  sich  mit  einer  Stellung  abfanden,  die 
vom  Standpunkt  des  zu  Beginn  des  Jahrhunderts  in  Kraft 
getretenen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  vielfach  an 
jene  der  Minderjährigen,  Blödsinnigen,  erklärten  Verschwendern 
und  Abwesenden  gleichkam.^)  Doch  erklärt  sich  diese  für  den 
ersten  Moment  befremdende  Erscheinung  auf  eine  sehr  einfache 
Art.  Die  der  Revolution  folgende  Epoche  der  Restauration 
brachte  wie  überall,  so  ganz  besonders  in  Österreich  den 
Adel  und  die  Geistlichkeit  wieder  zu  Ehren.  Sie  galten  ganz 
im  Sinne  der  wieder  herrschenden  Staatstheorien  des  Mittel- 
alters als  die  festesten  Stützen  des  Thrones,  und  umgekehrt 
suchten  sie  in  verstärktem  Maße  die  glanzvolle  Nähe  des  Hofes 
und  auch  —  nach  all  den  ausgestandenen  Schrecken  der 
Franzosenkriege  —  die  Freuden  der  Großstadt.  Die  früher 
erwähnte  Bauernfeld'sche  Figur  des  Baron  Herrmann, ^)  der  als 
reicher  Gutsbesitzer  „überzähliger"  Beamter  ist,  vertritt  nur 
einen  Typus  der  damaligen  Zeit.  Die  in  den  Ständen  vertretene 


1)  Beidtel  II,  S.  50  fg.  und  267  fg. 

2)  So  bei  der  Bearbeitung  der  Landtafeitax-  und  Konkursordnung  vom 
J.  1792,  dann  vor  der  Sanktion  des  Entwurfes  zum  Strafgesetz  I.  Teil  (1794) 
und  II.  Teil  (1801),  ferner  vor  jener  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  (1797)  ; 
vgl.  Bibl,  S.  50,  Anm.  6. 

')  Ein  charakteristisches  Beispiel  führt  Reschauer  .,Das  Jahr  1848" 
(S.  4)  an. 

*)  Mitis,  „Publizistische  Versuche",  S.    101. 
*)  Siehe  oben  S.   14. 
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Aristokratie,  mit  oder  ohne  Grundbesitz,  nahm  mit  Vorüebe 
Hof-  und  Staatsdienste  an,  und  da  umgekehrt  einer  alten 
Gepflogenheit  zufolge  höhere  Staatsbeamte  nach  einer  ersprieß- 
lichen Dienstzeit  meist  durch  kaiserliche  Vermittlung  bei  dem 
ständischen  Körper  „introduziert"  wurden,  so  bekamen  die 
Landtage  bald  den  Charakter  von  Hof-  und  Staatsbeamten- 
kasinos. Das  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes  überwog  das 
ständische,  und  falls  sich  doch  einmal  das  ständische  Herz 
lauter  regte,  so  genügte  bei  dem  Umstand,  daß  die  Protokolle 
über  ihre  Verhandlungen  —  die  im  übrigen  strengstens  geheim 
waren  —  der  Hofkanzlei  eingesandt  werden  mußten,  der 
Gedanke  an  die  Konduitliste,  die  damals  bei  der  Staatskarriere 
eine  so  große  Rolle  spielte,  um  mit  der  Kritik  zurückzuhalten. 
Selbst  die  geschäftsführenden  Organe  der  niederösterreichischen 
Stände  finden  wir  meist  in  Hof-  und  Staatsdiensten,  schon 
deshalb  weil  die  für  die  sechs  Mitglieder  des  Verordneten- 
kollegiums  von  der  Regierung  systemisierten  Bezüge  nicht 
übermäßig  hoch  waren,  die  zwölf  Ausschußräte  aber  überhaupt 
keinen  Gehalt  bezogen  —  oder  besser  gesagt  —  nicht  mehr. 
Denn  noch  nach  der  von  Kaiser  Leopold  IL  erneuerten  Ver- 
fassung waren  die  sechs  ältesten  Ausschußräte  mit  einer 
Besoldung  bedacht  gewesen,  die  aber  nach  den  Franzosen- 
kriegen von  Kaiser  Franz  gestrichen  wurde,  und  man  darf  sich 
vielleicht  die  Hartnäckigkeit,  mit  der  die  wiederholte  Bitte  der 
Stände  um  die  Zurücknahme  dieser  Verfügung  abgeschlagen 
wurde,  auch  noch  aus  anderen  Gründen,  als  aus  staats- 
ökonomischen Bedenken,  erklären  :  gerade  die  Geschäftsleiter 
der  Stände,  welche  die  Stellung  unserer  heutigen  Landes- 
ausschüsse einnahmen,  sollten  v/omöglich  aut  ein  Hof-  oder 
Staatsamt  angewiesen  sein  und  sich  dementsprechend  verhalten. 
So  lange  sich  nun  die  Stände  in  erster  Linie  als  kaiser- 
liche Beamte  und  Würdenträger  ansahen  und  als  Volks- 
repräsentanten nur  insoferne  in  Betracht  kamen,  als  der 
ständische  Domestikalfond  willig  die  schwersten  Anforderungen, 
welche  das  Vaterland  und  die  Humanität  erheischten,  auf  sich 
nahm,  hatte  Kaiser  Franz  gar  keinen  Grund,  sie  zu  beseitigen, 
besonders  da  ja  die  deutsche  ßundesakte  die  Einrichtung 
ständischer  Verfassungen  garantiert  hatte, ^)  und  sie  geradezu 
als  Vorbild  gelten  konnten,  wie  denn  auch  Metternichs  treuer 
Mitarbeiter,  Friedrich  von  Gentz,  indem  er  an  sie  dachte, 
unbedenklich  die  landständische  Verfassung  rühmen  durfte. 2) 
Der  Kaiser  stattete  sie  vielmehr  in  Anerkennung  ihrer  enormen 
Opfer,    die  sie    während   der  Franzosenkriege   dem  Vaterlande 


')  Artikel  13  besagte  :  „In  allen  Bundesstaaten  wird  eine  landesständische 
Verfassung  stattfinden." 

2)  Vgl.  seine  Denkschrift,  „Über  den  Unterschied  zwischen  den  land- 
ständischen und  repräsentativen  Verfassungen",  Karlsbad   1819. 

3* 
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gebracht,  mit  allen  äußeren  Ehren  aus:  sie  erhielten  eine 
glänzende  Uniform  (scharlachrote  Fräcke  mit  Silberstickereien, 
weiße  Beinkleider,  Hut  und  Degen)  und  überdies  noch  eine 
grüne  Kampagneuniform  —  zu  einer  Zeit,  da  nicht  einmal  alle 
Staatsbeamten  eine  solche  hatten,^)  Dieses  Ehrenkleid  sollte 
ihnen  offenbar  jederzeit  ihre  eigentliche  Stellung  als  kaiserliche 
Bedienstete  vor  Augen  halten. 

Neben  diesem  Recht  des  Uniformtragens  beließ  ihnen  der 
Kaiser  das  aus  den  ältesten  Zeiten  herrührende  Steuer- 
bewilligungsrecht, d.  h.  natürlich  in  dem  Sinne,  wie  er  es 
verstand:  als  Recht,  jede  beliebige  von  ihnen  geforderte  Steuer 
bewilligen  zu  dürfen,  zu  welchem  Zweck  die  Landtage  ein- 
berufen wurden,  die  mit  einer  feierlichen  Auffahrt  in  prunkvollen 
Staatskarossen  eingeleitet  wurden  und  nach  kurzer  Verhandlung 
mit  einem  Festmahle  schlössen.  Ob  sie  die  „Postulate"  auch 
verweigern  oder  auch  bloß  bemängeln  durften,  diese  Frage  ist 
schwer  zu  beantworten,  weil  ein  derartiger  Fall  in  der  ganzen 
langen  Regierungszeit  des  Kaisers  nicht  vorkam.  Man  kann 
sich  nur  annähernd  die  Folgen  einer  solchen  parlamentarischen 
Anwandlung  ausdenken,  wenn  man  sich  das  Beispiel  des 
konstitutionellen  Ungarns  vor  Augen  hält,  wo  der  Reichstag 
dreizehn  Jahre  nicht  einberufen  wurde,  als  er  in  der  Votierung 
der  Vorlagen  Schwierigkeiten  machte. 2)  Ihre  sonstige  Tätigkeit 
beschränkte  sich  im  allgemeinen  auf  das  wenig  populäre 
Geschäft  der  Umlegung  und  Eintreibung  der  direkten  Steuern, 
die  Verwaltung    einiger  Stiftungen    und    öffentlicher    Institute. 

In  dieser  Form  als  „schön  uniformierte  Volksvertreter" 3), 
bedeutungslos  nach  oben  und  wurzellos  nach  unten,  vegetierten 
sie  dahin,  bis  auch  sie  der  Flügelschlag  einer  neuen  Zeit  aus 
ihrem  Schlafe  weckte.  Auch  hier  war  der  Sieg  der  französischen 
Julirevolution  von  einschneidender  Bedeutung.  Wenn  die 
glänzende  Uniform  in  der  ihr  folgenden  Ära  selbst  bei  Hofe 
durch  den  bürgerlichen  Frack  verdrängt  wurde  und  ihrem 
Träger  in  der  breiten  Öffentlichkeit  eher  Spott  als  Ansehen 
bringen  konnte,  so  änderte  sich  nun  auch  mit  einem  Schlage 
die  Auffassung  über  die  Stellung  und  Bedeutung  einer  Volks- 
repräsentation. In  den  Schwesterstaaten  des  deutschen  Bundes 
wird  die  zur  Zeit  der  Befreiungskriege  lebhaft  erörterte,  in  den 
Zwanziger  Jahren  verstummte  Frage  vom  „Beruf"  der  Stände 
eifrig  wieder  in  Wort  und  Schrift  behandelt,  da  und  dort 
werden  auch  die  praktischen  Konsequenzen  gezogen  und  bald 
hört  man  von  aufgeregten  Kammerdebatten  und  geharnischten 


1)  Beidtel  II,  S.  49. 

*)  Über  die  Schliessung  des  ungarischen  Reichstages  vom  Jahre  1811, 
vgl.  Springer:   „Geschichte  Österreichs"  I,  S.  197. 

ä)  Siehe  den  Artikel  .Historische  Stände  oder  Volksrepräsentanten  in 
Österreich"  in  den  „Gränzboten",  Jahrgang   1847,  Bd.  III,  S.  39. 
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Adressen,  und  wenn  es  auch  der  österreichischen  Regierung 
gelang,  durch  eine  Neuauflage  der  Karlsbader  Zwangsmaß- 
regeln im  Jahre  1834  die  freiheitliche  Bewegung  zurückzustauen, 
so  hatte  dies  nur  eine  vorübergehende  Wirkung :  mit  Beginn 
der  Vierziger  Jahre  schießt  sie  um  so  üppiger  in  die  Halme. i) 

In  diesen  Rahmen  der  allgemeinen  Entwicklung  fügt  sich 
auch  die  Wandlung  ein,  der  sich  in  dem  Geiste  der  öster- 
reichischen Landstände  vollzog,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass 
der  erste  Anprall  der  Pariser  Julirevolution  deutlicher  sich  erst 
mit  dem  Tode  des  alten  Kaisers  äußert.  Wir  werden  dies  nach 
der  vorausgegangenen  Darstellung  leicht  verstehen,  wenn  wir 
uns  daran  erinnern,  wie  sich  Kaiser  Franz  und  sein  Nachfolger 
dem  Rufe  nach  zeitgemäßen  Reformen  ängstlich  verschlossen 
und  wie  unter  dem  letzteren  infolge  der  Schwäche  und 
Zwiespältigkeit  im  Regentschaftskolleg  noch  überdies  eine 
allgemeine  „Desorganisation",  eine  förmliche  „Anarchie"^)  ein- 
riß, die  sich  nach  untenhin  fortpflanzte  und  überall  Un- 
zufriedenheit und  Opposition  auslöste.  Wir  werden  es  begreiflich 
finden,  dass  unter  diesen  desolaten  Verhältnissen  gerade  die 
Tüchtigsten  und  Intelligentesten  unter  der  Beamtenschaft  litten, 
wenn  sie  sehen  mußten,  wie  wenig  sie  mit  ihren  Kenntnissen 
und  Fähigkeiten  ausrichteten  und  alles  nach  der  Schablone 
ging.  Wenn  es  einstmals  eine  Ehre  war,  dem  Staate,  der  im 
Rat  der  Großmächte  das  erste  Wort  führte,  als  Beamter  anzu- 
gehören, so  wandte  sich  das  Blatt  ganz  gehörig,  als  die 
Monarchie  nach  Außen  hin  eine  diplomatische  Schlappe  nach 
der  anderen  erhielt,  ihre  innere  Politik  aber  ihr  den  Spottnamen 
„Europäisches  China"  3)  eintrug,  und  diese  Mißachtung  auch 
bald  die  Bureaukratie  zu  spüren  bekam,  gegen  deren  Beschränkt- 
heit und  Unfähigkeit  es  unausgesetzt  die  giftigsten  Pfeile  regnete. 

So  kam  es  langsam  dahin,  daß  dem  öffentlichen  Beamten, 
der  in  der  Landstube  saß,  seine  Stellung  kein  Hindernis  war, 
mit  der  Sprache  frei  herauszurücken,  ja  daß  vielleicht  gerade 
er  das  Bedürfnis  fühlte,  das,  was  er  in  seinem  Amte  nicht 
sagen  durfte,  in  der  Ständeversammlung  auszusprechen,  wenn 
er  es  nicht  überhaupt  vorzog,  gar  keine  amtliche  Stellung  zu 
bekleiden  und  in  dieser  Hinsicht  mag  wieder  der  Baron  Herr- 
mann in  Bauernfelds  „Großjährig",  der  auf  seine  Würde  als 
Assessor,  die  ihn  noch  eben  so  beglückte,  verzichtet  und  die 
Bewirtschaftung    seines    Landgutes    übernimmt,    sinnbildliche 


^)  Man  kann  diese  Entwicklung  leicht  verfolgen,  wenn  man  ein  Kom- 
pendium über  die  staatswissenschaftliche  Literatur,  zum  Beispiel  Walters  „Hand- 
lexikon des  XIX.  Jahrhunderts",  (Artikel  „Landstände")  zur  Hand  nimmt. 

2)  Kübeck,  „Tagebücher"  (1838,  Januar  8.)  I,  S.  774. 

*)  Der  Ausdruck  rührt  von  Börne  her  (vgl.  Stern,  „Geschichte  Europas" 
I,  S  587) ;  er  wurde  dann  wiederholt  von  anderen  gebraucht,  so  von  Andrian 
in  „Österreich  und  dessen  Zukunft"   l,  S.   152. 
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Bedeutung  in  Anspruch  nehmen.  Der  Weg  war  also  geebnet, 
daß  die  Stände  ihren  alten  Beruf  als  „meliores  el  majores 
terrae"  fanden  und  in  einer  Zeit,  da  der  Arm  der  landesfürst- 
lichen Gewalt  schlaff  zu  Boden  sank,  die  Bureaukratie  aber 
mundtot  war,  ihre  Stimme  erhoben.  Um  die  Mitte  der  Vierziger 
Jahre  war  es  ein  offenes  Geheimnis,  daß  sich  die  Landstände 
Niederösterreichs  und  Böhmens  in  Bewegung  beländen.  Nachdem 
schon  gegen  Ende  des  Jahres  1843  vereinzelte  Mitteilungen 
aus  dem  geheimnisvollen  Dunkel  der  beiden  Landstuben  in  die 
Öffentlichkeit  drangen,  verfolgte  die  ausländische  Presse  seit 
1845  mit  steigender  Ausführlichkeit  und  wachsendem  Interesse 
ihre  Tätigkeit,  es  wurde  für  oder  gegen  sie  .Stellung  genommen, 
jedenfalls  aber  wurde  wieder  von  ihnen  gesprochen.  Sie  streben 
eine  Wiederbelebung  ihrer  alten,  aus  der  Übung  gekommenen 
Rechte  an,  regen  Reformen  an,  und  da  sich  die  Regierung 
ablehnend  verhält,  nimmt  die  Bewegung  immer  mehr  einen 
oppositionellen  Charakter  an.  In  diesem  Punkte  gleichen  sich 
ziemlich  genau  die  landständischen  Bewegungen  in  Wien  und 
Prag,  sowie  die  ihnen  folgenden  in  Brunn,  Graz  u.  s.  w'. ;  in 
ihren  Wurzeln  und  Zielen  gehen  sie  aber  vielfach  auseinander: 
in  Böhmen  z.  B.  bekommt  sie  mehr  eine  staatsrechtlich-nationale, 
in  Niederösterreich  eine  liberal-volkstümliche  Färbung. 

Bevor  die  Bestrebungen  der  Landstände  die  Aufmerksam- 
keit der  öffentlichen  Meinung  auf  sich  lenkten,  hatten  bereits 
außerhalb  der  Ratstube  zwei  ihrer  Mitte  angehörige  Ritter  der 
Feder  das  Wort  ergriffen  und  sie  mächtig  angeregt :  der  prak- 
tischen Landtagsopposition  geht  eine  literarische  Bewegung 
voraus. 


Leichtbeschwingten  Schrittes  eröffnete  die  Poesie  den 
Reigen.  Ein  Jahr  nach  dem  Ausbruch  der  französischen  Juli- 
revolution erschienen  die  „Spaziergänge  eines  Wiener  Poeten".^) 
Der  Verfasser  war  Anastasius  Grün  (Anton  Graf  Auersperg), 
der  Landstand  in  Krain  war,  dort  auch  später  eine  führende 
Rolle  spielte,  größtenteils  aber  in  Wien  lebte.  Ein  freies  Vater- 
land ist  es,  was  ihm  noch  in  nebelhaften  Umrissen  vorschwebte. 
Im  Vorzimmer  Metternichs  sieht  er  einen  „dürftigen  Klienten" 
stehen,  der  bescheiden  an  der  Türe  des  Allgewaltigen  anklopft: 

„Österreichs  Volk  ist's,  ehrlich,  offen,  wohlerzogen  auch  und  fein", 
„Sieh,  es  fleht  ganz  artig:  Dürft  ich  wohl  so  frei  sein,  frei  zu  sein?" 2) 

Im  selben  Jahr,  als  der  junge  Gottfried  Keller  über  den 
Dichter  der  „Wiener  Spaziergänge",  des  „Letzten  Ritters"  und 
des  „Schutt"   begeistert  in  sein  Tagebuch  (1843)  schrieb  :   „So 


»)  Hamburg,   1831. 
^)  „Salonszene". 
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lang  die  Sache  der  Menschheit,  die  Freiheit  solche  Sänger 
besitzt,  darf  man  die  Hoffnung  nicht  verlieren",  verbreitete 
sich  wie  ein  Lauffeuer  die  ebenfalls  anonym  erschienene  Schrift 
eines  anderen  österreichischen  Aristokraten,  in  nüchternster 
Prosa  verfaßt,  vollgepfropft  mit  schwerwiegendem  historischen 
und  statistischen  Datenmaterial:  „Österreich  und  dessen 
Zukunft".^)  Das  um  1840  geschriebene  Buch,  dessen  Druck- 
legung sich  infolge  Brandes  der  Druckerei  2)  verzögerte,  erschien 
erst  gegen  Ende  des  Jahres  1842  bei  Hoffmann  und  Campe 
in  Hamburg  und  erlebte  innerhalb  der  kürzesten  Zeit  die  dritte 
Auflage  (1843).  An  diesem  buchhändlerischen  Erfolg  beteiligte 
sich  allerdings  sehr  stark  die  österreichische  Regierung,  die 
den  Prager  Polizeidirektor  von  Muth  nach  Hamburg  dirigierte 
und  alle  verfügbaren  Exemplare  aufkaufen  ließ.^)  Die  Verleger 
veranstalteten  daher  eine  dritte  Auflage,  trotzdem  der  öster- 
reichische bevollmächtigte  Minister  von  Kaisersfeld  bei  ihnen 
im  Namen  seiner  Regierung  Vorstellungen  erhoben  hatte.*) 
Das  Buch,  welches  bei  seinem  Erscheinen,  wie  die  Wiener 
Polizei  zu  konstatieren  wußte,  „furchtbares  Aufsehen"  erregte,^) 
wurde  von  der  Zensur  mit  dem  strengsten  Verbote  „damnatur" 
belegt^)  und  auf  die  Verbreitung  im  Buchhandel  die  hohe  Strafe 
von  800  Talern  gesetzt''),  was  wieder  zur  Folge  hatte,  daß  es 
umso  eifriger  gelesen  wurde.  Verfasser  war,  wie  man  bald 
munkelte,  offiziell  aber  erst  einige  Jahre  später  bekannt  wurde, 
Viktor  Freiherr  von  Andrian-Werburg,  begüterter  Landstand  von 
Tirol  und  —  was  die  österreichische  Regierung  besonders 
peinlich  berührt  haben  mochte  —  k.  k.  Kämmerer  und  wirk- 
licher   Gubernialsekretär    in    Mailand,    in    provisorischer    Ver- 

•)  Die  Angaben  über  das  Erscheinungsjahr  der  ersten  Auflage  schwanken : 
bald  wird  das  Jahr  1841  (Beidtel  II,  S.  391),  bald  1842  (Sommaruga  in  der 
„Allg.  Deutschen  Biographie'-  I,  S.  451),  bald  1843  (Reschauer,  „Das  Jahr  1848" 
S.  22;  „Die  Märzkatastrophe  in  Österreich",  S.  682)  genannt.  Die  erste  Auf- 
lage scheint  wirklich  unterdrückt  worden  zu  sein,  weil  sie  nirgends  erwähnt 
wird.  Die  ZAveite  war  jedenfalls  Ende  1842  bekannt,  wie  dies  aus  einem  von 
der  Wiener  Polizei  aufgefangenen  Brief  eines  gewissen  Borsch  an  Lepel  in  Gotha 
vom  28.  Dezember  1842,  und  aus  einem  amtlichen  Bericht  aus  Prag  vom 
26.  Dezember  hervorgeht.  (Archiv  d.  Minist,  d.  Innern,  Polizeiakten.)  Ich  habe 
nur  die  dritte  Auflage  zu  Gesicht  bekommen. 

2)  5.  Mai   1842. 

3)  Beidtel  II,  S.  391. 

*)  Kaisersfelds  Bericht  vom  16.  Juli  1843.  Archiv  d.  Minist,  d.  Innern, 
Polizeiakten  Nr.  2748. 

•»)  Bericht  der  Wiener  Polizei-Oberdirektion  an  die  Hofstelle  vom 
13.  Januar  1843.  Ebenda,  Nr.  5690.  Über  die  nachhaltige  außerordentliche 
Wirkung  der  Schrift  vgl.  die  Broschüre  „Schattenseiten  der  österr.  Staats-Ver- 
waltung und  gesellschaftlichen  Zustände"   (Hamburg   1846),  S.  I. 

*)  Die  zweite  Auflage  mit  Erlaß  vom  4.  April  1843;  Schreiben  an 
sämtliche  Länderchefs  vom  gleichen  Tag;  wegen  der  im  „Erscheinen"  begriffenen 
dritten  Auflage  ging  dann  am  25.  Juli  1843  ein  neuerliches  Schreiben  an  die 
Länderstellen  hinaus.  Archiv  d.  Minist,  d.  Innern,  Polizeiakten  Nr.  2748. 

")  Revue  österr.  Zustände  II  (Leipzig   1843),  S.  41. 
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Wendung  bei  der  vereinigten  Hofkanzlei. ^)  Er  hatte  sich  durch 
Reisen  im  Ausland  seinen  Blick  für  die  Zustände  in  seinem 
Vaterland  geschärft  und  stand  —  später  wenigstens  —  in  inniger 
Fühlung  mit  den  Ständen  Niederösterreichs,  die  ihn  denn  auch 
zugleich  mit  dem  Dichter  der  „Wiener  Spaziergänge"  u.  a.  als 
Delegierten  in  das  Frankfurter  Vorparlament  sandten.  Da 
Andrians  Buch  das  aussprach,  was  mehr  oder  weniger  klar 
von  Tausenden  in  der  Monarchie  gefühlt  wurde,  was  „seit 
Jahren  von  den  aufgeklärten  Vaterlandsfreunden  gerügt,  geklagt 
und  prophezeit"  ^)  worden  war,  und  es  überdies  in  großen 
Zügen  das  Programm  der  wenige  Jahre  nachher  in  die 
Erscheinung  tretenden  Ständebewegung  enthält,  wollen  wir 
uns  seinen  Inhalt  etwas  näher  ansehen. 

Andrian  vergleicht  den  Zustand  der  Monarchie  im  Jahre  1840 
mit  jenem  von  1815,  und  die  Gegenüberstellung  ergibt  ein 
niederdrückendes  Resultat.  Damals,  nach  den  Befreiungskriegen, 
stand  sie  in  einem  Machtumfang  da,  wie  sie  ihn  seit  den  Tagen 
Kaiser  Karls  V.  nicht  mehr  besessen  hatte;  sie  erschien  dazu 
bestimmt,  sich  mit  England  in  die  Herrschaft  der  Welt  zu  teilen. 
Und  heute,  nach  fünfundzwanzig  Jahren,  rangiert  Österreich 
unter  die  letzten  Staaten:  es  steht  im  Schlepptau  von  Rußland  ; 
Preußen  hat  es  trotz  Präsidium  und  Reminiszenzen  aus  seiner 
dominierenden  Stellung  in  Deutschland  verdrängt  und  jenen 
Einfluß  für  sich  gewonnen,  der  Österreich  bestimmt  war. 
„Österreich  ist,"  sagt  er,  „ein  imaginärer  Name,  welcher  kein 
in  sich  abgeschlossenes  Volk,  kein  Land,  keine  Nation  bedeutet 
—  eine  konventionelle  Benennung  für  einen  Komplex  von  unter 
sich  scharf  abgesonderten  Nationalitäten.  Es  gibt  Italiener, 
Deutsche,  Slaven,  Ungarn,  welche  zusamnen  den  öster- 
reichischen Kaiserstaat  konstituieren,  aber  ein  Österreich,  Öster- 
reicher, eine  österreichische  Nationalität  gibt  es  nicht",  das 
Gefühl  des  Nationalstolzes  kennt  er  nicht,  er  hat  keinen  anderen 
Stolz  als  den,  Kammerherr  oder  Hofrat  zu  werden  1  Bald 
werden  die  verschiedenen  Nationen  Österreichs  nur  mehr  ein 
gemeinsames  Band  haben,  „das  der  Abneigung  und  des  Wider- 
standes gegen  die  Regierung,  im  Falle  diese  das  verweigern 
sollte,  was  eine  jede  von  ihnen  im  Gefühle  ihrer  Kraft  fordern 
wird,  oder  der  immer  steigenden,  immer  dringenderen  Anfor- 
derungen an  dieselbe,  wenn  sie  ihren  ersten  gutwillig  nachgeben 
würde.  Die  endliche  Krisis  dieses  krankhaften  Zustandes  kann 
dann  weder  entfernt  noch  zweifelhaft  sein".  Alle  erscheinen 
„von  einer  trüben  Ahnung  ergriffen,  als  könne  der  gegen- 
wärtige Zustand  nicht  dauern,  als  müsse  es  bald  zu  großen 
Änderungen    kommen,    und  als  sei  die  Politik    der    Regierung 

')  Siehe  Sommarugas  Artikel  „Andrian"  in  der  „Allg.  Deutschen  Bio- 
graphie" I,  S.  451. 

^)  Aus  dem  aufgefangenen  Schreiben  an  Lepel;  siehe  oben  S.  39  Anm.  1. 
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nur  eine  palliative,  fristende,  darauf  hinausgehend,  den  Augen- 
blick zu  retten,  unbekümmert,  wie  es  im  nächsten  aussehen 
werde".  Woran  liegt  das?  fragt  er.  Man  hat  den  „Gemeinsinn", 
gibt  er  zur  Antwort,  das  Nationalgefühl,  das  sich  im  Jahre  1809 
in  einer  der  Regierung  höchst  willkommenen  Weise  regte, 
seither  systematisch  unterbunden,  man  hat  dadurch,  daß  das 
Volk  von  jeder  Teilnahme  am  politischen  Leben  ausgeschlossen, 
jede  selbständige  Regung  unterdrückt  wurde,  passive,  gleich- 
giltige,  indolente,  nur  auf  materielle  Interessen  bedachte  Unter- 
tanen herangebildet,  die  aber  in  ihrer  Stumpfheit  und  Unwissen- 
heit umso  gefährlicher  werden  können. 

Die  Regierung  muß  sich  daher  zu  einer  totalen  Änderung 
ihres  Systems  entschließen.  Gegenwärtig  hat  sie  alle  Stände 
und  Klassen  des  Volkes  gegen  sich.  Der  Adel  ist  unzufrieden, 
fühlt  sich  gekränkt,  weil  er  kein  geeignetes  Feld  zur  Befriedigung 
seines  Ehrgeizes  hat  und  im  Siaatsleben  so  gut  wie  gar  keine 
Rolle  spielt.  Was  aber  das  Adelsinstitut,  wenn  es  auf  den 
richtigen  Platz  gestellt  ist,  für  den  Staat  bedeutet,  als  „Prinzip 
einer  vernünftigen  Stabilität",  als  Garantie  eines  „geregelten, 
besonnenen  Fortschritts",  dafür  liefert  das  blühende  England 
den  deutlichsten  Beweis.  „Der  Adel  in  Österreich",  findet  er, 
„ist  eine  vernachlässigte  Pflanze,  welche  ohne,  ja  beinahe  wider 
den  Willen  der  Regierung  besteht  und  vegetiert,  er  hat  keine 
Tendenz,  keine  politische  Farbe,  keine  Macht,  keine  Bedeutung, 
keine  ihm  in  der  Staatsmaschine  angewiesene  Stellung,  und 
als  natürliche  Reaktion  seines  gekränkten  Selbstgefühles  hat 
er  eine  sozieile  Absonderung,  und  zwar  nicht  nur  von  den 
Nichtadeligen,  sondern  auch  von  den  neuen  Ankömmlingen, 
w-elche  ihm  die  Regierung  mit  Rücksicht  auf  lange  Dienst- 
leistungen, sonstiges  Verdienst  u,  s  w.,  freilich  oft  in  jämmer- 
licher Auswahl,  zugesellt,  mehr  als  es  vielleicht  klug  und  rätlich 
war,  beizubehalten  getrachtet  er  ist  nicht  mehr,  was  er  sein 
sollte :  ein  Kern  der  Intelligenz,  der  Notabilitäten  des  Staates 
—  dieses  ehrenvollste  seiner  Privilegien  hat  er  in  Österreich 
verloren,  ohne  irgend  ein  Äquivalent  oder  eine  Entschädigung." 

„Eine  korporative  Stellung,  einen  Einfluß  als  moralischer 
Körper  auf  die  Staatsverwaltung  besitzt  der  Adel  auch  nicht 
im  entferntesten  man  müßte  denn    das   Schattenbild    einer 

ständischen  Verfassung  dafür  annehmen  wollen,  welches  in 
den  altösterreichischen  Provinzen  .  .  .  als  ein  Denkmal  mittel- 
alterlicher Freiheit  und  Selbstregierung  in  unsere  Zeiten  her- 
überragt. Es  sind  dieses  dem  Namen  nach  dieselben  Stände, 
welche  einstens  über  alles,  was  das  Land  anging,  nicht  das 
beratende,  sondern  das  entscheidende  Wort  mitsprachen  — 
an  welchen  die  Kaiser  nicht  nur  erfahrene  und  wohlmeinende 
Ratgeber,  sondern  auch  kräftige  Stützen  und  eine  heldenmütige, 
entschlossene    Treue    fanden    in    den  Zeiten  der  Not,    wie  sie 
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Über  Österreich  häufig  genug  hereinbrachen.''  Es  wird  nun  an 
die  Zeiten  der  Türkeneinfälle,  des  dreißigjährigen,  des  Er- 
folgekrieges usw.  erinnert  und  das  Resümee  gezogen  :  „Das  war 
damals  —  denn  damals  hatten  sie  noch  ein  Vaterland,  noch 
eine  Unabhängigkeit  zu  verteidigen.  —  Was  hätten  sie  jetzt? 
Die  Stände  waren  es,  welche  ihr  Land  verwalteten,  nach  dem 
heilig  einfachen  Grundsatze  der  Selbstregierung,  der  so  alt  ist 
wie  die  Welt  und  doch  von  unserer  Zivilisation  so  jämmerlich, 
so  empörend  verstümmelt  worden  ist  —  sie  setzten  ihren 
Landesfürsten  die  Krone  auf  das  Haupt  und  sie  erhielten  sie 
darauf  durch  ihre  treue,  jedoch  nicht  knechtische,  noch  unbe- 
dingte Hingebung.  Jetzt  ist  der  Geist  aus  dem  alten  Gerüste 
gewichen  —  eine  mißverstandene,  unheilbringende  Zentralisation, 
eine  unglückliche  bureaukratische  Tendenz  haben  diese  ehr- 
würdigen Institutionen  vernichtet  —  die  Stände  sind  ohne  Kraft 
und  was  mehr  ist,  ohne  Ansehen  —  Gaukelbilder  einer  Volks- 
repräsentation, welche  alljährlich  den  Augen  der  Menge  vor- 
geführt werden,  um  sie  auf  Kosten  der  Repräsentanten  zu 
belustigen  —  ■  und  ihre  Rechte  haben  sich  in  eines  aufgelöst: 
das  Recht,  eine  gewisse  Uniform  zu  tragen.  —  Was  drüber 
ist,  ist  Sünde." 

Hat  der  Adel  wenigstens  sonst  irgendwelche  an  der  ein- 
zelnen Person  haftende  Rechte  und  Vorteile.'  Nein.  Die  sprich- 
wörtlich stille,  einfache  Lebensweise  des  Hofes  gibt  keine 
Gelegenheit,  durch  einträgliche  oder  ehrenvolle  Stellen  den 
Adel  an  ihn  zu  fesseln.  Im  Staatsdienst  wie  beim  Militär  gilt 
der  Adelige  gleich  viel  wie  der  Bürgerliche,  jener  hat  nicht 
das  geringste  vor  diesem  voraus  und  somit  hat  er  dieselbe 
trostlose  Aussicht,  entweder  sein  Leben  in  einem  einförmigen 
Garnisonsdienst  „durchzuvegetieren"  oder  einen  geistigen  Selbst- 
mord begehend  die  Beamtenkarriere  einzuschlagen,  um  dann 
am  Ende  einer  langen  Laufbahn  mit  dem  Bewußtsein  ins  Grab 
zu  steigen,  während  seines  ganzen  langfristigen  Polypenlebens 
auch  nicht  eine  nützliche,  einflußreiche,  wahrhaft  wohltätige 
Handlung  vollbracht  zu  haben.  Ist  aber  doch  wenigstens  die 
Bureaukratie,  welche  an  die  Stelle  des  ehemaligen  Geburts- 
adels getreten,  wie  in  einem  nachbarlichen  Staate  —  er  meint 
wohl  Preußen  —  die  „eigentliche  Aristokratie  der  österreichischen 
Intelligenzen  und  Notabilitäten"  und  als  solche  eine  solide 
ergebene  Stütze  der  Regierung?  Andrian  kommt  nun  auf  das 
Unterrichtswesen  zu  sprechen,  dessen  Organi'=;ation  keinen 
anderen  Zweck  verfolge,  als  jede  freie,  selbständige  Regung 
des  Geistes  und  Gemüts  zu  unterdrücken  und  den  künftigen 
Beamten  zu  einem  willenlosen,  stumpfen  Werkzeug  der 
„Routine"  zu  machen.^)  In  die  Hand  einer  solchen  mangelhaft 

')  Vgl.  dazu  den  Artikel  „Was  tut  Österreich  vor  allem  not?"  in  den 
„Gränzboten",  Jahrg.   1846,  Bd  II,  S.  240. 
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gebildeten  und  mit  Unlust  arbeitenden  Bureaukratie  ist  „alle 
Macht  und  Herrschaft  in  Österreich,  die  gesamte  Regierung 
und  Verwaltung,  die  Administration  und  Leitung  sämtlicher 
Interessen,  von  dem  höchsten  bis  zum  geringsten  herab,  ohne 
irgendeine  Einschränkung  oder  Gegengewicht"  gegeben  — 
„eine  beispiellos  komplizierte  Regierungsmaschine,  ohne  alle 
geistige,  überhaupt  ohne  irgendeine  andere  Richtung,  als  die 
der  möglichsten  Erhaltung  des  Status  quo,  welche  alle  selbst- 
ständige Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  und  der  Ge- 
meinden hemmt,  und  die  geringste  ihrer  Tätigkeiten  an  tausend 
Förmlichkeiten,  Schreibereien  und  Plackereien  bindet  —  welche 
alle  Bewegung  im  Staate  an  sich  gerissen  hat,  und  die  geringste, 
unbedeutendste  Handlung  der  Bürger  auf  jede  nur  mögliche 
Weise  überwacht,  kontrolliert,  und  in  den  Bereich  ihrer  Ober- 
aufsicht zieht".  Alles  Unheil  kommt  nach  Andrian  von  dem 
.,Zuvielregierenwollen''  und  er  wird  nicht  müde,  gegen  die 
Bureaukratie,  die  „Pest"  dieses  Jahrhunderts,  die  verderbliche 
„Schlingpflanze",  die  alle  gesunden,  lebenskräftigen  Elemente 
des  Staates  überwuchert,  zu  eifern.  Über  140.000  Beamte,  alle 
pensionsfähig,  und  die  werden  noch  jedes  Jahr  vermehrt! 
„Wohin  soll  das  führen  ?  —  Was  soll  aus  den  finanziellen 
Kräften  des  Staates,  und  was  aus  der  persönlichen  Freiheit 
werden  ?" 

Andrian  wirft  nun  die  Frage  auf,  ob  die  Regierung,  wenn 
sie  schon  für  die  geistige  Entwicklung  nichts  tat,  wenigstens 
für  den  allgemeinen  Wohlstand  und  für  die  materiellen  Interessen 
jedes  Einzelnen  gesorgt  habe,  ob  sie  den  tiefen,  ununter- 
brochenen Frieden  eines  ganzen  Vierteljahrhunderts  dazu 
benützte,  die  Kräfte  dieser  reichen,  schönen  Monarchie  zu 
heben  —  und  die  Antwort  klingt  wenig  trostreich.  Österreich 
hat  in  diesen  fünfundzwanzig  Jahren  seine  Nationalschuld  um 
mehr  als  das  Vierfache  vergrößert,  die  Last  der  jährlichen 
Interessenzahlungen  ist  auf  das  Zehnfache  gestiegen,  wobei 
noch  gar  nicht  die  vielen  verderblichen  Lotterieanlehen  mit- 
gerechnet sind.  In  derselben  Zeit  hat  Preußen  seine  Schulden- 
last um  ein  volles  Drittel  verringert,  England  trotz  Kriegen 
seine  Steuern  um  einen  jährlichen  Betrag  von  30,000.000  Pfund 
abgeschafft  und  seine  Nationalschuld  um  beinahe  100  Millionen 
Pfund  reduziert,  und  Frankreich,  welches  an  seine  Besieger 
über  zwei  Milliarden,  eine  Milliarde  an  die  Emigranten  zahlte, 
und  drei  Jahre  lang  die  Heere  von  halb  Europa  ernähren 
mußte,  hat  seine  Schulden  fast  um  das  Vierfache  konsolidiert. 
Österreich  hat  die  Last  der  Abgaben  nicht  vermindert;  die 
Steuern,  die  während  der  Kriegsjahre  normiert  wurden,  bestehen 
alle  unvermindert  fort;  dazu  sind  aber  noch  neue  getreten: 
die  Verzehrungssteuer  und  die  Stempelsteuer,  welche  beide 
auf  dem  Volk  schwer  lasten.  Die  Schuld  an  dieser  finanziellen 
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Misere,  erklärt  Andrian,  liegt  an  dem  fehlerhaften  Finanz- 
system,  das  ganz  in  den  Händen  einiger  „Stockjobbers"  und 
Kapitalisten  liegt,  die  wie  „Haifische"  bei  jeder  neuen  Anleihe 
das  Staatsschiff  umringen,  „um  die  goldene  Beute  zu  erhaschen, 
die  ihnen  leider  nur  zu  freigebig  zugeworfen  wird".  Alles 
verfügbare  Kapital  wirft  sich  auf  dieses  fruchtbare  Gebiet  der 
Staatsschulden,  wodurch  eine  Masse  Verwendung  suchender 
Kapitalien  von  der  Industrie  und  dem  Ackerbau  abgezogen 
wird;  und  schließlich  werden  bei  der  „unseligen"  Idee,  mit 
der  einen  Hand  zu  borgen,  um  mit  der  anderen  zu  tilgen, 
einige  wenige  Börsenmänner  auf  Kosten  der  produzierenden 
Kontribuenten  bereichert.  Anstatt  zu  versuchen,  auf  dem 
Wege  von  Subskriptionen,  durch  Heranziehung  auch  der 
kleineren  Kapitalisten,  das  Anleihen  der  gesteigerten  Kon- 
kurrenz halber  zu  billigeren  Bedingungen  abzuschließen,  liefert 
sich  die  Regierung  ohne  weiteres  bedingungslos  den  paar 
Bankiers  aus,  die  das  Wort  wahr  machen :  „les  financiers 
soutiennent  l'etat,  comme  la  corde  soutient  le  pendu." 

Andrian  geht  dann  auf  die  einzelnen  Produktionszweige 
des  Kaiserstaates  über  und  findet,  daß  die  Landwirtschaft  lange 
nicht  auf  jener  Stufe  stehe,  die  sie  in  anderen  Staaten  unter 
ungleich  ungünstigeren  Bedingungen  erreicht  habe.  Die  Haupt- 
schuld an  ihrem  schlechten  Zustand  trage  die  unverhältnis- 
mäßige Höhe  der  Grundsteuer,^)  der  Mangel  an  Kapitalien,  an 
Kredit,  an  aufmunternden  Beispielen  und  an  Absatz  infolge 
der  noch  immer  mangelhaften  Kommunikationen  und  —  da, 
wo  sie  bestehen  —  der  hunderterlei  vexatorischen  Fiskalmaß- 
regeln, der  Maut-  und  Zollschranken,  und  endlich  ein  nicht 
minder  drückender  Lehensverband  mit  allen  seinen  Natural- 
und  sonstigen  Leistungen  und  nachteiligen  Folgen. 2)  „Das 
Resultat  aller  dieser  ungünstigen  Verhältnisse  ist,  daß  Öster- 
reich,    ein    vorzugsweise,    beinahe    ausschließlich    ackerbau- 


*)  Dieser  Umstand  wurde  allgemein  anerkannt.  Tebeldi  („Die  Geld- 
angelegenheiten Österreichs",  S.  293)  sagt:  „Die  österr.  Grundsteuer  ist  so 
hoch,  daß  sie  nicht  höher  geschraubt  werden  kann."  Tegoborski  („Über  die 
Finanzen,  den  Staatskredit,  die  Staatsschuld,  die  finanziellen  Hilfsquellen  und 
das  Steuersystem  Österreichs",  Wien  1845,  I,  S.  215)  führt  die  Tatsache  an, 
daf3  der  Ertrag  sämtlicher  direkten  Steuern  in  den  zisleithanischen  Ländern 
42  Millionen  betrage,  wozu  der  Grundbesitz  mehr  als  6/7  beitrage.  Sie  betrug 
dort  nämlich  nach  Springer,  „Statistik  Österreich"  36,600.000  Gulden  Kon.-M., 
was  ungefähr  ein  Drittel  des  ganzen  Staatseinkommens  dieser  genannten  Länder 
ausmache,  während  sie  in  Frankreich  nur  ein  Fünftel  betrage  (ebenda  S.  175 
fg.)  In  Österreich  verhält  sich  somit  die  auf  dem  Grundbesitz  haftende  direkte 
Steuer  zur  gleichen  Abgabe  in  Preußen  wie  7  :  3  (ebenda  S.  176).  Daß  sie  zu 
hoch  war,  erkennt  auch  ein  späterer  Fachmann  an ;  vgl.  Wessely,  „Österr. 
Grundsteuer-Kataster"  in  der  Österr.  Revue   1865,  Bd  II,  S,   146. 

^)  Die  gleichen  Gründe  führt  der  Verfasser  der  Schrift  „Schattenseiten 
der  österr.  Staatsverwaltung  und  gesellschaftlichen  Zustände",  (Hamburg  184P, 
S.  90  fg.  und   128  fg.)  an. 
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treibendes,  und  noch  lange  nicht  übervölkertes  Land  für  seinen 
eigenen  Bedarf  nicht  immer  genug  Getreide  erzeugt,  und 
namentlich  von  den  vorzüglicheren  Körnergattungen  gewöhnlich 
mehr  ein-  als  ausführt."  i)  Obwohl  Österreich  eine  Korn- 
kammer für  halb  Europa  sein  könnte,  rührt  die  Regierung 
keinen  Finger  zur  Hebung  der  Landwirtschaft  und  bemüht 
sich  eine  „künstliche  Treibhaus-Industrie"  zu  erschaffen,  aber 
mit  gänzlich  unzulänglichen,  verkehrten  Mitteln,  zu  denen  in 
erster  Linie  die  übermäßig  hohen  Schutzzölle,  die  vielen  Ein- 
fuhrverbote und  die  Unsicherheit  der  Zollsätze  gehören. 

Während  die  Hauptquelle  des  Nationalreichtums  in  Öster- 
reich, der  Ackerbau,  durch  eine  „beinahe  unerschwingliche" 
Grundsteuer  erdrückt  wird,  gehen  die  anderen  Erwerbsarten, 
vom  Handwerker  bis  zum  Fabriksbesitzer  und  Bankier,  fast  leer 
aus;  denn  die  Erwerbsteuer  wirft  den  „lächerlich  geringen" 
Betrag  von  kaum  zwei  Millionen  Gulden  ab. 2)  Andrian  weist 
auch  auf  die  schwächliche  Handelspolitik  hin,  die  wieder  mit 
der  unglücklichen  auswärtigen  Politik  in  der  Orientkrisc 
zusammenhängt,  indem  sich  Österreich  seine  Einflußsphäre  in 
den  Donaufürstentümern  zugunsten  Rußlands  verscherzte  und 
sich  dem  Einfluß  des  großen  Slawenreiches  preisgab,  „welcher 
ohnehin  jetzt  schon  von  Troppau  bis  Cattaro  bis  unter  die  Mauern 
der  österreichischen  Grenzstädte  allmächtig  ist:  18  Millionen 
Slawen,  welche  österreichische  Untertanen  sind,  dem  Geiste  und 
der  Tendenz  nach  russisch  geworden  —  was  wird  dann  aus 
Österreich  geworden  sein  }"  Das  unglückliche  „Papierregiment" 
hat  es  also  glücklich  dahin  gebracht,  daß  der  einst  blühende 
Kaiserstaat  seine  Lebenskraft  verloren  hat  und  jeden  Augenblick 
zusammenbrechen  kann.  Nicht  Stürme  und  Windstöße  allein, 
auch  die  „Sonne  der  Aufklärung,  des  Vergleiches"  hat  er  zu 
fürchten,  und  vielleicht  nicht  weniger  zu  fürchten  als  jene. 
Die  große  Mehrzahl  der  Bevölkerung  ist  gerade  auf  dem  Punkte 
angelangt,  wo  jeder  Anstoß  gefährlich  werden  kann,  wenn  die 
Geister  nicht  bei  Zeiten  vollends  mündig  gemacht  und  dadurch 
fremdem  Einfluß  entrückt  werden.  Dieser  Anstoß  kann  von 
Frankreich,  der  „Äolushöhle  Europas",  herkommen,  wo  es  über 
kurz  oder  lang  zu  einer  Umwälzung  kommen  werde,  von 
Deutschland,  welches  auf  der  Bahn  des  Fortschrittes  rüstig 
vorwärtsschreitet  und  auf  welches  der  Deutsch-Österreicher 
sehr  stark  hinhorcht,  oder  von  Ungarn,  w^o  der  liberale  Geist 
sich  mächtig  entfaltet.  Nachdem  Andrian  Österreichs  Politik  in 
den  letzten  fünfundzwanzig  Jahren    gründlich  zerpflückt  hatte 


1)  Das  anerkennt  auch  Becher,  „Beiträge  zur  österr.  Handels-  und  Zoll- 
statistik I  (1844),  S.   188  fg. 

2)  Vgl.  oben  S.  27.  Nach  Tegoborski  (S.  208)  war  das  Verhältnis  der 
Erwerbsteuer  zur  Grundsteuer  1  :  16,  in  Preußen  3:  14.  Auch  Tebeldi  (S.  287  fg.) 
fand  das  Verhältnis  ungerecht. 
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und  zu  dem  vernichtenden  Endresultat  gekommen  war:  „Im 
Innern  die  Sympathien  der  Nationen  und  aller  Stände  der 
Regierung  entfremdet,  der  Staat  mit  einer  stets  wachsenden 
Schuldenlast  behaftet,  der  materielle  Wohlstand  in  einer  äußerst 
langsamen  Progression  begriffen,  die  geistigen  Interessen  ver- 
wahrlost und  der  Staat  auf  dem  Punkte,  durch  die  immer  weiter 
divergierenden  Tendenzen  seiner  Einzelnteile  zerrissen  zu 
werden  —  nach  Außen  hin  an  Macht,  Ansehen  und  Einfluß 
gesunken  und  seinen  Platz  unter  den  europäischen  Großmächten 
nur  mehr  einer  Art  von  althergebrachten  Pietät  verdankend", 
wirft  er  die  Frage  auf :  Gibt  es  noch  eine  Hoffnung  auf 
Rettung?  -  -  und  er  bejaht  sie;  aber  es  bedarf  einer  durch- 
greifenden Reform. 

Das  Volk  muß  allmählich  mündig  gemacht  und  zur 
Selbstverwaltung  erzogen  werden.  Wie  diese  Erneuerung  des 
Kaiserstaates  vor  sich  gehen  soll,  wird  nur  angedeutet.  Andrian 
überläßt  es  anderen,  die  im  folgenden  flüchtig  hingeworfenen 
Ideen  im  einzelnen  weiter  auszuarbeiten,  und  begnügt  sich  damit, 
den  „Anstoß"  gegeben  zu  haben  Vor  allem  hätte  eine  zeitgemäße 
Reform  der  Landstände  zu  erfolgen:  der  Bürger-  und 
Bauernstand  müßte  dort,  wo  er  noch  nicht  repräsentiert  erscheint, 
zur  Standschaft  zugelassen  werden,  und  zwar  mittelst  einer 
Anzahl  von  Abgeordneten,  die  den  Stimmberechtigten  der 
Adeligen  und  Prälaten  ungefähr  gleiche.  Die  Stände  hätten 
sogleich  eine  neue  Gemeindeverfassung  auszuarbeiten,  der 
zufolge  die  Gemeinde  ihre  Angelegenheiten  selbst  in  die  Hand 
nehmen,  ihre  Organe  und  Beamten  selbst  sich  wählen  und  über 
die  Vermögensgebarung  —  nur  unter  Kontrolle  des  Staates  — 
frei  zu  verfügen  hätte.  Den  Provinzialständen  müßte  das  Recht 
eingeräumt  werden,  ebenfalls  sich  ihre  eigenen  Beamten  zu 
wählen,  provinzielle  Steuern  zu  votieren  und  die  allgemeinen, 
von  den  „Reichsständen"  bewilligten  Steuern  verhältnismäßig 
unter  die  Gemeinden  der  Provinz  zu  repartieren,  Petitionen  an 
jene  zu  beschließen,  die  Beamten  des  Staates  und  der  Gemeinden 
wegen  Dienstesvergehen  bei  den  gewöhnlichen  Gerichten  anzu- 
klagen und  in  Berufungsfällen  zwischen  den  streitigen  Parteien 
einer  Gemeinde  zu  entscheiden.  Ihre  Sitzungen  wären  in  gewöhn- 
lichen Fällen  öffentlich.  Andrian  geht  dann  auch  auf  die 
politische  Verwaltung  der  Länder  über,  deren  Gouverneure  die 
Stände  zu  berufen,  zu  vertagen  und  aufzulösen  das  Recht  haben 
sollten.  Er  verlangt  weiters  die  Abschaffung  der  Gremialver- 
fassung,  Unabsetzbarkeit  der  Richter,  Öffentlichkeit  der  Gerichts- 
verhandlung, Preßfreiheit  u.  a.  mehr.  Als  „oberstes  repräsentatives 
Organ  der  österreichischen  Nation  und  zugleich  als  kräftigstes 
Bindungsmittel"  sollten  in  Wien  die  schon  erwähnten  Reichs- 
stände tagen,  welchen  die  Votierung  des  Staatsbudgets,  die 
Verteilung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  unter  die  Provinzen, 
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die  Beratung  über  die  ihnen  von  der  Regierung  vorgelegten 
Gesetzentwürfe,  die  Kontrolle  über  die  Finanzgebarung  und 
das  Schuldenvvesen  des  Staates  usw.  zu  obliegen  hätte.  Hand 
in  Hand  mit  der  Reform  der  Landstände  sollte  auch  eine 
radikale  Umgestaltung  des  Adelsinstituts,  nach  dem  Muster 
der  englischen  Aristokratie,  vorgenommen  werden  :  die  Adels- 
rechte müßten  an  ein  bestimmtes,  und  zwar  beträchtliches 
Ausmaß  von  Besitz  gebunden  sein,  alle  übrigen  Adelsspröß- 
linge aber  in  die  Klasse  der  Nichtadeligen  zurückfallen, 
wodurch  der  gegenwärtig  so  unliebsam  zu  Tage  tretende 
schroffe  Unterschied  von  Adel  und  Nichtadel  verschwinden 
würde. 

Andrian  schließt  seine  Ausführungen  mit  den  prophetischen 
Worten:  „Eines  aber  ist  gewiß:  so  wie  es  jetzt  ist,  kann  es 
in  Österreich  nicht  bleiben  —  icann  es  kein  Menschenalter 
mehr  bleiben  -  von  dieser  Überzeugung  ist  daselbst  alles, 
die  Regierten  sowohl,  als  die  Regierer,  durchdrungen  und 
diese  einzige  Tatsache  würde  hinreichen,  um  die  Umwälzung 
herbeizuführen,  welche  sicherlich,  und  zwar  binnen  kurzer 
Zeit  erfolgen  muß.  Ob  diese  eine  friedliche  oder  eine 
revolutionäre  sein  wird,  kann  nur  die  Zukunft  lehren,  und  von 
den  Maßregeln  wird  es  abhängen,  welche  die  Regierung 
ergreifen  wird,  von  dem  Geiste  der  österreichischen  Staats- 
männer, und  von  ihrem  Mute,  einem  erkannten  Übel  kühn 
entgegen  zu  treten.  Daß  sie  eine  friedliche  sein  möge,  muß 
der  innigste  Wunsch  jedes  Menschenfreundes,  muß  die 
ängstliche  Sorge  besonders  eines  solchen  sein,  der  Österreich 
zu  kennen  und  zu  lieben  Gelegenheit  gefunden  hat.  Dieser 
Wunsch  und  diese  Sorge  haben  den  gegenwärtigen  Aufsatz 
hervorgerufen  —  glücklich,  wenn  er  die  Aufmerksamkeit 
Europas,  der  österreichischen  Staatsmänner,  und  des  öster- 
reichischen Volkes  auf  eine  Krisis  leitet,  deren  Nähe,  je  mehr 
man  sie  der  öffentlichen  Kenntnis  zu  entziehen  trachtet,  zu 
einem  desto  verderblicheren,  weil  unerwarteten  Ausbruche 
führen  wird,  welcher  bloß  durch  ein  schleuniges  Entgegen- 
kommen verhütet  werden  kann." 

So  weit  Andrian.  Sein  Buch  erregte,  wie  schon  gesagt, 
ungeheueres  Aufsehen,  es  wurde  als  ein  „Ereignis"  aufgefaßt, 
und  wenn  es  einerseits  als  bedeutsames  Symptom  der  erwachten 
öffentlichen  Meinung  in  Österreich  aufgefaßt  werden  kann,  so 
darf  man  anderseits  auch  behaupten,  daß  diese  umgekehrt 
wieder  durch  Andrian  mächtig  angeregt  wurde.  Was  der  Schrift 
eine  so  starke  und  nachhaltige  Wirkung  eintrug,  war  vor  allem 
der  warme  Ton  der  Vaterlandsliebe,  der  aus  den  wuchtigen 
Anklagen  sprach  und  sie  in  vorteilhafter  Weise  von  jenen 
gehäßigen  Pamphleten  unterschied,  die  damals  und  später  wie 
die    Pilze    nach    dem    Regen    aus    dem    Boden    schössen,    die 
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augenscheinliche  Sachkenntnis  des  Verfassers,  der  zur  Unter- 
stützung seiner  Vorwürfe  zahlreiche,  vollkommen  glaubwürdig 
erscheinende  statistische  Belege  beibrachte,  gar  nicht  zu  reden 
von  dern  hohen  Grad  von  Geist  und  Bildung,  der  sich  darin 
dokumentierte  und  förmlich  wie  eine  Reklame  für  das  von  ihm 
so  getadelte  Unterrichtswesen  und  Beamtentum  in  Österreich 
zu  wirken  imstande  gewesen  wäre,  wenn  man  sogleich 
gewußt  hätte,  daß  der  Autor  ein  österreichischer  Staats- 
beamter war.i) 

Auch  aul  die  Regierung,  an  deren  Adresse  ja  in  erster 
Linie  die  Broschüre  gerichtet  war,  verfehlte  sie  nicht,  starken 
Eindruck  zu  machen.  Die  eben  genannten  Vorzüge  mußten 
ihr  dieselbe  umso  gefährlicher  erscheinen  lassen.  Was  sie 
ihrem  Verfasser  am  meisten  verübelt  haben  mochte,  war  die 
Erkenntnis,  daß  er  im  Grunde  genommen  gar  nicht  so  Unrecht 
hatte  und  die  Bezeichnung  „Schmähschrift",  die  man  ihr  gab, 
wenig  am  Platze  war.  Wären  die  vom  Verfasser  beigebrachten 
Belege  wirklich  so  völlig  aus  der  Luft  gegriffen  gewesen,  wie 
die  Regierung  öffentlich  zu  zeigen  sich  bemühte,  so  hätte  man 
hier  nicht  insgeheim  von  „verratenen  Amtsgeheimnissen" 
sprechen  können,  man  wäre  dann  wohl  schwerlich  auf  den 
Gedanken  verfallen,  den  Autor  in  dem  früheren  Chef  der 
Finanzverwaltung,  Baron  Eichhoff,  zu  suchen,  der  sich  angeb- 
lich wiederholt  mit  Bitterkeit  über  die  vom  Publikum  beifällig 
aufgenommenen  Finanzoperationen  seines  Amtsnachfolgers, 
Baron  Kübeck,  ausgesprochen  hatte  und,  wie  man  meinte, 
diesen  Weg  wählte,    um  einen  Staatsbankerott  hervorzurufen, 


')  Andrian  wußte  lange  Zeit  sein  Inkognito  zu  wahren.  Erst  im  J,  1846 
scheint  die  Sache  ruchbar  geworden  zu  sein,  und  er  suchte  hierauf,  in  zuvor- 
kommender Weise,  um  seine  Entlassung  an.  Man  ließ  es  damit  bewenden, 
obwohl  man  anfänglich  daran  dachte,  ihm  die  Kämmererwürde  zu  nehmen ; 
„Gränzboten"  Jahrg.  1847,  Bd  II,  Nr.  86.  Der  darauf  bezügliche  Polizeiakt 
Nr.  8409  von  1847  gehört  leider  zu  jenen  vielen,  die  in  den  fünfziger  Jahren 
„ausgehoben"  und  nicht  mehr  wieder  eingelegt  wurden,  —  Eigentümlich  muß 
es  berühren,  wenn  Dr.  S.,  der  Verfasser  der  offenbar  von  der  Regierung 
inspirierten  Entgegnungsschrift  „Der  Fortschritt  und  das  konservative  Prinzip 
in  Österreich"  (Leipzig  1844,  S.  94),  der  „vielen  Beispiele  gedenkt,  daß  Schrift- 
steller des  In-  und  Auslandes,  die  uns  wohltätige  Reformen  mit  wahrschein- 
lichen Gründen  anschaulich  machten,  von  der  Regierung  aufgefordert  wurden, 
in  Staatsdienste  zu  treten  und  ihr  System  nach  Einsicht  in  das  Innere  des 
Staatslebens  gemeinschaftlich  mit  anderen  Staatsmännern  einer  Prüfung  zu 
unterziehen  und  nach  dem  Ergebnisse  derselben  in  Ausführung  bringen  zu 
helfen",  und  die  Frage  daran  knüpft:  „Ob  wohl  der  Verfasser  einen  gleichen 
Ruf  erhalten  und  ihn  annehmen  wird?"  Nebenbei  bemerkt,  :=  kann  dieser  Dr.  S. 
schwerlich  mit  dem  freisinnigen  Schuselka  identisch  sein,  wie  dies  bei  Holz- 
mann-Bohatta  („Deutsches  Anonymen  Lexikon"  II,  S.  108)  angegeben  ist,  da 
sich  Dr.  S.  dort  (S.  74  Anm.)  mit  Entrüstung  gegen  Schuselkas  Schrift  „Deutsche 
Worte  eines  Österreichers"  wandte;  eher  dürfte  es  Sporschil  sein,  der  Verfasser 
der  1847  erschienenen  Schriften  „Österreich  und  die  Broschürenschmiede  gegen 
dieses  Kaisertum"  und  „Kritische  Beleuchtung  der  Reformvorschläge  der  schrift- 
stellerischen Gegner  der  österr.  Regierung". 
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zum  mindesten  aber  ihm  Schwierigkeiten  zu  bereiten. i)  Aus 
den  vertraulichen  Autzeichnungen  eines  hohen  österreichischen 
Staatsmannes^)  erfahren  wir  überdies,  daß  Andrians  Schrift 
auch  in  den  höchsten  Kreisen  der  Regierung  starken  Wieder- 
hall fand  und  das  von  diesem  entworfene  Gemälde  nicht  allzu 
stark  aufgetragen  erschien  —  eine  Tatsache,  die  uns  nach  den 
früheren  Ausführungen  keineswegs  befremden  wird.  Wenn  die 
Kritik  des  Sj^stems  den  Eingeweihten  keine  überraschende 
Neuigkeit  bringen  konnte,  so  besagten  auch  die  positiven 
Vorschläge  nichts  sonderlich  neues  ;  denn  der.  Gedanke  eines 
aus  ständischen  Abgeordneten  und  vom  Kaiser  ernannten 
Beisitzern  gebildeten  „Reichsrats",  dem  die  Prüfung  des 
Budgets  u.  a.  m.  obliegen  sollte,  war  schon  1817  von  niemand 
geringerem  als  Metternich  selbst  angeregt  worden. 3) 

Inwieferne  das  bereits  erwähnte  Reformprogramm  Kübecks 
vom  22.  Januar  1843,  worin  der  Hofkammerpräsident  zum  Ver- 
lassen des  alten  Systems  mahnt,  mit  großem  Nachdruck  die 
schweren  Gebrechen  des  Verw^altungsapparates  hervorhebt  und 
zur  Förderung  der  Landwirtschaft  und  Industrie  rät,*)  von  der 
Andrianschen  Broschüre  beeinflußt  ist,  mag  dahin  gestellt  sein. 
Wir  wissen  ja  aus  seinen  Tagebuchblättern,  daß  der  aufgeklärte 
Staatsmann,  im  Innersten  mit  Andrian  einer  Meinung,  schon 
viel  früher  an  den  Schäden  des  Systems  unbarmherzige  Kritik 
übte  und  die  Katastrophe  beständig  vor  Augen  hatte.  So  viel 
aber  ist  sicher,  daß  sich  von  da  an  auch  in  Österreich  ein 
langsames  Vorwärtsschreiten  geltend  macht,  nicht  bloß  im 
Ressort  des  Finanz-  und  Handelsministers,  sondern  auch  auf 
dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens,  wie  man  denn  z.  B.  an 
einer  Reform  des  Hochschulstudiums  arbeitete;  während  aber 
hier  die  Reformvorschläge  in  der  Staatskonferenz  liegen  blieben, 
vermochte  Kübeck  greifbare  Resultate  zu  erzielen. 

Auch  auf  den  Landtagen  entfaltet  sich  in  der  Folge  ein 
neuer  Geist  frischer  Reformtätigkeit,  wie  Andrian  in  dem  einige 
Jahre  später  erschienenen  zv/eiten  Teil  seines  Buches  mit 
Genugtuung  konstatieren  konnte;  die  Anregung  war  also  auf 
fruchtbaren  Boden  gefallen. 

Wenn  Andrian  in  seiner  sensationellen  Schrift  die  allge- 
meine Sache  des  Fortschritts  in  Österreich  auf  seine  Fahne 
schreibt,  so  spricht  er  aber  auch  in  unverkennbarer  Weise  als 
Vertreter    einer  kleineren  Standesgruppe,    als    Landstand    und 


')  Bericht  der  Wiener  Polizei-Oberdirektion  vom  13.  Januar  1843.  Archiv 
des  Ministeriums  des  Innern.  Polizeiakten  Nr.  5690. 

^)  Tagebuch  eines  ungenannten  Staatsmannes  vom  25.  Dezember  1842  ; 
vgl.  Wertheimer  in  der  „Österr.  Rundschau"  X  (1907),  S.   127. 

^)  Stern,  „L'Idee  d'une  representation  centrale  de  l'Autriche  con9ue  par 
le  prince  de  Metternich"  in  der  „Revue  historique"  XXXI  (1886),  S.  313  fg. 

■*)  Siehe  oben  S.  24  fg. 

Flibl  :  Vormärz  4 
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Aristokrat  —  allerdings  werden  die  Interessen  seines  Standes 
mit  jenen  der  Gesamtheit  in  harmonische  Verbindung  gebracht. 
Auf  welche  Weise  dies  möglich  ist,  wieso  es  geschehen  kann, 
daß  der  Adel,  indem  er  den  Standpunkt  der  Allgemeinheit 
vertritt,  auf  seine  eigene  Rechnung  kommt:  dieses  anscheinende 
Wunder,  wie  wir  sagen  können,  weil  ja  der  Mensch  so  schwer 
an  Uneigennützigkeit,  an  eine  selbstlose  Hingabe  an  fremde 
Interessen  glauben  kann,  wird  uns  von  Andrian  auf  eine  sehr 
einfache  Weise  ganz  offen  erklärt.  Die  Menschen  streben  alle, 
sagt  er,  nach  einer  Verbesserung  ihrer  materiellen  Lebens- 
bedingungen, aber  auch  nach  Ansehen  und  Bedeutung.  „Dieses 
Streben  nach  Bes'serung,  nach  Vorzug  muß",  erklärt  er  weiter, 
„eine  Richtung  erhalten",  und  das  geschieht  eben,  wenn  man 
der  nach  oben  unabhängigeren,  einflußreichen  Aristokratie  ein 
Feld  zur  Betätigung  gibt,  ihr  eine  solche  Stellung  im  öffent- 
lichen Leben  verschafft,  daß  sie  sich  zum  Wortführer  der 
Volksvvünsche  aufzuwerfen  vermag:  es  kann  „die  Begierde 
nach  Macht,  nach  Ansehen,  nach  Einfluß  auf  die  Gesamtheit 
sein,  welche  die  Tätigkeit  suchenden  Kräfte  befeuert  —  es 
kann  der  Wunsch  sein,  in  der  Achtung,  der  Teilnahme,  der 
Dankbarkeit  aller  jenen  Vorzug  zu  finden,  welchen  die  mensch- 
liche Natur  eines  jeden  einzelnen  so  dringend  fordert"  —  und 
in  diesem  Streben  finden  dann  alle  ihre  Rechnung  und  ihren 
Vorteil. 1)  Wie  segensreich  die  Aristokratie  auch  im  politischen 
Leben  zu  wirken  imstande  ist,  hat  gerade  die  Geschichte 
Österreichs,  mit  der  sie  so  innig  verwachsen  ist  und  wo  sie 
auch  im  Volke  feste  Wurzeln  hat,^)  vor  und  nachher  des  öftern 
bewiesen,  aber  damals,  als  Andrian  diese  Worte  schrieb,  unter 
den  Nachwehen  der  Julirevolution,  war  sie  nicht  sonderlich 
populär;  der  Verdacht  lag  nahe,  daß  die  Stände  ihre  alten, 
wiedergewonnenen  oder  erweiterten  Rechte  in  ihrem  Sonder- 
interesse ausnützen  würden:  das  wußte  Andrian  und  er  wollte 
deshalb  ihm  zuvorkommen. 

Andrians  Broschüre  ist  aber  auch  noch  in  einer  anderen 
Hinsicht  für  den  Geschichtsforscher  höchst  lehrreich.  Wir 
erfahren  nämlich  daraus  nicht  bloß  die  Symptome  einer 
oppositionellen  Bewegung  unter  den  Landständen  und  ihre 
praktischen  Ziele,  sondern  auch  ihre  tieferen  Wurzeln  :  hinter 
dem  Ruf  nach  Reformen  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung, 
nach  Ausgestaltung  der  Ständeverfassung,  Bildung  eines  Reichs- 
parlamentes usw.  steht  eine  wirtschaftlic  h-s  o  z  i  al  e  Krise 
des  in  den  Landständen  vertretenen  Adels  wie  des  Grund- 
besitzes. Die  Klagen  über  Mangel  an  Geltung  der  Aristokratie 
und  der  Stände,  über  Bevorzugung  der  Geldaristokratie,  der 
Industrie  und  des  Kapitals,  über  die  Verkümmerung  der  Land- 

')   „Österreich  und  dessen  Zukunft^  S.  28. 

2)  Vgl.  Springer,   »Geschichte  Österreichs"   I,  S.  549. 
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Wirtschaft  und  das  beängstigende  Umsichgreifen  der  staatlichen 
Zentralgewalt ;  alle  diese  Klagen,  wie  sie  uns  aus  Andrians 
Buch  entgegenschallen,  begegnen  uns  durch  die  Bank  schon 
in  den  früheren  Ständebewegungen,  so  weit  wir  dieselben  zu 
verfolgen  in  der  Lage  sind,  teilweise  nur  unter  anderen  Namen : 
so  hie(3en  die  „Börsenjobbers"  und  Bankiers  im  XVI.  Jahr- 
hundert die  „großen  Handelsgesellschaften",  die  „Fuggereien", 
und  die  „Bureaukratie"  war  damals  die  Behördenorganisation, 
wie  sie  Maximilian  I.  und  Ferdinand  I.  ins  Leben  riefen. 

Wenn  die  wiedererwachten  Stände  in  ihrem  Schatten- 
dasein mit  stiller  Wehmut  der  Stellung  jener  „Edlen  und 
Großen"  des  Landes  (meliores  et  maiores  terrae)  im  XIL  Jahr- 
hundert gedenken  mochten,  die  dem  Fürsten  bei  allen  wich- 
tigen Regierungsmaßregeln  und  Akten  der  Landesgesetzgebung 
nicht  nur  ihren  Rat  („consilium'*),  sondern  auch  ihre  Zustim- 
niung  („conniventia")  erteilten,  welches  Recht  ihnen  dann 
auch  reichsgesetzlich  (1231)  gewährleistet  wurde, ^)  so  durften 
ihnen  auch  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse 
jener  Zeit  ideal  erscheinen,  denn  bald  darauf  setzt  jener 
gewaltige  Prozeß  ein,  den  wir  kurz  die  Neuzeit  nennen  wollen, 
und  die  Krise  begann, 2)  Die  wirtschaftliche  Revolution  des 
XIIL  Jahrhunderts,  das  Aufkommen  der  Geld-  und  Kredit- 
wirtschaft in  den  mächtig  emporblühenden  Städten,  die  Er- 
findung des  Schießpulvers,  der  Handfeuerwaffen,  welche  die 
militärische  Kraft  in  die  Masse  verlegten,  die  Popularisierung 
der  Bildung  durch  die  Erfindung  der  Buchdruckerkunst,  der 
absolute,  auf  dem  römischen  Recht  basierte  Beamtenstaat,  der 
auf  eine  Nivellierung  aller  Berufsstände  und  Aufsaugung  jeder 
selbständigen  Korporation  abzielte  :  alle  diese  Neugestaltungen 
griffen  dem  mittelalterlichen  Lebensstaat  an  das  Lebensmark. 
Die  sinkende  Bedeutung  des  Adels  zeigte  sich  in  einer 
zunehmenden  Verschuldung  und  Zersplitterung  des  entwerteten 
Grundbesitzes  ;^)  der  verarmte  Landedelmann  sieht  sich  im 
landesfürstlichen  Dienst  von  dem  bürgerlichen,  römischrechtlich 
geschulten  Doktor,  im  Heere  vom  Soldknecht  verdrängt.  In 
ohnmächtiger  Wut  kehren  sie  sich  nun  gegen  das  aufstrebende 
Bürgertum,  das  mobile  Kapital  und  den  damit  verbündeten, 
von  seinem  Kredit  lebenden  Beamtenstaat. 

Auf  dem  Untergrund  dieser  schwierigen  Stimmung 
schoß  —  ein  Seitenstück  zu  dem  Buschkleppertum  des  dem 
reichen    Geldsack    auflauernden  Raubritters   —    die    politische 


1)  Vgl.  Huber-Dopsch,    „Österr.  Reichsgeschichte",    S.  52  fg.  ;    Luschin, 
„Österr.  Reichsgeschichte",  S.   160. 

2)  Vgl.  im  allgemeinen  Bezold,    „Geschichte  der  deutschen  Reformation", 
S.   28  fg.  ;  Luschin,   „Österr.  Reichsgeschichte",  S.  226  fg.    und  273  fg. 

')  Grund,   „Die  Veränderungen    der  Topographie    im  Wiener  Walde  und 
Wiener  Becken"  in  den  ,  Geographischen  Abhandlungen"  VIII.  (1905),  S.  218  fg. 
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Opposition  der  Adelsstände  auf  den  Landtagen  in  die  Höhe, 
die  nach  jahrhundertelangen  Reibereien  und  Kämpfen  endlich 
in  der  Schlacht  am  weißen  Berge  ihre  Entladung  fand  —  um 
am,  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  sich  auts  neue  zu  regen. 
Im  Zeitalter  des  aufgeklärten  Despotismus  hatten  nämlich 
alle  diese  Potenzen  der  Neuzeit  eine  Verschärfung  ertahren. 
Es  konnte  den  adeligen  Grundherren  gewiß  nicht  gleichgiltig 
sein,  wenn  sie  sich  in  offiziellen  Schriftstücken  als  eine  „den 
Erdboden  drückende,  unnütze  Last,  bloß  geschaffen,  den 
Schweiß  der  Untertanen  in  den  Hauptstädten  zu  verzehren ",i) 
als  Bedrücker  und  Vampire  der  Untertanen,  ihre  aus  der 
„Finsternis"  des  Mittelalters  kommenden  Privilegien  und  Vor- 
rechte als  „auf  gegenwärtige  Zeiten  nicht  mehr  anwendbar" 2) 
bezeichnet  fanden,  anderseits  mit  den  „produktiven"  Klassen 
des  Bürger-  und  Bauernstandes,  dem  „die  wahre  Stärke  des 
Staates  und  daher  die  vorzüglichste  Rücksicht  verdienenden 
gemeinen  Mann"^)  ein  förmlicher  Kult  getrieben,  und  schließ- 
lich aus  diesen  Schulmeinungen  und  Grundsätzen  die  prakti- 
schen Konsequenzen  gezogen  wurden.  Wenn  die  durch  die 
Josefinischen  Reformgesetze  hervorgerufene  Mißstimmung  des 
Adels  und  Großgrundbesitzes  nach  seinem  Tode  zu  einer 
politischen  Bewegung  unter  den  Landständen  führte,  lag  ihrer 
Nachfolgerin  des  XIX.  Jahrhunderts  ebenfalls  eine  Verstimmung 
und  Gärung  unter  den  adeligen  und  agrarischen  Interessenten 
zu  Grunde  ?  Waren  Andrians  Klagen  über  die  Bedeutungs- 
losigkeit der  privilegierten  Stände,  über  die  Zurücksetzung  und 
Notlage  der  Landwirtschaft  berechtigt  ? 

Hören  wir  andere  Stimmen,  die  sich  um  dieselbe  Zeit 
vernehmbar  machten,  so  wäre  Österreich  auch  nach  der 
französischen  Julirevolution,  deren  demokratischer  Geist  sich 
überall,  selbst  in  dem  kontinentalen  Einflüssen  weniger  zugäng- 
lichen aristokratischen  England  in  Gestalt  einer  Parlaments- 
reform äußerte,  noch  immer  das  „Eldorado"  des  Adels  gewesen, 
welches  es  unzweifelhaft  einstmals  war.  Zahlreich  sind  die 
Klagen  darüber,  daß  der  Bürgerliche  überall,  im  Staatsdienst 
wie  bei  Militär,  vor  dem  Adeligen  zurückstehen  müsse,  daß  er 
von  dem  aristokratischen  „überzähligen"  Beamten  übersprungen 
werde,  daß  alle  höheren  Stellen  ausschließlich  mit  Adeligen 
besetzt    würden    usw.*)    Im    Zusammenhang    damit    steht    der 


■)  Bibl,  „Die  niederösterr.  Stände  und  die  französische  Revolution",  im 
„Jahrbuch  des  Vereines  für  Landeskunde  von  Nieder-Österr."  (1903),  S.   19. 

2)  Ebenda,  S.   11. 

ä)  Votum  des  Grafen  Chotek  vom  1.  Mai  1763;  vgl.  Arneth,  „Maria 
Theresia«  VII.,  S.  30. 

*)  Zahlreiche  Beispiele  dafi.ir  liefern:  „Schattenseiten  der  österr.  Staats- 
Verwaltung",  S.  85  fg.;  „Ö.sterreich  im  Jahre  1843",  S.  53;  Dr.  S.,  „Der  Fort- 
schritt und  das  konservative  Prinzip  in  Österreich",  S.  66  fg.;  „Soziale  und 
politische  Zustande  Österreichs",    S.    108    und   125   fg.;    Bauernfeld,    „Aus  Alt- 
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schwerwiegende  Vorwurf,  daß  die  Aristokratie  es  sei,  welche 
durch  ihren  Einfluß  jeden  Fortschritt  in  Österreich  verhindere.^) 
Der  Adel  wäre  also  danach  gar  nicht  so  bedeutungslos 
gewesen,  wie  man  nach  Andrians  Darstellung  vermuten  könnte. 
Wer  hat  nun  Recht?  Diese  Frage  ist  schwer  zu  beantworten. 
Sicher  ist  nur,  daß  beide  Teile,  der  Adelige  wie  der  Bi^irgerliche, 
unzufrieden  waren,  und  der  Grund  dafür  liegt  in  der  eigen- 
tümlichen Halbheit  der  gesamten  öffentlich-rechtlichen  Ver- 
hältnisse, wie  sie  Kaiser  Josef  II.  hinterlassen  hatte.  Gewiß 
hatte  Kaiser  Franz,  namentlich  in  der  ersten  Zeit  nach  dem 
Frieden,  den  Adel  bevorzugt,^)  aber  es  geschah  dies  lediglich 
aus  Gnade.  Alle  Begünstigungen  des  Adels  waren  persönliche, 
willkürliche;  sie  hörten  auf,  wo  der  Stand  begann;^)  ein  Recht 
darauf,  wie  in  früheren  Zeiten,  hatte  er  nicht. 

„Von  vierhundert  Posten",  schreibt  ein  sehr  unparteiischer 
Zeitgenosse,  „die  er  noch  um  das  Jahr  1770  als  etwas  ihm 
Vorbehaltenes  in  der  Administration,  der  Justiz,  der  Kirche  und 
der  Armee  betrachtet  hatte,  besaß  er  nicht  mehr  vierzig ;  alle 
Stellen,  mit  Ausnahme  jener  der  Minister  und  der  Gouverneure, 
waren  dem  Unadeligen  zugänglich  geworden.  Der  Adel  wurde 
daher  immer  dürftiger,  unwissender  und  ausschweifender, 
wodurch  jenen,  welche  ihm  nicht  wohl  wollten,  ein  immer 
freieres  P'eld  gegeben  wurde  .  .  .  Die  Grundlagen  im  Staate 
wurden  daher,  so  sehr  man  auch  zuweilen  das  Gegenteil  zu 
verbreiten  suchte,  immer  mehr  demokratisch."^)  Die  von  Kaiser 
Josef  II.  angebahnte  und  nach  der  Märzrevolution  auch  staats- 
grundgesetzlich  anerkannte  Rechtsgleichheit  aller  Staatsbürger 
bestand  eigentlich  auch  in  der  vormärzlichen  Zeit.  Die  wenigen 
Vorrechte,  die  der  Adel  noch  besaß,  verloren  vielfach  in  der 
Praxis  ihre  Bedeutung,  oder  sie  galten  hier  auch  für  das 
besitzende  Bürgertum,  wie  z.  B.  die  Befreiung  vom  Militärdienst. 
Jedenfalls  standen  sie  kaum  im  Verhältnis  zu  der  Gehässigkeit, 
mit  welcher  sie  von  der  von  Tag  zu  Tag  demokratischer 
und  radikaler  sich  gebärdenden  öffentlichen  Meinung  verfolgt 
wurden.^) 

Diese  wenig  günstige  Meinung  und  geringen  Sympathien 
hätten  die  Adeligen  vielleicht  noch  verschmerzen  können,  wenn 


und  Neu-Wien",  S.  205.  Die  Tatsache,  daß  in  den  Hof-  und  Staatsschematismen 
in  den  leitenden  Stellen  durchwegs  Adelige  figurieren,  beweist  nicht  zu  viel, 
weil  die  Beamten  nach  einer  gewissen  Anzahl  von  Dienstjahren  das  Adels- 
prädikat erhielten,  wie  z.  B.  Kübeck,  der  Hofkammerpräsident. 

1)  (Koch),  „Österreichs  innere  Politik",  S.   19  fg. 

2)  Dann   wieder   seit  1826,    als   Kolovvrat  Minister   geworden    war;    vgl. 
Beidtel  II,  S.  235. 

*)  „Die  Gegenwart"  V.,  S.  677. 
*)  Beidtel  II,  S.  269. 

*)  Vgl.  z.  B.   „Soziale  und  politische  Zustände  Österreichs  etc.",     S.    27, 
107  fg.  und   150. 
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nicht  unter  ihnen  eine  zunehmende  Verarmung  um  sich  gegriffen 
hätte.  Wenn  der  viel  beneidete  österreichische  Adel,  wie 
behauptet  wurde,  Wirte,  Tagesschreiber,  Wagenlakierer,  Brauer- 
gesellen u.  dgl.  unter  die  Glieder  seines  Herren-  und  Ritter- 
standes zählte,  wenn  derselbe  mit  der  „Pariaskaste"  in  Indien 
verglichen  wird,i)  so  mag  das  übertrieben  sein ;  wohl  aber 
läßt  sich  an  der  Hand  der  amtlichen  Matriken  die  steigende 
Zahl  der  unbegüterten  Ständemitglieder,  vor  allem  des  Ritter- 
standes, nachweisen.  Doch  auch  dem  begüterten  Adel  ging 
es  —  mit  wenigen  Ausnahmen  —  schon  lange  nicht  mehr 
glänzend.  Wenn  sich  in  der  dem  Ansturm  der  französischen 
Revolution  und  des  revolutionären  Kaiserreiches  folgenden 
Restaurationsepoche  die  soziale  Bedeutung  des  grundbesitzen- 
den Adels  gehoben  haben  mochte,  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
spürte  er  davon  nicht  viel.  Der  Grundbesitz  verlor  in  der  Ära 
der  Bankozettel  und  seiner  unrühmlichen  Nachfolger  beständig 
an  Wert,  die  Bodenrente  sank,  ebenso  wie  dies  seinerzeit  im 
ausgehenden  Mittelalter  infolge  der  Münzentwertung  und  des 
Preissturzes  der  Edelmetalle  der  Fall  war.  Während  aber  damals 
der  Grundherr  ungeniert  nach  unten  hin  drücken  und  die 
entwertete  Geldrente,  wenn  es  ihm  paßte,  in  Naturaldienste, 
und  zwar  beliebig  viele,  umwandeln  konnte,  war  dies  im 
XIX.  Jahrhundert  nicht  gut  möglich ;  denn  die  Buchdrucker- 
kunst hatte  mittlerweile  in  der  Presse  eine  gewaltige  Macht 
herangebildet:  die  öffentliche  Meinung;  diese  aber  war  gleich 
ihrem  Milchbruder,  dem  aufgeklärten  Absolutismus,  dem  Feudal- 
herrn nicht  hold,  und  wenn  sie  auch  in  den  Jahren  der  Reaktion 
verstummte,  so  nahm  doch  der  stets  die  Revolution  vor  Augen 
sehende  Kaiser  Franz  in  diesem  Punkt  auf  sie  Rücksicht. 
„Viele  alte  und  hohe  Familien",  schreibt  ein  geistvoller 
Geschichtsforscher,  „fielen  und  verloren  sich  im  Dunkel  der 
Armut,  durch  Glück  und  Arbeit  emporgekommene  Bürgerliche 
traten  an  ihre  Stelle.  Schlösser  mit  berühmten  Namen  waren 
Fabriken  geworden,  in  anderen  ruhten  Kaufleute  von  den  Mühen 
der  Börsentätigkeit  aus". 2)  Die  „goldenen  Tage  der  Bourgoisie"^) 
hatten  sich  auch  in  Österreich  angemeldet.  Was  nutzte  unter 
solchen  Verhältnissen  den  Adeligen  ihr  in  manchen  Provinzen 
bestehendes  Vorrecht  der  Landtafelfähigkeit,  wenn  die  Ent- 
wertung und  Verschuldung  des  Grundbesitzes  immer  größere 
Fortschritte  machte. 

In  der  Gegnerschaft  gegen  das  mobile  Kapital    und  das 


«)   „Österreich  im  Jahre   1840"   (Leipzig  1840)  I,  S.  254  fg. 

^)  Springer,  „Geschichte  Österreichs"  I,  S.  165  ;  vgl.  dagegen  Grünberg, 
„Studien  zur  österr.  Agrargeschichte",  S.  139  fg.,  der  —  für  die  böhmischen 
Länder  wenigstens  —  die  wirtschaftliche  Notlage  des  Großgrundbesitzes  als 
Folgeerscheinung  der  Bankozettelperiode  bestreitet. 

*)  Treitschke,   „Deutsche  Geschichte  im  XIX.  Jahrhundert"  IV,  S.   16. 
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Industrierittertum  fanden  sich  übrigens  Adelige  und  Vertreter 
des  Mittelstandes  einträchtig  zusammen.  „Die  gefährlichsten 
Reichen,"  meint  einer  der  letzteren,  „sind  die,  welche  es  durch 
Industrie  geworden.  Wie  Vampire  liegen  sie  auf  dem  Lande. 
Die  Kapitale  werfen  sich  auf  die  Geldgeschäfte  des  Staates 
und  die  großen  Gutsbesitzer.  Nach  und  nach  ist  der  Staat 
arm  geworden  und  die  Großen  sind  eben  auch  arm  geworden. 
Dann  werfen  sich  die  Kapitale  auf  das  Grundeigentum.  Ganze 
Gassen  der  Stadt  Wien  werden  von  einem  Reichen  gekauft 
und  der  Logiezins  unmäßig  in  die  Höhe  geschraubt.  Sie  fallen 
über  Grund  und  Boden  her.  Wer  eine  Herrschaft  verkaufen 
will,  findet  seinen  Mann  in  Wien.  Bald  werden  ganze  Bezirke 
aus  Wiener  Komptoiren  regiert  werden.  Die  Produkte  werden 
immer  seltener,  immer  wertvoller.  Hunderte  von  Agenten  durch- 
ziehen die  Provinzen  und  kaufen  das  Getreide  auf  dem  Halm.'*-) 
Auch  in  dem  Urteil  über  die  stiefmütterliche  Behandlung  der 
Landwirtschaft  gegenüber  der  Industrie,  die  übermäßig  hohe 
Besteuerung  des  Grundbesitzes  und  die  daraus  resultierende 
Notlage  des  Landwirts  stimmen  sie  überein  —  eine  Tatsache, 
die  ausdrücklich  betont  werden  soll,  zum  Beweis,  daß  die 
Klagen  der  adeligen  Gutsbesitzer  nicht  in  das  abgedroschene 
Kapitel  der  agrarischen  Beschwerden  gehören,  deren  Berech- 
tigung von  den  Agrariern  allein  eingesehen  wird.  „Viel  mehr 
Dauer  und  Solidität  der  Versorgung  bietet  der  Landbau",  schrieb 
einer  der  grimmigsten  Gegner  der  Aristokratie,  „die  mütterliche 
Erde  bewährt  sich  stets  als  die  getreueste  Ernährerin  der 
Menschen.  Was  dagegen  diese  aufbauen,  ist  häufig  ein 
schwindelndes  Lustgebäude  ohne  Dach  und  Grundmauern.  "2) 

Freilich  wendet  sich  hier  das  Mitleid  ausschließlich  dem. 
Bauer,  der  „Melkkuh  der  Großen",  dem  „Lastträger  der  Staats- 
und Privatbedürfnisse",  zu.^)  Die  Spitze  war  also  ebenso 
gegen  den  Staat  wie  gegen  die  Herrschaftsbesitzer  gerichtet. 
Aber  stand  nicht  mit  dem  Wohl  und  Wehe  des  Bauernstandes 
auch  das  des  Gutsherrn  in  Verbindung,  so  lange  jener  eigentüm- 
liche Gutsuntertänigkeits verband,  wie  er  aus  den  Zeiten  des 
Mittelalters,  wenn  auch  schon  stark  brüchig  und  morsch, 
hereinragte,  aufrecht  bestand  ?  Was  sollte  geschehen,  wenn 
der  untertänige  Bauer  seiner  Grundherrschaft  nichts  mehr  zahlen 
konnte  —  oder  wollte  ? 

Es  waren  d'es  Fragen,  die  durchaus  keinen  bloß  akade- 
mischen   V/ert    an    sich    trugen.    Schon    seit    den    Tagen    der 


')  Tebeldi,  „Die  Geldangelegenheiten  Österreichs'  (Leipzig  1847),  S.  176. 
Verfasser  dieser  ebenfalls  aufsehenerregenden  Schrift  war  Dr.  Karl  Beidtel,  der 
Sohn  des  Verfassers  jenes  vorher  oft  zitierten  Buches  „Geschichte  der  österr. 
Staatsverwaltung',  damals  Landrechtsauskultant  in  Brunn. 

2)  (Koch),   i. Österreichs  innere  Politik",  S.    108. 

3)  Ebenda,  S.  76  fg. 
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Kaiserin  Maria  Theresia  bemühte  sich  die  Wissenschaft  das 
Verderbliche  der  Untertansschuldigkeiten  und  Herrenrechte 
darzutun,  und  seit  dem  Siege  der  JuHrevolution  sprach  sich 
die  öffentliche  Meinung  im  verstärkten  Maße  gegen  sie  aus. 
Die  Angriffe  auf  die  „vorsintflutlichen"  Rechte  der  Feudalherren, 
die  nun  auf  der  Tagesordnung  stehen,  mußten  umso  bedenk- 
licher erscheinen,  als  der  Bauer  bereits  angefangen  hatte,  mit 
ganzem  oder  halbem  Ohre  auf  diese  Schlagworte  hinzuhorchen. 
In  dieser  Hinsicht  waren  die  gutsherrlich-bäuerlichen  Ver- 
hältnisse einem  scharfen  Auge  schon  zu  Beginn  des  Jahr- 
hunderts „unhaltbar"  erschienen.  Der  Bauer,  schrieb  im  Jahre  1808 
der  spätere  Hofkammerpräsident  Kübeck,^)  ist  durch  die  zu 
seinen  Gunsten  vollzogenen,  teilweise  wieder  zurückgenommenen 
Maßregeln,  wie  durch  den  Schulunterricht  in  den  Zustand  einer 
„halben  Emanzipation"  versetzt,  seine  Unzufriedenheit  ist 
erweckt  und  gesteigert,  es  ist  ihm  die  Möglichkeit  klar  gemacht 
worden,  daß  es  anders  sein  könne.  „Diesen  Zustand,"  fährt 
Kübeck  fort,  „halte  ich  für  das  gefährlichste  Element  künftiger 
Begebnisse,  nicht  nur  gegen  die  Oligarchie,  sondern  auch  gegen 
die  Regierung  selbst,  wenn  sie  den  regressiven  und  retrograden 
Gang  fortsetzt,  den  sie  gewählt  zu  haben  scheint.  Der  Gegen- 
stand ist  freilich  von  der  schwierigsten  Art.  Jede  allgemeine 
Maßregel  ist  verletzend  für  die  eine  oder  andere  Klasse,  und 
das  Beharren  in  dem  faktischen  Stande  nur  eine  unterdrückte, 
im  Stillen  fortvvuchernde  Gärung,  von  der  man  nie  sicher 
ist,  wann  und  wie  sie  zum  Ausbruch  kommt."  Zu  Beginn  der 
Vierziger  Jahre  werden  demselben  Beobachter  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  auf  dem  Lande  wohl  noch  unhaltbarer 
erschienen  sein,  als  vor  einem  Menschenalter,  da  sie  dem  durch 
Österreich  reisenden  Freiherrn  v.  Stein  einen  so  günstigen 
Eindruck  hinterlassen  hatten. 2) 

Mehr  noch  also  als  die  Gegenwart  mag  der  Gedanke 
an  die  Zukunft  den  Adeligen  sowohl  als  den  Gutsherren  mit 
Sorge  erfüllt  haben,  und  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ist  die 
Schrift  „Österreich  und  dessen  Zukunft"  zu  verstehen.  Sie 
zeigt  uns  den  in  den  Ständen  repräsentierten  Adel  und  Grund- 
besitz in  jenem  Zustand  der  Gärung  und  Unzufriedenheit, 
welcher  sie  reif  dazu  erscheinen  ließ,  in  die  allgemeine  Be- 
wegung einzugreifen.  Kaum  ein  Jahr  nach  dem  Erscheinen  von 
Andrians  Buch  erfolgte  im  niederösterreichischen  Landtag  der 
aufsehenerregende  Antrag  auf  Ablösung  der  herrschaftlichen 
Frohn-  und  Zehentrechte,  und  nun  ging  es  Schlag  auf  Schlag 
an  die  Verwirklichung  des  dort  skizzierten  Programms. 

Freilich  hieße  es  den  Tatsachen  Gewalt  antun  und  die 
Bedeutung    der  Ideen    in  der  Geschichte    überschätzen,    wenn 

1)  Kübeck,   , Tagebücher"   I,  S.  239. 

2)  Pertz,  „Leben  Steins"  I,  373. 
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man  behaupten  wollte,  daß  Andrians  Buch  die  ganze  Stände- 
bewegung hervorgerufen  hätte.  Ohne  auch  nur  im  mindesten 
verkennen  zu  wollen,  daß  dasselbe  wie  auf  die  öffentliche 
Meinung  im  allgemeinen,  so  auch  auf  die  Stände  im  besonderen 
klärend  und  befruchtend  einwirkte,  dürfen  wir  tüglich  sagen, 
daß  Andrian  dieses  Kunststück  sicherlich  nicht  zustande  gebracht 
hätte,  wenn  eben  nicht  die  Stände  bereits  in  Bewegung  gewesen 
wären.  Er  hätte  es  geradeso  wenig  vermocht,  wie  jener 
böhmische  Aristokrat,  der  in  den  Vierziger  Jahren,  wie  der 
Verfasser  der  „Genesis  der  Revolution  in  Österreich"  behauptet,^) 
eines  schönes  Tags,  nach  seiner  Einführung  in  die  nieder- 
österreichische Ständeversammlung,  seiner  Ansicht  dahin  Aus- 
druck gab,  daß  ständische  Rechte  ebenso  wenig  in  Wien,  wie 
in  Prag  bisher  gekannt  und  gewahrt  worden  seien,  und  damit 
die  Ständeopposition  in  Niederösterreich  hervorrief  oder,  besser 
gesagt,  die  in  Prag  bereits  im  Zuge  befindliche  Bewegung 
nach  Wien  verpflanzte. 

Ideen,  schriftlich  oder  mündlich  vorgetragen,  machen  noch 
keine  Geschichte:  sie  müssen,  um  zu  wirken,  auf  einen  frucht- 
baren Boden  fallen,  und  diesen  fanden  sie  allerdings  in  reich- 
lichem Maße  vor.  Aufgabe  der  nächstfolgenden  Kapitel  wird 
es  nun  sein,  die  vielverschlungenen  Pfade,  die  zu  der  ersten 
bedeutsamen  Kundgebung  des  Landtags  1843  führten,  aufzu- 
decken, dem  im  vorstehenden  versuchten  Rahmen  der  vor- 
märzlichen Zustände  das  Bild  der  niederösterreichischen  Stände- 
bewegung einzupassen. 


')  S.  113.  Die  Unhaltbarkeit  dieser  Behauptung  hat  bereits  Montecuccoli 
in  der  von  ihm  veranlaßten  anonymen  Schrift  „Die  niederösterreichischen 
Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution  in  Österreich"   (S.   10)  dargetan. 


II.  BUCH 

URSACHEN  UND  ANFÄNGE  DER  STÄNDE- 
BEWEGUNG IN  NIEDERÖSTERREICH 


I. 

DIE  GRUNDSTEUERREGULIERUNG 
KAISER    FRANZ    I.  UND    DAS   GROSSE    PROBLEM 
DER    HERRSCHAFTSRECHTE    UND    UNTERTANS- 
SCHULDIGKEITEN 

Der  Vormärz  der  nieder-österreichischen  Stände  setzt 
pünktüch  mit  dem  Tode  des  Kaisers  Franz  ein.  Gleich  in  dem 
ersten,  unter  Kaiser  Ferdinand  abgehaltenen  Landtag  wurde 
in  einem  ganz  ungewöhnlich  scharfen  Tone  gegen  die 
Regierung  Klage  erhoben.  In  der  ständischen  Versammlung 
vom  17.  September  1835  erklärte  der  Verordnete  Ferdinand 
Graf  Colloredo-Mannsfeld,  er  halte  sich  für  verpflichtet,  „die 
Versammlung  auf  mehrere  an  diesem  Tage  vorgetragene  Ver- 
handlungsgegenstände aufmerksam  zu  machen,  daß  es  sich 
die  Behörden  seit  längerer  Zeit  angelegen  sein  lassen,  die 
Rechte  der  Herren  Stände  zu  kränken  und  zu  beeinträchtigen, 
daß  durch  diese  Vorgänge  das  Eigentum  der  Dominien  gefährdet 
und  daher  die  höchste  Notwendigkeit  vorhanden  sei,  dagegen 
den  Schutz  des  Landesherrn  anzurufen,"  „Ein  Wort  zur 
rechten  Zeit",  fiel  ihm  Baron  Ehrenfels  bei,  „die  Anordnungen 
der  Behörden  verraten  leider  nur  zu  sehr  die  neue  Schule 
und  diese  machen  es  sich  förmlich  zum  Gesetz,  den  Dominien, 
wo  es  nur  immer  möglich  ist,  etwas  anzuhaben."  Hierauf 
wurde  der  Antrag  des  Grafen  Colloredo-Mannsfeld,  der  eine 
genaue  Erhebung  aller  Beschwerden  zum  Gegenstand  hatte, 
einstimmig  zum  Beschluß  erhoben.^)  Wenn  wir  nach  dem 
Grund  der  schweren  Verstimmung,  wie  sie  sich  hier  Luft 
machte,  fragen,  müssen  wir  kurz  auf  die  Entwicklung  der 
gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  seit  den  Tagen  des  auf- 
geklärten Absolutismus  zurückgreifen.  Kaiser  Josef  II.  hatte 
die  ganze,  aus  dem  grauen  Mittelalter  stamniende  ländlich- 
feudale Wirtschaftsverfassung  auf  den  Kopf  gestellt. 2)  Gänzlich 

1)  Landtagsversammlung  vom  17.  September  1835.  Landesregistratur. 
Ständische  Verhandlungsprotokolle. 

^)  Vgl.  im  allgemeinen  Grünberg,  „Die  Bauernbefreiung  in  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien"  ;  ferner  von  demselben  Verfasser  die  Artikel  „Grund- 
entlastung" in  dem  Sammelwerk  „Geschichte  der  österr.  Land-  und  Forst- 
wirtschaft 1848—1898"  I/l  und  „Die  Bauernbefreiung  in  Österreich-Ungarn", 
in  der  2.  Auflage  des  „Handwörterbuches  der  Staatswissenschaften"  ;  auch 
Friedjung,  S.  340  fg. 
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erfüllt  von  den  Lehren  der  französischen  Ekonomisten  (Phy- 
siokraten),  die  im  Grund  und  Boden  die  Quelle  alles  Reichtums, 
aller  Stärke  des  Staates  erkennend  dem  Grundsatze  huldigten : 
„Pauvre  paysan,  pauvre  royaume",  ging  er  daran,  den  Bauern- 
stand, diese  „zahlreichste  und  nützlichste  Klasse",  zu  heben, 
die  Landwirtschaft  von  allen  Fesseln  zu  befreien  und  so  die 
Bodenkultur  zu  befördern,  und  er  tat  dies  ganz  im  Stile  des 
aufgeklärten  Despotismus  rasch  und  gründlich.  Ohne  auf  alt- 
überlieferte Formen  und  törichte  „Vorurteile"  Rücksicht  zu 
nehmen,  schritt  er  im  Sturmschritt  auf  der  von  seiner  großen 
Mutter  betretenen  Bahn  weiter.  Schon  Maria  Theresia  hatte 
nämlich  im  Geist  der  naturrechtlichen  Doktrinen  eines  Sonnenfels 
und  Justi  die  Bedeutung  des  Bauernschutzes  und  der  Hebung 
der  Landwirtschaft  in  ihrer  vollen  Tragweite  erkannt  und 
derselben  in  ihrem  auf  die  innerliche  Erneuerung  der  Monarchie 
abzielenden  Reformwerk  umsichtig  und  weitschauend  Rechnung 
getragen.  Nachdem  sie  zunächst  für  die  Frohnarbeit  eine 
Maximalgrenze  von  104  Tagen  im  Jahr  und  3  Tagen  in  der 
Woche  festgesetzt  und  gelegentlich  der  Neukatastrierung  der 
Monarchie  eine  Revision  der  Urbarialschuldigkeiten  angeordnet 
hatte,  ging  sie  bald  um  einen  Schritt  weiter:  die  Frohne, 
welche  ihrer  Anschauung  nach  als  eine  widerwillig  geleistete 
Arbeit  schlecht  besorgt,  für  den  Grundherren  keinen  großen 
Gewinn,  für  den  Bauer  aber  eine  drückende  Last  bedeutete, 
sollte  ganz  abgeschafft  und  in  einen  mäßigen  Geldzins  ver- 
wandelt werden.  Sie  führte  auch  diesen  Plan  aus,  indem  sie 
das  System  der  Frohnablösung  (Robobreluition,  =  Abolition) 
auf  einigen  Staatsgütern  versuchsweise  einführte.  In  den 
Kreisämtern  schuf  sie  überdies  ein  behördliches  Organ,  welches 
in  der  Wahrung  der  bäuerlichen  Interessen  gegenüber  der 
Grundobrigkeit  seinen  ausgesprochenen  Zweck  hatte. 

Wenn  schon  die  Kaiserin  in  ihrem  Bestreben,  den 
Bauernstand  als  die  ergiebigste  Rekruten-  und  Steuerquelle 
des  Staates  in  aufrechtem  Stand  zu  erhalten,  notgedrungen 
mit  einzelnen  Überlieferungen,  wie  z.  B.  der  Steuerfreiheit  der 
privilegierten  Klassen,  brach,  diese  im  übrigen  in  traditioneller 
Weise  weiterhin  als  Stützen  und  Zierde  des  Thrones  betrach- 
tete, so  kam  bei  dem  aufgeklärten  Despoten  Kaiser  Josef  II., 
w^enn  er  die  Förderung  der  Landwirtschaft  auf  Kosten  des 
adeligen  Großgrundbesitzes  in  die  Hand  nahm,  noch  ein  rein 
politischer  Zweck  hinzu :  die  mächtigste  und  selbständigste 
Untertanenklasse  sollte  durch  Entzug  eines  Teiles  ihrer 
materiellen  Grundlagen  geschwächt,  und  durch  Lockerung 
der  grundherrlichen  .Abhängigkeitsverhältnisse  das  Staats- 
wesen   auf  eine  breitere  Basis  gestellt    werden.^)    Nach    einer 

')  Röscher,  „System  der  Volksw.-'  (13.  .-Kufl.)  II.,  S.  487.  Für  das  folgende  vgl. 
Bibl,  ..Die  Restauration  der  n.-ö.  Landesverfassung  unter  K.  Leopold  IL",  S.  18  fg. 
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Reihe  von  Maßregeln,  welche  oft  in  der  empfindlichsten  Weise 
in  althergebrachte  wichtige  Eigentumsrechte  der  Grundherren 
einschnitten,  schritt  er  zu  einer  Regulierung  der  Untertans- 
leistungen im  großzügigsten  Stile,  die  wohl  geeignet  war, 
den  ganzen  Untertansverband  selbst,  die  autoritative  Stellung 
der  Herrschaften  zu  erschüttern.  Es  war  dies  die  in  den  vor- 
hergehenden Blättern  wiederholt  schon  erwähnte  Steuer-  und 
Urbarialregulierung,  welche  am  20.  April  1785  angeordnet, 
nach  fieberhafter  Arbeit  mit  Patent  vom  10,  Februar  1789  ins 
Leben  trat.  Das  ganze  Land  wurde  ausgemessen  und  der 
Jahresbruttoertrag  der  Gründe  ermittelt,  wobei  die  einstmals 
steuerfreien,  dann  durch  Maria  Theresia  mit  einer  niederen 
Quote  in  die  Besteuerung  gezogenen  Herrengründe  in  gleicher 
Weisewiedie  Bauerngründe,  jasogar  etwas  ungünstigerbehandelt 
wurden.  Hierauf  verfügte  er,  daß  dem  Bauer  70%  vom  aus- 
gemittelten  Bruttoertrag  freizulassen  wären  ;  von  den  übrigen 
30%  sollten  dann  r2"13V3%  auf  die  landesfürstlichen  Steuern 
und  17'46%%  auf  die  obrigkeitlichen  Forderungen  entfallen. 
Der  Gutsherr  verlor  auf  diese  Weise  meist  die  Hälfte,  oft 
zwei  Drittel  seiner  bisherigen  Frohnen. 

Diese  17'46%%  waren  als  das  Höchstausmaß  aller  wie 
immer  gearteten  Schuldigkeiten,  und  sie  sollten  —  das  war 
das  Neue  —  nicht  mehr  in  natura,  sondern  in  Geld  entrichtet 
werden.  Noch  im  Jahre  1783  hatte  er  den  Grundsatz  aus- 
gesprochen gehabt,  daß  die  Ablösung  der  P>ohnen  eine  frei- 
willige, dem  wechselseitigen  Übereinkommen  überlassen  sein 
sollte;^)  jetzt  wurde  die  Umwandlung  aller  Lasten  in  eine 
Geldabgabe  obligatorisch.  Über  die  Durchführung  dieser 
grundstürzenden  Maßregel,  die  unter  vielen  anderen  Schwierig- 
keiten auch  die  zu  überwinden  hatte,  daß  an  dem  mit  solchen 
Urbarialschuldigkeiten  belasteten  Grund  oft  mehrere  Obrig- 
keiten beteiligt  waren,  machte  sich  die  Regierung  wenig 
Kopfzerbrechen.  Eine  Verordnung  der  k.  k.  niederöster- 
reichischen Steuerregulierungs-Oberkommission  vom  1.  Mai 
1789  ordnete  an,  es  hätten  sich  sämtliche  bezugsberechtigten 
Obrigkeiten  binnen  drei  Monaten  über  ihre  Anteile  unter 
einander  gütlich  zu  vergleichen,  widrigenfalls  die  Erhebung, 
Verteilung  und  Ablösung  der  Forderungen  mit  Verschließung 
des  Rechtsweges  von  Amts  wegen  bewerkstelligt  würde. 2) 
Kaiser  Josef  ging  nicht  so  weit  wie  wenige  Monate  später 
die  französische  Nationalversammlung,  die  in  der  denkwürdigen 
Augustnacht  unter  Berufung  auf  die  xMenschenrechte  —  in 
Wirklichkeit  vielfach  den  vollzogenen  Tatsachen  Rechnung 
tragend  —  den  Unter-tänigkeitsverband  mit  allen  Feudalfesseln 
aufhob ;    aber    in    der  Folge    sollten    seine   Reformen    dieselbe 

*)  Kaiserliches  Kabinettschreiben  vom   12.  März   1783,  §  8. 
2)  Sammlung  aller  k.  k.  Gesetze   1789,  Nr.  281,  S.  269. 
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Wirkung  haben:  das  Band  zwischen  Herrschaft 
und  Untertan  war  gelockert;  es  bedurfte  nur 
eines  leisen  Anstoßes,  um  es  völlig  zu  zerreißen. 

Der  Bauer  hatte  nämlich  aus  den  unzähligen,  seit  den 
Tagen  Maria  Theresias  zu  seinem  Schutze  verbreiteten  Schriften 
und  Erlässen  soviel  verstanden,  daß  er,  die  eigentliche  Kraft 
des  Staates,  überbürdet  und  ausgenützt  sei,  er  daher  am  besten 
täte,  wenn  er  seinem  „Bedrücker"  gar  keine  jener  vielen 
„ungerechten"  und  der  Bodenkultur  „schädlichen"  Urbarial- 
gaben  und  Dienste  entrichtete,^)  selbstverständlich  auch  kein 
Geld  mehr  zahlte,  und  so  kam  es  schließlich  dahin,  daß  das 
neue  Regulierungswerk,  als  es  nach  langen,  vom  Bauer  mit 
großer  Spannung  verfolgten  Vorarbeiten  in  Kraft  trat,  selbst 
von  dieser  Seite  her  nicht  überall  mit  froher  Begeisterung  — 
in  Kärnten  kam  es  sogar  zu  Ruhestörungen  —  aufgenommen 
wurde,  weil  man  vielfach  erwartet  hatte,  die  Dienste  und 
Abgaben  würden  überhaupt  alle  aufhören. 2)  Als  aber  der 
Nachfolger  Kaiser  Josefs  II.  dem  Ansturm  der  Gutsherren,  die 
begreiflicherweise  noch  w^eniger  davon  entzückt  waren  und 
über  einen  „willkürlichen"  Eingriff  in  „wohlerworbene" 
Eigentums-  und  Vermögensrechte  klagten,  nachgab  und  das 
Werk  seines  Bruders  sistierte,  war  das  den  Bauern  auch  wieder 
nicht  recht:  es  kam  zu  Unruhen  und  Demonstrationen, 3)  welche 
die  Regierung  veranlaßten,  mit  allem  Ernst  auf  eine  anderweitige 
Entschädigung  der  in  ihren  Erwartungen  zweimal  hintereinander 
getäuschten  Landbevölkerung  hinzuarbeiten,  wie  denn  auch 
schon  das  Sistierungspatent  auf  eine  solche,  ebenso  wie  auf 
den  bloß  provisorischen  Charakter  der  Zurücknahme  ange- 
spielt hatte. 

Die  Regierung  glaubte  auch  dazu  den  Schlüssel  gefunden 
zu  haben  :  die  allergehässigste  Leistung,  die  Frohnarbeit,  sollte 
von  den  Berechtigten  in  einen  Geldzins  verwandelt  werden, 
und  es  wurde  nun  das  Zustandekommen  derartiger  freiwilliger 
Ablösungsverträge  mit  einem  solchen  Hochdruck  betrieben,  daß 
bei  Kaiser  Leopolds  II.  Ableben  in  Niederösterreich  von  etwa 
2000  Dominien  ungefähr  1600  sich  bereits  mit  ihren  Untertanen 
verglichen  hatten.*)  Allein  nicht  zufrieden  mit  diesem  Erfolg, 
trug  sich  die  Seele  all  dieser  Zwangsbestrebungen,  der  Staats- 
rat Friedrich  von  Eger,  mit  dem  kühnen  Gedanken,  alle  Urbarial- 
dienste  unter  Heranziehung  der  verpflichteten  Bauern  selbst  — 
bisher  hatten  stets  die  Fassionen  der  Berechtigten,  wenn  auch 
sodann    von    der   Steuerbehörde    kontrolliert,    zur  Richtschnur 


')  Bibl,   „Die  n.-ö.  Stände    und    die    französische  Revolution"   im  „Jahr- 
buch des  Vereines  für  Landeskunde  von  Niederösterreich"   (1903),  S.   8  fg. 
2)  Bibl,  „Die  Restauration  der  n.-ö.  Landesverfassung",  S.  32. 
s)  Ebenda,  S.  77. 
<)  Ebenda,   S.  83  fg. 
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gedient  —  amtlich  erheben  zu  lassen,  um  sodann  auf  Grund 
dieser  Erhebungen  eine  obligatorische  Ablösung  vornehmen 
zu  können.  Der  Plan  kam  indes  nicht  zur  Ausführung.  Der 
neue  Kaiser  Franz,  der  drei  Tage  nach  dem  am  3.  Mäiz  1792 
erfolgten  Tod  seines  Vaters  die  Einwilligung  zur  Ausführung 
gegeben  hatte,  zog  sie  wieder  zurück :  die  bedrohlichen 
Ereignisse  in  Frankreich,  die  das  Augenmerk  aller  europäischen 
Kabinette  auf  sich  lenkten,  ließen  dem  an  und  für  sich 
ängstlichen  Kaiser  eine  Maßregel,  die  am  Ende  eine  Gährung 
im  Landvolk  hervorgerufen  hätte,  nicht  am  Platze  erscheinen. i) 

Der  Gesinnungsumschvvung,  wie  er  sich  damals  in  den 
leitenden  Kreisen  vollzog,  spiegelt  sich  in  überaus  drastischer 
Weise  in  den  Beratungen  wieder,  welche  dort  wenige  Jahre 
darauf  über  ein  vom  Kreisamte  Korneuburg  im  Geiste  der 
früheren  Regierung  angeregtes  Projekt  gepflogen  wurden. 2) 
Das  Kreisamt  hatte  nämlich  vorgeschlagen,  es  sollte  in  dem 
zu  erwartenden  Fall,  daß  sich  nach  Ablauf  der  auf  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Jahren  abgeschlossenen  Ablösungs- 
kontrakte die  Parteien  über  deren  Erneuerung  nicht  zu  einigen 
vermöchten  —  in  welchem  Fall  nach  Patent  vom  6.  April  1790 
wieder  die  Naturalrobot  hätte  eintreten  müssen  —  von  Amts 
wegen  ein  Reluitionsbetrag  festgesetzt  werden.  In  der  Be- 
gründung dieses  Antrags  wurde  gesagt,  man  könne  dem 
Untertan,  der  sich  bereits  an  die  Freiheit  gewöhnt  habe, 
nicht  gut  zumuten,  daß  er  wieder  Frohnarbeit  verrichte  — 
ihm  erst  recht  nicht,  wenn  sie  selbst  von  denen,  die  noch 
nicht  von  jenem  Gut  gekostet,  nur  widerwillig  ertragen  werde,  und 
eben  aus  diesem  Grund  auf  das  Aussterbeetat  gesetzt  wurde. 

Allein  eine  solche  Zumutung  erschien  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Räte  in  der  Hofkanzlei  und  im  Staatsrat  durch- 
aus nicht  mehr  so  arg :  es  fanden  sich  Stimmen,  welche  in  der 
Robot  eine  gute  Schule  der  Arbeit  und  gehorsamen 
Demut  erblickten  und  umgekehrt  besorgten,  der  Staat  werde 
an  den  von  ihr  Befreiten  „träge,  müßige,  mithin  auch 
der  inneren  Ruhe  gefährliche  Untertanen"  erhalten"'^) 
Die  Folge  war,  daß  man  sich  gegen  die  Zweckmäßigkeit  einer 
Zwangsmaßregel  aussprach  ;  der  Antrag  wurde  begraben.  Als 
wenige  Jahre  später  (1804)  ein  übereifriger  Kreishauptmann 
die  Urbarialfrage  wieder  aufstöberte,  indem  er  die  Grund- 
obrigkeiten anwies,  ein  Verzeichnis  über  die  noch  bestehenden 
Roboten  einzusenden,  wurde  ihm  über  eine  Vorstellung  der 
Stände  sein   „unkluges"   Benehmen  in  einer  so  „häkeligen" 


>)  Ebenda,  S.  84. 

-)  Vgl.  darüber  Bibl,  „Das  Robot-Provisorium  für  Niederösterreich  vom 
20.  Juni  1796"  im  „Jahrbuch  des  Vereines  für  Landeskunde  von  Niederöster- 
reich" (1908),  S.  235  fg. 

3)  Ebenda,  S.   263. 

Bibl,  Vormärz  ^ 
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Sache  verwiesen.^)  Die  Ablösungsfrage  galt  von  nun 
an  als  ein  „Noli  me  tangere".  Offiziell  bestand  zwar 
die  ganze,  in  zahllosen  Hof-  und  Regierungsdekreten  nieder- 
gelegte Untertans-Schutzgesetzgebung,  wie  sie  Kaiser  Franz 
beim  Tod  seines  Vaters  vorgefunden,  im  großen  und  ganzen 
unverändert  aufrecht,  auch  wirkte  noch  lange  der  Josefinische 
Geist,  namentlich  in  den  unteren  politischen  Behörden,  weiter, 
wie  denn  z.  B.  eine  Hofverordnung  aus  dem  Jahre  1796 2)  zu 
sagen  wußte,  daß  der  Zehent  den  Schweiß  des  Untertans 
belaste  und  „in  der  Tat  eine  lästige,  der  Kultur  abträgliche 
Gabe"  sei.  Aber  dieser  Geist  verfli^ichtigte  sich  immer  mehr 
und  mehr,  in  den  Hofstellen  bekämpften  sich  die  verschiedensten 
Einflüsse,  es  gab  eine  alte  und  neue  Richtung  mit  den  mannig- 
faltigsten Spielarten,  und  der  tote  Buchstabe  wurde  oft  in  der 
widersprechendsten  Weise  gehandhabt. 

Im  Jahre  1821  erlebte  die  Welt  das  interessante  Schau- 
spiel, daß  innerhalb  eines  Zeitraums  von  einem  halben  Monat 
an  eine  und  dieselbe  Behörde  zwei  Hofkanzleidekrete  ergingen, 
die  grundsätzlich  diametral  einander  entgegengesetzt  waren. 
Das  an  das  mährisch-schlesische  Gubernium  erlassene  Hof- 
dekret vom  15.  Februar  bestimmte  in  einer  Streitsache  der 
Religionsherrschaft  Saar  mit  ihren  Untertanen,  die  schon  seit 
dreißig  Jahren  keine  Robot  verrichtet  hatten,  daß  diese  ohne 
weiteres  zur  Leistung  der  Naturalrobot,  eventuell  mit  Gewalt, 
zu  verhalten  wären.  Das  Hofdekret  vom  1.  März  hingegen 
erklärte  in  einem  Beschwerdefall  von  Untertanen  der  Herrschaft 
Jägerndorf,  daß  es  dem  Staate  „erwünschlich"  sei,  wenn  es 
von  der  Naturalrobot  abkomme,  und  daher  Geldreluition  ein- 
zutreten habe.  Die  Sache  war  so  auffallend,  daß  der  Kaiser 
eine  Aufklärung  dieses  entschiedenen  Widerspruchs  anordnete.^) 
Die  Hofkanzlei  bemühte  sich  in  ihrem  Bericht  den  Widerspruch 
als  einen  nur  „scheinbaren"  hinzustellen;  doch  aus  den 
gewundenen  Aufklärungen  des  Sachverhalts  kann  man  nur 
zu  deutlich  ersehen,  daß  man  sich  selbst  an  leitender  Stelle 
nicht  mehr  auskannte,  daß  man  hier  nicht  mehr  wußte,  was 
eigentlich  zu  gelten  habe.  Dem  Buchstaben  nach  bestanden 
nämlich  noch  alle  die  aus  dem  aufgeklärten  Zeitalter  her- 
rührenden Entscheidungen  zu  Recht,  welchen  die  Abschaffung 
der  kulturschädlichen  Robot  als  Leitstern  vorschwebte ;  in 
Wirklichkeit  aber  war  dieser  Standpunkt  schon  lange  aufge- 
geben worden.  Man  hatte  den  Vorteil  der  Naturalgiebigkeiten, 
vor  allem  der  Robot,  gegenüber  den  Geldzinsen,  welche  einmal 
unsicher  waren,  weil  sie  oft  nicht  gezahlt  werden  konnten,  und 
überdies,    in   der   Periode   des   Papiergeldes,    einen   geringeren, 

1)  Ebenda,  S.  274. 

2)  Hofk.-Dekret  vom   16.  Juni. 

')  Kabinettschreiben  ddo  Laibach,  den  6.  April   1821. 
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jedenfalls  schwankenden  Wert  darstellten,  einsehen  gelernt, 
wozu  dann  noch,  wie  wir  bald  näher  hören  werden,  allerlei 
Gründe  politischer  Natur  kamen.  Diese  Erkenntnis  dämmerte 
wohl  zunächst  bei  den  Staats-  und  Fondsgütern  auf  und 
wirkte  dann  auf  die  übrigen  Güter  zurück.  War  man  aber 
einmal  so  weit,  daß  man  die  größere  Rentabilität  der  Natural- 
dienste  zu  würdigen  wußte,  dann  ergab  sich  von  selbst  eine 
höhere  Einschätzung  und  Wertung  der  „wohlerworbenen" 
Dominikairechte  überhaupt,  welche  in  der  abgelaufenen  Periode 
oft  eine  Behandlung  erfahren  hatten,  die  stark  an  die  eigentums- 
feindlichen Tendenzen  der  französischen  Revolution  erinnern 
mußte. 

Die  unmittelbare  Folge  des  Zwischenfalles  war  die 
kaiserliche  Entschließung  vom  24.  Juli  1821,  welche  in  un- 
zweideutiger Weise  den  veränderten  Gesichtspunkten  Rechnung 
tragend,  die  Norm  festsetzte,  wie  in  Zukunft  das  Urbarial- 
problem  —  auch  bei  den  nichtstaatlichen  Gütern  —  gehand- 
habt werden  sollte.  „Da  die  Urbarialgiebigkeiten",  hieß  es 
hier,  „daher  auch  die  Roboten,  welche  die  Untertanen  den 
Obrigkeiten  zu  leisten  schuldig  sind,  ein  Eigentum  der  Obrig- 
keiten sind,  und  daher  diese  von  Meinen  Behörden  darin,  so 
wie  jeder  in  seinem  Eigentum,  geschützt  werden  müssen, 
und  es  nur  von  den  Eigentümern  einer  Sache  allein  abhängen 
kann,  die  Benützung  seines  Eigentumes  zu  verändern,  so  weit 
diese  Veränderung  nicht  gesetzwidrig  ist,  so  will  Ich,  daß 
von  Meinen  Behörden  und  Beamten  sich  unter  keinem  Vor- 
wande  unterfangen  werde,  die  Obrigkeiten  in  Benützung  ihrer 
Urbarialgiebigkeiten  ...  zu  stören,  nicht  einmal  bei 
den  Roboten  eine  Andeutung  oder  Wunsch  zu 
äußern  sich  erlaubt  werde,  daß  sie  reluiert  werden  möchten, 
da  dies  bloß  von  dem  freiwilligen  Übereinkommen  mit  ihren 
Untertanen  abzuhängen  habe,  daß  endlich  sich  die  Behörden 
oder  Beamten  um  so  weniger  etwas  im  Voraus  zu  äußern 
erlauben  sollten,  als  sie  bei  Beschwerden  des  einen  oder 
anderen  Teils  entscheiden,  daher  dabei  ganz  unbefangen 
sein  müssen."  In  Anschauung  der  Staats-  und  öffentlichen 
Fondsgüter,  heißt  es  weiter,  habe  es  von  der  Anordnung 
abzukommen,  daß  die  Robotabolition  eingeführt  werden  sollte, 
„zumalen  sie  sowohl  dem  Ertrag  der  Güter,  als  auch  selbst 
den  Untertanen  zum  Nachteil  gereichen  kann." ^)  Das  war 
deutlich. 

Mit  dieser  Entscheidung  hatte  die  Regierung  ganz  offiziell 
den  ständischerseits  mehrere  Jahrzehnte  hindurch  mit  großem 


»)  Hofkanzleidekret  vom  2.  August  1821,  Z.  21.741  ;  Archiv  des  Minist, 
d.  Innern,  IV.,  K.  3  (Robotabolition  Mähren  2515);  Staatsarchiv,  Staatsratsakten 
Nr.  2373  und  2794 ;  vgl.  Bibl,  „Das  Robotprovisorium  für  Niederösterreich", 
S.  270,  Anm.   1   und  275. 
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Nachdruck  betonten  Standpunkt  der  Heiligkeit  der  „wohl- 
erworbenen" Rechte  auch  ihrerseits  anerkannt ;  sie  hatte  sich 
damit  glücklich  wieder  zu  der  in  der  vortheresianischen  Zeit 
landläufigen  Auffassung  eines  Stisser  bekannt,^)  wonach  „ein  Gut 
ohne  Frohndienst  ein  Vogel  ohne  Flügel,  ein  Fuhrmann  ohne 
Pferd"  sei,  und  somit  hatten  diejenigen  nicht  so  ganz  unrecht, 
welche  von  einer  den  Herrschaftsbesitzern  durchaus  günstigen 
Richtung  in  der  Auslegung  der  Gesetze  sprachen.^)  So  ein- 
fach aber  lagen  die  Dinge  doch  nicht. 

Wenn  in  dem  genannten  Erlaß  in  feierlicher  Weise  der 
Grundsatz  der  Nichteinmischung  ausgesprochen  und  den 
Behörden  ein  „unbefangenes"  Benehmen  eingeschärft  wurde, 
so  war  dies  entschieden  leichter  dekretiert,  als  ausgeführt. 
Wenige  Jahre  darauf  erschien  in  dritter  Auflage  das  von  der 
Landesregierung  approbierte  Handbuch  Kremers,  „Praktische 
Darstellung  der  in  Österreich  u.  d.  Enns  für  das  Untertansfach 
bestehenden  Gesetze",  welches  als  unentbehrliches  Requisit 
auf  dem  Schreibtisch  eines  jeden  in  Untertansangelegenheiten 
arbeitenden  Staatsbeamten  stand,  und  hier  war  schwarz  auf 
weiß  zu  lesen:  „Der  hohe  und  schöne  Beruf,  Schutz- 
währe wider  die  Anmassungen  der  übrigkeiten 
gegen  die  Untertanen  zu  sein,  wurde  vorzüglich  und  zunächst 
den  Kreisämtern  zu  Teil. "3)  Ob  solche  in  einem  offiziellen 
Handbuch  vorgetragene  Sätze  für  die  Pflege  der  Unbefangenheit 
förderlich  waren,  ist  fraglich.  In  der  Tat  hatte  der  Kreisbeamte 
bei  den  verschiedensten  Anlässen  zwischen  Herrschaft  und 
Untertan  zu  intervenieren  und  ganz  instruktionsgemäß  den 
letzteren  zu  schützen.  Er  war  somit  Richter  und  Anwalt  in 
einer  Person,  eine  Doppelstellung,  welche  schon  damals  als 
mit  den  einfachsten  Prinzipien  einer  gerechten  Justiz  un- 
vereinbar angesehen  und  von  den  Dominien  auch  als  eine 
Unbilligkeit  empfunden  wurde.  Dazu  kamen  dann  noch  einige 
groteske  Eigenheiten  der  kreisämtlichen  Prozeßordnung :  so 
erhielt  der  zur  Entscheidung  eines  Streitfalles  delegierte 
Beamte,  wenn  er  dem  Dominium  Recht  gab,  keine  Diäten, 
während  er  im  umgekehrten  Fall,  da  die  Herrschaft  sachfällig 
wurde,  solche  bezog  und  zwar  aus  dem  herrschaftlichen  Etat. 
Man  darf  wohl  annehmen,  daß  die  Aussicht  auf  eine  solche 
Extraentlohnung  der  richterlichen  Tätie-keit  nicht,  oder  doch  nicht 
immer  den  Ausschlag  gab,  aber  die  Regierung  hätte  gut  daran 
getan,  auch  nur  den  geringsten  Schein  einer  Beeinflussung 
der  Beamten  zu  Gunsten  des  Untertans  zu  vermeiden,  wie  ihr 
denn    auch    wirklich  dieser    gehässige  Vorwurf    nicht    erspart 


1)  „Einleitung    zur    Landwirtschaft  und  Polizei    der   Teutschen"  (1735), 
306. 

3)  Z.  B.  Beidtel  II,  S,  235;  Zenker,  „Die  Wiener  Revolution  1848",  S.  20. 
3)  Herausgegeben  von  Hauer  (Wien   1824),  Bd.  II.,  S.   88. 


blieb. ^)  Der  in  diesem  Geiste  erzogene  Kreisbeamte  kam  dann 
wohl  in  späteren  Jahren  in  die  Regierung,  schHeßlich  in  die 
Hofkanzlei  und  hatte  hier  wiederum  Gelegenheit,  ihn  den 
Herrschaften  fühlen  zu  lassen.^) 

Tatsache  ist,  daß  der  Bauer  irn  Vertrauen  auf  den  un- 
geschwächten Fortbestand  des  dominienfeindlichen  Geistes  der 
Staatsbehörde  fröhlich  darauf  los  prozessierte  und  sich  so 
der  auf  Liebe,  Vertrauen  und  gegenseitige  Unterstützung  be- 
ruhende Patrimonialverband  bald  in  einen  Rattenkönig  von 
Feindseligkeiten  und  Reibereien  auflöste.  Dem  Bauer  war 
begreiflicherweise  die  Frohnarbeit  lästig  und  die  Abneigung 
stand  völlig  im  Einklang  mit  der  gesamten  öffentlichen  Meinung. 
Doch  auch  die  Ablösung  war  ihm  in  der  Regel  nicht 
sympathisch,  weil  er  in  den  seltensten  Fällen  über  Baargeld 
verfügte.^)  Es  war  einer  der  vielen  h-rtümer  des  aufgeklärten 
Zeitalters,  welches  wie  kein  anderes  in  der  Theorie  und 
Weisheit  des  grünen  Tisches  schwelgte,  wenn  angenommen 
wurde,  daß  der  Bauer  im  Gefühl  seiner  freien  Menschenwürde 
immer  und  überall  die  Geldrente  dem  Naturaldienst  vorziehen, 
und  derselbe,  falls  ihm  das  zur  Ablösung  erforderliche  Geld 
nicht  zur  Verfügung  stände,  dieses  in  der  ihm  nun  zu  Gebote 
stehenden  freien  Zeit  durch  Lohnarbeiten  werde  verdienen 
können.  Es  war  dies  schließlich  doch  nur  ein  anderer  Name 
für  dieselbe  Sache,  nur  mit  dem  Unterschied,  daß  der  Ver- 
dienst als  Lohnarbeiter  manches  Mal  eine  sehr  unsichere 
Sache  war.*)  Auf  der  anderen  Seite  war  dem  Gutsherrn  mit 
der  Stipulierung  eines  Geldrelutums  an  Stelle  der  gehässigen, 
widerw^illig  geleisteten  Naturaldienste  nicht  viel  geholfen,  weil 
er  jenes  nur  zu  oft  entweder  gar  nicht  oder  in  einem  sehr 
geringen  Ausmaß  bezog.  Immerhin  würde  er  sich  vielleicht 
des  lieben  Friedens  wegen  auch  mit  der  allerbescheidensten 
Abfindung  zufrieden  gegeben  haben,  doch  der  Bauer  war  auch 
dazu  nicht  leicht  zu  bringen,  weil  er  —  wir  werden  auf  diesen 
Punkt  noch  eingehender  zurückkommen  —  insgeheim  die 
Hoffnung  nährte,  die  Regierung  werde  sie  gänzlich  aufheben. °) 

Unter  solchen  Umständen  war  die  Urb  arial  fra  ge  in 
der  Tat  eine  ungemein  schwierige  und  heikle  Sache. 
Niemand  war  sich  der  Bedeutung  dieser  „größten  aller  Fragen" 6) 

»)  Vortrag  des  n.-ö.  Ausschußrats  v.  HeintI  vom  13.  Oktober  1834; 
Landesregistratur,  Protokolle  des  verstärkten  Ausschusses. 

2)  Dr.  S.  („Der  Fortschritt  und  das  konservative  Prinzip",  S.  62)  sagt 
sehr  treffend  :  ..Der  Bauer  weiß,  daß  die  Privilegien  der  Herrschaften  vorder- 
hand nicht  abzuschaffen  sind,  daß  die  Regierung  ihm  wohl  will  und,  soweit 
sie  kann,  die  Privilegien  zu  seinen  Gunsten  auslegt." 

s)  Vgl.  Röscher,   „System  der  Volkswirtschaft"  II.  (13.  Aufl.),  S.  510. 

<)  Tebeldi,   „Die  Geldangelegenheiten  Österreichs",  S.   230. 

=)  Vgl.  Turnbull,  „Österreichs  soziale  und  politische  Zustände"  (Aus 
dem  Engl,  übersetzt,  Leipzig   1840),  S.  35. 

6)  Friedjung,  „Österreich  von   1848—1860",  S.   11. 
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im  vollsten  Umfang  so  bewußt  wie  die  Regierung  selbst, 
welche  alle  die  zahllosen,  in  erschreckender  Weise  sich  an- 
häufenden Untertansbeschwerden  zu  prüfen  und  dari^iber  zu 
entscheiden  hatte.  Anstatt  aber  aus  dieser  Erkenntnis  den 
lebendigsten  Antrieb  zu  schöpfen,  den  Stier  bei  den  Hörnern 
zu  fassen  und  die  unangenehme,  eine  beständige  Gefahr 
für  die  innere  Staatsruhe  bildende  Frage  aus  der  Welt  zu 
schaffen,  suchte  sie  sich  sachte  an  ihm  vorbei  zu  drücken  : 
es  sollte  einfach  niemand  davon  sprechen.  Wenn  das  Urbarial- 
problem  dem  Kaiser,  wie  wir  gehört  haben,  schon  zu  Beginn 
des  Jahrhunderts  als  „häkelig"  erschienen  war,i)  so  lag  die 
Sache  nach  dem  Ausbruch  der  Julirevolution  nicht  günstiger. 
Die  neu  zum  Leben  erweckten  Ideen  der  Aufklärung  rüttelten 
es  wiederum  auf.  Nun  sollte  erst  recht  nicht  davon  gesprochen 
werden.  „Sehen  Sie",  sagte  Kaiser  Franz  am  28.  November 
1831  zum  Grafen  Kolowrat,  „das  Urbarial Verhältnis  ist  ein 
glühendes  Eisen  ;  man  kann  es  nicht  berühren,  ohne  Blasen 
zu  bekommen.  Nehmen  Sie  sich  in  acht,  daß  Sie  sich  nicht 
verbrennen. "2)  Anlaß  zu  dieser  Bemerkung  gab  ein  vom 
böhmischen  Oberstburggrafen  Chotek  verfaßter  Stimmungs- 
bericht, worin  er  auf  die  von  Tag  zu  Tag  dringlicher  sich 
gestaltende  Notwendigkeit  einer  Ablösung  der  Urbariallasten 
aufmerksam  machte.  Man  sieht  aus  diesem  Beispiel  wieder, 
wie  rasch  sich  die  Wirkungen  der  Julirevolution  auch  in 
Österreich  äußerten,  und  wie  nun  selbst  im  Schöße  der 
Regierung  Reformen  das  Wort  geredet  wurde. 3) 

Gerade  dieser  Umstand  aber  stimmte  den  Kaiser  sehr 
nachdenklich.  „Graf  Chotek",  bemerkte  er  wieder  zu  Kolowrat, 
„scheint  mir  auch  schon  angesteckt  von  liberalen  Ideen; 
was  ist  ihm  denn  geschehen  ?"^)  Die  Urbarialfrage  war  also 
dem  Fluche  der  revolutionären,  liberalen  Ideen  verfallen.  Als 
nun  auch  Kolowrat  in  einer  liberalen  Anwandlung  dem  Kaiser 
gegenüber  auf  die  Notwendigkeit  hinwies,  in  der  Ablösungs- 
frage etwas  zu  veranlassen,  äußerte  sich  der  Kaiser  unwirsch  : 
„Was,  sollen  wir  die  Leute  dazu  zwingen  ?  Steht  es  nicht 
ohnehin  jedermann  frei,  sich  mit  seinen  Untertanen  darüber 
einzuverstehen  ?"  „Ich  bitte  um  Verzeihung",  erwiderte  der 
Graf,  „jetzt  sind  die  Ablösungen  verboten." 
Wenigstens  werden  ihnen,  fügte  er  auf  des  Kaisers  Bemerkung 
hin,  ihm  sei  von  einem  solchen  Verbote  nichts  bekannt,  erläuternd 
hinzu,  von  Seite  der  Behörden  so  viele  Hindernisse  in  den  Weg 
gelegt,  daß  sie  einem  Verbote  gleichkämen,^)    Kolowrat  hatte 

^)  Siehe  oben  S.  65. 
2)  Kübeck,  „Tagebücher"'  I.,  S.  508  fg. 

^)  Vgl.  die  Äußerung  Eichhofs  zu  Kübeci<  am  13.  Juni  1831  ;  ebenda, 
S.  438. 

*)  Ebenda,  S.  508. 
*)  Ebenda,  S.  537. 
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in  der  Tat  nicht  so  unrecht.  Die  Zulässigkeit  freiwilHger 
Ablösungen  war  zwar  vom  Kaiser  Franz  irri  Gesetz  vom 
1.  September  1798^)  ausdrücklich  ausgesprochen  worden;  sie 
waren  aber  behufs  Wahrung  der  Rechte  Dritter  an  eine  ganze 
Reihe  von  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  gebunden,  die 
den  endlichen  Abschluß  des  Vertrages  jahrelang  hinaus- 
zogen, so  daß  also  in  der  praktischen  Wirkung  die  Ablösung 
auf  ein  Verbot  hinauslief.''^) 

Tatsache  ist,  daß  die  Ablösung  nur  selten  vorkam,  daß 
sie  nicht  mehr  wie  unter  den  früheren  Regierungen  auf  der 
Tagesordnung  stand,  sondern  eher  eine  rückläufige  Bewegung 
nahm.^)  Die  Schwierigkeiten,  welche  ihr  die  Behörden  bereiteten, 
fielen  umso  mehr  ins  Gewicht,  als  die  Parteien  selbst  kein 
besonderes  Interesse  an  ihrem  Zustandekommen  hatten.*)  Die 
Regierung  sorgte  überdies  dafür,  daß  in  dem  Fall,  da  die 
Ablösung  glücklich  zustande  kam,  der  Bauer  nicht  viel  davon 
profitierte.  Der  Hauptvorteil  nämlich,  den  derselbe  bei  der 
Reluierung  der  Zugrobot  insofern  genoß,  als  er  seine  Gespanne 
verkaufen  oder  wenigstens  reduzieren  konnte,  wurde  dadurch 
hinfällig,  daß  er  auch  fernerhin  verpflichtet  war,  zum  Zwecke 
der  Militär- Vorspann  und  der  Staatsfrohnen  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Pferden  zu  halten. s)  Einer  der  prinzipiellen  Gründe, 
warum  die  Regierung  die  Ablösung  nicht  sonderlich  begünstigte, 
haben  wir  bereits  kennen  gelernt.^)  Zu  den  staatsökono- 
mischen Rücksichten  traten  noch  politische  Bedenken 
hinzu:  man  besorgte,  die  Erleichterung  der  Fesseln  würde 
in  dem  Bauer  Freiheitsgedanken  erwecken,  denen  dann  nicht 
so  leicht  Einhalt  getan  werden  könnte;'^)  während  im  andern 
Falle  die  Frohnarbeit,  wie  schon  gesagt,  als  tüchtige  Schule 
der  Betriebsamkeit  und  des  stummen  Gehorsams  betrachtet 
werden  konnte.^)  Man  mußte  überdies  damit  rechnen,  daß  die 
Ablösung  der  wichtigsten  Herrschaftsdienste  im  weiteren 
Verlaufe  zur  Auflösung  des  Untertänigkeitsverbandes  und 
somit  zu  einer  Erschütterung  des  Staatsgebäudes  führen 
konnte.  Die  Grundobrigkeit  nahm  ja  seit  Jahrhunderten  eine 
öftentlich-rechtliche  Stellung  ein,  indem  sie  die  Justiz-  und 
politische    Verwaltung    erster    Instanz    in    ihrer    Hand    hatte. 

1)  Abgedruckt  bei  Grünberg,   „Die  Grundentlastung",  S.    19. 

'^)  Vgl.  (Andrian)   „Österreich  und  dessen  Zukunft"   IL,  S.    150. 

ä)  Daß  dies  1814  in  Böhmen  der  Fall  war,  und  den  Grund  dafür 
erwähnt  Springer  in  seiner  „Geschichte  Österreichs"  I.,  S.   260. 

*)  Siehe  oben  S.  69. 

'")  Bericht  des  n.-ö.  Landmarschalls  an  die  Hofkanzlei  vom  16.  Mai 
1813  ;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  1812  ;  dann  Tebeldi,  „Die  Geldangelegen- 
heiten Österreichs",  S.   23  ;  endlich  ßibl,   ,Das  Robotprovisorium",  S.   263. 

«)  Siehe  oben  S.  67. 

■')  Gutachten  aus  Schlesien  (1813);  vgl  Stern  „Geschichte  Europas 
1815 --1871"  L,  S.  270;  ferner  Beidtel  IL,  S.  381. 

8)  Siehe  oben  S.  65. 
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Wenn  also  je  die  Besorgnis,  welche  die  österreichische 
Regierung  insoferne  vor  jeder  Reform  hatte,  als  in  einem  auf 
historischen  Grundlagen  ruhenden  Staate  jede  Veränderung 
gefährlich  sei,i)  berechtigt  war,  so  war  dies  hier  der  Fall. 

Also :  Unbeweglichkeit  aus  Prinzip  auch  in  dieser 
wichtigen  Frage,  deren  Lösung,  von  der  öffentlichen  Meinung 
immer  dringender  gefordert,  nunmehr  auch  in  den  benach- 
barten Staaten  des  Deutschen  Bundes  seitens  der  Regierungen 
eifrig  in  die  Hand  genommen  wurde.  Zum  Unglück  bezog  sich 
das  von  der  österreichischen  Regierung  ausgegebene  Losungs- 
wort der  Nichtintervention  auf  das  ganze  Gebiet  der  Land- 
wirtschaft: sie  tat  für  die  Förderung  der  landwirtschaftlichen 
Industrie  so  gut  wie  nichts. 2)  Höchstens  da,  wo  militärische 
Interessen  im  Spiel  waren,  wie  bei  der  Hebung  der  inländischen 
Pferdezucht,  kam  sie  mit  Prämien  zur  Aufmunterung  zu  Hilfe. ^) 
Im  übrigen  aber  beschränkte  sie  sich  auf  die  Einsammlung 
der  periodischen  Übersichten  über  den  Zustand  der  Landes- 
kultur*) --  zur  umsichtigen  Prüfung  kam  es  so  kaum  mehr, 
weil  bei  der  Fülle  von  vorgeschriebenen  Ausweisen  das 
Kreisamtspersonale  dazu  gar  nicht  ausreichte  —  und  auf  eine 
strenge  Überwachung  der  Dominien  von  Seite  der  Kreisämter. 
Die  Landwirtschaft  bekam  somit  von  den  gangbaren  Staatswirt- 
schaftssystemen alle  unangenehmen  Seiten  ohne  die  Vorteile  zu 
verkosten :  die  Gefahren  der  liberalen  Doktrin  :  „  Laissez  faire,  lais- 
sez  aller",  und  die  unausgesetzte  Gängelung  und  Überwachung 
des  Protektionismus.  Dieser  Mangjel  an  Fürsorge  gestaltete 
natürlich  das  Urbarialproblem  noch  kritischer,  als  es  schon 
war;  denn  die  Abneigung  gegen  die  herrschaftlichen  Dienste 
und  Abgaben  wurde  keineswegs  geringer,  wenn  der  Bauer 
sie  nicht  oder  nur  schwer  leisten  und  aufbringen  konnte : 
es  bedurfte  da  gar  keiner  fremden  Einflüsse,  keiner  besonderen 
Mittel  der  Aufreizung,  um  die  lange  verhaltene  Glut  in  helle 
Flammen  ausbrechen  zu  lassen. 

Ein  launiges  Spiel  des  Schicksals  wollte  es  nun,  daß 
das  schwierige  Urbarialproblem  just  vom  Kaiser  Franz  selbst 
—  wenige  Jahre  nachdem  der  übereifrige  Kreishauptmann 
von  Korneuburg    seines    „unklugen"   Benehmens    in    einer    so 


')  Pillersdorf,  ,, Rückblicke  auf  die  politische  Bewegung  in  Österreich^,  S.  65. 

*)  Vgl.  Becher,  „Beiträge  zur  österr.  Handels-  und  Zollstatistik"  I. 
(1844),  S.  187,  der,  aus  offiziellen  Daten  schöpfend,  zum  Unterschied  von 
der  schärferen  Tonart  eines  Andrian,  Koch  usw.  vorsichtig  bemerkt  :  Osterreich 
habe  in  seiner  Friedensperiode  weit  größere  Fortschritte  in  der  Gewerbe- 
industrie als  in  der  Landwirtschaft  gemacht. 

^)  Barth-Barthenheim,  „Österreichs  landwirtschaftliche  Kultur  in  ihren 
politisch-administrativen  Beziehungen",  S.   87. 

*)  Eine  Aufzählung  der  vorgeschriebenen  Berichte  und  Ökonomie- 
Tabellen  gibt  Schopf,  ..Die  Landwirtschaft  in  Österreich"  (Wien  1835), 
.   284  fg. 
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„heiklen"  Sache  eine  Nase  erhalten  hatte^)  —  in  Fluß  gebracht 
vvurde.  Es  geschah  dies  —  natürlich  in  völlig  unbeabsichtigter 
Weise  —  durch  die  Grundsteuerregulierung,  welche 
nach  dem  Frieden  ins  Leben  gerufen  wurde. 2)  Daß  der 
Theresianische  Kataster  von  1748  als  Basis  der  Steuerverteilung 
nicht  mehr  genügte,  hatte  schon  Kaiser  Josef  IL  eingesehen 
und  deshalb  eine  neue  Ausmessung  und  Bewertung  der 
steuerfähigen  Gründe  verfügt.  Doch  wurde  der  neue  Kataster, 
wie  wir  bereits  wissen,  kaum  ins  Leben  getreten,  auch  schon 
wieder  aufgehoben  ;  die  mit  vieler  Mühe  und  großen  Kosten 
in  einem  Zeitraum  von  fünf  Jahren  hergestellten  Vermessungs- 
und Schätzungsoperate  wanderten,  mit  dem  Fluch  einer 
revolutionären  Tat  behaftet,  ins  Depot.  Der  vom  Standpunkt 
der  Privilegierten  begreiflichen  Opposition  kam  ein  rein  sach- 
liches Moment  entgegen  :  das  Prinzip,  das  Bruttoerträgnis  als 
Basis  der  Steuerberechnung  anzunehmen,  war  schon  nach 
den  steuertechnischen  Anschauungen  der  Josefinischen  Zeit 
gänzlich  verfehlt.  Man  hatte  zu  ihm  wider  bessere  Einsicht 
Zuflucht  genommen,  weil  es  rascher  zum  Ziele  führte;  und 
an  der  Überlastung,  mit  welcher  die  Durchführung  der  Arbeiten 
—  oft  durch  einfache  Bauern,  denen  rasch  die  notwendigsten 
Begriffe  aus  der  Geometrie  beigebracht  worden  waren  —  in 
Szene  gesetzt  wurde,  litt  das  ganze  groß  angelegte  Regu- 
lierungswerk.2) 

Nachdem  Kaiser  Franz  schon  während  der  Kriege,  im 
Jahre  18Ü6,*)  den  Gedanken  gefaßt  hatte,  die  Steuerkraft  der 
Monarchie  auf  eine  neue,  verläßliche  und  gerechte  Grundlage 
zu  stellen,  wurde  alsbald  nach  dem  Frieden  ernsthaft  an  seine 
Ausführung  geschritten.  Eine  aus  Vertretern  der  verschiedensten 
Hofstellen  zusammengesetzte  Kommission  entschied  sich, 
nachdem  übereinstimmend  das  Fehlerhafte  der  Josefinischen 
Regulierung  hervorgehoben  worden  war,  für  die  Annahme  des 
lombardischen  Katasters,  der  seit  1760  in  Wirksamkeit  stand 
und  ob  seiner  hervorstechenden  Vorzüge  dem  vom  Kaiser 
Napoleon  in  Italien  und  Frankreich  eingeführten  Steuersystem 
als  Grundlage  diente.  Der  Mailänder  „Censimento"  beruhte 
auf  dem  einzig  richtigen  Grundsatz  des  Reinertrags.  Im  Rein- 
ertrag findet  die  Steuerkraft  ihren  reinsten  und  klarsten  Aus- 
druck:  die   geometrisch  vermessene,   nach  Kulturgattung  und 


')  Siehe  oben  S.  65. 

2)  Über  die  Einleitung  und  Durchführung  des  sogenannten  stabilen 
Katasters  vgl.  im  allgemeinen  Linden,  ,Die  Grundsteuer-Verfassung  in  den 
deutschen  und  österreichischen  Provinzen  und  der  österreichischen  Monarchie" 
(Wien,   1840). 

3)  Vgl.  darüber  Grünberg,  ,Die  Bauernbefreiung  in  Böhmen,  Mähren 
und  Schlesien"  I.,  S.  314  fg.,  ferner  Bibl,  ,.Die  Restauration  der  n.-ö.  Landes- 
verfassung unter  Kaiser  Leopold  II".  S.  18  und   28  fg. 

*)  Beer,   .Die  Finanzen  Österreichs-',  S.    19  und   164  fg. 
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Beschaffenheit  klassifizierte  Grundparzelle  sollte  die  Einheit 
sein,  auf  welcher  sich  der  Ertrag  des  Einzelguts,  in  weiterer 
Folge  der  einzelnen  Provinz  und  schließlich  der  ganzen 
Monarchie  systematisch  aufbaute.  Man  hatte  nämlich  schon 
längst  herausbekommen,  daß  nicht  so  sehr  die  Höhe  der 
Steuern,  als  die  ungleiche  Verteilung^)  diese  so 
drückend  gestalte  und  die  großen  Steuerausstände  verursache, 
welche  die  Regierung  höchst  nachdenklich  stimmten. 2)  Eine 
Provinz  nach  der  anderen  klagte,  daß  die  auf  sie  verteilte 
Kontribution  im  Vergleich  zu  jener  der  anderen  zu  hoch  sei, 
und  innerhalb  der  einzelnen  Provinz  führte  wieder  der  ein- 
zelne Kreis  Beschwerde,  daß  er  ungleich  höher  belegt  sei,  als 
die  anderen,  und  so  ging  es  weiter  bis  auf  die  einzelnen 
Gemeindeinsassen.  In  Oberösterreich  z.  B.  steuerte  der  eine 
Kontribuent  165%  von  seinem  Grundertrag,  der  andere  dagegen 
nur  VöVo-^) 

Diesem  schweren  Übelstand  sollte  nun  die  neue  Grund- 
steuerregulierung, wie  sie  nach  mehrjähriger  Vorbereitung  mit 
Patent  vom.  23.  Dezember  1817  feierlich  angekündigt  wurde, 
ein  für  allemal  radikal  abhelfen.  „In  Erwägung  der  Mißver- 
hältnisse", so  besagten  die  einleitenden  Worte,  „welche  bei 
der  Umlegung  der  Grundsteuer  nach  dem  bestehenden  Maß- 
stabe der  Verteilung  für  ganze  Provinzen,  Kreise,  Distrikte  und 
Gemeinden,  wie  auch  für  einzelne  Kontribuenten  hervorgehen, 
haben  Wir  nach  der  reiflichsten  Erwägung  dieses  Mißstandes 
und  der  zweckmäßigsten  Mittel  ihm  abzuhelfen,  den  Entschluß 
gefaßt,  in  Unseren  sämtlichen  deutschen  und  italienischen 
Provinzen  ein  in  seinen  Grundsätzen  billiges  und  in  seiner 
Anwendung  festes  System  der  Grundsteuer  in  Ausführung  zu 
bringen."  Der  Grundsteuer  sollten  die  Nutzungen  von  Grund 
und  Boden,  sowie  jene  von  Gebäuden  unterliegen  ;  als  eigent- 
liche Grundnutzungen  alle  produktiven  Oberflächen  der  Erde 
im  Verhältnis  der  zu  Geld  veranschlagten  Produkte,  welche 
sie  bei  Anwendung  des  gewöhnlichen  Fleißes  haben  können, 
in  die  Grundsteuer  einbezogen  und  diese  nach  dem  reinen 
Ertrag  bemessen  und  umgelegt  werden.  Die  Erhebung  des 
reinen  Grund-  und  Hausertrags  hätte  im  Wege  der  ökonomischen 
Vermessung  und  Mappierung,  dann  der  Schätzung  zu  erfolgen. 
Bei  der  Schätzung  der  Grundstücke  und  Gebäude  endlich 
sollten  die  persönlichen  Verpflichtungen    der  Eigentümer  oder 

1)  Ebenda,  S.  9  und   165. 

2)  Kaiser  Franz  hatte  mit  Handschreiben  vom  21.  Oktober  1818  den 
Staats-  und  Konferenzrat  Pfleger  aufgefordert,  zu  berichten,  aus  welchen  Ursachen 
die  Untertanen  nicht  imstande  wären,  die  für  1819  ausgeschriebene  Steuerquote 
zu  zahlen,  oder  ob  nur  die  Ungleichheit  in  der  Belegung  daran  schuld  sei  ; 
Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  695R. 

•')  Vortrag  tler  Grundsteuer  -  Regulierungs  -  Hofkommission  vom  26. 
September  1818;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.   6956. 


Besitzer  gegen  Dritte,  auch  alle  „Kapitalschulden,  Geld- 
dienste, Natural-,  Abstattung  s-,  Robot-  und 
Zehentverbindlichkeiten",  aus  was  immer  für  Titeln 
sie  entspringen  werden,  nicht  berücksichtigt  werden.^) 

Hier  lugte  schon  der  Pferdefuß  hervor.  Die  Nicht- 
berücksichtigung der  Urbarialschuldigkeiten  stand  mit  dem 
gewiß  sehr  gerechten  Prinzip  der  gleichmäßigen  Verteilung 
der  Steuersumme  auf  die  einzelnen  Kontribuenten  nach  alleiniger 
Maßgabe  des  Reinertrags,  ohne  Rücksicht  auf  den  dominikalen 
oder  rustikalen,  belasteten  oder  unbelasteten  Charakter^)  des 
Grundstückes,  in  offenkundigem  Widerspruch.  Derjenige 
nämlich,  der  an  eine  oder  mehrere  Obrigkeiten  den  Zehent 
zu  entrichten,  Robot  und  viele  andere  Dienste  (Laudemium, 
Mortuar,  Bergrecht,  Eier-,  Hühner-,  Schmalzdienste,  Vogthafer, 
Blutzehent,  Dienstkörner  usw.)  zu  leisten  verpflichtet  war, 
bezog  gar  nicht  in  Wirklichkeit  den  vom  Feldmesser  und 
Schätzungskommissär  ausgemittelten  Reinertrag,  weil  er  eben 
einen  Teil  des  Bodenertrages  —  beim  Zehent  also  in  der 
Regel  den  zehnten  Teil  —  an  andere  Personen  abgeben 
mußte.  Der  mit  solchen  Nebenabgaben  belastete  Bauer  erschien 
somit  im  Vergleich  zu  den  davon  befreiten  Untertanen  sowohl 
als  zu  dem  Bezugsberechtigten,  der  sie  in  die  Tasche  steckte, 
überhalten.  Der  Bauer  hatte  noch  die  Anforderungen  des 
abgestorbenen  mittelalterlichen  Lehenstaates  und  zugleich  die 
drückenden  Lasten  der  modernen  Staatsordnung  zu  leisten, 
und  dieses  augenscheinliche  Mißverhältnis  trat  umso  greller 
in  den  Vordergrund,  als  sich  die  Höhe  der  Nebenabgaben  und 
Dienste  keineswegs  nach  der  Größe  und  dem  Wert  des 
belasteten  Grundstückes  richtete.  Ein  Bauer  diente  z.  B.  einen 
Tag  im  Jahr,  ein  anderer  unweit  von  ihm  mit  einem  kleineren 
und  minder  ertragsfähigem  Gut  104  Tage  und  hatte  noch 
obendrein  verschiedene  Natural-  und  Gelddienste  zu  entrichten. 
Daß  die  Ursache  dieser  in  ihrer  sinnfälligen  Erscheinung 
gewiß  etwas  aufreizenden  Tatsache  in  den  ursprünglichen 
Anstiftungsverträgen  zu  suchen  war,  daß  offenbar  der  Vor- 
gänger jenes  Bauern,  der  jetzt  weniger  Abgaben  entrichtete, 
bei  der  Übernahme  seines  Guts  einen  größeren,  oder  überhaupt 
einen  Kaufschilling  erlegt,  während  jener  des  anderen  weniger 
oder  gar  nichts  gezahlt  hatte :  dieses  einzusehen  und  sich 
dann  zu  beruhigen,  konnte  man  nicht  gut  von  einem  schlichten 
Landmann  verlangen,  wenn  es  akademisch  gebildete,  in  den 
höchsten  Stellen  sitzende  Herren  nicht  verstehen  wollten,  die 


')  Beidtel  IL,  S.  305  fg. 

'^)  Die  Unterscheidung  des  im  ständischen  Gültbuche  verzeichneten 
„Herrenlands"  (Dominikale)  vom  ,.Bauemland"  (Rustikale),  welches  bei  den 
Landgerichten  in  Evidenz  gehalten  wurde,  geht  auf  jene  Zeit  zurück,  da  das 
erstere  noch  von  der  Kontribution  befreit  war. 
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in  diesen  alten   Verträgen   puren  Unsinn   und   mittelalterlichen 
Unfug  erblickten.^) 

Die  Regierung  war  sich  übrigens  über  diesen  Wider- 
spruch keineswegs  im  unklaren.  Sie  nahm  auch  in  richtiger 
Würdigung  des  Gebots  der  „austeilenden  Gerechtigkeit"  die 
Aufhebung  der  Nebenabgaben  in  ihr  Programm  auf,  das  schritt- 
weise verwirklicht  werden  sollte."^)  In  der  Tat  erfolgte  im 
Jahre  1825  die  Aufhebung  der  Drittelsteuer^)  und  1832  die  der 
Urbarsteuer,*)  gegen  eine  Entschädigung  der  Berechtigten  von 
Seite  des  Staates.  Aber  damit  war  es  Schluß.  Von  der 
unstreitig  am  drückendsten  empfundenen  Last  der  Robot-  und 
Zehentschuldigkeit,  welche  folgerichtig  ebenfalls  gegen  eine 
Entschädigung  durch  den  Staat  hätte  aufgehoben  werden 
sollen,  machte  sie  Halt.  Möglicherweise  würde  sie  auch  diesem 
Gedanken  näher  getreten  sein,  wenn  sie  —  ganz  abgesehen 
von  anderen  Bedenken^)  —  das  nötige  Kapital  dazu  gehabt 
hätte.  Es  fiel  ihr  schon  schwer,  die  allerdings  beträchtlichen 
Kosten  des  Grundsteuer-Regulierungswerks  aufzubringen,  nach 
dessen  Vollendung  sie  eigentlich  erst  seinem  eigentlichen 
Zweck  zufolge,  materiell  in  der  Lage  gewesen  wäre,  an  jene 
Entschädigung  —  eventuell  mit  Heranziehung  der  Berechtigten 
—  ernsthaft  zu  denken.  Die  chronische  Ebbe  im  Staatssäckel 
hatte  nun  wieder  zur  Folge,  daß  die  Arbeiten  nur  sehr  langsam 
vorwärtsschritten,  ö)  die  große  Rettungsaktion  sich  immer 
weiter  hinauszog,  und  dieser  Umstand  war  wieder  daran 
Schuld,  daß  der  neue  Kataster,  als  er  nach  mehr  als  einem 
halben  Jahrhundert  mit  einem  Kostenaufwand  von  vielen 
Millionen  in  den  wichtigsten  Provinzen  der  zisleithanischen 
Hälfte  fertiggestellt  war,^)  seinen  Zweck  nur  sehr  unvoll- 
kommen erreichte,  weil  die  der  Ertragschätzung  nach  dem 
Stand  der  Jahre  1824  und  1825  und  dem  Muster  von  Nieder- 
österreich zugrundegelegte  Basis  ein  Menschenalter  später 
in  ganz  anders  gearteten  Ländern  schwer  anwendbar  war.^) 
Vorausschickend  soll  bemerkt  werden,  daß  der  stabile  Kataster 
in  Niederösterreich,  mit  welchem  Lande  der  Anfang  gemacht 
wurde,  erst  im  Jahre   1834  in  Kraft  trat. 

1)  Bibl,   „Die  Restauration  der  n.-ö.  Landesverfassung",  S.  78. 

2)  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  17.  Dezember  1822.  Archiv  des  Finanz- 
ministeriums, Nr.  388  ex  1825  (VII.  Niederösterr.  in  genere). 

ä)  Kais.  Eiitschl.  vom  4.  Januar.  Ebenda. 

*)  Kais.  Entschl.  vom  4.  Februar.  Ebenda,  Nr.  983  (Urbarsteuer.  Nieder- 
österr. I.  in  genere). 

5)  Siehe  oben  S.  71. 

C)  Beidtel  IL,  S.  307  ;  Springer  L,  S.  318. 

■')  In  Böhmen  wurde  die  Katastraloperation  erst  1853  in  Angriff  ge- 
nommen. In  Galizien  trat  er  überhaupt  nicht  ins  Leben.  Die  ungarischen  Länder 
waren  von  vornherein  ausgenommen  worden. 

ä)  Lorenz,  „Die  Bodenkultur\-erhältnisse  des  österreichischen  Staates", 
S.  153  fg. 


Um  diese  Zeit  hätte  nach  der  ursprünghchen  Berechnung 
der  Hofkommission  der  neue  Kataster  bereits  in  dem  ganzen 
in  Aussicht  genommenen  Umfang  fertig  sein  sollen.^)  Immer- 
hin genügten  die  zwanzig  Jahre,  die  tür  die  Vollendung -der 
mühsamen  Arbeiten  (Vermessung,  Klassifikation,  Berechnung 
des  Reinertrags  und  Erledigung  der  Reklamationen)  projektiert 
waren,  um  in  ihrem  Schöße  den  Gedanken  eines  zweiten, 
provisorischen  Katasters,  der  womöglich  sofort  ins  Leben 
treten  konnte,  aufkeimen  zu  lassen.  Man  wollte  nämlich  einer- 
seits das  Werk  nicht  überstürzen  und  es  so,  wie  das  Beispiel 
der  Josefinischen  Regulierung  zeigte,  von  vorneherein  unbrauch- 
bar machen,  anderseits  aber  schon  jetzt  den  grellsten  Miß- 
verhältnissen in  der  Besteuerung  der  Untertanen  abhelfen.  Es 
war  im  Jahre  1816  ein  fürchterliches  Mißjahr  eingetreten;  dazu 
machten  sich  bald  die  Folgen  der  im  riächsten  Jahre  durch- 
geführten Verminderung  der  Umlaufsmittel  geltend  ;  der  Wert 
der  Bauernwirtschaften  und  die  Getreidepreise  sanken,  viele 
gingen  ganz  zu  Grunde,-)  aus  allen  Teilen  der  Monarchie 
liefen  Klagen  über  die  hohen  Steuern  ein,  und  die  amtlichen 
Erhebungen  über  die  Rückstände  gaben  ihnen  ein  unheimliches 
Relief. 

So  wurde  denn  im  Jahre  1819  für  Ober-  und  Nieder- 
österreich, Mähren,  Schlesien  und  Galizien  die  Einführung 
eines  Grundsteuerprovisoriums  beschlossen,  welches  mit 
1.  November  1820  in  Wirksamkeit  treten  sollte.^)  Als  Grund- 
lage dieses  Provisoriums  hatten  die  eigentlichen  Grunderträgnisse, 
die  Nutzungen  von  Gebäuden  und  die  Urbarial-  und 
Zehentgenüsse  zu  dienen;  und  zwar  sollten  die  Grund- 
erträgnisse nach  den  Vermessungs-  und  Schätzungsoperaten 
des  Josefinischen  Katasters,  die  Urbarial-  und  Zehentbezüge 
im  Wege  eigener  Bekenntnisse  der  dazu  berechtigten  Grund- 
und  Zehentherren  ermittelt  werden."*)  Der  leitende  Gedanke 
dabei    war :    die  dazu  Berechtigten    sollten    in    ebendemselben 


^)  Präsidial- Vortrag  des  obersten  Kanzlers  Graf  Ugarte  vorn  11.  Oktober 
1816.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  7533. 

-)  Beidtel  (II.,  S.  303  fg.)  sagt,  daß  in  manchem  Dorfe  unter  zehn 
Besitzern  sich  kaum  einer  erhalten  konnte,  und  Bauernwirtschaften,  die  drei 
Jahre  früher  4000  Gulden  Wiener  Währung  gekostet,  oft  um  200  Gulden  in 
Konventionsmünze  zu  haben  waren.  Man  könne  annehmen,  schließt  er,  daß 
von  den  kleinen  Gutsbesitzern  vielleicht  die  Hälfte,  von  den  grösseren  der 
10.  Teil  zugrunde  ging. 

3)  Allerh.  Entschl.  vom  8.  Februar  1819;  vgl.  Linden  I.,  79  fg.  In 
Steiermark  war  das  Provisorium  schon  mit  1.  November  1818  in  Kraft  getreten. 
Nach  den  ursprünglichen  Intentionen  hätte  auch  Böhmen  einbezogen  werden 
sollen  (Präsidialvortrag  der  Hofkanzlei  vom  11.  Oktober  1816  ;  Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.  7533);  doch  wurde  diese  Provinz  auf  ihre  vom  Grafen  Kolowrat 
unterstützten  Gegenvorstellungen  hin  ausgeschaltet.  Vgl.  Beidtel  II.,  S.  307. 

■*)  Diese  Art  der  Fatierung  war  von  der  Hofkanzlei  schon  im  Jahre  1813 
beantragt  und  auch  genehmigt  worden:  Präsidialvortrag  vom  11.  Oktober  1816. 


Verhältnis,  mit  dem  sie  am  Ertrag  des  belasteten  Grund- 
besitztums teilnahmen,  zur  Beitragsleistung  herangezogen 
werden.  Um  nun  für  die  wahrheitsgemäße  und  gewissenhafte 
Fatierung  eine  Gewähr  zu  haben,  sollte  sie  einer  strengen 
Kontrolle  von  Seite  der  Behörden  unterliegen,  und  jede  aut 
diesem  Wege  aufgedeckte  Verheimlichung  mit  dem  Verlust 
der  verschwiegenen  Genüsse  bestraft  werden. 

Man  hatte  also  innerhalb  eines  Zeitraums  von  kaum 
anderthalb  Jahren  zwei  neue  Kataster^),  die  auf  verschiedenen, 
teilweise  gerade  entgegengesetzten  Grundsätzen  beruhten.  Wenn 
beim  stabilen  Kataster  die  Urbarialgiebigkeiten  ausdrücklich 
ausgeschaltet  waren  und  lediglich  Grund  und  Boden  als  Basis 
der  Besteuerung  zu  gelten  hatte,  bildeten  jene  im  Provisorium 
ein  eigenes  Objekt,  und  damit  trat  das  kritische  Urbarial- 
Problem,  das  dort  nur  im  Verborgenen  lauerte,  unverhüllt  an 
die  Oberfläche. 

Man  kann  der  Regierung  gewiß  nicht  den  Vorwurf 
machen,  daß  sie  sich  blindlings,  tollkühn,  mit  jenem  skrupel- 
losen Elan,  welcher  die  Reformtätigkeit  Kaiser  Josefs  II.  aus- 
zeichnete, in  das  neue  Unternehmen  gestürzt  hätte.  Dem 
Entschluß,  die  Urbarial-  und  Zehentnutzungen,  die  bisher 
nach  dem  Theresianischen  Kataster  von  1748,  also  auf  einer 
von  den  wirklichen  Verhältnissen  längst  überholten  Basis, 
besteuert  worden  waren,  neu  erheben  zu  lassen,  waren 
ängstliche,  langwierige  Erwägungen  und  Beratungen  voraus- 
gegangen. Klar  war  man  sich  nur  darüber,  daß  der  Staat 
Geld  brauche  und  daß  ein  Modus  der  gerechteren  Verteilung 
der  Lasten  gefunden  werden  müsse,  welcher  ihn,  und  zwar 
so  rasch  als  möglich,  instand  setzte,  die  postulierte  Grund- 
steuer auch  wirklich  hereinzukommen,  ja  sie  sogar  ohne  beson- 
dere Beschwerung  der  Untertanen  zu  erhöhen.  In  diesem  einen 
Punkt  herrschte  auch  volle  Einmütigkeit  —  aber  darüber 
hinaus  gingen  die  Ansichten  weit  auseinander. 

Bestand  schon  über  die  Frage,  ob  überhaupt  ein  Provi- 
sorium nötig  sei,  keine  vollständige  Übereinstimmung,  so  war 
man  sich,  als  dieselbe  nach  längeren  Auseinandersetzungen 
bejaht  wurde,  über  die  Art  und  Weise  der  Durchführung  noch 
weniger  im  Reinen.  Gewichtige  Stimmen  wurden  im  Staatsrat 
laut,  die  ihren  Bedenken  dahin  Ausdruck  gaben,  daß  bei  der 
Einbeziehung  der  Urbarial-  und  Zehentnutzungen  in  das 
Grundsteuerprovisorium  die  sofortige  Ausführung  desselben 
illusorisch  wurde,  insofern  als  die  Vorarbeiten,  auf  welche 
man  diese  Erhebungen  stützen  wollte,  erst  zu  machen  wären. 2) 


1)  Daneben  gab  es  noch  eine  Reihe  anderer  Provisorien,  wie  in  Böhmen, 
Tirol  und  lll3n-ien,  die  teilweise  bis  1880  fortexistierten. 

^)  Sitzungsprotokoll  der  Hofkommission  vom  30.  September  1816; 
Präsidialvortrag  vom  11.  Oktober  1816.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  7533. 
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Die  Josefinische  Steuerregulierung,  auf  deren  Operate  sich 
das  Provisorium  stützen  sollte,  hatte  sich  nämlich  mit  der 
Erhebung  der  Urbarialbezüge  nicht  weiter  befaßt,  da  ja  diese, 
wie  wir  bereits  wissen,  kein  selbständiges  Steuerobjekt  aus- 
machten ;  der  zu  ihrem  Bezug  Berechtigte  bekam  einfach 
1746-/3%  voi""^  erhobenen  Bruttoertrag  des  belasteten  Bauern- 
guts, ganz  gleichgültig,  wie  hoch  die  Anforderungen  desselben 
waren.  Es  wurde  übrigens  auch  auf  den  Widerspruch  mit 
dem  Geist  des  stabilen  Steuersj^stems  aufmerksam  gemacht.^) 
Bedenkt  man.  daß  das  Grundsteuer-Provisorium  die  Aufgabe 
hatte,  möglichst  rasch  den  bisherigen,  gänzlich  veralteten 
Theresianischen  Kataster  abzulösen,  so  waren  diese  Einwände 
nicht  ganz  aus  der  Luft  geholt  —  sie  sollten  in  der  Folge 
nur  zu  sehr  gerechtfertigt  werden. 

Freilich  gab  es  einen  Modus,  welcher  diese  Schwierigkeit 
spielend,  gleichsam  über  Nacht,  überwunden  hätte  :  wenn  man 
sich  nämlich  entschloß,  nach  dem  Muster  der  Josefinischen 
Perzente,  den  mit  Urbarial-  und  Zehentgaben  belasteten  Bauer, 
der  die  Steuer  für  den  ganzen,  von  ihm  aber  nur  zum  Teil 
wirklich  bezogenen  Grundertrag  zahlte,  durch  einen  ent- 
sprehenden,  ein  für  allemal  bestimmten  Perzentua  1-E  i  n  1  a  ß 
an  jenen  Gaben  zu  entschädigen.  Die  bezugsberechtigte 
Herrschaft  würde  dabei  von  ihren  Untertanen  etwas  weniger 
erhalten  haben,  hingegen  wäre  ihre  für  diese  Bezüge  bisher 
an  den  Staat  gezahlte  Urbarial-  und  Zehentsteuer  entfallen. 
Es  kann  doch,  meinten  die  Anhänger  dieses  Vermittlungs- 
vorschlags, dem  Besitzer  der  Urbarialgenüsse  ganz  gleichgiltig 
sein,  ob  er  dem  Staat  eine  Rentensteuer  zahlt,  beziehungs- 
weise einen  Teil  der  auf  den  belasteten  Grund  entfallenden 
Grundsteuer  auf  sich  nimmt  oder  aber  dem  Verpflichteten, 
der  gewissermaßen  für  ihn  die  Grundertragsteuer  entrichten 
muß,  einen  äquivalenten  Teil  seiner  Verpflichtungen  nachläßt. 
Das  Band  zwischen  Obrigkeit  und  Untertanen  wird  deshalb 
nicht  lockerer,  weil  der  Gläubiger  mit  einer  etwas  geringeren 
Forderung  dasteht. 

In  der  Tat  wurde  dieser  Weg  für  Steiermark,  wo  die 
Ausgleichung  der  Mißverhältnisse  in  der  Besteuerung  als 
besonders  dringlich  erkannt  worden  war,  praktisch  betreten, 
nachdem  sich  nach  jahrelangen  Verhandlungen  schließlich  ein 
Teil  der  Landesvertreter  selbst  dafür  ausgesprochen  hatte,  und 
zwar  wurde  ein  20%er  Einlaß  bestimmt. 2)  Wenn  sich  diese 
im  Prinzip  dazu  bereit  fanden  und  nur  die  Höhe  des  Einlasses 
beanständeten,  —  sie  hatten  10%  vorgeschlagen  —  so  beweist 


•)  Votum  des  Staatsrats  Baron  Schwitzen  in  der  Staatskonferenz  vom 
7.  Oktober  1818;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  5419. 

2)  Vortrag  der  Grundsteuer-Regulierungs-Hofkommission  vom  10.  Juli 
1818  ;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr    5419. 
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dies  keineswegs,  daß  er  ihnen  besonders  sympathisch  war, 
sondern  nur  so  viel,  daß  ihnen  die  anderen  mögUchen 
Modalitäten  noch  unvorteilhafter  erschienen.  Die  von  ihnen 
geltend  gemachten  Bedenken  wurden  übrigens  von  allem 
Anfang  an  im  Kreise  der  Hofkommission  lebhaft  geteilt ;  sie 
wurden  umso  stärker  laut,  je  näher  die  Entscheidung  heran- 
rückte. Man  führte  wieder  das  Argument  des  willkürlichen 
Eingriffes  in  wohlerworbene  Eigentumsrechte  ins  Treffen,  und 
da  man  nicht  gut  auf  den  Oheim  des  Kaisers  losschlagen 
konnte,  wurde  das  Beispiel  der  Franzosen  angezogen,  welche 
in  Illyrien  die  Urbarialgaben  gänzlich  abgeschafft  hatten.  „Man 
wird  doch  nicht  wohl",  meinte  der  Staatsrat  Baron  Schwitzen, 
„daß  Beispiel  einer  Nation,  welche,  nachdem  sie  Königs-  und 
Lehenrechte  mit  beispielloser  Grausamkeit  umgestürzt,  Illyrien 
mit  Waffengewalt  erobert,  an  keine  Rechte  oder  Verträge  gegen 
die  Eroberten  gebunden  war,  als  Beispiel  in  der  Besteuerung 
zur  Nachahmung  einer  Regierung  anempfehlen  wollen,  welcher 
altes  Herkommen,  geschlossene  Verträge  ihrer  Völker  sowohl 
als  ihrer  Untertanen  heilig  sind  ?"  ^)  Ganz  dieser  Meinung  war 
auch  Erzherzog  Ludwig,  der  sich  in  Vertretung  des  abwesen- 
den Kaisers  über  das  Konferenzprotokoll  zu  äußern  hatte, 
„Mir  erscheint  es  ein  Eingriff  in  das  Eigentumsrecht,"  erklärte 
er  kurz  und  bündig,  „wenn  man  den  Grundherrn  zwingen 
wollte,  einen  Teil  der  Leistungen  nachzusehen,  unter  deren 
Bedingung  er  sein  Eigentum  dem  Untertanen  als  freivererbliches 
Nutzeigentum  überließ.  Schon  dieses  letztere  ist  gegen  eine 
bloße  Verpachtung  auf  Lebenszeit,  wie  es  vormals  bestand, 
eine  Last  für  den  Herrschaftsbesitzer.  "2) 

Der  Hinweis  auf  die  französische  Revolution  genügte,  um 
dem  Kaiser  den  Perzentual-Ein'.aß  gründlich  zu  verleiden. 
Zwar  wurde  er  in  Steiermark,  wo  ja  noch  mit  Beginn  des 
Verwaltungsjahres  1819  (1.  No^/ember  1818)  das  Provisorium 
in  Wirksamkeit  zu  treten  hatte  und  in  der  kurzen,  noch  zur 
Verfügung  stehenden  Zeit  ein  anderer  Weg  schwer  möglich 
war,  angeordnet  und  durchgeführt,  aber  für  die  anderen 
Provinzen  kam  er  nicht  mehr  in  Betracht.^)  Dort  sollte  jener 
bereits  erwähnte,  mit  kaisei'l.  Entschließung  vom  8.  Februar  1819 
angeordnete  Modus  in  Anwendung  kommen,  welcher  von  der 
überwiegenden  Mehrheit  der  Räte  als  der  gerechteste  und 
natürlichste,  wenn  auch  nicht  der  einfachste,  erklärt 
worden  war:   die  individuelle  Fatierung  der  Urbarial- 


')  Protokoll  der  Staatskonferenz  vom  7.  Oktober  1818;  ebenda. 

-)  Schönbrunn,  den   13.  Oktober  1818;  ebenda. 

^)  Den  oberösterreichischen  Ständen,  welche  nach  dem  Muster  von  Steier- 
mark um  den  Perzentual-Rinlaß  angesucht  hatten,  wurde  dieser  Weg  mit  kais. 
Entschl.  vom  30.  Juni  1820  abgelehnt,  und  die  Exekution  der  individuellen 
Fatierung  „versuchsweise"  angeordnet  (kais.  Entschl.  vom  16.  September  1823). 
Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  5.  September  1825. 
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und  Zehentnutzungen  durch  die  Berechtigten.^)  Sie  sollten 
individuell  für  jede  Gattung  und  für  jeden  Leistungspflichtigen 
erhoben,  ihr  Wert  dem  gesamten  Dominikalgrunderträgnis 
der  Provinz  zugerechnet,  dagegen  vom  Rustikalgrundertrag 
abgezogen  werden.  Da  der  provisorische  Kataster  mit  Ende 
des  Jahres  1820  durchgeführt  sein  sollte,  wurden  unverzüglich 
die  Instruktionen  für  die  Einbekennung  der  Urbarialgenüsse 
entworfen  und  hinausgegeben. 

Aber  wie  es  sich  nun  um  die  Ausführung  handelte, 
erhoben  sich  wieder  in  der  Hotkanzlei  allerlei  schwerwiegende  Be- 
denken. Die  individuelle  Fatierung  beanspruchte  naturgemäß  eine 
Masse  Zeit  und  Mühe  erfordernder  Arbeiten,  und  da  die 
verschwiegenen  Nutzungen  als  verfallen  zu  gelten  hatten, 
war  eine  sjewisse  Bedächtigkeit  und  Ängstlichkeit  in  der  Er- 
hebung von  Seite  der  Berechtigten  sehr  begreiflich.  So  stellte 
sich  langsam  heraus,  daß  im  besten  Falle,  bei  dem  regsten 
Eifer  aller  beteiligten  Behörden,  die  Fassionen  erst  in  drei 
Jahren  beisammen  sein  konnten,  worauf  dann  noch  die 
Repartition  vorgenommen  werden  mußte.  DerTermin  (1  .November 
1820)  wäre  somit  längst  abgelaufen  gewesen.  Wie  man  aber 
einmal  zögerte,  stellten  sich  ganz  genau  so,  wie  dies  früher 
beim  steirischen  Provisorium  der  Fall  war,  auch  prinzipielle 
Bedenken  und  Einwände  heraus.  Daß  die  individuelle  Fatierung 
nicht  der  einfachste  Weg  sei,  das  hatte  der  Steuer- 
referent der  Hofkanzlei,  Hofrat  Josef  Freiherr  von  Knorr,  der 
sich  ganz  besonders  für  diesen  Weg  eingesetzt  hatte,  schon 
früher  erkannt  gehabt,  aber  er  galt  allgemein  als  der  gerech- 
teste, und  dies  hatte  den  Ausschlag  gegeben.  Der  Oberst- 
Hofkanzler  Graf  Saurau  fand  aber  nun,  daß  er  eigentlich  gar 
nicht  so  gerecht,  und  überdies  noch  politisch  gefährlich 
sei.  Die  Urbarialbezüge  bilden,  so  machte  er  geltend,  ein  sehr 
bedeutendes  Objekt,  wenn  sie  mit  Genauigkeit  erhoben  werden. 
Wird  dieses  von  dem  im  Josefinischen  Kataster  nur  „mäßig"^) 
angesetzten  Rustikalgrundertrag  abgerechnet  und  dem  Dominikal- 
erträgnis  zugeschlagen,  so  ändert  sich  das  Verhältnis  in  der  Be- 
steuerung der  beiden  Körper  ganz  wesentlich :  das  Rustikale  wird 
namhaft  erleichtert,  das  Dominikale  dagegen  bedeutend  beschwert 
werden,  und  eine  solche  ungleiche  Verteilung  sei  nicht  gerecht, 
so  lange  wenigstens  —  die  Papiergeldwährung  bestehe. 

Damit  berührte  der  Oberst-Hofkanzler  allerdings  einen 
überaus  wunden  Punkt,  den  wir  zum  Verständnis  der  Stände- 
bewegung  dreimal  unterstreichen  müssen.  Die  zu  obrigkeit- 
lichen   Geldabgaben  Verpflichteten    zahlten    sie    nämlich    den 


1)  Siehe  oben  S.  77. 

^)  Vgl.  dazu  die  Beschwerdeschrift  der  niederösterreichischen  Stände 
vom  28.  Februar  1790;  Bibl,  „Die  Restauration  der  niederösterreichischen  Landes- 
verfassung unter  Kaiser  Leopold  IL",  S.   29. 

Bibl  :  Vormärz  b 
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Berechtigten  in  Papiergeld,  diese  aber  mußten  sie  dem 
Staat  gegenüber  in  Metallmünze  versteuern,  was  nun  ein 
ganz  gehöriger  Unterschied  (40  :  100)  war  und  u.  a.  auch 
die  im  Früheren  besprochene  Tatsache  erklärt,  daß  die  Ab- 
lösung der  Robot  keine  Fortschritte  machte, i)  weil  die  von 
den  Untertanen  gezahlte  Geldentschädigung  nur  zwei  Fünftel 
ihres  wirklichen  Wertes  ausmachte,  die  Obrigkeiten  somit 
kein  besonderes  Interesse  an  ihr  hatten.  Vielleicht  wäre  diese 
Anomalie  dem  Oberst-Hofkanzler  nicht  derart  zu  Kopfe 
gestiegen,  wenn  sich  nicht  die  niederösterreichischen  Stände 
bereits  darüber  beschwert  hätten. 2)  Er  dachte  mit  Sorge  daran, 
daß  unter  solchen  Umständen  viele  Dominien,  namentlich  jene 
welche  auf  ihre  Gefälle  angewiesen  waren,  „außer  kontri- 
butionsfähigen Stand"  gesetzt  werden  könnten.  Zu  diesen 
Bedenken  gesellte  sich  noch  ein  anderes,  das  auch  sehr 
schwer  ins  Gewicht  fiel :  die  Erhebung  der  verschiedenen 
Nutzungen  erschien  geeignet,  bei  den  Bauern,  die  ja  bald  davon 
hören  mußten,  den  Eindruck  einer  „Liquidation  der  obrig- 
keitlichen R  e  c  h  t  e"  zu  erwecken,  und  so  eine  „Beunru- 
higung" der  Gemüter  hervorzurufen.  Aus  diesem  Grunde  —  ganz 
abgesehen  von  der  Kostspieligkeit  der  Erhebungen  —  hatten 
sich  auch  die  Provinzialstände  Innerösterreichs  einmütig  dagegen 
ausgesprochen.  Graf  Saurau  ordnete  nun  für  den  21.  Dezember 
1819  eine  eigene  Konferenz  mit  Zuziehung  von  Vertretern  der 
Hofkammer  und  der  Grundsteuer-Regulierungs-Hofkommission 
an,  in  der  wiederum  die  möglichen  Methoden  eines  Ausgleichs 
durchgehächelt  wurden  und  alle  die  seit  Jahren  im  Schöße 
der  Hofstellen  schlummernden  Gegensätze  unvermittelt  auf 
einander  platzten.  Allein  sehr  bald  neigte  sich  das  Zünglein 
der  Wage  jener  Partei  zu,  deren  Antrag  keineswegs  originell, 
aber  auch  nicht  staatsgefährlich  erschien  :  es  sollte  alles  beim 
alten  bleiben,  so  wie  es  vor  dem  Erlaß  des  Provisoriums  war. 
Warum  will  man  denn,  fragte  der  Hofkanzler  Lazanzky,  nicht 
weiterhin  die  Urbarialbezüge  separat  als  ein  von  der  Grund- 
steuer völlig  unabhängiges  Objekt  besteuern  ?  Der  Staat  ver- 
zichtet bei  dem  neuen  Modus,  ohne  ersichtlichen  Grund,  auf 
ein  ansehnliches  selbständiges  Steuerobjekt.  Wenn  er  um 
diesen  Betrag  einfach  die  Grundsteuer  herabsetzen  würde, 
wäre  dem  Bauer  auch  geholfen,  und  man  wäre  dann  aller 
Schwierigkeiten  enthoben. 

Diese  Frage  richtete  sich  gegen  den  Steuerreferenten 
Hofrat  Knorr,  der  von  theoretischen  Erwägungen  ausgehend, 
früher  die  individuellen  Bekenntnisse  ausgeheckt  und  nun 
nach    dem  Muster  von  Steiermark    den  Perzentual-Einlaß    als 


ij  Siehe  oben  S.  71. 

-)  Landtagserklärung  vom  28.  Oktober  1818.  Landesregistratur,  Syndikats- 
protokolle. 
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das  am  raschesten  zum  Ziele  führende  Mittel  vorgeschlagen 
hatte.  Sein  Standpunkt,  an  dem  er  mit  Vaterzärtlichkeit  hing, 
war  dieser:  die  herrschaftlichen  Urbarialrechte  sind  als  Teil- 
nutzungen an  dem  b  e  1  aste  te  n  Bauerngrund  anzusehen, 
für  welche  Nutznießung  füglich  der  Bezugsberechtigte  zahlen 
müsse.  Man  war  also  glücklich  wieder  bei  der  heiklen  Frage 
angelangt :  Was  sind  eigentlich  die  Urbarialrechte? 
Diese  Frage  nach  ihrer  Natur  hatte  schon  vor  drei  Jahr- 
zehnten, gleich  zu  Beginn  der  Regierung  des  Kaisers,  den 
Gegenstand  eifriger  Debatten  gebildet,  ohne  daß  sie  zu  einem 
Resultat  geführt  hätten,  weil  sich  die  Vertreter  des  Josefinischen 
und  die  des  konservativ-ständischen  Standpunkts  das  Gleich- 
gewicht hielten,  und  im  Grund  beide  Teile  Recht  hatten.^) 
Hätten  sich  die  Dominien,  erklärten  nun  die  Parteigänger  der 
konservativen  Richtung,  die  sich  mittlerweile,  wie  schon 
erwähnt,  bedeutend  verstärkt  hatten,  seinerzeit  bei  der  Anstiftung 
des  Untertans,  statt  als  Kaufschilling  eine  Naturaldienstleistung 
festzusetzen,  eine  Kaufsumme  ausbedungen  und  selbe  auf  dem 
Grunde  radiziert,  so  würde  es  heute  keinem  vernünftigen 
Menschen  einfallen,  sie  als  Nutznießer  desselben  zu  erklären 
und  von  ihnen  einen  Beitrag  zur  Grundsteuer  zu  verlangen. 
Hält  man  an  diesem  Standpunkt  fest,  dann  müßten  folgerichtig 
auch  alle  Hypothekargläubiger  ins  Mitleiden  gezogen  werden. 
Die  Urbarialbezüge  sind  also  nicht  als  Teilnutzungen,  sondern 
als  Zinsen  von  grundbücherlich  vorgemerkten,  auf  dem 
Bauernland  haftenden  Schulden  zu  behandeln.  Sie  könnten 
somit  allenfalls  das  Objekt  einer  Vermögenssteuer  ausmachen. 
Aber  eigentlich  sei  auch  diese  nicht  gerechtfertigt,  weil 
nämlich  der  Anteil,  den  die  Bezugsberechtigten  am  Rustikal- 
besitz hätten,  durch  die  höheren  Regieauslagen  für  die  Bewirt- 
schaftung und  Administration  vollkommen  ausgeglichen  werde. 
Überdies  könnten  mit  eben  demselben  Recht  auch  die  Obrig- 
keiten an  ihre  Untertanen  verschiedene  Ansprüche  stellen,  die 
man  „ohne  offenbare  L-ngerechtigkeit"  nicht  abweisen  dürfte,  wie 
z.  B.  das  Holzungsrecht  in  den  herrschaftlichen  Wäldern.  Die 
Folge  würde  eine  Unsumme  von  langwierigen  Erhebungen,  Ab- 
rechnungen und  Streitigkeiten  sein,  und  vor  allem  der  eigent- 
liche Zweck  des  Provisoriums,  die  rasche  Durchführung,  hin- 
fällig werden.  Da  übrigens  auch  der  Referent  zugeben  mußte, 
daß  „finanzielle  Rücksichten"  für  die  bisher  gehandhabte 
selbständige  Besteuerung  sprächen,  der  von  ihm  im  Namen 
der  „austeilenden  Gerechtigkeit"  an  erster  Stelle  vorgeschlagene 
207nige  Einlaß  vom  Hofkanzler  als  „G  e  w  al  t  s  t  r  e  i  c  h" 
bezeichnet  wurde,  der  früher  angeordnete  Weg  der  Fassionen 
aber    ihm    selbst  vom    rein    praktischen  Standpunkt    der    un- 

•)  Bibl,  „Das  Robotprovisorium  für  Niederösterreich  vom  20.  Juni  1796", 
S.   252  fg. 
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verzüglichen  Durchführung  aus  untunlich  erschienen  war,  so 
gewann  im  Staatsrat  die  konservative  Strömung  die  Oberhand 
und  es  wurde  denn  wieder  mit  kaiserlicher  Entschließung  vom 
17.  April  1820  die  Sistierung  der  im  vorigen  Jahr  angeordneten 
Fassionen  verfügt.  Die  Urbarial-  und  Zehentgenüsse  hatten 
danach  wiederum  ein  selbständiges  Objekt  zu  bilden.  Das 
Provisorium  sollte  nun  in  der  Weise  vorgenommen  werden, 
daß  „die  gegenwärtig  vorgeschriebene,  von  den  Urbarial-  und 
Zehentgenüssen  entfallende  Steuerquote,  jedoch  in  dem 
gegenwärtigen  Verhältnis  zu  der  Grundsteuerprovin- 
zialquote  beizubehalten,  diese  Quote  von  der  auf  die 
Provinz,  die  es  betrifft,  gelegten  Grundsteuerquote  in  concreto 
abzuziehen,  der  Rest  der  Grundsteuerquote  nach  dem  in  dem 
Provisorium  angenommmenen  Maßstabe  auf  Grund  und  Boden 
umzulegen,  die  von  den  Urbarial-  und  Zehentgenüssen  ent- 
fallende Steuerquote  aber  nach  demselben  Maßstabe,  der  dafür 
gegenwärtig  festgesetzt  ist,  einzuheben"   war.^) 

Dies  hieß  in  eine  gemeinverständliche  Sprache  übersetzt, 
daß  die  „beizubehaltende"  Quote  der  Urbarial-  und  Zehent- 
steuer eigentlich  nicht  beibehalten,  sondern  verdoppelt 
werden  sollte,  da  das  „Verhältnis"  der  neuen,  mit  dem  Grund- 
steuerprovisorium vorgeschriebenen  Grundsteuerprovinzialquote 
zu  der  früheren  etwa  2 :  1  war,  und  daß  sodann  diese  ver- 
doppelte Steuer  von  der  auf  die  Provinz  entfallenden  Grund- 
steuersumme abzuziehen  war.  Die  Staatsverwaltung  machte 
dabei  kein  schlechtes  Geschäft.  Sie  versteuerte  eigentlich  ein- 
und  dasselbe  Objekt  zweimal:  vom  verpflichteten  Rustikalisten 
nahm  sie  den  ganzen  Grundertrag,  ohne  Rücksicht  auf  jenen 
Teil,  welchen  er  zu  Zehent-  und  Urbarialgaben  verwandte, 
und  der  Berechtigte,  der  sie  genoss,  versteuerte  sie  nochmals 
Nicht  so  gut  schnitten  die  Dominien  ab.  War  schon  die  auf 
die  obrigkeitlichen  Genüsse  entfallende  Steuer  an  und  für  sich 
ziemlich  hoch  (20  — 307o),  so  sollte  sie  nunmehr  verdoppelt 
werden  (40 — 607o),  also  von  100  Gulden  fatiertem  Gelddienst 
waren  40  bis  60  Gulden  zu  steuern  —  in  Konventionsmünze. 
Da  aber  die  bezugsberechtigten  Obrigkeiten  die  Urbarialgaben 
nur  in  Papiergeld  nehmen  durften,  das  Verhältnis  der  beiden 
Währungen  40:100  war,  so  bezogen  sie  von  100  Gulden  in 
Wirklichkeit  nur  40  Gulden.  Ebenso  viel  aber  oder  noch  mehr 
(60)  war  nun  dem  Staat  zu  entrichten  :  sie  hätten  also  eventuell 
sogar  noch  daraufgezahlt  und  nur  das  Odium,  von  den  im 
Schweiße  des  Angesichts  erworbenen  Geldern  der  Untertanen 
nobel  zu  leben,  weiter  genossen.  Wenn  auch  angenommen 
werden  darf,  daß  die  im  Theresianum  fatierten  Genüsse  im 
Laufe    der  Jahre    einen    größeren   Nutzen   gewährten,   so   darf 


1)  Präsidialvortrag    der  Hofkanzlei  vom  9.  Februar    1820;    Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.   1036. 
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anderseits  nicht  vergessen  werden,  daß  darunter  Gefälle  waren, 
die  gar  nicht  mehr  existierten,  wie  die  vielen  von  Kaiser 
Josef  II.  aufgehobenen. 

Vor  allem  aber  war  gerade  das,  was  das  Provisorium 
bezwecken  sollte,  die  Beseitigung  des  Mißverhältnisses  zwischen 
belastetem  und  unbelastetem  Grundbesitz,  auch  nicht  im 
Entferntesten  erreicht,  weil  der  verpflichtete  Bauer  mit  Rück- 
sicht auf  seine  der  Obrigkeit  zu  entrichtenden  Nebenabgaben 
nicht  um  einen  Kreuzer  weniger  zahlte  als  der  unbelastete. 
Zwar  war  die  Grundsteuerquote  um  den  Betrag  der  Urbarial- 
steuer  zu  vermindern  ;  da  sich  jene  aber  verdoppelt  hatte,  so 
war  nicht  viel  profitiert.  Die  Regierung  hatte  übrigens  selbst 
die  richtige  Empfindung,  daß  der  mit  kaiserlicher  Entschließung 
vom  17.  April  1820  verfügte  Modus  keine  Lösung  des 
schwierigen  Problems  bedeutete  ;  sie  konnte  nur  keinen  besseren 
finden.  In  diesem  Sinn  hatte  der  Oberst-Hofkanzler  Graf  Saurau 
das  richtige  Wort  gefunden,  als  er  in  seinem  Schlußvotum 
erklärte,  er  könne  eigentlich  keiner  der  vorgebrachten  Aus- 
gleichsmethoden mit  „Beruhigung"  zustimmen.  Es  war  nichts 
anderes  als  ein  Ausdruck  der  Verlegenheit,  wenn  man  sich 
nun  daran  erinnerte,  daß  es  Stände  gab,  und  diese  ein  Recht, 
oder  sagen  wir  vielleicht  besser,  die  Pflicht  hatten,  der 
Regierung  mit  ihrem  Rat  unter  die  Arme  zu  greifen.  Ihre 
Meinung  zu  hören,  empfahl  sich  schon  deshalb,  weil  billiger- 
weise, wie  sich  nun  einmal  die  Ansichten  über  das  Eigentums- 
recht gewandelt  hatten,  ein  eventueller  Verzicht  auf  herrschaft- 
liche Rechte  nur  mit  Einwilligung  des  Berechtigten  vorge- 
nommen werden  konnte.  Sie  wurden  also  jetzt  —  allerdings 
post  festum  —  aufgefordert,  ihre  Vorschläge  zu  machen,  und 
die  Oberösterreicher  benützten  sofort  die  Gelegenheit,  um  der 
Regierung  in  der  eindringlichsten  Weise  die  oben  besprochenen 
Mängel  der  Verfügung  zu  Gemüt  zu  führen  und  einen  anderen 
Weg  vorzuschlagen,  der  etwas  ungemein  Plausibles  an  sich  trug. 
Die  Urbarialbezüge  sollten  nur  in  dem.  Maße  versteuert  würden, 
als  sie  wirklich  von  Seite  der  Obrigkeiten  bezogen  werden, 
und  zwar  in  entsprechender  Reduktion  (Kurs  zu  250,  auf 
Metallmünze  reduziert).  Sie  bewiesen  mit  so  schlagenden 
Gründen,  daß  bei  dem  Inslebentreten  der  Entschließung  vom 
17.  April  1820  die  Dominien  innerhalb  der  kürzesten  Zeit 
zugrunde  gehen  müßten,  daß  sich  in  der  Hofkanzlei  und  im 
Staatsrat  das  allgemeine  Mitleid  den  Herrschaftsbesitzern 
zuwandte  und  mit  einer  seltenen  Einhelligkeit  die  „Ungerechtig- 
keit" des  eben  verfügten  Modus  hervorgehoben  wurde. i)  Kaiser 
Franz  hielt  es  unter  solchen  Umständen  für  angezeigt,  den 
Gegenstand  neuerlich  in    „reife  Überlegung"  zu  nehmen,  und 

')  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  16.  September  1820  ;  Staatsarchiv,  Staats- 
ratsakten Nr.  6228. 
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zwar  mit  Zuziehung  der  Finanzverwaltung  und  der  Steuer- 
regulierungs-Hofkommission,  weil  sonst,  wie  es  im  Kabinett- 
schreiben hieß,  der  Fall  eintreten  könnte,  „daß  Dominien  von 
den  Urbarial-  und  Zehentbezügen  mehr  bezahlen  als  die 
Bezüge  wert  sind,  was  mit  der  Gerechtigkeit  unvereinbarlich  ist."  ^) 

Bei  der  nun  folgenden  Beratung  wurde  allseits  die 
Ungerechtigkeit  der  letzten  Verfügung  und  die  Notwendigkeit 
einer  Abhilfe  anerkannt.  Man  unterschied  zwischen  Geld-  und 
Naturaldiensten.  Bei  den  ersteren  war  es  klar,  daß  die 
Dominien  ganz  gehörig  hatten  daraufzahlen  können.  Bei  den 
Naturaldiensten  hingegen  lag  der  Fall  anders,  weil  der  Wert 
der  Produkte  gestiegen  war :  hier  hätte  wohl  die  gesteigerte 
Steuerquote  dem  tatsächlichen  Wert  entsprochen.  Sollte  also 
im  Sinne  der  Gerechtigkeit  eine  Abhilfe  erfolgen,  so  mußte 
man  den  wirklichen  Stand  der  Untertansleistungen  erheben. 
Man  kam  also  wieder  auf  die  Fassionen  zurück.  Auch  der 
zweite  von  den  oberösterreichischen  Ständen  angeregte  Vor- 
schlag, die  Urbarialgenüsse  in  derselben  Valuta  zu  versteuern, 
in  der  sie  bezogen  wurden,  fand  hier  eine  günstige  Aufnahme. 
Kaiser  Franz  beauftragte  den  Oberst-Hofkanzler,  dieses  Miß- 
verhältnis in  Erwägung  zu  ziehen.  „Da  Ich  es",  heißt  es  in  dem 
an  diesen  gerichteten  Schreiben,  „mit  der  Gerechtigkeit 
nicht  verein  barlich  finde,  dass  die  Dominien  von  denjenigen 
Urbarial-Geldbezügen,  die  sie  nach  ihrem  ursprünglichen 
Nominalwerte  unverändert  nur  im  Papiergelde  fordern  dürfen, 
die  denselben  entsprechende  Steuer  in  Münze  zu  berichtigen 
verbunden  werden,  so  hat  die  Hofkanzlei  sogleich  im  Ein- 
verständnisse mit  der  Finanzverwaltung  in  Überlegung  zu 
nehmen  und  Mir  vorzuschlagen,  welche  Maßregeln  zur 
Behebung  des  ungerechten  Druckes  der  in  diesem  Falle 
befindlichen  Dominien  bis  zur  Zeit,  wo  die  Entrichtung  der  in 
der  Frage  befindlichen  Urbarialleistungen  in  Münze  wird 
geschehen  können,  jedoch  ohne  Schmälerung  der  den 
Finanzen  aus  der  Grund-  und  Urbarialsteuer  zugedachten  Ein- 
nahme zu  ergreifen  wären. "2)  Dieser  Schlußsatz  bewirkte,  daß 
die  Hofkanzlei  allerdings  einen  schweren  Stand  hatte;  denn 
wenn  das  Finanzärar  keinen  Eintrag  erleiden,  also  die  Urbarial- 
steuer nach  wie  vor  in  Metallmünze  gezahlt  werden  sollte, 
die  Untertanen  aber  nicht  dazu  verhalten  werden  durften,  ihre 
Gaben  in  dieser  Währung  zu  entrichten,  wie  sollte  da  der 
Ausgleich  erfolgen  ? 

Die  nächste  Folge  der  eingehenden  Beratungen  war  die 
kaiserliche  Entschließung  vom  2.  April   1821,  welche  die  Fort- 


')  Kais.  Handschreiben  an  Saurau  vom   15.  November   1820;  ebenda. 

^)  Kabinettschreiben  vom  31.  Dezember  1820;  Archiv  des  Finanz- 
ministeriums (Niederösterreich  2,  Urbarialsteuer)  :  auch  Staatsarchiv,  Staatsrats- 
akten Nr.  8447. 
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Setzung  der  vor  zwei  Jahren  angeordneten,  dann  aber  wieder 
eingestellten  Fassionen  anbefahl,  um  damit  die  Grundlage  für 
ein  zweites  Provisorium  zu  gewinnen.  Das  erste  hatte  mittler- 
weile trotz  der  anerkannten  Ungerechtigkeit  in  Wirksamkeit 
zu  bleiben.  Wollten  die  Stände  ein  besseres  haben,  wollten 
sie  vor  allem  das  Mißverhältnis  zwischen  Bezug  und 
Versteuerung  der  Urbarialbezüge  aus  der  Welt  schaffen,  so 
mußten  sie  in  den  sauren  Apfel  der  individuellen  Ein- 
bekenninisse  beißen  :  die  Fatierung  wurde  ihnen  ausdrücklich 
als  die  „conditio  sine  qua  non"  der  Lösung  der  für  sie  so 
wichtigen  Frage  bezeichnet.^)  Wie  verhielten  sich  nun  die 
niederösterreichischen  Stände  zu  dieser  neuen 
Wendung?  Sie  hatten  ja,  wie  wir  wissen,  schon  vor  dem 
Appell  der  Oberösterreicher  auf  jenes  Mißverhältnis  aufmerksam 
gemacht  und  um  dessen  Abstellung  gebeten. 


')  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  7.  Dezember  1820;  Staatsarehiv,  Staats- 
ratsakten Nr.  8406. 


II. 

DAS  ANERBIETEN  DER  NIEDER- 
ÖSTERREICHISCHEN STÄNDE 
SCHWIERIGKEITEN  ÜBER  SCHWIERIGKEITEN 

Als  die  niederösterreichischen  Stände  von  der  Bedingung, 
unter  welcher  die  Regulierung  der  Urbarialversteuerung  vor 
sich  gehen  sollte,  in  Kenntnis  gesetzt  wurden,  waren  sie 
bereits  in  sehr  nervöser  Stimmung.  Schon  das  Regierungs- 
Zirkular  vom  1.  Mai  1819,  welches  das  mit  kaiserlicher  Ent- 
schließung vom  8.  Februar  d,  J.  angeordnete  Provisorium 
kundmachte, 1)  rief  bei  ihnen  große  Beunruhigung  hervor. 
Erstens  waren  sie  nicht  vorher  um  ihre  Meinung  gefragt 
worden,  und  dieses  zu  verlangen,  hatten  sie  ein  gutes  Recht, 
weil  sie  bei  der  Erneuerung  der  ständischen  Verfassung  durch 
Kaiser  Leopold  IL  das  Zugeständnis  erhalten  hatten,  in  allen 
„wichtigen"  Landesfragen  vor  dem  Erlaß  des  Gesetzes  gehört 
zu  werden. 2)  Wenn  aber  irgend  etwas  für  sie  wichtig  war,  so 
war  es  das  Steuerwesen,  das  sie  seit  Jahrhunderten  in  Händen 
hatten,  und  auf  dem  ihre  ganze  Verfassung  beruhte.  Zweitens 
—  und  dies  ist  die  Hauptursache  • —  hatten  dem  Provisorium 
die  Operate  der  Josefinischen  Steuerregulierung  als  Grundlage 
zu  dienen,  desselben  Werkes,  das  seinerzeit  ihre  tiefste  Ent- 
rüstung hervorgerufen  hatte  und  deshalb  von  Josefs  Nachfolger 
wieder  aufgehoben  worden  war.  Noch  saß  ihnen  der  Schreck 
darüber  in  allen  Gliedern  und  nun  sollte  es,  wenn  auch  nur 
provisorisch,  wieder  eingeführt  werden.  Alle  die  Klagen,  die 
damals  erschollen,  kamen  pünktlich  wieder  zum  Vorschein : 
die  Fehlerhaftigkeit  der  Vermessung  und  Schätzung,  die 
großen  Kosten,  welche  die  Errichtung  der  neuen  Steuerbehörden 
verursache,  und  die  nun  wieder  auf  die  armen  Untertanen 
ausgehen  müßten. 3) 

Die  angeordneten  Fassionen  waren  ebenfalls  nicht 
nach  dem  Geschmacke  der  Stände :  sie  wurden  als  eine  „harte" 
Maßregel    bezeichnet,    welche    namentlich    jene    Herrschafts- 


')  Provinzial-Gesetzsammlung  für  Niederösterreich  I  (1819),  Nr.   82. 
2)  Siehe  oben  S.   33. 

*)  Vgl.  Bibl,    „Die    Restauration    der    niederösterreichischen    Landesver- 
fassung unter  Kaiser  Leopold  IL",  S.   28  fg. 


besitzer  treffen  würde,  die  sich  in  Staatsdiensten  befänden 
oder  minorenn  wären  und  daher  die  Erhebungen  ihren  oft 
nicht  ganz  zuverlässigen  Beamten  anvertrauen  müßten.  Durch 
das  Provisorium,  erklärte  unter  allseitiger  Zustimmung  der  Abt 
von  Wr. -Neustadt,  würde  etwas  „schlechtes"  für  etwas  „nicht 
ganz  fehlerfreies"  eingetauscht  werden.  Er  sah  die  Zukunft 
in  düsteren  Farben :  die  Dominikalgaben  würden  nicht  ein- 
fließen, die  Urbarialgiebigkeiten  ganz  verloren  gehen  usw. 
Einstimmig  wurde  sodann  der  Beschluß  gefaßt,  dem  Kaiser 
eine  Vorstellung  zu  machen,  wie  durch  dieses  ohne  Ein- 
vernehmen der  Stände  angeordnete  Grundsteuer-Provisorium 
die  „Grundpfeiler'*  der  durch  Jahrhunderte  bestehenden,  durch 
allerhöchste  Privilegien,  Rezesse  etc.  bestätigten  ständischen 
Verfassung  gänzlich  untergraben  würden,  und  um  Zurück- 
nahme der  Anordnung  zu  bitten.^) 

Einen  Erfolg  hatte  nun  freilich  die  Vorstellung  nicht. 
Vielmehr  wurden  unverzüglich  die  zur  Ausführung  nötigen 
Einleitungen  getroffen.  Nachdem  ein  halbes  Jahr  verstrichen 
war,  ohne  daß  sie  eine  Antwoit  erhalten  hätten,  wurde  der 
Landmarschall  unmittelbar  bei  Kaiser  Franz  vorstellig  und  er 
bewirkte  wenigstens  soviel,  daß  Vertreter  der  Stände  einer 
Konferenz  zugezogen  wurden,  wo  man  ihnen  die  Unterlassung 
der  früheren  Einvernahme  als  die  Folge  einer  „Irrung"  erklärte 
und  ihre  Ausführungen  zu  Protokoll  brachte. 2)  Als  sich  die 
Stände  zur  nächsten  Frühjahrsversammlung  rüsteten,  hatte 
man  bereits  die  Hoffnung,  das  Provisorium  rückgängig  machen 
zu  können,  aufgegeben.  Die  ganzen  Bemühungen  konzentrierten 
sich  nunmehr  darauf,  daß  wenigstens  von  den  „lästigen" 
Fassionen  Umgang  genommen  würde,  und  in  diesem  Sinne 
waren  ihnen  von  Seite  der  geschäftsführenden  Kollegien  ver- 
schiedene Vorschläge  gemacht  worden.  Sogar  der  20%ige 
Einlaß  war  angeregt  worden,  der  schon  im  verstärkten  Aus- 
schuß als  höchst  bedenklich  und  gefährlich  zu  Boden  fiel  und 
einem  anderen  unbedenklicheren  Platz  machte :  die  Stände 
sollten  sich  bereit  erklären,  zur  noch  größeren  Erleichterung 
der  Untertanen  für  die  Dauer  des  Provisoriums  1272^0  von 
der  Steuerpostulatssumme  zu  übernehmen.  Als  es  nun  darüber 
im  Plenum  zur  Abstimmung  kommen  sollte,  konnte  der  Land- 
marschall die  Erklärung  abgeben,  er  glaube,  daß  die  Vorlage 
des  verstärkten  Ausschusses  die  kaiserliche  Zustimmung 
erhalten  werde,  weil  seines  Wissens  nach  den  Kreisämtern 
bereits  aufgetragen  wurde,  mit  der  Einsammlung  der  noch 
ausständigen  Fassionen  innezuhalten. 3)  Mittlerweile  war  nämlich 


1)  Sitzung  d.  verstärkten  Aussch.  v.  7.  Juni  1819;  Landesregistr.,  Protokolle. 

2)  Bericht      des     Landmarschalls     in     der     Stände  -  Versammlung     vom 
25.  April    1820.  Landesregistratur,  Protokolle. 

*)  Ebenda. 
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tatsächlich,  wie  wir  wissen,  die  Sistierung  verfügt  und  die  Auf- 
forderung an  die  Stände  ergangen,  selbst  ihre  Vorschläge  zu  einer 
gleichmäßigen    Verteilung    der    Steuerlasten   zu   unterbreiten.') 

Nach  der  eben  geschilderten  Haltung  der  niederöster- 
reichischen Stände  wäre  jeder  andere  Modus  als  jener  der 
Fassionen  zu  erwarten  gewesen.  Wenn  sie  nun  doch  mit 
einem  wahren  Feuereifer  gerade  dieses  Auskunftsmittel  der 
individuellen  Fatierung  auf  die  Bahn  brachten  und  mit  großer 
Konsequenz  daran  festhielten,  so  erklärt  sich  dieser  Stimmungs- 
umschwung auf  sehr  einfache  Weise  dadurch,  daß  dem 
Sistierungsauftrag  jene  schon  erwähnte  kaiserliche  Entschließung 
vom  2.  April  1821  gefolgt  war,  kraft  welcher  „in  jenen 
Provinzen,  wo  die  Urbarialbekenntnisse  schon  vollendet  oder 
im  Zuge  sind,  die  nur  in  Papiergeld  zu  beziehenden  Urbarial- 
genüsse  auch  nur  mit  dem  nämlichen  Perzent,  womit  die 
Objekte  der  Grundsteuer  belegt  sind,  das  Papiergeld  zu  250 
auf  Konventionsmünze  reduziert,  in  die  Besteuerung  gebracht" 
werden  sollten.  Den  Ständen  der  übrigen  Provinzen,  so  hatte 
es  dort  weiter  geheißen,  insoweit  sie  sich  über  die  Urbarial- 
steuerentrichtung  in  Konventionsmünze  beschwerten,  sollte 
bedeutet  werden,  daß  man  ihnen  auf  ihr  Ansuchen  die  Fort- 
setzung der  Einbringung  der  Bekenntnisse  als  des  „einzigen" 
Mittels,  diesen  Beschwerden  abzuhelfen,  zu  gestatten  geneigt 
wäre. 2) 

Da  die  niederösterreichischen  Stände  in  jene  zweite 
Kategorie  gehörten,-"')  so  griffen  sie  zu :  um  den  Preis,  ihr 
Verlangen  nach  einer  gleichmäßigen  Behandlung  der  Urbarial- 
genüsse  erfüllt  zu  sehen,  willigten  sie  gerne  ein,  die  Last  der 
individuellen  Bekenntnisse  auf  sich  zu  nehmen,  umsomehr  als 
ihnen  ja  selbst  sehr  viel  daran  gelegen  sein  mußte,  durch  eine 
gerechte  Steuerverteilung  ihre  Untertanen  im  kontributions- 
fähigen Stand  zu  erhalten  und  das  Gehässige  der  Neben- 
abgaben zu  mildern.*)  Nach  längeren  Beratungen  konnten  die 
geschäftsführenden  Kollegien  dem  Landtag  ein  gründlich  aus- 
gearbeitetes Projekt  vorlegen,  das  auch  die  Zustimmung  der 
Stände  fand.  Im  wesentlichen  basierte  es  auf  den  Prinzipien, 
wie  sie  den  kaiserlichen  Entschließungen  vom  23.  Dezember  1817 
und  8.  Februar  1819  zugrunde  lagen.  Es  sollte  „bloß  der 
Grundertrag    das    Objekt    der    Besteuerung    sein    und    die 

1)  Siehe  oben  S.  84  fg. 

-)  Siehe  oben  S.  86  fg.  Hof  kanzleidekret  vom  9.  April  1821.  Die  Differenz, 
um  welche  sich  dadurch  die  Provinz-Urbarialquote  verminderte,  war  der  Grund- 
steuerquote zuzuschlagen. 

3)  Siehe  oben  S.  82  Anm.  2. 

*)  Daß  sie  sich  dieses  Zusammenhangs  völlig  bewußt  waren,  beweist  ihr 
.Ausschußgutachten  \  om  11.  Oktober  1826,  wo  unter  den  Ursachen  der  traurigen 
Lage  der  Landwirtschaft  auch  das  „nicht  geregelte"  Urbarial-  und  Zehentwesen 
angeführt  wird.   Landesregistratur,  Protokolle  des  verstärkten  Ausschusses. 
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Zehent-  und  Urbarialbezüge  nur  zum  Behufe  einer  gerechteren 
Verteilung  der  Steuer  unter  denjenigen,  welche  den  Grund- 
ertrag geschmälert  oder  ungeschmälert  beziehen,  genau  erhoben 
werden,  nicht  aber  um  ein  neues,  in  der  Wirklichkeit  nicht 
bestehendes  Steuerobjekt  auszumitteln".  Diese  Schlußworte 
richteten  ihre  Spitze  gegen  das  verunglückte,  mit  kaiserlicher 
Entschließung  vom  17.  April  1820  angeordnete  und  mittler- 
weile auch  durchgeführte  Provisorium,  demzufolge  das  Ärar 
z.  B.  beim  Zehent  ^%o  ^^s  Grundertrags  vom  Zehentholden 
und  Vio  ^on^  Zehentherrn,  also  im  Ganzen  ^Vio  einstrich.^)  Es 
folgten  dann  detaillierte  Vorschläge  über  die  Art  der  Erhebung 
der  verschiedenen  Genüsse,  wobei  der  Zehent  von  den  eigent- 
lichen Urbarialgaben,  und  bei  diesen  wieder  die  Geldbezüge 
(beständige  und  veränderliche)  von  den  Naturalgiebigkeiten 
geschieden  wurden.  Von  der  Bestimmung,  daß  eine  nicht  ein- 
bekannte Schuldigkeit  nicht  mehr  gefordert  werden  dürfe, 
sollte  es  abkommen,  weil  die  Gleichstellung  eines  oft  unver- 
meidlichen Versehens  und  einer  absichtlichen  Verheimlichung 
hart  und  ungerecht  wäre.  Die  schon  vor  sieben  Jahren  gestellte 
Bitte,  die  Geldgaben  in  Konventionsmünze,  in  welcher  Valuta 
sie  auch  ursprünglich  bemessen  waren,  abnehmen  zu  dürfen, 
wird  wiederholt  und  zur  Begründung  hinzugefügt,  daß  die 
Entrichtung  dieser  Zinsungen,  welche  im  einzelnen  gering 
und  nur  in  ihrer  Summe  bedeutend  seien,  den  Untertanen 
umsoweniger  schwer  fallen  werde,  wenn  sie  ihrem  Vorschlag 
gemäß  von  dem  Grundertrag  der  dazu  Verpflichteten  abge- 
rechnet würden.  Sollte  auf  dieses  Verlangen  nicht  eingegangen 
werden,  dann  mögen  im  Sinne  des  Hofkanzieidekrets  vom 
9  April  1821  die  Geldabgaben  in  Wiener  Währung  oder  in 
Konventionsmünze  nach  dem  Kurse  zu  250  versteuert  werden. 2) 
Die  Anträge  der  Stände,  die  sich  alles  in  allem  im 
Rahmen  der  Billi;;keit  bewegten,  fanden  im  wesentlichen  die 
volle  Billigung  der  Hofkanzlei,  die  eben  erst  aus  einem 
besonderen  Anlaß  den  Modus  der  individuellen  Abrechnung 
als  den  einzig  richtigen  Weg  bezeichnet  hatte. 3)  Kaiser  PYanz 


^)   Siehe  oben  S.   84. 

-)  Hofschrift  vom  13.  Januar  1825.  .\rchiv  des  Finanzministeriums 
(Niederösterreich  2,  Urbarialsteuer).    Landesregistratur,    —    Landtagsprotokolle. 

^)  Der  Kaiser  hatte  sich  über  Antrag  der  Hofkanzlei  mit  Rücksicht  auf 
die  ungünstigen  Vermögensverhältnisse  bestimmt  gefunden,  von  der  auf  die 
Provinzen  Galizien,  Böhmen,  Mähren,  Ober-  und  Niederösterreich,  Steiermark 
und  Kärnten  entfallenden  Steuersumme  (22,300.599-56  Gulden)  4,000.000  nach- 
zulassen, unter  der  Bedingung  jedoch,  daß  bei  dieser  Gelegenheit  das  unrichtige 
Verhältnis  in  der  landesfürstlichen  Besteuerung  der  untertänigen  und  herrschaft- 
lichen Grundbesitzer  auf  eine  gerechte  Weise  erhoben  werde  i  Kabinettschreiben 
vom  25.  August  1825).  Da  die  steirischen  und  die  ober-österr.  Stände  schon 
früher,  und  nun  auch  die  nieder-österr.  die  Hand  zum  Ausgleich  geboten  hatten, 
so  war  diese  Bedingung  auf  die  übrigen  Länder,  namentlich  aber  Böhmen, 
gemünzt.  Vortrag  vom  5.  Sept.  1825:  Archiv  des  Finanzministeriums,  Nr.   2699. 
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fand  sich  bestimmt,  den  Ständen  sein  „Wohlgefallen  über  ihre 
Bereitwilligkeit  und  Bemühung,  zur  Verwirklichung  seiner 
Absicht,  die  Grundsteuerverpflichtung  durch  eine  gerechte 
Verteilung  zu  erleichtern,  erreichen  zu  helfen",  auszusprechen. 
Und  in  der  Tat  hatte  man  dazu  alle  Ursache ;  denn  der  Vor- 
schlag bedeutete,  wie  von  Seite  des  Steuerreferenten  der  Hof- 
kanzlei anerkannt  wurde,  einen  Verzicht  auf  ihr  „nächstes 
materielles  Interesse",^)  jedenfalls  aber  auf  ihre  traditionellen 
Anschauungen,  und  ihr  Vorgehen  konnte  den  Ständen  der 
anderen  Provinzen  als  Muster  vorgehalten  werden. 2)  Auf  das 
Verlangen  der  niederösterreichischen  Stände,  das  ganze  Geschäft 
der  Urbarial-  und  Zehentkatastrierung  in  eigener  Regie  zu 
führen,  wurde  zwar  nicht  eingegangen,  weil  es  der  Hoikanzlei 
„gewagt"  erschien,  eine  Sache,  an  der  auch  der  nichtständische 
Gutsbesitzer  interessiert  sei,  dem  VerordnetenkoUegium  allein 
ohne  unmittelbaren  Einfluß  der  Staatsverwaltung  anheim- 
zustellen, aber  es  wurde  eine  gemischte,  aus  Vertretern  der 
Regierung  und  Stände  zusammengesetzte,  der  Hofkanzlei 
unterstellte  Behörde,  die  k.  k.  niederösterreichische  Steuer- 
regulierungs-Provinzialkommission",  errichtet,  mit  deren  Vorsitz 
der  jeweilige  Landmarschall  betraut  wurde. ^j 

Die  Arbeiten  der  Provinzialkommission,  die  unverzüglich 
in  Angriff  genommen  wurden,  gingen  indes  nur  langsam  fort, 
weil  gerade  die  Einleitung  der  ganzen  Operation  große 
vSchwierigkeiten  machte.  Zu  Beginn  des  Jahres  1827  (20.  Januar) 
konnte  sie  endlich  der  Hofkanzlei  die  Formularien  der  für  die 
Urbarial-  und  Zehentbekenntnisse  in  Betracht  kommenden 
Instruktionen,  Belehrungen  und  Kundmachungen  vorlegen. 
Wie  es  sich  nun  aber  darum  handelte,  diesen  in  den  Grund- 
linien schon  früher  vereinbarten  Entwürfen  die  definitive 
Zustimmung  zu  erteilen  und  danach  die  Ausführung  anzu- 
ordnen, wurde  dem  Steuerreferenten  Baron  Knorr  angst  und 
bange.  Er,  der  noch  vor  zwei  Jahren  für  den  von  den  nieder- 
österreichischen Ständen  vorgeschlagenen  Modus  der  Fassionen 
ganz  Feuer  und  Flamme  war,  ihn  als  den  einzig  richtigen  und 
gerechten  Weg,  den  auch  die  anderen  Provinzialstände  zu 
gehen  hätten,  bezeichnet  hatte,  fand  ihn  nun  in  der  Ausführung 
höchst  „bedenklich".  Was  hatte  diesen  Stimmungsumschwung 
hervorgerufen  ? 


')  Hofrat  Knorr  in  der  Sitzung  vom  31.  Januar   1827;  ebenda,  Nr.  233. 

^)  Kaiser  Franz  ordnete  an,  daß  die  Stände  der  übrigen  Provinzen  (mit 
Ausnahme  Oberösterreichs)  zur  Nachahmung  des  Beispiels  der  Niederösterreicher 
aufgefordert  und  auch  die  steirischen  Stände  befragt  werden  sollten,  ob  sie  nicht 
statt  des  20%igen  Einlasses  die  individuelle  Ausgleichung  annehmen  wollten. 
Kais.  Entschließung  vom  26.  September   1825  ;  ebenda,  Nr.  2699. 

^)  Kais.  Entschl.  vom  28.  Sept.  1825  über  den  Vortrag  der  Hofkanzlei 
vom  8.  Februar.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  1969.  Dekret  an  die  n.-ö. 
Stände  vom   18.  Okt.   1825.  Archiv    des  Finanzminist.  (N.-Ö.  2,  Urbarialsleuer). 
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Den  unmittelbaren  Anlaß  dazu  gab  eine  Vorstellung  der 
böhmischen  Stände.  Denselben  war  nämlich  nahegelegt  worden, 
dem  guten  Beispiel  der  nieder-  und  oberösterreichischen  Stände 
zu  folgen, 1)  und  die  Folge  dieses  Appells  war  eine  feierliche 
Verwahrung.  Die  Gründe,  die  sie  dabei  ins  Treffen  führten, 
waren  der  Hofkanzlei  nicht  ganz  unbekannt,  und  gerade 
deshalb  sehr  geeignet,  Eindruck  zu  machen.  Die  Urbarial-  und 
Zehentnutzungen,  erklärten  sie,  gehören  nicht  zum  Grundertrag 
der  Dominien,  sie  können  als  ein  auf  dem  Dominikalbesitz 
lastendes  Passivkapital  ebensowenig  wie  die  auf  jenem 
radizierten  Schulden  mit  der  Grundsteuer  belegt  werden, 
sondern  höchstens  das  Objekt  einer  Vermögenssteuer  bilden. 
Zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  wurden  jene  Gaben  von  den 
Vasallen  bei  Überlassung  der  Grundstücke  bedungen  und 
sie  dafür  unentgeltlich  oder  zu  geringeren  Preisen  den  Unter- 
tanen überlassen.  Die  Käufer  solcher  belasteten  Realitäten 
erhalten  sie  eben  wegen  der  Belastung  wohlfeiler,  als  freie 
Bauerngüter.  Es  wäre  daher  unbillig  den  Obrigkeiten  einen 
Teil  der  Steuerlast  der  Untertanen  zu  übertragen,  abgesehen 
davon,  daß  die  teilweise  uneinbringlichen  Dominikalgefälle  als 
vollständig  einbringlich  versteuert  werden  sollen.  Diese  Maß- 
regel würde  ferner  den  ohnehin  sehr  gesunkenen  Kapitalswert^) 
der  Güter  noch  mehr  herabdrücken  und  den  Obrigkeiten  die 
Mittel  nehmen,  ihre  Untertanen  wie  bisher  zu  unterstützen. 
Die  Verminderung  des  Kapitalswerts  der  Güter  müßte  aber 
wieder  nachteilig  auf  das  Hypothekenwesen  und  den  Landes- 
kredit einwirken.  Die  Erhebung  der  Robotschuldigkeiten  sei 
überdies  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  „politisch 
bedenklich",  weil  sich  die  Vorgänge,  die  sich  1775  in  Böhmen 
bei  der  Bekanntmachung  des  Robotpatentes  und  in  Mähren 
bei  der  Einführung  des  Grundsteuerprovisoriums  abspielten, 
wiederholen  werden  usw.  Dieser  Anschauung  schloß  sich  auch 
das  Gubernium  an. 

Also  ungerecht  und  gefährlich  !  Das  genügte,  um  bei  der 
Regierung  alle  jene  Bedenken  gewaltig  auf.'^.urütteln,  welche 
dort  seit  allem  Anbeginn  geltend  gemacht  wurden  und  vor 
sechs  Jahren  zur  Sistierung  der  bereits  angeordneten  Fassionen 


')  Siehe  oben  S.  92.   Anm.  2. 

2)  Gerade  in  diesem  Jahre  1826  hatte  die  k,  k.  Landwirtschaftsgeseli- 
schaft  in  Wien  die  Preisfrage  ausgeschrieben  :  „Wie  kann  die  gesunkene  Land- 
wirtschaft und  der  dadurch  gesunkene  Bodenwert  in  Österreich  wieder  gehoben 
werden  ?"  I.  M.  Freih.  von  Ehrenfels  führte  in  seiner  in  den  „Ökonomischen 
Neuigkeiten"  (Jahrg.  1828,  Bd.  2)  veröffentlichten  Antwort  als  erstes  die  Tat- 
sache an,  daß  der  Grund,  welcher  im  Jahre  1818  100  Gulden  Wiener  Währung 
zum  Kurse  von  200  getragen  hatte  oder  darum  verpachtet  war,  im  Jahre  1826 
kaum  40  Gulden  zum  Kurse  von  250  einbringe,  daß  also  der  Grund,  welcher 
1818  noch  2000  Gulden  Wert  hatte,  gegenwärtig  nur  noch  800  Gulden  wert 
sei.  (S.  386  fg.) 
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geführt  hatten.^)  Dieselbe  Stimmung  herrschte  jetzt  wiederum 
vor.  In  der  Hofkanzlei  war  es  der  Hofkanzler  Graf  Chotek,  der 
noch  im  Vorjahr  für  die  individuelle  Erhebung  der  obrigkeit- 
lichen Gaben  eingetreten  war  und  nun  als  Abtrünnling  am 
lautesten  die  Gefahr  von  Unruhen  und  Widersetzlichkeiten 
betonte,  im  Staatsrat  Baron  Lilienau,  der  damals  schon  vom 
Standpunkt  der  Gerechtigkeit  den  Vorschlag  der  niederöster- 
reichischen Stände  bekämpft  hatte  und  nun  den  §  1144  des 
Allgemeinen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zitierte,  wonach  beim 
geteilten  Eigentum  dem  Nutzeigentümer  auch  die  Entrichtung 
der  Steuer  zukomme. 2) 

Dieser  neuerliche  Stimmungsumschwung  färbte  auch  auf 
den  Steuerreferenten  Baron  Knorr  ab,  als  es  sich  darum 
handelte,  den  Entwürfen  der  niederösterreichischen  Stcuer- 
regulierungs-Provinzialkommission  die  Genehmigung  zu  erteilen. 
Er  zögerte,  die  Verantwortung  für  einen  Schritt  zu  über- 
nehmen, der  derart  unangenehme  Folgen  haben  konnte,  und 
weil  er  sich  nicht  vorwärts  wagte,  so  beschloß  er  die  Sache 
aufzuschieben.  Er  fand  auch  alsbald  ein  sachliches  Motiv, 
um  diesen  Entschluß  zu  begründen.  Es  handelt  sich  darum, 
erklärte  er,  die  Urbarial-  und  Zehentbezüge,  welche  unter 
hundert  Benennungen  an  2200  Berechtigte  von  mehr  als 
70.000  Verpflichteten  abgestattet  werden,  individuell  zu 
erheben,  sie,  soferne  sie  in  Arbeitsschuldigkeiten  und  Naturalien 
bestehen,  in  Geld  zu  veranschlagen,  die  baren  Geldabgaben 
nach  ihrer  Valuta  zu  unterscheiden,  die  erhobenen  und  zu 
Geld  berechneten  Objekte  sodann  einzelweise  bei  jedem  dazu 
Verpflichteten  von  dem  steuerbaren  Grundertrag,  auf  dem  sie 
lasten,  in  Abzug  zu  bringen  und  nach  den  Resultaten  dieser 
Operation  die  Steuerverteilung  vorzunehmen  :  das  alles  erfordert 
eine  Riesenarbeit.  Wenn  man  sie  nun  macht,  dann  soll  sie 
wenigstens  die  Gewähr  dafür  bieten,  daß  sie  auf  lange  Zeit 
hinaus  wirkliche  Geltung  besitze.  Dieser  Fall  tritt  aber  nur 
dann  ein,  wenn  sie  in  Verbindung  mit  dem  stabilen 
Kataster  gebracht  wird  und  gleichzeitig  mit  ihm  ins  Leben 
tritt.  In  Niederösterreich  ist  das  ganz  gut  möglich,  und  zwar 
in  absehbarer  Zeit;  denn  die  Vermessungsarbeiten  sind  hier 
durchgehends  abgeschlossen,  die  definitiven  Grundschätzungen 
im  Zuge,  und  zwar  ist  der  erste  Teil  dieser  Operation  (Ab- 
teilung der  Grundstücke  nach  den  verschiedenen  Kultur- 
gattungen, Feststellung  der  Klassen  und  entsprechende  Ein- 
reihung der  Grundstücke)  bereits  vollendet.  Der  Rest  der 
Arbeiten  dürfte  in  längstens  drei  Jahren  fertig  sein,  ungefähr 
ebensoviel  Zeit  auch  die  Herstellung  des  Urbarial-  und  Zehent- 

1)  Siehe  oben  .S.  84. 

^)  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  22.  März   1826.   Staatsarchiv,  Staatsrals- 
akten  Nr.   3333. 
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katasters  in  Anspruch  nehmen.  Somit  wäre  es  „kaum  zu 
verantworten",  wenn  die  ReguHerungsarbeiten  nicht  gleich  auf 
die  Basis  des  stabilen  Katasters  gestellt  würden.  Denn  sollten 
ihnen,  wie  dies  jetzt  zu  geschehen  hätte,  die  Daten  des 
Josefinischen  Katasters  zugrunde  gelegt  werden,  so  würde 
man  zwei  ganz  verschiedene  Grundlagen  gewinnen,  die  dann 
erst  mit  einander  in  Übereinstimmung  zu  bringen  wären,  d.  h. 
man  müßte  eigentlich  die  ganze  Operation  mit  einer  geringen 
Erleichterung  von  neuem  beginnen. 

Zunächst  wären  nun,  meinte  er  weiter,  alle  Modalitäten 
zu  vermeiden,  welche  die  Maßregel  „aufreizend  und 
gehässig"  zu  machen  geeignet  sind.  Eine  der  gefährlichsten 
in  dieser  Hinsicht  ist  die  „vorzeitige  Publizität".  So 
wie  der  Beschluß  derselben,  ihr  Zweck  und  die  Art  der 
Durchführung  als  erster  Schritt  der  Ausführung  verkündet 
wird,  ist  es  um  die  Realisierung  höchstwahrscheinlich  geschehen. 
Ihre  bloße  Ankündigung,  noch  so  umsichtig  abgefaßt,  kann 
keine  andere  Folge  als  die  Provokation  unendlicher  Miß- 
verständnisse, nicht  zu  befriedigender  Erwartungen  von  der 
einen  und  ganz  grundlose  Besorgnisse  von  der  andern  Seite 
zur  Folge  haben.  Die  untertänigen  Besitzer  werden  sich  der 
Erwartung  hingeben,  von  ihren  Urbarial-  und  Zehentbezügen 
freigezählt  zu  werden,  und  die  Dominikaibesitzer  werden  sich 
darüber  in  dem  Maße  geängstigt  finden,  in  welchem  sie  diese 
Erwartungen  bei  ihren  Untertanen  wahrnehmen.  Diese  bei 
beiden  Teilen  aufgeregten  Empfindungen  werden  sich  in 
Nuanzierungen  aller  Art  äußern,  und  die  Behörden,  statt  in 
der  Sache  ruhig  fortzuschreiten,  werden  vollauf  zu  tun  haben, 
das  selbstgeschaffene  Hindernis  zu  beseitigen.  Wenn  die 
Kundmachung  seiner  Ansicht  nach  weder  „notwendig",  noch 
„nützlich"  sein  kann,  so  hat  auch  die  Hinausgabe  der  Instruk- 
tionen und  Belehrungen  im  jetzigen  Zeitpunkt,  wo  man  bei 
vielen  Punkten  auf  die  Resultate  der  Grundschätzungen  warten 
muß,  absolut  keinen  Sinn,  „Zudem  muß  ich",  fügte  Hofrat 
Knorr  hinzu,  „unverhohlen  bekennen,  daß  es  mir  noch 
problematisch  erscheint,  ob  man  bei  den  Schwierigkeiten,  die 
im  Gefolge  der  praktischen  Durchführung  dieser  Maßregel 
unvermeidlich  vorkommen,  die  Beharrlichkeit  haben  wird,  sie 
zur  Vollendung  zu  bringen  und  ob  nicht  der  Vorteil  der 
praktischen  Schritte,  die  dazu  gemacht  werden,  in  der  all- 
mählich sich  begründenden  Überzeugung  zu  suchen  ist,  daß 
der  Zweck  auf  einem  weit  einfacheren,  in  den  lateinischen, 
illyrischen  und  innerösterreichischen  Provinzen  schon  vor- 
gezeichneten Wege  erreicht  werden  kann."^) 

Hofrat  Knorr  meinte  damit    den   207oigen    Einlaß,  der  in 

M  Vortrag  des  Hofrats  Knorr  vom  31.  Januar  1827  ;  Archiv  des  Finanz- 
ministeriums (Grundsteuer,  Niederösterreich  2,  Nr.  233). 


Innerösterreich  durchgeführt  worden  war,  den  man  aber  dann 
wieder  als  eine  eigentumsfeindliche,  daher  politisch  bedenk- 
liche Sache  ungeschehen  machen  wollte.^)  Der  Inhalt  seiner 
langen  Ausführungen  war  also  kurz  dieser.  Mit  der  Ausführung 
der  Urbarial-  und  Zehenterhebung  soll  so  lange  gewartet 
werden,  bis  die  Arbeiten  zum  stabilen  Kataster  abgeschlossen 
sind  —  etwa  drei  Jahre  —  und  mittlerweile  wird  sich  die 
Erkenntnis  Bahn  gebrochen  haben,  daß  das  System  des 
Perzentual-Einlasses  sicherer  zum  Ziele  führe,  als  das  der 
Fassionen.  Demzufolge  fielen  die  Anträge  der  Provinzial- 
kommission  und  so  ziemlich  alle  ihre  bisherigen.  Vorarbeiten 
unter  den  Tisch.  Sie  erhielt  am  27.  März  1827  den  Auftrag, 
die  Modalitäten  zur  Ausführung  der  vom  Kaiser  genehmigten 
Ausgleichung  der  Mißverhältnisse  in  der  Besteuerung  mit  den 
Operationen  für  den  stabilen  Kataster  in  Einklang  zu  bringen, 
d.  h.  sie  mußte  eben  auf  dessen  Fertigstellung  warten. 2) 

Zweieinhalb  Jahre  verstrichen  so,  bevor  die  Provinzial- 
kommission  wieder  ein  Lebenszeichen  gab.  Mittlerweile  (Ende 
1828)  war  der  zweite  Teil  der  Katastralarbeiten,  nämlich  die 
Ausmittlung  des  Naturalbruttoertrags  und  die  Veranschlagung 
zu  Geld,  beendigt,  die  Instruktionsbestimmungen  zur  Erhebung 
des  Kulturaufwands  und  Darstellung  des  Reinertrags  in  Wirk- 
samkeit getreten ;  die  Arbeiten  des  stabilen  Katasters  waren 
also  auf  einen  Punkt  gekommen,  daß  man  langsam  an  die 
Inangriffnahme  der  zurückgestellten  Operationen  für  den 
Urbarial-  und  Zehentkataster  denken  mußte.  Die  Provinzial- 
kommission  drückte  der  Hofkanzlei  gegenüber  ihre  Besorgnis 
aus,  daß  ihre  bisherigen  „mühevollen"  Arbeiten,  deren 
Benützung  von  den  Steuerpflichtigen  „begierig"  erwartet 
würden,  ihren  Wert  einbüßen  müßten,  wenn  sie  noch  länger 
unbenutzt  blieben,  und  brachte  sich  so  in  Erinnerung.^) 

Wiederum  verging  fast  ein  Jahr,  bis  daß  der  Hofkanzler 
die  definitive  Einleitung  der  Arbeiten  anordnete.*)  Sie  sollte  in 
drei  Partien  vor  sich  gehen  :  Einforderung  der  Bekenntnisse, 
Veranschlagung  der  einbekannten  Bezüge  zu  Geld  und 
individuelle  Abrechnung  der  zu  Geld  veranschlagten  Bezüge 
vom  Grundertrag  des  belasteten  Besitztums,  Das  Aviso  zur 
Durchführung  war  aber  offenbar  zu  spät  ausgegeben  worden 
oder  man  hatte  nicht  sehr  weit  voraus  gedacht.  Denn  während 
diese  Arbeiten  über  die  bloße  Einleitung  noch  nicht  viel 
hinausgekommen    waren,    waren    jene    des    stabilen    Katasters 

1)  Siehe  oben  S.  80. 

^)  Note  an  den  Landmarschall  Graf  Goeß  ;  Archiv  des  Finanzministeriums 
(Grundsteuer,  Niederösterreich  2,  Nr.  233). 

^)  Landmarschall  an  den  Oberst-Hofkanzler  vom  18.  August  1829; 
ebenda,  Nr.  3329. 

*)  Note  vom  6.  Juli  183Ü ;  Archiv  des  Finanzministeriums,  Nr.  3329 
ex   1829, 
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derart  vorgeschritten,  daß  man  sich  in  der  Hofkanzlei  die 
Frage  vorlegte:  Soll  man  jetzt,  da  endlich  die  Ergebnisse  der 
Reinertragschätzungen  vorliegen,  sie  liegen  lassen  und  auf  die 
Einsammlung  der  Fassionen  warten  ?  Die  Fertigstellung  des 
Urbarial-  oder  Zehentkatasters,  dem  erst  wieder  die  Daten  des 
stabilen  Katasters  zu  gründe  zu  legen  waren,  um  ihn  zugleich 
ins  Leben  treten  lassen  zu  können,  nahm  voraussichtlich  doch 
noch  längere  Zeit  in  Anspruch,  und  man  brannte  schon  darauf, 
die  Postulatsumme  nach  dem  neuen  Kataster  umzulegen.  Diesen 
Wunsch  mögen  uns  die  durch  den  Ausbruch  der  Julirevo- 
lution bedingten  erhöhten  Anforderungen  der  Militärverwal- 
tung begreiflich  erscheinen  lassen.  Auf  der  anderen  Seite  aber 
war  die  Verschmelzung  der  beiden  Regulierungswerke  vom 
Kaiser  angeordnet  worden. 

Um  aus  diesem  Dilemma  herauszukommen,  gab  es  wieder 
nur  einen  Ausweg:  den  207ogen  Einlaß,  mit  dem  ja  so  oft 
schon  geliebäugelt  worden  war.  Aber  gerade  zu  dieser  Zeit 
hatte  sich  Kaiser  Franz  ganz  dezidiert  dahin  erklärt,  daß  jene 
politisch  gefährliche  Ausgleichsmodalität  —  wir  stehen  ja 
just  in  den  ersten  Tagen  nach  dem  beängstigenden  Wieder- 
ausbruch der  Revolution  -  auch  nicht  als  Provisorium  in 
Betracht  zu  kommen  habe.^)  Man  mußte  also  auf  ein  anderes 
Auskunftsmittel  verfallen,  das  der  Staatsverwaltung  die  Mög- 
lichkeit in  die  Hand  gab,  einerseits  den  auf  dem  reinen 
Grunderträgnis  basierten  stabilen  Kataster  zur  Ausführung  zu 
bringen,  anderseits  aber  dem  mißlichen  Umstand  Rechnung  zu 
tragen,  daß  der  Grundertrag  in  jenen  Fällen,  wo  der  Besitzer 
Urbarial-  oder  Zehentgaben  zu  entrichten  hatte,  nicht  rein 
war.  Man  dachte  wieder  an  ein  Provisorium  in  der  Form : 
Beibehaltung  der  Urbarial-  oder  Zehentsteuerquote  und  Ab- 
schreibung einer  gleichen  Summe  an  der  Steuerschuldigkeit 
des  belasteten  Grundbesitzes.  Aber  wie  weiter? 

Darüber  wurde  zunächst  die  Provinzialkommission  ein- 
vernommen. Sie  sprach  sich  in  ihrer  gutachtlichen  Äußerung 
mit  aller  Entschiedenheit  gegen  ein  Provisorium  aus.  Nachdem 
der  allgemeine  Kataster,  meinte  sie,  noch  gar  nicht  fix  und 
fertig  ist,  wäre  es  ganz  gut  möglich,  die  fragliche  Ausglei- 
chung gleichzeitig  in  Kraft  treten  zu  lassen.  Freilich  müßte, 
fügte  sie  hinzu,  die  Erhebung  der  Urbarial-  und  Zehentbezüge 
möglichst  vereinfacht  werden,  und  zwar  in  der  Weise,  daß 
die  Steuerbezirksobrigkeiten  in  jeder  Steuergemeinde  von 
sämtlichen  damit  belasteten  Untertanen  vorerst  erheben,  welche 
Verpflichtungen  auf  ihrem  Grunde    hafteten  und    an    wen    sie 


')  Kais.  Entschließung  vom  21.  September  1831  ;  Staatsarchiv,  Staats- 
ratsakten Nr.  5038.  Der  Kaiser  hatte  nämlich  schon  früher  angeordnet,  daß  für 
den  Fall,  als  die  gleichzeitige  Durchführung  nicht  möglich  wäre,  eine  provi- 
sorische Maßregel  zu  treffen  wäre.  Kais.  Entschließung  vom  9.  Juli   1831. 

Bibl,  Vormätz  ' 


zu  entrichten  seien.  Diese  Erhebungen  wären  dann  den  Be- 
rechtigten mit  der  Aufforderung  mitzuteilen,  ihrerseits  ihre 
Bezüge  einzubekennen.  In  1  —  IV2  Jahren  könnte  man  so  zur 
bleibenden  Ausgleichung  gelangen,  ohne  zu  einer  provisori- 
schen Maßregel  seine  Zuflucht  nehmen  zu  müssen,  die  ent- 
weder der  allgemeinen  Erwartung  nicht  entsprechen  oder  un- 
gefähr ebensoviele  Erhebungen  erfordern,  die  bleibende  Aus- 
gleichung aber,  die  darum  doch  geschehen  müßte,  verzögern 
und  erschweren,  zugleich  aber  dem  auf  eine  gleichmäßige 
stabile  Besteuerung  harrenden  Kontribuenten  ein  Schwanken 
zeigen  würde,  welches  das  so  sehr  zu  wünschende  Vertrauen 
in  den  Kataster  zu  schwächen  geeignet  wäre. 

Dieser  Antrag  der  Kommission  fand  wenig  Beifall.  Die 
Einvernahme  der  Bauern  wurde  von  der  Hofkanzlei  im  höchsten 
Grade  „bedenklich"  gefunden.  Sie  war  übrigens  aus  eben 
diesem  Grunde  vom  Kaiser  schon  einmal,  gleich  nach  seiner 
Thronbesteigung  abgelehnt  worden. i)  Aber  ganz  abgesehen 
von  ihrer  Gefährlichkeit  würde  sie,  wie  der  Oberst-Holkanzler 
Graf  Mittrowsky  meinte,  noch  mehr  Zeit  in  Anspruch  nehmen, 
weil  dann  statt  von  einigen  Hunderten  von  Berechtigten  bei- 
läufig von  80.000  Menschen  Fassionen  abgefordert  und  erst 
noch  die  Widersprüche  und  Streitigkeiten  geschäftsmäßig  be- 
handelt werden  müßten.  Die  Hofkanzlei  schlug  nun  selbst 
zwei  Ausgleichsmethoden  vor.  Nach  der  einen  hätte  jeder 
Berechtigte  den  auf  ihn  entfallenden  Beitrag  zur  Urbarial- 
und  Zehentsteuerquote  unter  die  einzelnen  Pflichtigen 
nach  der  Größe  ihrer  Leistungen  zu  verteilen  und  diesen 
Verteilungsschlüssel  nach  erfolgter  Bestätigung  seitens  des 
Kreisamtes  der  Steuerbezirksbehörde  einzuliefern.  Dem  zweiten 
Modus  zufolge  sollte  eruiert  werden,  wie  viel  von  dem 
im  stabilen  Kataster  festgestellten  steuerbaren  Grundertrag 
(14,293,202  n.)  auf  die  herrschaftlichen  und  wie  viel  auf 
die  untertänigen  Besitzer  entfalle,  und  nach  dieser  Fest- 
stellung wäre  die  gesamte  gegenwärtige  Grundsteuerquote 
(2,397.928  fl.  48)  zwischen  dem  Dominikale  (2,553.767  fl.) 
und  dem  Rustikale  (11,739.435  fl.)  zu  verteilen.  Die  neben 
der  Grundsteuer  weiterhin  zu  entrichtende  Urbarial-  und 
Zehentsteuerquote  wäre  sodann  von  der  auf  den  Rustikal- 
körper entfallenden  Steuerquote  abzuziehen  und  der  Rest 
individuell  umzulegen.  Wären  also  auf  jeden  untertänigen 
Kontribuenten  von  100  fl.  Grundertrag  IG  fl.  46  Steuer  ge- 
fallen, so  kämen  nach  dem  Abzug  auf  den  belasteten  Unter- 
tanen nur  12  fl.  55%  —  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  seiner 
Schuldigkeiten. 

Beide  Modalitäten  fanden  in  der  Hofkanzlei  ihre  Für- 
sprecher.   Die  erstere  würde  unzweifelhaft  den  Vorteil  gehabt 

i)  Siehe  oben  S.   64  fg. 
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haben,  daß  sie  dem  Grundsatz  der  „austeilenden  Gerechtigkeit" 
entsprechend,  auf  die  im  einzelnen  höchst  verschiedene  Größe 
der  Nebenabgaben  Rücksicht  genommen,  also  den  eigentlichen 
Zweck  des  Provisoriums  erreicht  hätte.  Weil  aber  ihre  Durch- 
führung doch  einige  Zeit  in  Anspruch  genommen  hätte,  ent- 
schied sich  der  staatsrätliche  Referent  für  den  zweiten  iVIodus, 
der  sofort  bewerkstelligt  werden  konnte,  und  er  fand  auch 
die  kaiserliche  Sanktion.^)  Die  niederösterreichischen  Stände 
wurden  davon  mit  dem  Bemerken  in  Kenntnis  gesetzt,  daß 
„diese  Maßregel  nur  zum  Behuf  der  beschleunigten  Ein- 
führung des  stabilen  Katasters  und  in  Ermanglung  eines  an- 
deren dermalen  anwendbaren  besseren  Ausweges"  ange- 
ordnet werde  und  „die  mindere  Vollkommenheit 
dieser  Maßregel  für  sie  die  dringende  Aufforderung  sei, 
die  von  ihnen  vorgeschlagene  definitive  Ausgleichung  un- 
mittelbar nach  der  Einführung  des  stabilen  Katasters  zu  be- 
schleunigen und  so  diese  Angelegenheit  bleibend  zu  ordnen."'"^) 
Wenn  die  Regierung  selbst  die  mindere  Vollkommenheit  ihrer 
Verfügung  einbekannte,  so  kann  man  schon  daraus  einen 
beiläufigen  Begriff  gewinnen,  wie  wenig  glücklich  der  von 
ihr  gewählte  Ausweg  war. 

Nach  volle  zwanzig  Jahre  währenden  intensiven  Beratungen 
und  Verhandlungen  war  ein  neues  Provisorium  geschaffen 
worden,  welches  das  Mißverhältnis  in  der  Besteuerung  ebenso 
wenig  wie  das  Gehässige  der  obrigkeitlichen  Gaben  beseitigte. 
Der  mit  solchen  Nebenabgaben  belastete  Bauer  zahlte  jetzt 
wohl  etwas  weniger  als  der  Unbelastete ;  da  sich  aber  der 
Abzug  nicht  nach  der  Höhe  seiner  Untertansleistungen,  sondern 
nach  dem  Bodenertrag  seines  Gutes  richtete,  so  erfuhr  er  bald 
eine  zu  große,  bald  eine  zu  geringe  Entlastung. ^j  Die  Obrig- 
keiten aber  mußten  nach  wie  vor  diese  Bezüge  versteuern, 
und  zwar  in  einer  weit  höheren  Valuta,  als  sie  dieselben  von 
ihren  Untertanen  bekamen.  Die  Einführung  des  stabilen  Katasters 
zog  sich  indes  noch  länger  hinaus,  insofern  als  die  Katastral- 
schätzungen  stellenweise  einer  ganz  gründlichen  Korrektur 
bedurften,*)  auch  die  Reklamationen  der  Parteien  erledigt  werden 
mußten,  so  daß  die  Provinzialkommission  nicht  so  Unrecht 
gehabt  haben  mochte,  wenn  sie  die  Möglichkeit  einer  gleich- 
zeitigen definitiven  Regelung  des  Urbarialproblems  behauptete.^) 


»)  Kais.  Entschließung  vom  26.  Februar  1833  über  Vortrag  der  Hotkanzlei 
vom   19.  Juni   1832,  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  4154  von  1832. 

")  Hofkanzleidekret  vom  12.  März  1833,  Nr.  746;  Archiv  des  Finanz- 
ministeriums. 

^)  Siehe  oben  S.  75. 

*)  Im  Viertel  unter  dem  Manhardsberg  mußte  eine  solche  Revision  vor- 
genommen werden.  Vortrag  der  Hof kanzlei  vom  14.  August  1832;  Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.   4929. 

^)  Siehe  oben  S.  97. 

7* 


—   100  — 

Als  endlich  das  Regierungs-Zirkular  vom  13.  Juli  1834 
die  Bestimmungen  der  neuen  Steuerregulierung  kundmachte 
und  ihren  Vollzug  für  den  Beginn  des  Verwaltungsjahres  1835 
(1.  November  1834)  anordnete,^)  war  die  Sachlage  diese:  das 
Gute  der  von  der  Regierung  schon  1813  angeregten,  von 
den  Ständen  im  Landtag  1825  beantragten  Fassionen,  nämlich 
die  gerechte  Steuerverteilung,  war  nicht  erreicht  worden, 
dagegen  stellte  sich  das  Schlimme,  welches  die  Regierung 
von  der  Ankündigung  dieser  Maßregel  besorgte  und  ihre 
zögernde  Haltung  erklärt,  alsbald  in  der  promptesten  Weise  ein. 

Schon  die  Verkündigung  des  Steuerprovisoriums,  wie  sie 
mit  Regierungs-Zirkular  vom  1.  Mai  1819  erfolgte^),  hatte  die 
Bauern  in  Aufregung  versetzt  gehabt.  Die  Berufung  auf  die 
Josefinische  Grundsteuerregulierung  (§  2)  genügte,  um  die 
alten  Hoffnungen  wieder  aufleben  zu  lassen.  Im  Mai  1821 
erschien  beim  Hol-  und  Untertansagenten  Johann  Walcha  ein 
Abgesandter  der  Gemeinde  Brunn  (VOMB.)  und  fragte,  ob  das 
wahr  sei,  was  man  sich  allgemein  erzähle,  daß  die  Robot- 
schuldigkeiten ganz  aufhören  würden.  Der  Bauer  wurde  dahin 
belehrt,  daß  das  Patent  vom  20.  April  1785,  auf  welches  er 
anspielte,  nur  auf  die  Vermessungs-  und  Schätzungsoperate 
Bezug  habe,  und  auch  ermahnt,  auf  seine  Gemeinde  dahin 
einzuwirken,  daß  sie  den  „boshaften  Einflüsterungen  der 
Winkelschreiber"  nicht  tiauen  möge.  Der  Vorfall  veranlaßte 
die  Hofkanzlei,  das  niederösterreichische  Regierungspräsidium 
anzuweisen,  zur  Beseitigung  derartiger  Mißverständnisse  das 
Geeignete  zu  veranlassen.  Damit  war  die  Angelegenheit  offiziell 
erledigt.^) 

Allein  Bauern  sind,  wenn  sie  sich  einmal  etwas  einge- 
bildet haben,  nicht  so  leicht  vom  Gegenteil  zu  überzeugen. 
Dazu  kam  aber  noch  ein  Moment  von  großer  Bedeutung  :  es 
konnte  auf  die  Dauer  kein  Geheimnis  bleiben,  daß  sich  die 
Regierung  mit  der  Urbarialfrage  beschäftigte,  und  je  länger 
die  Verhandlungen  darüber  währten,  desto  mehr  Boden 
mußte  die  Hoffnung  gewinnen,  die  endliche  Lösung  werde 
eine  möglichst  vorteilhafte  sein.  Der  schlichteste  Bauer  konnte 
sich  fragen  :  Die  Regierung  hat  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte 
so  viele  Herrschaftsrechte  beseitigt,  sie  hat  erst  kürzlich  die 
Drittel-,  dann  die  Urbarsteuer  aufgehoben,  ohne  die  Verpflich- 
teten zur  Entschädigung  heranzuziehen*)  —  warum  soll  sie 
nicht  auch  die  übrigen  Lasten,  vor  allem  Robot  und 
Zehent,    abschaffen  ?    Und    falls    er    nicht    von    selbst    darauf 

^)  Provinzial-Gesetzsammlung  für  Niederösterrcich  XVI.  (1834),  Nr.  160. 
2)  Siehe  oben  S.  77. 

^)  Präsidialnote  vom  18.  Mai  1821  ;  .Archiv  des  Ministeriums  des  Innern 
(IV.,  K.   3,  Roboten). 

^)  Siehe  oben  S,   76. 
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verfiel,  so  sagten  es  ihm  die  „Winkelschreiber",  wie  dies  von 
jenem    Hof-  und   Untertansagenten    richtig    vermutet   wurde. i) 

Aber  waren  es  nicht  auch  wieder  behördliche  Organe 
selbst,  die  wie  bei  der  Josefinischen  Steuerregulierung  solche 
Hoffnungen  nährten  P^)  Gerade  in  den  Reihen  der  Regierungs- 
beamten lebte  noch  aus  dieser  Zeit  her  die  Überzeugung,  daß 
es  zur  Ablösung  kommen  müsse.  Die  Schwierigkeiten, 
welche  sich  der  Lösung  des  Urbarialproblems  entgegenstellten, 
mochten  sie  nur  darin  bestärkt  haben,  ebenso  wie  die  Vor- 
gänge in  den  Staaten  Deutschlands.  Seit  dem  bedeutungsvollen 
Revolutionsjahr  1830  standen  dort  die  Ablösungsgesetze  auf 
der  Tagesordnung.  Es  kamen  solche  zustande  :  in  Baden  am 
28.  Dezember  1831  und  15.  November  1833,  in  Sachsen  am 
17.  März  1832,  in  Kurhessen  am  23.  Juni  d.  J.  usw.^)  Land- 
rentenbanken wurden  errichtet,  die  es  dem  Verpflichteten 
ermöglichten,  das  zur  Ablösung  erforderliche  Kapital  unter 
günstigen  Bedingungen  aufzunehmen.  In  Baden  steuerte  der 
Staat  einen  Zuschuf3  bei.  Wir  wissen  auch  bereits,  wie  der 
Oberstkanzler  von  Böhmen  bei  der  Regierung  die  Ablösungs- 
frage anregte  :  sie  war  ihm  mit  Rücksicht  auf  die  dort  herr- 
schende Stimmung  dringlich  erschienen.*) 

Tatsache  ist,  daß  unmittelbar  nach  der  Kundmachung 
des  stabilen  Katasters  das  anstoßende  Viertel  ober  dem 
Manhardsberg  der  Schauplatz  höchst  bedenklicher  Ruhestörungen 
wurde,  welche  das  Eingreifen  der  bewaffneten  Macht  notwendig 
machten  und  die  Regierung  zu  einer  eingehenden  Untersuchung 
der  Sachlage  veranlassten.  Wenn  im  Schosse  der  Regierung 
selbst  das  Regierungs-Zirkular  vom  13.  Juli  1834  mit  den 
Bauernunruhen  in  einen  kausalen  Zusammenhang  gebracht 
und  die  wenig  glückliche  Stilisierung  dafür  verantwortlich 
gemacht  wurde,  so  konnte  diesem  Vorwurf  durch  den  Hinweis 
begegnet  werden,  daß  die  Widersetzlichkeiten  der  Bauern  gegen 
ihre  Obrigkeiten  schon  im  Juni  begonnen  hätten  -  und  daß 
der  Bauer  die  Regierungsverordnung  gar  nicht  verstehen  konnte. 
Aber  gerade  in  dem  Unverständlichen  lag  die  große  Gefahr. 
Wenn  der  Bauer  plötzlich  neue  Steuerbücheln  bekam,  wo  zwei 
Rubriken  aufgeführt  erschienen  :  „unbelastete"  und  „belastete" 
Grundstücke,  und  dem  belasteten  eine  Steuervergütung  von 
3  fl.  42 V4  (von  100  fl.  Reinertrag)  vorgeschrieben  war,  er 
also    statt    16  fl.  553/4    nur    13  fl.    13%  zu  zahlen  hatte,^)    so 

')  Siehe  oben  S.   100. 

2)  Bibl,  ,.Die  Restauration  der  niederösterreichischen  Landesverfassung 
unter  Kaiser  Leopold  IL",  S.   31. 

3)  Röscher,  „System  der  Volkswirtschaft"  IL  (13.  Aufl.),  S.  488  fg. 
*)  Siehe  oben  S.  70. 

*)  Zirkulare  des  niederösterreichischen  Verordnetenkollegs  vom  2.  August 
1834;  Provinzial-Gesetzsammlung  für  Niederösterreich  XVI.,  S.  578  fg.  Siehe 
oben  S.  98.  Die  dort  aufgeführten  Ziffern  erfuhren  somit  eine  kleine  Abänderung. 
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mußte  ihn  diese  Ziffer  unwillkürlich  zum  Nachdenken  anregen, 
und  wenn  er  dann  erfuhr,  daß  seinem  Nachbarn,  der  etwa 
gerade  den  hundertsten  Teil  seiner  Lasten  auf  sich  hatte, 
ebenso  viel  abgezogen  wurde,  trat  wieder  das  Gehässige  der 
Urbarialrechte  grell  zutage,  die  nun  nicht,  wie  man  erwartet 
hatte,  aufgehoben  worden  waren.  Erwartet  aber  hatten  sie  es. 
Da  und  dort  mochte  man  sich  noch  bei  dem  Gedanken 
beruhigen,  daß,  was  das  Provisorium  nicht  brachte,  die 
definitive  Regelung  des  von  der  Regierung  selbst  wiederholt 
als  „ungerecht"  bezeichneten  Mißverhältnisses  bringen  werde. 
Nach  dem,  was  wir  über  die  Grundprinzipien  der  obersten 
Staatsleitung  hörten,')  wird  es  uns  nicht  überraschen,  wenn 
die  Untersuchung  über  die  Bauernrevolte  das  Resultat  zeitigte, 
daß  sie  jetzt  erst  recht  alle  Lust  verlor,  die  Katastrierung  der 
Herrschaftsrechte  vorzunehmen ;  sie  ist  auch  nie,  wie  wir 
vorausschicken  wollen,  zustande  gekommen.  Die  Situation 
für  die  Herrschaften  gestaltete  sich  somit  immer  kritischer. 
Die  Stände  hatten  nur  die  eine,  allerdings  traurige  Genugtuung, 
daß  sie  diese  Vorfälle,  wie  sie  sich  im  Sommer  1834  abspielten, 
vorausgesagt  hatten.  Der  Inhalt  ihrer  Kassandrarufe,  die  sie  in 
den  vergangenen  Jahren  oft  und  oft  eindringlich  erhoben  hatten, 
war :  dem  Schutze  der  Untertanen  müsse  nun 
auch  einmal  ein  solcher  der  Herr  Schaftsbesitzer 
folgen,  und  da  sind  wir  nun  zum  unmittelbaren  Anlaß  der 
zu  Eingang  dieses  Kapitels  besprochenen  Erregung  und  Miß- 
stimmung gegen  die  Regierung  angelangt. 


')  Siehe  oben  S.  70  fg. 


III.  BUCH 
DER  LANDTAG  1835 


I. 

GEFÄHRDUNG  DER  GUTSHERRLICHEN  RECHTE 
BAUERNUNRUHEN 

Die  Dominien  hatten  also,-  wie  wir  hörten,  seit  der  Ein- 
führung des  Grundsteuerprovisoriums  von  den  Urbarial-  und 
Zehentbezügen  eine  ganz  beträchtHche  Steuer  —  sie  hatte 
sich  gegen  früher  verdoppelt  —  zu  zahlen,  und  zwar  mußten 
sie  dieselben  in  einer  weit  höheren  Valuta  <40  :  100)  entrichten, 
als  sie  von  den  Untertanen  eingingen^)  —  wenn  sie  über- 
haupt eingingen.  Es  sind  hier  nicht  etwa  Gefälle  ge- 
meint, welche  gar  nicht  mehr  existierten,  sondern  lediglich 
solche,  welche  zu  Recht  bestehend,  aus  irgend  einem  Grund 
von  den  dazu  Verpflichteten  nicht  einliefen. 

Wenn  es  der  Landwirtschaft  im  allgemeinen  nicht  sehr 
gut  ging,2)  so  scheinen  in  Niederösterreich  noch  ganz  beson- 
dere Verhältnisse  dazu  gekommen  zu  sein,  welche  auf  sie 
drückten  und  diese  Provinz  im  Vergleich  zu  anderen  schlechter 
gestellt  erscheinen  lassen.  Erstens  einmal  war  speziell  das 
Herzland  der  Monarchie  von  den  Franzosen,  besonders  durch 
Kriegskontributionen,  schwer  heimgesucht  worden,^)  so  daß 
hier  die  Steuerrückstände  am  Ende  des  Militärjahres  1817 
trotz  Anwendung  aller  Zwangsmaßregeln  die  erschreckende 
Höhe  von  3  Millionen  Gulden  erreichten  *)  Zweitens  entfiel 
auf  Niederösterreich,  so  behaupteten  die  Stände,  eine  unver- 
hältnismäßig größere  Grundsteuerquote  als  auf  die  anderen 
Kronländer.  Um  nicht  von  den  ungarischen  Ländern  zu  reden, 
deren  Kontribution  tief  unter  ihrer  Leistungsfähigkeit  stand 
und  den  Neid  aller  Provinzen  der  zisleithanischen  Hälfte  zu 
erregen    geeignet    erschien,^)    war    hier    speziell    Böhmen  und 


')  Siehe   oben  S.  81. 

2)  Siehe   oben  S.  54  fg. 

^)  Boguth,  „Die  Okkupation  Wiens  und  Niederösterreichs  durch  die 
Franzosen  im  Jahre  1809  und  ihre  Folgen  für  das  Land",  im  „Jahrbuch  für 
Landeskunde  von  Niederösterreich"   (1908)  S.  279  fg. 

*)  Protokoll  des  verstärkten  Ausschusses  vom  18.  Oktober  1817;  Lan- 
desregistratur. 

^)  Vgl.  die  Bemerkung  des  Staatsrats  Schwizen  zum  Vortrag  der  Grund- 
steuer-Regulierungshofkommission vom  26.  September  1818 :     „Die  größte  Un- 
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Mähren  gemeint.^)  In  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
dem  „Ziel  der  Spekulationen  aller  Körner-,  Vieh-  und  Holz- 
händler" strömten  die  Lebensmittel  und  Waren  auf  den  von 
allen  Seiten  dorthin  mündenden  Hauptstraßen  und  von  der 
Donau  her  zusammen,  und  die  Folge  war,  wie  sie  klagten, 
ein  Sinken  der  Preise;  besonders  das  angrenzende  Ungarn 
mit  seiner  reichen  Vieh-,  Getreide-  und  Weineinfuhr  drückte 
bedeutend  die  Preise. 2)  Wenn  der  niederösterreichische  Land- 
wirt also  für  seine  Produkte  geringere  Preise  erzielte, s)  so 
gestalteten  sich  für  ihn  die  Betriebskosten  höher  als  anderswo, 
weil  die  gewerblichen  Produkte  in  der  Hauptstadt  teurer  waren 
und  die  verhältnismäßig  geringe  Bevölkerung  des  flachen 
Landes,  ferner  die  vielen  Fabriken  eine  Steigerung  des  Tag- 
lohns bewirkten. 

Hatten  unter  dieser  Ungunst  der  Verhältnisse  Herrschaft 
und  Untertane  ziemlich  gleich  zu  leiden,  so  war  der  nieder- 
österreichische Dominikaibesitzer  gegenüber  seinen  Standes- 
genossen in  den  Sudetenländern  insoferne  schlechter  daran, 
als  dort  die  Naturalgaben  und  Dienste,  vorzüglich  die  Frohne, 
in  einem  weit  höheren  iMaße  bestanden,  somit  die  obrigkeit- 
lichen Rechte  einen  weitaus  größeren  Wert  besaßen,  die  Land- 
bevölkerung dort  auch  viel  dichter  war,  während  in  Nieder- 
österreich selbst  da,  wo  die  Robot  bestand,  Taglöhner  zu  Hilfe 
genommen  werden  mußten.*)  Da  es  nun  dem  Herrschafts- 
besitzer selbst  nicht  im:-^'^r  am  besten  ging,    so    lag  es  nahe. 


gleichheit  in  der  Belegung,  und  jene,  welche  alle  verschwisterten  Provinzen  der 
österreichischen  Monarchie  am  Ende  zu  gründe  richten  muß,  liegt  schon  in 
dem  Verhältnis  des  Beitrags  zu  dem  Staatsbedarf,  den  das  Königreich  Ungarn 
und  das  Großfürstentum  Siebenbürgen  bei  der  Größe  und  Fruchtbarkeit  ihres 
Bodens  gegen  jene  der  übrigen  Provinzen  liefert-' ;  Staatsarchiv,  Staatsrats- 
akten Nr.  6956    Vgl.  ierner  Springer,   „Geschichte  Österreichs"  L,  S.  317. 

')  Nach  Springers  „Statistik  Österreichs"  (1840)  betrugen  im  Jahre  1835 
die  Netto-Staatseinnahmen  in  Niederösterreich  per  Kopf  14  fl.  24,  in  Böhmen  4  fl., 
in  Mähren  und  Schlesien  4  fl.  24,  in  Ungarn  1  fl.  30  und  in  Siebenbürgen 
1   fl.  48. 

-)  Da  der  ungarische  Adelige  von  allen  öffentlichen  Abgaben  frei  war, 
so  konnte  er  die  Produkte  bedeutend  billiger  auf  den  Markt  bringen;  aller- 
dings waren  dafür  die  Einfuhrzölle  höhere  als  umgekehrt;  vgl.  Friedjung, 
„Österreich  von   1848  bis   1860",  I.,  S.  297. 

^)  Die  Preise  für  die  Körnerfrüchte  waren  im  allgemeinen  seit  1817 
nicht  beträchtlich  gestiegen,  wohl  aber  die  Fleischpreise ;  Dr.  S.,  „Der  Fort- 
schritt und  das  konservative  Prinzip",  S.  20.  Von  einem  Fachmann  wurden 
die  landwirtschaftlichen  Preise  in  Österreich  als  die  „Niedrigsten"  von  ganz 
Europa,  Rußland  ausgenommen,  bezeichnet;  seit  1827  hätten  sie  sich  besser 
gestalten  können,  da  wären  aber  die  Industriellen  mit  ihren  Klagen  gekommen 
und  hätten  die  Besserung  vereitelt;  Vortrag  des  Professors  der  Landwirtschaft 
Hlubeck  vom  14.  Mai  1857  im  „Amtlichen  Bericht  über  die  im  Mai  1857  abge- 
haltene Jubelfeier  der  k.  k.  Landwirtschaftsgesellschaft  in  Wien",  S.  146.  Im 
folgenden  wird  darauf  noch  zurückgekommen   werden. 

■*)  Vortrag  des  niederösterreichischen  Landmarschalls  Graf  Dietrichstein 
vom  16.  Mai   1813;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.    1812. 
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jaß  er  ein  erhöhtes  Interesse  daran  hatte,  die  der  Quantität 
und  Qualität  nach  tief  reduzierten  Gelälle  wenigstens  in  ihrer 
Gänze  zu  erhalten.  Er  hätte  demnach  auf  deren  Abstaltung 
umso  strenger  sehen  müssen.  Doch  dazu  hatte  er  —  so  ver- 
wunderlich dies  klineen  mag  —  gar  keine  rechte  gesetz- 
liche Handhabe;  Niederösterreich  besaß  nämlich  keine 
Exekutionsordnung  und  in  diesem  Punkte  stand  es  einzig  in 
der  Monarchie  da. 

Diese  merkwürdige  Tatsache  enthüllte  sich  ihm  bei  einem 
besonderen  Fall,  der  sich  im  Jahre  1824  in  der  Herrschaft 
Viehofen  zutrug.  Der  Untertane  Leopold  Mayer  in  Greiling 
war  seiner  Grundobrigkeit  74  Gulden  schuldig.  Die  Schuld- 
forderung wurde  wiederholt  betrieben ;  schließlich,  als  alle 
Mahnungen  nichts  fruchteten,  ein  Teil  seiner  Getreidefech- 
sung  gepfändet,  ausgedroschen  und  sollte  nun  verkauft  werden. 
Zum  Verkauf  kam  es  jedoch  nicht,  da  Mayer  noch  in  zwölfter 
Stunde  seine  Schuld  berichtigte,  und  somit  wäre  die  Sache 
erledigt  gewesen.  Der  Vorfall  kam  aber  gelegentlich  eines 
polizeilichen  Anstands,  den  Mayer  dabei  hatte,  indem  er  seinem 
Zorn  über  die  Herrschaft  Luft  machte  und  die  Verwaltung 
ihn  deshalb  verklagte,  zur  Kenntnis  der  vorgesetzten  Behörde, 
und  das  Kreisamt  erteilte  der  Herrschaft  eine  Rüge.  Sie  wäre, 
erklärte  dasselbe,  zur  Vornahme  der  Pfändung  nicht  berech- 
tigt gewesen.  Der  Verwalter  beschwerte  sich  nun  bei  der 
niederösterreichischen  Landesregierung  und  berief  sich  zu 
seiner  Rechtfertigung  auf  die  Hofverordnung  vom  23.  Dezember 
1807  und  das  Untertans-Rückstandspatent  vom  1.  Dezember 
1784.1) 

Das  Kreisamt,  darüber  vernommen,  bemerkte  zur  Be- 
gründung seines  Vorgehens  folgendes :  Die  Pfändung  sei  ein 
Zwangsmittel,  das  in  Niederösterreich  nur  im  gerichtlichen 
Weg  oder  bei  der  Eintreibung  der  landesfürstlichen  Steuern 
gestattet  sei,  nie  jedoch  im  politischen  Verfahren  angewendet 
werden  dürfe.  Das  Exekutionspatent  vom  Jahre  1784  gelte 
nur  für  Innerösterreich  und  das  Hofdekret  vom  23.  Dezember 
1807  verordne,  daß  den  Obrigkeiten  gestattet  sei,  ihre  un- 
streitigen Forderungen  durch  die  „landesüblichen"  Zwangs- 
mittel von  den  Untertanen  im  politischen  Weg  einzutreiben ; 
als  solche  landesüblichen  Zwangsmittel  kämen  aber  für 
Niederösterreich  lediglich  die  Bestimmungen  des  Untertans- 
strafpatents vom  1.  September  1781  in  Betracht,  wie  dies  die 
Hofverordnung  vom  14.  September  18172)  in  einer  jeden 
Zweifel  ausschließenden  Weise  bestimmt  habe. 

Diese  Verordnung,    welche    tatsächlich    in  diesem  Sinne 

V)  Kremer-Hauer,  ,.Praktische  Darstellung  der  in  Österreich  u.  d.  E.  für 
das  Untertansfach    bestehenden    Gesetze"   (3.  Aufl.,  Wien   1824),  II.  S.   275  fg. 
")  Hofkanzleidekret  Z.   21.893;  ebenda. 
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erflossen  war,  hat  eine  kleine  Vorgeschichte,  Ursprünglich 
mußte  die  Herrschaft  die  ganze,  auf  ihre  Untertanen  entfallende 
landesfürstliche  Steuersumme  im  vorhinein  erlegen,  und  es 
war  dann  ihre  Sache,  diesen  Betrag  von  jenen  hereinzubekommen. 
Solange  dies  der  Fall  war,  hatte  sie  auch  das  Recht,  Rück- 
stände, ganz  gleichgiltig,  ob  sie  landesfürstliche  oder  obrigkeit- 
liche Abgaben  betrafen,  im  politischen  Exekutionsweg  einzu- 
treiben. Im  Jahre  1811  fiel  es  nun  den  niederösterreichischen 
Ständen  ein,  bei  der  Regierung  um  die  Befreiung  von  dieser 
Haftpflicht  der  Dominien,  welche  namentlich  in  den  schlimmen 
Zeiten  nach  den  großen  Kriegen  eine  sehr  drückende  Last 
bedeutete,  einzuschreiten.^)  Die  Regierung  konnte  sich  der 
Schwere  der  ständischerseits  ins  Treffen  geführten  Gründe,  der 
wirtschaftlichen  Notlage,  nicht  verschließen  und  hob  die 
Haftungsverbindlichkeit  der  Dominien  auf.  Von  diesem  Moment 
aber  war  auch  ihr  Interesse  an  dem  Recht  der  Dominien, 
behuis  Hereinbringung  der  obrigkeitlichen  Gaben  den  Weg 
der  politischen  Exekution  zu  betreten,  erloschen.  Man  fand 
jetzt  in  der  Hofkanzlei,  daß  den  Dominien  als  „Privaten" 
bezüglich  ihrer  Forderungen  nicht  die  gleichen  Mittel  wie 
dem  Staate  zugestanden  werden  dürften,  „da  der  Aufwand 
des  letzteren  und  dessen  schnelle  und  richtige  Bedeckung 
durch  weit  wichtigere  Rücksichten  bedingt  ist  (!),  die 
auch  die  Begründung  der  strengeren  Maßregeln  in  sich  fassen". 
Es  sei  kein  Grund  vorhanden,  durch  eine  solche  Ausnahme 
das  „so  wohltätige  und  vortreffliche"  Untertansstrafpatent 
von  1781  eine  „sehr  wesentliche  Erschütterung"  erleiden  zu 
lassen.  Aus  diesem  Grunde  fand  die  Hofkanzlei,  daß  die 
nachträgliche  Kundmachung  der  neuen  steiermärkischen 
Exekutionsordnung,  welche  einer  kaiserlichen  Verfügung^) 
zufolge  auch  tür  Niederösterreich  zu  gelten  hatte,  der  Landes- 
regierung aber  nicht  intimiert  worden  war,  zu  unterbleiben  habe.^) 
Nach  dem  auf  den  Renitenzfail*)  sich  beziehenden  Untertans- 
strafpatent durfte  also  die  Herrschaft  gegen  säumige  Zahler 
mit  Stockschlägen,  Arrest  und  schließlich  mit  Abstiftung  vor- 
gehen. 

Es  standen  sich  somit  im  Falle  Viehofen  zwei  Meinungen 
schroff  gegenüber,  die  sich  beide  auf  Hofentscheidungen 
beriefen ;    die    vom  Kreisamt    angezogene    war    allerdings    die 


1)  Vortrag  des  niederösterreichischen  Landmarschalls  vom  16.  Mai  1813; 
Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.    1812. 

2)  Kaiserliches  Handschreiben  vom  25.  Mai   1813;  ebenda. 

*)  Kaiserliche  Entschließung  vom  10.  September  1817  über  Vortrag  der 
Hofkanzlei  vom  7.  August  1817;  ebenda  Nr.  6618;  Archiv  des  Ministeriums 
des  Innern  (IV.,  K  3,  Niederösterreich  in  genere). 

*)  Im  §  3  heißt  es :  „Jeder  Untertane,  der  seiner  Obrigkeit  die  Folgc- 
leistung  verweigert,  ist  strafbar,  und  wollen  wir  die  Bestimmung  der  Strafe 
seiner  Obrigkeit  überlassen." 
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jüngere.  Der  Fall  wurde  nun  der  Hofkammerprokuratur  zur 
Äusserung  abgetreten,  und  diese  entschied  sich  für  die  Ansicht 
der  Herrschaft.  Das  Patent  vom  23.  Dezember  1807,  führte 
sie  aus,  gestattet  den  Dominien  zur  Eintreibung  rückständiger 
Gaben  Zwangsmittel ;  folglich  handelt  es  sich  hier  um  die 
Frage,  ob  die  Pfändung  des  Mobiliars  unter  die  zulässigen 
Zwangsmittel  zu  rechnen  sei  oder  nicht,  und  sie  bejahte  sie. 
Die  Hofverordnung  vom  27.  Mai  1756  befehle  nämlich  aus- 
drücklich, daß  in  Kollisionsfällen  die  obrigkeitlichen  Gaben 
nicht  eher  betrieben  werden  dürften,  bis  nicht  die  landesfürst- 
lichen Steuern  berichtigt  worden  wären.  Ein  solcher  Kollisions- 
fall ist  aber  nur  dann  denkbar,  wenn  angenommen  wird,  daß 
die  Dominikalgaben  mit  den  landesfürstlichen  Steuern  in  der 
Eintreibungsart  und  in  dem  Zahlungsobjekt  zusammentreffen. 
Weiters  verordne  das  herrschaftlicherseits  zitierte  Hofdekret 
von  1807,  daß  bei  der  Eintreibung  der  Dominikalgaben  der 
fundus  instructus  möglichst  geschont  werden  solle.  Diese 
Verordnung  könne  aber  nur  dann  einen  Sinn  haben,  wenn  die 
Pfändung  des  Mobiliars  zulässig  sei.  Die  Dominien  sind  dem- 
nach zur  Vornahme  der  Pfändung  insoferne  berechtigte,  als 
weder  der  Bezug  der  landesfürstlichen  Steuern  gehemmt,  noch 
der  fundus  instructus  angegriffen  werde.  Das  Kreisamt  dürfte 
das  eigentliche  Strafverfahren  gegen  ungehorsame 
Untertanen  mit  dem  Exe  kutio  n  s  verfahren  vermengt  haben. 
Das  zitierte  Untertanstrafpatent,  heißt  es  zum  Schluß,  kann 
sich  nur  auf  Untertanen  beziehen,  die  sich  etwas  zuschulden 
kommen  lassen,  die  nicht  zahlen  wollen,  nicht  aber  auf 
solche,  die  augenblicklich  nicht  zahlen  können. 

Die  Landesregierung  entschied  trotz  dieser  höchst 
plausiblen  Beweisführung  im  Sinne  des  Kreisamtes.  Der  -Akt 
wanderte  nun  in  die  Hofkanzlei.  Hier  waren  die  Ansichten 
geteilt.  Der  Referent  mit  noch  einigen  Stimmen  vertrat  den 
kreisämtlichen  Standpunkt  und  begründete  ihn  auf  eine  höchst 
originelle  Weise.  Die  Herrschaften,  meinte  er,  sind  Private, 
welche  rechtliche  Anforderungen  stellen  ;  sie  sind  aber  auch 
Obrigkeiten,  welche  das,  was  sie  privatrechtlich  fordern,  „kraft 
der  ihnen  eingeräumten  Herrlichkeit"  zugleich  auch  zu  leisten 
„befehlen".  Jede  Weigerung  des  Untertans,  seiner  Herrschaft 
zu  zahlen,  bedeutet  daher  einen  „Ungehorsam"  und  nach 
geschehener,  fruchtloser  Mahnung  eine  „Widerspenstigkeit" 
gegenüber  der  Obrigkeit;  folglich  hat  das  Strafpatent  platz- 
zugreifen.  Die  anderen  Stimmen  aber  —  und  zwar  die  Majorität 
—  befürworteten  eine  Abänderung  der  Hofverordnung  vom 
Jahre  1817  und  eine  gesetzliche  Anerkennung  der  Pfändung, 
wie  sie  ja  auch  in  den  anderen  Provinzen  bestehe.  Wenn  ein 
Untertane  zahlen  will,  meinten  sie  sehr  richtig,  aber  nicht 
zahlen  kann,    so  ist  er  nicht    ungehorsam    und  widersetzlich. 
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und  es  geht  nicht  an,  gegen  einen  sonst  braven,  aber  zahlungs- 
unfähigen Bauer  mit  Arrest,  Strafarbeit,  Stockschlägen  und 
AbStiftung  einzuschreiten.  Betrachtet  man  die  obrigkeitlichen 
Gefälle  als  bloße  Privatforderungen,  dann  ist  nicht  einzusehen, 
weshalb  den  Dominien  ein  Recht  abgesprochen  werden  sollte, 
das  nach  dem  Allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch  jedem 
Privatgläubiger  eingeräumt  ist. 

Die  Angelegenheit  kam  nun  in  den  Staatsrat,  wo  der 
Referent  Baron  Lilienau  der  Minorität  der  Hofkanzlei  beifiel. 
Er  faßte  den  Fall  mehr  von  der  rein  praktischen  Seite  auf. 
„Ich  sehe  nicht  ein,"  meinte  er,  „warum  die  Beschwerde  einer 
einzigen  Herrschaft  einen  Anlaß  bilden  soll,  ein  Gesetz  abzu- 
ändern, gegen  welches  weder  von  den  Obrigkeiten  in  Österreich 
Beschwerden  erhoben,  noch  von  den  Behörden  Anstände  erregt 
worden  sind.  Durch  das  Untertanspatent  ist  für  den  Schutz 
der  Obrigkeiten  vollkommen  gesorgt,  und  wenn  ein  Untertane 
unbestreitbare  Urbarialgiebigkeiten  an  seine  Obrigkeit  ver- 
weigert und  nach  vergeblicher  Ermahnung  nicht  leistet,  so 
nimmt  diese  Weigerung,  wie  die  minderen  Stimmen  sehr 
richtig  bemerkten,  den  Charakter  einer  Wi  d  er  sp  en  sti  gkeit 
gegen  die  Obrigkeit  an,  und  ganz  recht  tritt  dann  das  Untertan- 
strafpatent ein,  dessen  Strafgrade,  da  sie  bis  zu  Abstiftung 
des  Untertans  reichen,  wirksam  genug  sind,  die  Rechte  der 
Obrigkeiten  handzuhaben."  Der  Slaatsratsreferent  war,  wie 
man  sieht,  nicht  ganz  in  den  Kern  der  Frage  eingedrungen. 
Da  die  anderen  Staatsräte  gar  nichts  zu  erinnern  wußten,  der 
Antrag  des  Barons  Lilienau,  nichts  zu  ändern,  den  Kaiser 
seiner  innersten  Seelenstimmung  nach  sehr  sympathisch 
berührte,  resolvierte  sich  der  Kaiser  dahin:  „Bis  Ich  etwas 
anderes  anzuordnen  finde,  ist  sich  in  dieser  Sache  genau  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen."  ^) 
Man  wußte  jetzt  so  viel  wie  früher;  denn  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen gab  es  in  Hülle  und  Fülle,  die  alle  zu  Recht 
bestanden,  sich  jedoch  sehr  oft  grundsätzlich  widersprachen. 
Als  ein  für  die  vormärzliche  Staatsverwaltung  höchst  charak- 
teristisches Beispiel  sei  die  Tatsache  erwähnt,  daß  ungeachtet 
dieser  kaiserlichen  Willensmeinung,  deren  eigentlicher  Sinn 
nicht  zweifelhaft  sein  konnte,  die  Pfändung  von  den  Dominien 
unbeanstandet  weiter  gehandhabt  wurde. 2)  Der  wechselseitigen 
Brandschadenversicherungsanstalt  in  Wien  wurde  ihren  von 
der  Regierung  im  Jahre  1828  genehmigten  Statuten  (§  74) 
zufolge     das  Recht  eingeräumt,    gegen   Zahlungssäumige    auf 


')  Kaiserliche  Entscheidung  vom  14.  September  1824  über  Vortrag  dei 
Hof  kanzlei  vom  23.  Juli ;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  5485 ;  Archiv  des 
Ministeriums  des  Innern  (IV.,  K  3,  Vichofen  Nr.  154). 

^)  Z.  B.  im  Viertel  ober  dem  Manhardsberg.  Vortrag  der  HofUanzlei  vom 
6.  Oktober  1842;    Archiv    des    Ministeriums  des  Innern    (IV.,    K  3,    Nr.  5344) 
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gleiche  Weise,  wie  dies  bei  Rückständlern  an  Dominikalgaben 
geschehe,  mit  Pfändung  vorzugehen. i) 

Viele  Jahre  vergingen,  bis  sich  1832  bei  der  Stiftsherr- 
schaft Göttweig  wiederum  der  Fall  ereignete,  daß  das  Kreis- 
amt die  an  einem  Untertanen  vorgenommene  Pfändung  bean- 
ständete. Der  Rekurs,  welchen  die  Herrschaft  gegen  diese 
Verfügung  ergriff,  wurde  abermals  zurückgewiesen,  aber  dies- 
mal legten  sich  die  Stände  ins  Mittel.  Unter  Hinweis  auf  die 
vollständige  Unzulänglichkeit  des  Untertanstrafpatents  baten 
sie,  den  Dominien  andere  gesetzliche  Handhaben  zu  geben, 
um  zu  ihren  Gaben  zu  kommen,  die  sie  —  in  so  hoher 
Währung  versteuern  müßten.  Sie  wiesen  auch  ihrerseits 
darauf  hin,  daß  das  Strafpatent  nur  dann  in  Anwendung 
kommen  könne,  wenn  ein  Untertane  die  Zahlung  verweigert, 
nicht  aber  in  dem  Fall,  da  er  sich  zur  Zahlung  bereit  erklärt, 
aber  nicht  zahlen  kann. 2)  Bedenkt  man,  wie  geringe  Sym- 
pathien die  Urbarialrechte  gerade  damals,  wenige  Jahre  nach 
dem  Ausbruch  der  Julirevolution,  besaßen,  und  daß  ein  derart 
brutales  Vorgehen  gegen  Rückständler,  wie  es  das  auf  den 
Fall  der  Widersetzlichkeit  berechnete  Untertanstrafpatent  vor- 
schrieb, jene  Mißstimmung  in  bedenklicher  Weise  zu  erhöhen 
geeignet  war,  so  erscheint  die  Vorstellung  der  Stände  nur  zu 
berechtigt.  Sie  wurde  indes,  obwohl  die  Hofkammerprokuratur 
und  die  Hofkanzlei  mit  Sutnmeneinhelligkeit  für  die  Gewährung 
einer  Exekutionsordnung  eintraten,  abschlägig  beschieden. ^) 
Die  Stände  verfaßten  nun  eine  neuerliche  Hofvorstellung,  in 
der  sie  auch  darauf  aufmerksam  machten,  daß  beim  Landvolk 
beinahe  allgemein  der  „Wahn"  bestehe,  Zehent,  Robot 
und  überhaupt  alleUrbarialleistun  genwürden 
ganz  aufhören,  ein  Umstand,  der  jedes  gütliche  Abfinden 
unmöglich  mache,  weshalb  es  höchst  wünschenswert  erscheine, 
daß  sich  die  Staatsverwaltung  dahin  aussprechen  möge,  sie 
werde  stets  die  Urbarial-  und  alle  unbezweifelten  Rechte  auf- 
recht erhalten.*)  Doch  bevor  darauf  eine  Erledigung  erfolgte, 
hatten  bereits  einige  Gemeinden  des  Viertels  ober  dem  Man- 
hardsberg  aus  jenem  ein  halbes  Jahrhundert  genährten  Irrwahn 
die  praktischen  Konsequenzen  gezogen. 

Den  Anfang  machte  die  zur  Herrschaft  Rastenberg  ge- 
hörige Gemeinde  Sperkenthal,  indem  sie  eines  Tags  (4,  Juni 
1834)  die  herrschaftliche  Schafherde  von  ihren  Äckern  ge- 
waltsam wegtrieb.  Es  handelte  sich  hier  um    das    sogenannte 


1)  Regierungsverordnung    vom    15.  Juni   1831,    Z.  31.037;    Statthalterei- 
Archiv. 

2)  Hofvorstellung    vom     25.    Juli     1833.     Landesregistratur,     Fasz.    47 
Nr.  3633  ex   1835. 

3)  Hofkanzlei-Dekret  vom   16.  August  1833.  Ebenda. 

<)  Hofvorstellung  vom  16.  November  1833.   Ebenda,  Nr.  4595, 
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„Weide-  und  Blumensuchrecht",  das  sich  auf  den  Tractatus 
de  juribus  incorporalibus  von  1679  stützte.^)  Zehn  Tage  später 
erklärte  die  Gemeinde  Marbach,  die  wenigstens  dieses  Recht 
der  Herrschaft  schon  einmal  (1822)  angefochten  hatte,  aller- 
dings dabei  sachlällig  geworden  war,  sie  werde  dem  Beispiel 
der  Sperkenthaler  folgen.  Als  alle  Vorstellungen  des  Rasten- 
berger  Herrschaftsamtes  nichts  fruchteten,  erstattete  dasselbe 
die  Anzeige  an  das  Kreisamt  in  Krems,  das  für  den  26.  Juni 
eine  Kommission  anordnete,  obwohl  es  schon  am  15.  d,  M. 
Kenntnis  von  jenen  Vorfällen  besaß.  Ebenso  wenig  beeilte  es 
sich  mit  der  Aufforderung  zum  Gehorsam,  als  die  Intervention 
keinen  Erfolg  gehabt  hatte  und  seinen  Belehrungen  laut  wider- 
sprochen worden  war;  sie  erfolgte  erst  am  2.  Juli. 

Mittlerweile  hatten  die  Marburger  mit  ihrer  Drohung 
Ernst  gemacht  und  ebenfalls  die  Schafherde  von  ihren  Äckern 
verjagt  (27.  Juni).  Das  Herrschaftsamt  setzte  von  diesem 
neuerlichen  Vorfall  das  Kreisamt  in  Kenntnis  und  bat  zugleich 
um  Militärassistenz.  Die  Kreisbehörde  leitete  das  Ansuchen  an 
die  Landesregierung,  und  diese  schlug  sie  mit  Dekret  vom 
21.  Juli  ab  und  erteilte  noch  obendrein  dem  Herrschaftsamt 
wegen  seines  „unklugen  und  zweckwidrigen"  Benehmens 
einen  Verweis.  Aber  auch  das  Kreisamt  erhielt  eine  Rüge, 
weil  es  auf  die  Kunde  von  dem  am  27.  Juni  vorgefallenen 
Exzeß  nicht  sofort  an  Ort  und  Stelle  einschritt.  Zugleich 
bekam  der  Kreishauptmann  die  Weisung,  persönlich,  eventuell 
mit  Militärassistenz  zu  intervenieren.  Sie  erging  an  ihn  am 
1.  und  dann  nochmals  am  9.  August,  und  er  verfügte  sich 
erst  am  16.  d,  M.  mit  32  Soldaten  nach  Rastenberg,  um  die 
störrischen  Untertanen  über  das  Ungesetzliche  ihrer  Hand- 
lungsweise zu  belehren  und  ihnen  die  Folgen  ihrer  Wider- 
setzlichkeit vorzuhalten.  Die  Belehrung  hatte  aber  keinen 
Erfolg:  die  Bauern  lärmten  und  erklärten,  sie  brauchten  keine 
Vorlesungen,  sie  wüßten  selbst,  was  Vorschrift  sei,  und 
hielten  sich  an  das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch,  wo- 
nach jedem  Grundbesitzer  erlaubt  sei,  fremdes  Vieh  von  seinem 
Grunde  wegzutreiben.  Der  Kreishauptmann  verfügte  nun  die 
gefängliche  Einziehung  von  drei  der  größten  Schreier,  mußte 
aber,  da  man  sie  gewaltsam  zu  verhindern  suchte,  das  Militär 
heranziehen,  welches  nur  mit  Mühe  die  Verhaftung  vornehmen 
konnte. 

Die  Herrschaft  Rastenberg  versuchte  dann  noch  einige- 
male  ihr  Weiderecht  auszuüben.  Als  dies  aber  nicht  gelang, 
erstattete  sie  wiederum  beim  Kreisamt  die  Anzeige,  worauf 
sie  die    Weisung    erhielt,    gegen    die    Schuldigen    nach    dem 

1)  Vgl.  darüber  Barth-Barthenheim,  ,.Das  politische  Verhältnis  der  ver- 
schiedenen Gattungen  von  Obrigkeiten  zum  Bauernstande  im  Erzherzogtum 
Österreich  u.  d.  E.",  2.  Aufl.  I.,  S.  836  fg. 
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Untertanstrafpatent  vorzugehen  und  das  Ergebnis  der  gericht- 
lichen Untersuchung  gegen  die  drei  Inhaftierten  abzuwarten, 
welches  gewiß  einen  „wohltuenden"  Eindruck  auf  den  harten 
Sinn  der  Untertanen  ausüben  werde.  Die  kreisämtliche  Note 
enthielt  auch  noch  den  Beisatz,  es  scheine  „angemessen"  zu 
sein,  mit  einem  weiteren  Versuch  des  Viehtriebs 
innezuhalten. 

Aus  diesem  von  der  Hofkanzlei  aktenmäßig  erhobenen 
Sachverhalt  geht  mit  großer  Deutlichkeit  die  eine  Tatsache 
hervor,  daß  der  Schutz,  welchen  die  staatlichen  Behörden  der 
Herrschaft  leisteten,  ein  ganz  ungenügender  war.  Das  Kreis- 
amt schritt,  wie  die  Hofkanzlei  tadelnd  hervorhob,  beide  Male 
zu  spät  ein,  es  hätte  die  vom  Herrschaftsamt  erbetene  Militär- 
assistenz, anstatt  sich  erst  bei  der  Landesregierung  anzutragen, 
sofort  requirieren  sollen,  wozu  es  nach  der  klaren  Bestimmung 
des  Hofdekrets  vom  2.  Januar  1786  vollkommen  berechtigt 
gewesen  wäre,  und  es  hätte,  als  der  Kreishauptmann  endlich 
mit  der  Militärassistenz  intervenierte,  diese  gleich  dazu  ver- 
wenden müssen,  die  Herrschaft  in  den  gestörten  Besitz  des 
Weiderechts  wiedereinzusetzen.  Daß  sich  der  Kreishauptmann 
dazu,  wie  er  in  seiner  Verantwortung  sagte,  tür  nicht  berechtigt 
hielt,  ist  sehr  bezeichnend  und  erklärt  auch  zum  Teil  das 
langsame,  unentschlossene  Vorgehen.  Es  bestanden  nämlich 
so  viele  Normalien  und  Verordnungen,  daß  sich  niemand  mehr 
auskannte  ;  von  der  Kodifikation  der  politischen  Gesetze  aber, 
wie  sie  im  vorigen  Jahrhundert  angefangen  worden  war,^) 
hörte  man  nichts  mehr.  Die  Saumseligkeit  der  Behörden  war 
umso  unverzeihlicher,  als  es  sich  hier  ganz  offenkundig  nicht 
um  harmlose  Ruhestörungen  ganz  lokaler  Natur  handelte :  der 
Umstand,  daß  kurz  vorher  in  dem  benachbarten  Mühlviertel 
Oberösterreichs  ebenfalls  Unruhen  ausgebrochen  waren,  mußte 
sie  als  das  Glied  einer  großen  Kette  erscheinen  lassen,  und 
schon  war  es  auch  in  nächster  Nähe  der  Herrschaft  Rastenberg 
zu  ähnlichen  Ausschreitungen  gekommen. 

In  den  zur  Herrschaft  Ottenstein  gehörigen  Gemeinden 
Zierings  und  Heinreichs  wurde  in  der  letzten  Woche  des  Juli 
der  Dorfobrigkeit  gleichfalls  der  Schaftrieb  dreimal  hinter- 
einander verwehrt,  und  auch  hier  zeigte  sich  die  Unentschieden- 
heit  der  politischen  Behörden  in  einer  geradezu  verblüffenden 
Weise.  Das  Kreisamt,  am  30.  Juli  vom  Vorfall  in  Kenntnis 
gesetzt,  wies  die  beiden  Gemeinden  an,  der  Ausübung  des 
obrigkeitlichen  Rechts  kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen, 
und  beauftragte  das  Herrschaft  samt,  vorerst  alle  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Mittel,  allenfalls  mit  Anrufung  der  Hilfe 
benachbarter  Dominien  zu  erschöpfen,  weil  vorher  die  Militär- 


')  Bibl,    „Die  Restauration    der   niederösterreichischen  Landesverfassung 
unter  Kaiser  Leopold  IL"',  S.  49. 
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assistenz  von  der  zu  ihrer  Bewilligung  kompetenten  Landes- 
regierung nicht  bewilligt  werden  würde.  Als  dann  das  Herr- 
schaftsamt um  die  Delegierung  eines  Kreisbeamten  ersuchte, 
wurde  demselben  bedeutet,  früher  einen  Bericht  zu  erstatten, 
was  für  eine  Wirkung  der  den  Untertanen  zugekommene 
kreisämtliche  Auftrag  gehabt  hätte.  Erst  als  dies  geschehen 
war  und  das  Amt  berichtet  hatte,  daß  die  Wirkung  gleich 
Null  wäre,  indem  die  Untertanen  bei  ihrer  Weigerung  ver- 
harrten, wurde  es  ermächtigt,  um  eine  kreisämtliche  Kommission 
einzuschreiten.  Die  Landesregierung,  welche  von  diesen  Vor- 
gängen vom  Kreisamt  sofort  verständigt,  am  1.  August  bereits 
davon  Kenntnis  hatte,  erteilte  diesem  fünfzehn  Tage  später 
(16.  August)  den  Bescheid,  daß  sie  sich  bei  dem  Umstand, 
als  noch  keine  kreisämtliche  Untersuchung  gepflogen  worden 
sei,  in  keine  Entscheidung  einlassen  könne. 

Es  dauerte  nicht  lange,  so  kam  es  auch  bei  der  Herr- 
schaft Brunn  am  Walde  zu  Demonstrationen  gegen  das 
obrigkeitliche  Mitweiderecht.  Am  19.  August  erschien  in  der 
Amtskanzlei  eine  Deputation  von  sieben  Gemeinden  und 
kündigte  der  Herrschaft  die  Mitweide,  unter  dem  Vorgeben, 
es  wäre  ein  neues  Gesetz  herausgekommen,  welches  jedem 
Grundbesitzer  die  Verjagung  fremden  Viehs  gestatte.  Ihnen 
schlössen  sich  dann  noch  vier  andere  Gemeinden  an.  Diesmal 
unterließ  aber  das  Herrschaftsamt,  eine  Anzeige  an  das  Kreis- 
amt zu  machen.  Hatten  alle  die  geschildeiten  Vorfälle  das 
obrigkeitliche  Blumensuch-  und  Mitweiderecht  zum  Gegenstand, 
so  kam  es  bei  der  Herrschaft  Schiltern  zur  Verweigerung  der 
Robot,  welche  —  man  darf  wohl  sagen  —  zu  den  gewöhn- 
lichen Streitfällen  gehörte  und  möglicherweise  auch  nicht  die 
Aufmerksamkeit  der  Regierung  auf  sich  gelenkt  hätte,  wenn 
es  nicht  gleich  vier  Gemeinden  gewesen  wären,  welche  ihrer 
Verpflichtung  nicht  nachkommen  wollten,  und  wenn  hier  nicht 
die  Widerspenstigkeit  gegen  die  Herrschaft  einer  Auflehnung 
gegen  die  Staatsgewalt  gleichgekommen  wäre,  indem  nämlich 
diese  in  allen  drei  Instanzen  die  Frohnarbeit,  welche  früher 
nicht  in  natura  zu  leisten  war,  verfügt  hatte.  Es  handelte  sich 
somit  in  diesem  Fall  nicht  mehr  um  „Privatrechte",  wie  der 
staatsrätliche  Referent  bezeichnender  Weise  bemerkte,  sondern 
um  die  „öffentliche  Sicherheit",  weshalb  hier  die  Behörden 
gleich  von  allem  Anfang  an  energischer  einschritten.  Das 
Kreisamt  verfügte  die  Arretierung  der  renitenten  Bauern,  und 
da  die  Herrschaft  Schiltern  nicht  mit  der  nötigen  Zahl  von 
Arresten  versehen  war,  um  gleich  ganze  Gemeinden  aufnehmen 
zu  können,  so  mußte  ein  Teil  von  den  benachbarten  Dominien 
Droß,  Gobatsburg,  Längenfeld,  Haindorf  und  der  Stadtgemeinde 
Krems  übernommen  werden. 

Diese  Unruhen,  welchen,  wie  schon  erwähnt,  solche  im 
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Mühlkreise  vorangegangen  waren,  erschienen  doch  .«geeignet, 
die  Regierung  mit  einiger  Besorgnis  zu  erfüllen.  Sie  sah  sich 
veranlaßt,  einen  eigenen  Kommissär  in  der  Person  des  Hofrats 
Krticzka  R.  v.  Jaden  mit  außerordentlichen  Vollmachten  in 
die  unruhige  Gegend  zu  entsenden,  um  dort  die  Ordnung 
wiederherzustellen.  Krticzka  begab  sich  Anfangs  September 
zunächst  nach  Rastenberg  und  versuchte  die  störrischen  Unter- 
tanen auf  gütlichem  Wege  zum  Gehorsam  zu  bringen  ;  doch 
er  erkannte  bald  die  Aussichtslosigkeit  seiner  Bemühungen 
und  requirierte  Militär,  das  in  die  Häuser  der  stützigen  Bauern 
eingelegt  wurde,  um  sie  mürbe  zu  machen.  Hierauf  setzte  er 
in  Sperkenthal  und  in  Marbach  die  Obrigkeit  in  den  Wieder- 
genuß des  Weiderechtes  ein,  wobei  es  wohl  zu  lärmenden 
Kundgebungen,  nicht  aber  zu  tätlichem  Widerstand  kam.  Er 
setzte  nun  seine  Bemühungen  in  der  Weise  fort,  daß  er  jedem 
der  renitenten  Bauern  einzeln  zusprach,  aber  er  erhielt  mit 
einer  einziger  Ausnahme  durchwegs  ablehnende  Antworten, 
ja  er  bekam  sogar  die  dreiste  Erklärung  zu  hören,  gleich  nach 
dem  Abrücken  des  Militärs  würde  das  herrschaftliche  Vieh 
wieder  verjagt  werden.  Auf  das  hin  schritt  Krticzka  zur 
körperlichen  Züchtigung  und  ließ  nach  vorausgegangenem 
ärztlichen  Befund  18  Bauern  5  —  25  Stockstreiche  verabreichen, 
die  übrigen,  welche  sich  dazu  infolge  eines  Leibschadens  nicht 
eigneten,  zu  vierzehntägiger  öffentlicher  Gemeindearbeit  mit 
der  Verschärfung  der  Fußeisenanlegung  verhalten  —  alles 
ohne  Erfolg.  Da  sich  die  Bauern  vielmehr  vernehmen  ließen, 
sie  würden  gar  nicht  mehr  auf  der  Herrschaftskanzlei  erscheinen, 
wer  immer  sie  hin  zitierte,  ordnete  der  Hofrat  ihre  Verhaftung 
an.  Erst  bei  seiner  dritten  Intervention  (23. — 27.  September), 
da  er  wiederum  mit  jedem  Bauer  einzeln  verhandelte,  erwirkte 
er,  daß  sie  alle  Folgsamkeit  versprachen,  wobei  er  nur 
bei  einem  einzigen  zur  Anwendung  von  Stockstreichen 
bemüßigt  war. 

In  ähnlicher  Weise  verfuhr  Hofrat  Krticzka  auch  gegen 
die  unbotmäßigen  Untertanen  der  drei  übrigen  Herrschaften, 
von  welchen  besonders  die  Schilterer  ihm  viel  zu  schaffen 
machten  und  ihn  zur  Bemerkung  veranlaßten,  etwas  ähnliches 
sei  ihm  während  seiner  ganzen  dreißigjährigen  Dienstzeit  noch 
nicht  vorgekommen.  Die  Bauern  ließen  sich  vierzehn  Wochen 
von  einem  Arrest  in  den  anderen  schleppen  und  mit  Schlägen 
traktieren,  ohne  von  ihrem  Trotz  abzulassen,  und  es  wurde 
Oktober,  bis  sie  endlich  die  Robotschuldigkeit  leisteten.  Man 
kann  sich  vorstellen,  mit  welcher  Lust  und  Hingabe  sie  dann 
das  herrschaftliche  Feld  bestellten.  Krticzka  verhehlte  der 
Hof  kanzlei  nicht  den  Ernst  dieser  Vorgänge,  die  er  mit  eigenen 
Augen  wahrzunehmen  Gelegenheit  hatte  ;  auch  betonte  er  die 
Gefahr      einer     Weiter  au  sbreitung.     Er     hatte    bei 
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seinen  Kommissionen  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  die 
Bauern  der  ganzen  Gegend  „mit  sehr  vieler  Teilnahme  und 
Aulmerksamkeit"  die  Ereignisse  auf  den  vier  Dominien  beobach- 
teten. „Der  durch  allerhöchsten  Befehl  erfolgten  raschen  Inter- 
vention," so  schloß  er  seinen  Bericht,  „ist  es  zu  verdanken, 
daß  der  größere  Teil  des  Viertels  ober  dem  Manhardsberg  von 
einem  großen  Unglück  bewahrt  wurde.  Es  ist  aber  die  fernere 
sorgfältige  Überwachung  dieser  Bevölkerung  unerläßlich  not- 
wendig." Ganz  der  gleichen  Meinung  war  der  Staatsrat  Weiß, 
welchem  die  Aufgabe  zugefallen  war,  im  Mühlkreise  die 
Gährung  zu  schlichten  ;  er  sprach  seine  Überzeugung  dahin 
aus,  daß  die  Unruhen  in  Niederösterreich  nur  eine  „natürliche 
Fortsetzung"  jener  anderen  waren. i) 

Wenn  sich  also  angesichts  dieser  Bauernbewegung  der 
Regierung  ein  lebhaftes  Gefühl  der  Beunruhigung  bemächtigte, 
so  hatten  die  Dominienbesitzer  sicherlich  nicht  weniger  Grund 
dazu.  Während  aber  jene,  etwas  überrumpelt,  peinlich  bemüht 
war,  dem  Grund  der  ländlichen  Rex'olte  nachzuspüren  und  die 
schuldtragenden  Personen  zu  eruieren,  fragten  sich  diese  besorgt: 
Was  wird  weiter  geschehen?  Diese  Stimmung  der 
Sorge  kam  auf  dem  Landtag,  der  unmittelbar  nach  diesen 
Vorfällen  im  Herbst  1834  zusammentrat,  zum  Ausdruck. 
Neuerdings  wurde  hier  die  vollständige  Unzulänglichkeit  der 
zum  Schutze  der  Herrschaften  bestehenden  Gesetze  und 
Vorschritten  betont  und,  da  auf  die  Hofvorstellung  vom 
16.  November  ISSS^)  noch  keine  Erledigung  herabgelangt  war, 
eine  dringliche  Wiederholung  derselben  beschlossen.^)  Wenn 
auch  die  Unordnungen,  wurde  gesagt,  durch  die  Intervention 
der  Regierung  behoben  sind,  so  ist  damit  das  Übel  keineswegs 
aus  der  Welt  geschafft.  Die  Sache  könne  nicht  besser  werden: 
solange  noch  immer  unter  den  Untertanen  i  r  r  i  g  e  A  n  s  i  c  h  t  e  n 
herrschten  und  von  Winkelschreibern  genährt,  durch  die  Ent- 
scheidungen der  Behörden  aber  nicht  immer  vollständig 
berichtigt  würden,  „weil  den  zeitweise  und  aus  verschiedenen 
Anlässen  erfolgten  Vorschriften  die  nötige  Bestimmtheit  zu 
mangeln  scheine".^)  Die  Kritik  war,  wenn  wir  uns  das  bei 
den  Unruhen  zutage  getretene  wenig  schneidige  und  unschlüssige 
Verhalten  der  politischen  Behörden  vergegenwärtigen,  sehr 
begründet.  Sie  hätten  noch  hinzufügen  können,  daß  diese 
irrigen  Ansichten  auch  von  behördlichen  Organen 
selbst  verbreitet  wurden.    Diese    merkwürdige  Tatsache    hatte 

')  Finalrelation  des  Hofrats  von  Krticzka,  und  Vorträge  des  obersten 
Kanzlers  vom  31.  August,  10.  Oiitober  und  21.  November  1834;  Staatsarchiv 
Staatsratsakten  Nr.  5417,  G214  und  7156. 

2)  Siehe  oben  S.   l!l. 

ä)  Stand.     Versammlung    vom      17.    Oktober     1834.     Landesregistratui 
Syndikatsprotokolle. 

■•)  Hofvorstellung  vom  17.  Obtober.  Ebenda,  Fasz.  47,  Nr.  4309. 
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nämlich  die  vom  Hofrat  Krticzka  geführte  Untersuchung  an 
den  Tag  gebracht.^)  Wenn  sie  aber  bei  der  Hofi<anzlei  aut 
eine  klare,  dezidierte  Erklärung  des  Weiterbestandes  der  herr- 
schaftlichen Rechte  in  Form  einer  öffentlichen  Kundmachung 
drangen,  so  herrschte  dort  für  die  Gewährung  dieses  Ver- 
langens just  nicht  die  günstigste  Stimmung. 

Wir  werden  uns  daran  zu  erinnern  haben,  daß  die  Ur- 
barial-  und  Zehentkatastrierung  aus  dem  Grunde  noch  nicht 
zustande  gekommen  war,  weil  man  von  den  Erhebungen  eine 
„Aufregung"  der  Gemüter  besorgte.  Aus  dieser  Ursache  war 
ja  auch  die  Kundmachung,  womit  dieselbe  eingeleitet  werden 
sollte,  unterblieben.  Nun  war  aber  doch  eine  Kundmachung 
erfolgt,  nämlich  jene,  die  den  neuen  stabilen  Steuerkataster  an- 
kündigte, und  richtig,  sie  genügte  um  die  Unruhen  im  Viertel 
ober  dem  Manhardsberg  hervorzurufen.  Dies  war  nämlich  die 
Überzeugung  des  Oberst-Hofkanzlers  Graf  Mittrowsky.  Der  in- 
nere Zusammenhang  mit  dem  ominösen  Regierungszirkulare  vom 
13.  Juli  18342)  war  ihm  vollends  zur  Gewißheit  geworden, 
als  er  die  Kennmis  erhielt,  daß  sich  mehrere  Gemeinden  der 
von  der  Bauernrevolte  betroffenen  Herrschaft  Brunn  am  Walde 
beim  Hofkammerpräsidenten  anfragten,  ob  neben  der  infolge 
des  neuen  Katasters  zu  leistenden  Grund-  und  Häusersteuer 
die  bisherigen  obrigkeitlichen  Rechte  fortzubestehen  oder  auf- 
zv.hören  hätten.  Kein  Zweifel  also :  die  Kundmachung  war 
falsch  aufgefaßt  worden,  und  in  dieser  Hinsicht  gab  beson- 
ders der  §  3  zu  denken.^) 

Es  entstand  nun  die  Frage,  ob  man  eine  Erläuterung  des 
mißverstandenen  Regierungszirkulares  hinauszugeben  habe.  Zu- 
nächst wurden  die  Unterbehörden  aufgefordert,  sich  darüber  zu 
äußern.  Das  Resultat  dieser  Erhebungen  war  ein  sehr  wenig  be- 
friedigendes. Zwei  Kreisvorsteher  (Viertel  ober  dem  Manhardsberg 
und  Viertel  oberdem  Wienerwald)  bejahten  die  Frage, und  die  zwei 
anderen  erklärten  eine  Erläuterung  für  ganz  überflüssig.  Der  Präsi- 
dent der  niederösterreichischen  Landesregierung  fand  ebenfalls 
keine  hinlängliche  Ursache  zur  Erläuterung,  umsomehr  als  nach 
seiner  Erfahrung  solche  Erklärungen  „gewöhnlich  neue  Zweifel" 
erregten,  „besonders  wenn  es  sich  um  Gegenstände  handle, 
die  mehr  oder  weniger  das  Interesse  einer  Klasse  von  Menschen 


1)  Zwei  Katastralbeamte  (Schindler  und  Nitl)  wurden  solcher  Ausstreuungen 
beschuldigt.  Präsidialvortrag  vom  21.  November  1834;  Staatsarchiv,  Staatsrats- 
akten Nr.  7156, 

2)  Siehe  oben  S.  100  fg. 

»  ^)  Der  fragliche  Paragraph  lautete  :  ..Die  Stände  haben  mit  der  allerh.  Ent- 
schl,  vom  28.  September  1825  die  Ermächtigung  erhalten,  zu  diesem  Ende  ohne 
irgendeine  Schmälerung  oder  Beeinträchtigung  der  Rechte,  aus  welchen  solche 
Gebühren  abgeleitet  sind,  die  Abstattung  eines  demselben  angemessenen  An- 
teiles der  auf  das  verpflichtete  Grundbesitztum  entfallenden  Grundsteuer  dem 
zum  Bezüge  dieser  Giebigkeiten  Berechtigten  zuzuweisen." 
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berühren,  welche  aus  Mißtrauen  und  zu  weniger  Bildung  selbst 
in  einem  noch  so  klar  verfaßten,  jedoch  ihre  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten berührenden  Gesetze  Zweifel  zu  finden  geneigt 
seien." 

Diese  Meinung  vertrat  auch  Hofrat  Knorr,  der  nun  an 
Stelle  Lilienaus  im  Staatsrat  saß^)  und  zugleich  einen  Teil 
seiner  Anschauungen  übernommen  hatte.  Er  stellte  übrigens 
ganz  entschieden  den  kausalen  Zusammenhang  der  Bauern- 
wirren  und  der  erwähnten  Eingabe  der  Gemeinden  mit  dem 
Regierungszirkulare  in  Abrede ;  im  Gegenteil,  erklärte  er,  aus 
dieser  gehe  ganz  klar  hervor,  daß  ihnen  von  den  auf  die 
Steuerregulierung  bezüglichen  Verordnungen  gar  nichts  be- 
kannt sei.  Eine  allgemeine  Erklärung,  wie  sie  die  Stände  ver- 
langten und  zwei  Kreisvorsteher  befürworteten,  würde  nur 
neue  Zweifel  und  Unzufriedenheit  hervorrufen.  Auch  eine 
mündliche  Belehrung  der  Untertanen  von  Seite  des  Kreis- 
amtes sei  nicht  angezeigt,  schon  deshalb  nicht,  weil  er  —  die 
Begründung  verdient  allerdings  hervorgehoben  zu  werden 
die  Kreisbeamten  im  Verdacht  habe,  daß  sie  selbst  nicht 
wissen,  um  was  es  sich  eigentlich  handle.  In 
dieser  Besorgnis,  erklärte  er,  fand  er  sich  durch  die  gegenwärtige 
Verhandlung  bestärkt.  Der  Kreisvorsteher  des  Viertels  ober  dem 
Wienerwald  Grabmayer  trägt  zur  Beseitigung  aller  Mißverständ- 
nisse auf  die  Kundmachung  einer  Verordnung  des  Inhalts  an:  „Se. 
Majestät  hätten  bei  der  Einführung  des  Katasters  zur  Vereinfa- 
chung des  Steuergeschäftes  die  bisher  bestandene  Urbarial-  und 
Zehentsteuer  aufzulassen  (!)  geruht;  sowie  es  denn  der  aller- 
höchste Wille  ist,  daß  die  Dominien  in  dem  Genuß  ihrer  ver- 
fassungsmäßigen Urbarial-  und  Zehentrechte  fortan  geschützt 
werden,  ebenso  haben  Se.  Majestät  ihre  gerechte  Sorgfalt  dahin 
auszusprechen  geruht,  daß  die  Besitzei'  der  untertänigen  Reali- 
täten w/egen  der  darauf  haftenden  Lasten  in  der  Steuer  berück- 
sichtigt, und  jener  Betrag,  welcher  bisher  als  Urbarial-  und 
Zehentsteuer  entrichtet  wurde,  nicht  auf  das  Rustikalbesitztum 
übertragen,  sondern  auf  die  Dominikairealitäten  verhältnis- 
mäßig umgelegt  werden  soll,  mit  welcher  Umlegung  sich  die 
Steuerbehörden  im  Sinne  des  früheren  Zirkuläres  vom  13.  Juli 
1834  zu  beschäftigen  haben."  „Welche  Begriffe  von  den 
Grundsätzen  des  Katasters",  gab  Knorr  zu  erwägen,  „kann 
dieser  amtierende  Kreiskommissär,  welcher  überdies  einer  der 
ausgezeichnetsten  in  Niederösterreich  ist,  haben,  wenn  er  die  Auf- 
lassung der  Urbarial-  und  Zehentsteuer  und  ihre  Übertragung 
auf  die  Dominikairealitäten  als  von  Euer  Majestät  beschlossen 
ansieht,  während  ihm  doch  bekannt  sein  muß,  daß  zum  Behuf 
dieser  Bearbeitung  eigene  neue  Erhebungen    der    Objekte  an- 

1)    Seit    7.     November    1831  ;     Hock-Bidermann,     „Der     österreichische 
Staatsrat",  S.   674. 
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geordnet  sind  !  Was  für  Irrtümer  würden  verbreitet,  wenn  ein 
Kreisvorsteher  die  Untertanen  in  diesem  Sinne  belehrte!"^) 

Anderer  Ansicht  war  sein  Kollege  Hofrat  Weiß.  „Eine 
entschiedene  Erklärung",  meinte  er,  „sei  besser  als  das  Heran- 
kommenlassen trauriger  Renitenzen  und  sodann  strenge  Ver- 
fahren gegen  die  Unglücklichen."  Das  Regierungszirkulare  sei 
in  jeder  Hinsicht  eine  verfehlte  Sache.  Der  Form  nach  finde 
er  die  Stilisierung  „zur  Belehrung  nicht  geeignet,  hart  und 
minder  verständlich,  ja  für  den  gemeinen  Mann  im  §  3  nicht 
ganz  unzweideutig."  Ganz  abgesehen  davon  war  es  aber, 
meinte  er,  eine  völlig  verunglückte  Idee,  die  Anwendung  des 
allgemeinen  Katasters  und  die  Konkretualausgleichung  der 
Urbarial-  und  Zehentsteuer  noch  vor  der  Ausschreibung  für 
das  Vervvaltungsjahr  1835  anzukündigen.  Man  brauche  den 
gemeinen  Mann  nicht  bei  jedem  Schritt,  den  die  Verwaltung 
macht,  immer  wieder  davon  zu  unterrichten.  Es  wäre  genügend 
gewesen,  wenn  er  in  seinem  Steuerbüchel^)  erfahren  hätte, 
daß  der  Rustikalquotient  geringer  als  der  Dominikaiquotient 
ausgefallen  sei.  Wäre  die  Gegenüberstellung  des  belasteten 
und  unbelasteten  Eigentums  unterblieben,  würde  er  keinen 
Anlaß  gefunden  haben,  darüber  nachzugrübeln,  das  Mißver- 
hältnis aus  der  Konkretualausgleichung  herauszufinden,  sich 
darüber  als  eine  neue  Ungerechtigkeit  zu  ärgern  und  in  dem 
wieder  aufgereiztem  Mißmut  mit  neuen  Anfragen  herumzu- 
laufen ;  er  würde  vielmehr  aus  der  Dominikalisten-Besteuerung 
gelegentHch  den  höheren  Quotienten  derselben  erfahren  haben 
und  damit  gewiß  zufrieden  gewesen  sein.^) 

Im  Grunde  stimmte  also  auch  er  mit  den  ängstlichen 
Herren  in  der  Hof  kanzlei  überein,  die  aus  jeder  Kundmachung 
und  Erklärung  eine  Beunruhigung  der  Bauern  besorgten.  So 
fand  also  der  eine  Punkt  des  ständischen  Einschreitens  keinen 
guten  Boden.  Wie  stand  es  nun  mit  dem  zweiten  Begehren, 
den  Dominien  zur  Erlangung  ihrer  Urbarial-  und  Zehentgaben 
einen  zeitgemäßeren  Schutz,  als  ihn  das  Untertanstrafpatent 
bieten  konnte,  zu  geben?*)  Der  staatsrätliche  Referent  Hofrat 
Knorr  hatte  sich  schon  vor  dem  Ausbruch  der  Unruhen  in 
dem  Sinne  geäußert,  daß  er  die  im  Untertanspatent  enthaltenen 
Strafen,  nämlich  Arrest,  Prügel  und  schließlich  Verlust  des 
Gutes,  für  vollkommen  ausreichend,  ja  sogar  für  viel  wirksamer 
halte  als  Pfändung  und  Militärexekution.  Knorr  beging  also 
denselben    Fehler  wie  sein  Vorgänger,  Baron  Lilienau,  indem 


1)  Vortrag    des    obersten     Kanzlers    vom  3.  Januar  1835;     Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.    120. 

2)  Siehe  oben  S.   101  fg. 

')  Vortrag    des    obersten    Kanzlers  vom  7.  Februar   1 835 ;   Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.  847. 

<)  Siehe  oben  S.   Hl   fg. 
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er  nämlich  Zahlungsunfähigkeit  und  Zahlungsvveigerung 
identifizierte,  nur  daß  der  Fehler  nach  dem  Erwachen  der  öffent- 
lichen Meinung  und  bei  der  gereizten  Stimmung  auf  dem  Lande 
von  ungleich  verhängnisvolleren  Folgen  sein  konnte,  als  im 
Jahre  1824.  Knorr  kannte  übrigens  recht  wohl  den  Unterschied, 
wie  er  es  denn  selbst  als  eine  „Anomalie"  bezeichnete,  daß 
man  den  Schuldner  bloß  deshalb,  weil  er  nicht  zahlen  kann, 
mit  Prügel  usw.  traktiert.  Wenn  er  nun  trotzdem  am  Untertan- 
strafpatent festhielt,  so  geschah  es  seiner  Auffassung  zu  Liebe, 
daß  den  Dominien  „in  gewissem  Verstände"  ein  obrigkeitlicher 
Charakter  zukomme,  dem  zufolge  die  UrbariaJgiebigkeiten  nicht 
ebenso  wie  Privatschulden  behandelt  werden  dürften.  Außerdem 
habe  die  Erfahrung  die  Wirksamkeit  der  bestehenden  Gesetze 
hinlänglich  bewiesen  :  immer  habe  es  sich  um  einen  speziellen 
Fall  und  da  wieder  um  einen  einzigen  Untertanen  gehandelt. 
Änderungen  in  dieser  Hinsicht,  fügte  er  belehrend  hinzu,  seien 
immer  von  hochwichtigem  Einfluße  und  insbesondere  unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nur  dann  anzuraten,  wenn 
sich  das  Bedürfnis  danach  unverkennbar  ausspricht.  Aus  dem 
Umstand  aber,  daß  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  10  Jahren 
zwei  Verwalter  nicht  wußten,  wie  sie  von  einem  ihrer  Unter- 
tanen die  rückständigen  Gaben  hereinzubringen  hätten,  folge 
noch  nicht,  daß  die  Legislation  einer  Änderung  bedürfe.'') 

Das  war,  wie  gesagt,  vor  der  Bauernrevolte.  Man  könnte 
nun  meinen,  daß  die  Bauernrevolte  und  die  gereizte  Stimmung 
als  deren  Nachwirkung  ein  solches  Bedürfnis  gezeitigt  hätten. 
Doch  Hofrat  Knorr  blieb  bei  seiner  Ansicht.  Auch  der  Renitenz- 
fall einiger  Gemeinden  des  Viertels  ober  dem  Manhardsberg,  er- 
klärte er,  sei  kein  Grund,  besondere  Vorschriften  zu  erlassen. 2) 

Ganz  der  entgegengesetzten  Meinung  war  der  Staatsrat 
Weiß, 3)  der  als  ehemaliger  herrschaltlicher  Justiziär  und  als 
Untersuchungskommissär  bei  den  Unordnungen  im  Mühlviertel 
die  Untertansverhältnisse  sehr  genau  kannte  und  mit  der 
Stimmung  des  Landvolks  wohl  vertraut  war.  Daß  es  zu  diesen 
Ausschreitungen  gekommen  sei,  dies  wundere  ihn  gar  nicht, 
erklärte  er  in  einem  langen  Gutachten,  welches  mit  anerkennens- 
wertem Freimut  das  lange  Sündenregister  der  Staatsverwaltung 
aufrollt  und  zugleich  die  ganze  prekäre  Situation  der  Grund- 
obrigkeiten mit  krättigen  Pinselstrichen  ausmalt.  „Es  wäre 
kaum  zu  begreifen,  wenn  sich  das  Volk  der  Hoffnung,  es 
müßten  über  kurz  oder  lang  alle  Urbarialgiebigkeiten  aufhören. 


1)  Vortrag    der    Hofkanzlei     vom     12.     Dezember     1833;     Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.  8166. 

2)  Votum    vom    1.  Dezember   1834    über  Vortrag    der    Hotkanzlei    vom 
6.  November   1834;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  7170. 

3)  Hofrat    Dr.    Johann     Baptist    Weiß     Edler    v.     Starkenfels    saß    seit 
18.   Mai   1834  im  Staatsrat;    Hock-Bidermann,    „Der  österr.  Staatsrat",    S.  674. 
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nicht  hingäbe,  nachdem  es  so  lange,  so  sehr  und  so  von 
allen  Seiten  dazu  bearbeitet  worden  ist!"  „Die 
Neigung  zu  Entbehrungen  und  zum  Gehorsam,"  setzte  er  fort, 
„hat  in  unseren  Zeiten  bei  dem  Volke  eben  auch  nicht  zuge- 
nommen und  die  Erfahrung  beweist  ihm,  daß  die  Renitenz  bis 
auf  einen  ziemlich  hohen  Grad  ohne  Schaden  fortgesetzt  werden 
könne,  bis  endlich  mit  einigem  Ernst  eingegriffen 
wird.  Solche  ernstliche  Repressivmaßregeln  aber  schreibt  der 
Bauer  anderweitigen  verleumderischen  Anschuldigungen,  auch 
der  Bestechung  und  dem  persönlichen  Einfluß  einzelner  Grund- 
herren zu,  stemmt  sich  noch  bis  zu  Stockschlägen  dagegen, 
gibt  dann  für  den  Augenblick  nach,  um  später  mit  noch  ärgerer 
Abneigung  und  mit  dem  bittersten  Hasse  durch  Neckereien 
aller  Art,  durch  schlechtes.  Ein  dienen,  Zögern  in 
der  Leistung  und  erneuertes  Bitten  und  Bestürmen  sein 
Ziel  nur  umso  hartnäckiger  zu  verfolgen,  für  welches  er  nach 
allem  Vorausgegangenen  doch  eine  ziemliche  Geneigt- 
heit bei  der  Staatsverwaltung  voraussetzt.  Mit 
dieser  Hartnäckigkeit  verbindet  er  das  tiefste  Mißtrauen  und 
hält  die  höchste  Vorsicht  für  notwendig;  diese  Vorsicht  aber 
zeigt  sich  vorzüglich  in  boshafterer  Lüge  und  in  Anwendung 
mehreren  Geldes;  die  VVinkelschreiber  erhalten  einen  noch 
stärkeren  Einfluß ;  diese  Freunde  in  der  Not  werden  noch 
mehr  gehegt  und  versteckt,  so  daß  man  ihrer  so  wenig  habhaft, 
als  des  Gehorsams  sicher  werden  kann,  wenn  man  nicht  die 
härtesten  Maßregeln  in  Anwendung  bringen  will!" 

Unter  solchen  Umständen,  deren  Bestand  ihm  „unzweifel- 
haft gewiß"  sei,  „müssen  die  Renitenzen  sich  ver- 
mehren, wenn  die  alten  Übel  fortwirken,  und  es  ist  nicht 
zu  wundern,  wenn,  wie  es  die  Erfahrung  lehrt,  die  Abgeord- 
neten gezüchtigter  Gemeinden  kurze  Zeit  nach  der  Züchtigung 
wieder  herumlaufen".  Es  scheine  ihm  daher  an  der  Zeit  zu 
sein,  mit  einer  entschiedenen  Erklärung  des  unerschütterten 
Fortbestandes  der  Urbarialrechte  den  üblen  Gang  der  Ideen 
wenigstens  einigermaßen  aufzuhalten  und  den  Verführern  wie 
den  Verführten  die  Vorwände  zu  benehmen,  mit  welchen  sie 
andere  täuschen,  sich  selbst  aber  beschwichtigen.  Es  bedürfe 
dazu  keines  eigenen  Manifestes,  sondern  es  biete  sich  in  den 
vorliegenden  Verhandlungen  die  natürlichste  Gelegenheit  dar. 
„Ein  starkes  Hindernis  gegen  eine  bessere  Überzeugung  von 
der  Heiligkeit  eines  Rechtes  ist  immer  das  Schwankende, 
Unrichtige  und  Unsichere  in  der  Durchführung 
desselben."  Je  natürlicher,  sicherer  und  schneller  die  Exekutions- 
ordnung wirke,  desto  unverletzlicher  erscheine  das  Recht. 

Nun  wolle  man  ein  „S  tr  a  f"  patent  als  die  Exekutions- 
ordnung für  die  „Zahlung"  der  Urbarialrückstände  geltend 
machen.    Dieses  Strafverfahren  wäre  aber  „oft  grausam,  öfter 


122 


zwecklos,  immer  langsam  und  erbitternd,  m  größerer  Aus- 
dehnung unausführbar,  nie  gehörig  auf  das  Volk  wirkend!" 
Unschuldige  Rückständler  könnten  danach  von  den  Beamten 
mit  einer  Strafe  mißhandelt  werden,  für  boshafte  Renitenten 
dagegen  wäre  das  Ausmaß  der  Strafe,  soweit  dasselbe  den 
Dominien  zustehe,  oft  zu  milde.  Die  härtere  Strate  aber,  inso- 
ferne  sie  von  den  Kreisämtern  verhängt  werden  müsse,  komme 
erfahrungsgemäß  fast  immer  zu  langsam,  um  nicht  Neckereien 
zuzulassen;  noch  viel  langsamer  käme  es  zur  Abstiftung  und 
unausführbar  würden  sich  diese  kreisämtlichen  Strafen  dar- 
stellen, wenn  sich  die  Renitenz  weiter  verbreite.  Die  Herrschaft 
hätte  bei  dieser  Exekutionsordnung  die  Aussicht  auf  ein  langes 
Warten,  dann  auf  unabsehliche  Vergleichsverhandlungen,  auf 
allmählich  zugemutete,  endlich  notwendig  werdende  Nachlässe 
an  gehäuften  Rückständen,  zuletzt  auf  vieljährige  Fristen  für 
den  Restbetrag,  zu  welchen  sich  gleich  wieder  neue  Rückstände 
der  nachfolgenden  Jahre  häufen,  da  sich  der  Bauer  den  guten 
Vorteil  seiner  früheren  Renitenz  sehr  leicht  selbst  berechnen 
kann.  Wohin  sollte  nun  eine  solche  Exekutionsordnung  in 
dieser  Zeit  führen!  Wollte  man  sie  bei  wirklicher Unvermögen- 
heit  anwenden,  so  wäre  sie  „himmelschreiend  und  das 
Volk  aufreizend",  weil  sie  demselben  den  Vorwand  zur 
„offenen  Renitenz"  vor  der  Welt  darböte.  Gerade  so 
straften  die  Römer,  bevor  die  Sezession  auf  den  heiligen  Berg 
erfolgte. 

Nichts  in  der  Welt  könnte  die  Dominien  gehässiger 
machen,  als  ein  Festhalten  an  einer  solchen  Exekutionsordnung 
für  säumige  Urbarialentrichtungen  !  Das  Ablassen  von  derselben 
aber  setze  die  Dominien  mit  ihren  Urbarialrechten  allen  Arten 
von  Renitenzen  und  Beschädigungen  aus.  Es  sei  also  unrichtig, 
wenn  gesagt  wurde,  das  Strafpatent  verhelfe  sicherer  und 
schneller  zur  Zahlung  und  sei  ein  besserer  Schutz  für  die 
Dominien  —  sie  verlangen  sich  diesen  Schutz  nicht.  Ebenso 
unrichtig  sei  die  Meinung,  daß  durch  die  Nichtanwendung  des 
Strafpatents  die  Urbarialgaben  zu  bloßen  Privatforderungen 
herabsänken;  sei  es  doch  niemandem  unbekannt,  daß  auch  die 
landes  fürstlichen  Steuern  und  Taxen  nicht  durch  ein 
Strafpatent,  sondern  unbeschadet  des  öffentlich-rechtlichen  Ver- 
hältnisses durch  direkte  Zwangsmittel,  namentlich  durch  Pfän- 
dung zur  Zahlung  kämen.  In  allen  Provinzen  außer  in  Niederöster- 
reich würden  die  rückständigen  Gaben  nach  eigenen  Exekutions- 
vorschriften eingetrieben  ;  übrigens  habe  auch  diese  Provinz  bis 
zum  Jahre  1817  seine  Exekutionsordnung  gehabt.  Somit  handle 
es  sich  nicht  darum,  ein  neues  Exekutionsprinzip  einzuführen, 
sondern  das  alte  landesübliche  Exekutionsverfahren,  welches 
sogar  älter  als  das  Strafpatent  sei,  gegen  eine  neue  Folgerung 
aus  der    kaiserlichen  Entschließung  vom    10.  September    1817 
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festzustellen,  und  mit  Rücksicht  auf  Erfahrung  und  Zeitumstände 
angemessen  zu  modifizieren,  auch  bei  dieser  Gelegenheit  den 
unerschüttert-rechtlichen  Fortbestand  der  Urbarialrechte  un- 
zweideutig auszusprechen.^) 

Trotzdem  das  ständische  Begehren  an  dem  Staatsrat 
Weiß  einen  so  warmen,  beredten  und  sachkundigen  Verteidiger 
gefunden  hatte,  fiel  es  unter  den  Tisch.  Hofrat  Knorr  hatte 
mit  seiner  eindringlichen  Warnung  vor  einer  Änderung  cier 
Gesetzgebung  den  Kaiser  an  seiner  empfindlichen  Stelle  ge- 
troffen. Wenn  sich  Kaiser  Franz  im  Jahre  1824,  als  die  erste 
Anregung  einer  neuen  Vorschrift  erfolgte,  dazu  nicht  ent- 
schließen konnte,  jedoch  noch  die  Möglichkeit  einer  Neu- 
regelung des  von  der  Kofkammerprokuratur  selbst  als  unhalt- 
bar bezeichneten  Verfahrens  offen  gelassen  hatte, 2)  so  war 
diese  nach  dem  Jahre  1830,  kurze  Zeit  nachdem  er  sich  mit 
aller  Bestimmtheit  dahin  erklärt  hatte:  „Ich  will  keine 
Neuerungen,  man  wende  die  Gesetze  gerecht  an,  unsere  Ge- 
setze sind  gut  und  zureichend",^)  nicht  mehr  zu  erwarten. 
Die  kaiserliche  Entschließung  vom  24.  Februar  1835,  welche 
darauf  erfolgte,  besagte  :  „Eine  Änderung  der  in  der  Provinz 
Niederösterreich  bestehenden  Vorschritten  zur  Einbringung 
rückständiger  Dominikalgaben  finde  Ich  dermal  nicht  ein- 
treten zu  lassen.  In  Beziehung  auf  die  von  den  niederöster- 
reichischen Ständen  gewünschte  Erklärung  ist  denselben  zu 
eröffnen,  daß  bei  dem  Grundsatze  der  Gerechtigkeit,  der  Meine 
ganze  Regierung  leitet.  Ich  kein  wohlerworbenes  Recht  den 
Besitzern  desselben  willkürlich  entziehen  oder  zu  beschränken 
je  Mich  bestimmt  finden  werde.  Ich  es  daher  mit  meiner 
Würde  unvereinbarlich  fände  zu  erklären,  daß  Ich  in  irgend- 
einem Zweige  der  öffentlichen  oder  Privatverhältnisse  das 
Recht  nicht  verletzen  werde. "^) 

Als  die  Ausfertigung  dieser  kaiserlichen  Willensmeinung, 
worin  dem  ständischen  Begehren  eine  ganz  unerwartete  Aus- 
legung zuteil  wurde,  ins  Landhaus  kam,  war  der  Kaiser  nicht 
mehr  am  Leben. •'^l  Kurz  vorher  war  dem  ständischen  Verordneten- 
kollegium  vom  Kreisamt  des  Viertels  unter  dem  Manhardsberg  die 
wenig  erfreuliche  Mitteilung  zugekommen,  daß  „bestimmten  Erhe- 
bungen zufolge  vielfältige  Zusammentretungen  von  Gemeinden 
wegen  Aufhebung  der  Urbarialien,  insbesondere  des 
Zehnten, mit  dem  unverleugnetenStreben  nach  Ausbreitungund 

')  Votum  vom  25.  Januar  1835.  Staatsrätliche  Zirkulanda  über  die  Vor- 
träge der  Hofkanzlei  vom  12.  Dezember  IS33  und  6.  November  1834;  Staats- 
archiv, Staatsratsakten  Nr.   8166  von   1833  und  Nr.   7170  von    1834. 

-)  Siehe  oben  S.   110. 

3)  Tagebuch  Kübecks  vom   13    Juni   1831;   „Tagebücher"   I,  S.    438. 

^)  \'ortrag  vom  12.  Dezember  1833  ;  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  8166. 
HoflianzJeidekret  vom  26.  März  1835. 

")  Er  starb  am  2.  März;  siehe  oben   S.   21. 
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mit  dem  ohne  allen  Scheu  getriebenen  Verständnis  der  Ge- 
meinden eines  weiten  Umkreises  schon  seit  geraumer  Zeit  in 
Wirtshäusern  und  anderen  Orten  bei  Tag  und  bei  Nacht  statt- 
gefunden haben,  daß  Unterschriften  und  Geldbeiträge  einge- 
sammelt wurden,  daß  diese  Vorgänge  in  ihren  Folgen  höchst 
bedenklich"  seien. i)  Diese  Anzeige  des  Kreisamtes  unter 
dem  Manhardsberg  bestätigte  also  die  Befürchtung,  welche 
der  in  das  unruhige  Viertel  ober  dem  Manhardsberg  entsandte 
Untersuchungskommissär  Hofrat  Krticzka  ausgesprochen  hatte. 2) 
Die  ablehnende  Entscheidung  traf  daher  das  ständische 
Verordnetenkollegium  in  einer  sehr  ernsten  Stimmung  und  es 
entschloß  sich,  dem  neuen  Monarchen  Kaiser  Ferdinand  un- 
gesäumt eine  Vorstellung  zu  unterbreiten,  worin  er  gebeten 
wurde,  diesen  Dingen  „seine  Aufmerksamkeit"  weihen  zu 
wollen,  „aus  welchen,  je  nachdem  sie  behandelt  werden,  ent- 
weder viele  Unordnungen  und  Übel  oder  großes  allgemeines 
Wohl  für  die  einzelnen  Teilnehmer  und  das  Ganze  entstehen 
können."  „Es  ist  allgemein  bekannt",  heißt  es  weiter,  „daß 
die  Leistungen,  welche  auf  den  untertänigen  Gründen  zu 
Gunsten  der  Obrigkeiten  haften  und  mit  denselben  von  den 
Besitzern  übernommen  werden,  seit  längerer  Zeit  her  allge- 
mein mit  größter  Schonung  gefordert,  häufig  größtenteils 
nachgesehen  und  durchgehends  weit  unter  dem  ge- 
setzlichen Maße  bezogen  werden.  Dessen  ungeachtet 
verweigern  sie  die  dazu  Verpflichteten  häufig,  erlauben  sich 
dabei  meistens  viele  Bevorteilungen  ihrer  Obrigkeiten,  und 
diese  beziehen  lange  nicht  den  Nutzen  daraus,  wie  damals, 
oft  nicht  einmal  die  Steuer,  die  sie  dafür  zu  leisten 
haben. ^)  Die  im  allgemeinen  veränderten  Verhältnisse  haben 
bei  den  meisten  Obrigkeiten  den  V/unsch  hervorgebracht,  sich 
zum  Besten  ihrer  Untertanen  und  um  lür  die  Zukunft  nicht 
der  Gefahr  ausgesetzt  zu  sein,  an  diesen  Bezügen  noch  mehr 
oder  vielleicht  gar  alles  zu  verlieren,  mit  denselben  derart 
auszugleichen,  daß  diese  entweder  ihre  Verpflichtungen 
ganz  einkaufen  oder  in  eine  jährliche  Rente  ver- 
ändern." Allein  diese  für  beide  Teile  wohltätige  Absicht 
scheitere  in  der  Ausführung  an  dem  Wahne,  daß  Roboten  und 
Zehenten  aufhören  würden,  ohne  daß  die  bisher  dazu  Ver- 
pflichteten dafür  etwas  zu  entrichten  hätten.  Derselbe  verbreite 
und  befestige  sich  immer  mehr  und  mehr,  und  wie  er  bereits 
in  der  jüngsten  Zeit  da  und  dort  Unordnungen  veranlaßt  habe, 
werde  er  sicher  noch  weitere  hervorrufen,  wofern  er  nicht  im 
Entstehen  unterdrückt  werde.  Um  nun  einerseits  jeder  Rechts- 


')  Kreisämtliches    Zirkulare    vom    24.    März   1835;  vorgetragen    in    der 
Ständeveräammlung  vom  14.  Mai.  Landesregistratur,  Syndikatsprotokolle. 
^)  Siehe  oben  S.   115, 
»)  Siehe  oben  S.  85  fg. 
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Verletzung  auszuweichen,  anderseits  den  Rechtsbestand  zu 
befestigen,  erbitte  man  sich  eine  in  Form  eines  Patents  zu 
erlassende  Warnung  an  das  Landvolk,  sich  nicht  durch  un- 
richtige Darstellungen  von  ihren  Verpflichtungen  abbringen 
zulassen,  die  einzelne  mit  ihren  Häusern,  aut  welchen  sie  haften, 
übernommen  hätten,  und  welche  Se.  Majestät  als  Vater  a,ller 
ihrer  Untertanen  als  unbezweifelte  Rechte  anderer  aufrecht 
erhalten  würden.  Bei  dem  bekannten  rechtlichen  Charakter 
der  Österreicher  und  bei  ihrer  ungeschwächten  Anhänglichkeit 
an  den  Landesherrn  wäre  eine  solche  Kundmachung  das 
sicherste  Mittel,  dem  bevorstehenden  Ausbruch  von  Unord- 
nungen zu  wehren  und  die  beabsichtigten  Ausgleichungen  zu 
befördern.') 

In  dieser  Eingabe  verdient  jene  Stelle  besondere  Aufmerk- 
samkeit, wo  sie  erklären,  die  Ablösung  der  Urbarial- 
rechte  wäre  der  beste  Ausweg  aus  dem  Lab3n-inth  von  Un- 
annehmlichkeiten und  Schwierigkeiten.  Mit  welcher  Freude 
würde  Kaiser  Josef  II  oder  sein  Bruder  die  dargebotene  Hand 
ergriffen  haben  !  In  der  Tat  wäre  sie  das  einzige  Mittel  ge- 
wesen, den  unhaltbaren  Zuständen  ein  Ende  zu  bereiten.  Die 
neue  Regierung  aber  tat  weder  das  eine  noch  das  andere : 
sie  wollte  von  der  Ablösung  nichts  wissen  und  ebensowenig 
von  einer  Erklärung,  daß  die  Urbarialrechte  noch  in  Kraft 
stünden  und  sie  gewillt  sei,  allen  Anfechtungen  derselben  ener- 
gisch zu  begegnen.  Die  Stände  wurden  kurz  auf  die  kaiserliche 
Entschließung  vom  24.  Februar  verwiesen,  die  noch  von  Kaiser 
Franz  herrührte.  Auch  sie  galt,  wie  alles  andere,  als  großes 
Vermächtnis. 2) 

Unter  dem  frischen  Eindruck  dieser  Resolution  traten  die 
Stände  zu  ihrer  Frühjahrstagung^)  zusammen  (19.  Mai).  Schon 
vor  dem  Zusammentritt  war  es  in  den  geschäftsführenden 
Kollegien,*)  w^elchen  die  Aufgabe  oblag,  die  Vorlagen  für  die 
Ständeversammlungen  auszuarbeiten,  zu  einer  lebhaften  Er- 
örterung der  „ernsten"  Situation  und  der  zur  Abhilfe  erfor- 
derlichen Schritte  gekommen.  Wenn  das  Verordnetenkollegium 
seinen  Antrag  dahin  formuliert  hatte,  neuerdings  um  eine 
entsprechende  Belehrung  des  Landvolks  einzuschreiten,  so 
gab  es  im  Ausschuß  Stimmen,  welche  demselben  mit  den 
gleichen  Gründen  widersprachen,  die  schon  im  Schöße  der  Re- 


')  Hofschrift  vom  2.  April   1835.  Landesregistratur,   Fasz.  47,  Nr.   2070. 

2)  Hofdekret  vom   16.  April   1835.  Ebenda  Nr.  2417. 

^)  Die  Stände  versammelten  sich  für  gewöhnlich  zweimal  im  Jahr,  im 
Frühjahr  und  im  Herbst;  die  Herbstsession  war  der  eigentliche  Landtag,  wo 
die  Steuerpostulate    vorgelegt    wurden. 

■*)  Es  waren  dies  das  Verordnetenkollegium  und  der  Ausschuß.  Nachdem 
der  Ausschuß  über  die  Beschlüsse  des  Verordnetenkollegiums  beraten  hatte, 
traten  dann  beide  zu  einer  Sitzung  zusammen.  Dieses  zusammengesetzte  Kol- 
legium führte  die  Bezeichnung  „Verstärkter  Ausschuß." 
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gierung  geltend  gemacht  worden  waren.  Eine  solche  allge- 
meine Belehrung,  sagte  man,  würde  nur  Aufregungen  auch 
bisher  ruhiger  Untertanen  zur  Folge  haben.  Der  Grund  der 
Entstehung  und  Verbreitung  des  unter  der  Landbevölkerung 
bestehenden  Wahnes  sei  wesentlich  bei  den  Behörden, 
und  insbesondere  bei  den  K  r  e  i  s  am  t  er  n  zu  suchen, 
welche  sich  nicht  jederzeit  „mit  dem  gehörigen  Nachdruck 
und  mit  der  erforderlichen  Umsicht"  benehmen.  Es  wären 
daher  die  Behörden  selbst  entsprechend  zu  belehren  und  zur 
genauen  Pflichterfüllung  anzuweisen.  Man  brauche  auch  gar 
keine  neue  Vorschrift;  es  genüge,  wenn  man  ihnen  die  alten, 
namentlich  die  vom  Jahre   1786, ^j  ordentlich  einbinde. 

Dem  gegenüber  wurde  wieder  darauf  hingewiesen,  daß 
eine  spätere  Verordnung  aus  dem  Jahre  1789  die  Kreisämter 
in  Fällen  der  zwangsweisen  Eintreibung  der  Urbarialrück- 
stände  zur  größtmöglichen  Schonung  der  Untertanen  ange- 
wiesen wurden,  wonach  also  die  Obrigkeiten  zu  einer  Frist- 
bewilligung nach  der  anderen  verhalten  werden  und  so  gar 
nicht  absehen  könnten,  wann  sie  zu  ihren  Forderungen  kämen. 
Es  wäre  daher  dem  Kaiser  die  positive  Bitte  zu  unterbreiten, 
die  Obrigkeiten  in  ihren  Rechten,  die  sie  in  guter  Münze  ver- 
steuern müßten,  zu  schützen  und  zu  gestatten,  in  Notfällen 
nach  dem  gemeinen  Recht  vorgehen  zu  dürfen. 2) 

Als  der  Verordnete  Graf  Golloredo-Mannsfeld  in  der 
Ständeversammlung  diesen  Gegenstand  vorgetragen  hatte, 
wurde  übereinstimmend  die  Unhaltbarkeit  des  gegenwärtigen 
Zustandes  und  die  Notwendigkeit  einer  Abhilfe  betont.  Das 
große  Wort  führte  der  Ausschußrat  Heintl,  der  auf  die  Wurzel 
des  unter  den  Bauern  herrschenden  Irrwahns  einging  und  in 
Übereinstimmung  mit  dem,  was  im  Staatsrat  Hofrat  Weiß  er- 
örtert hatte, 3)  den  neuen  Zahlungsbogen  mit  der  dort  vorgenom- 
menen Scheidung  der  Güter  in  unbelastete  und  belastete 
eine  verhängnisvolle  Bedeutung  beimaß.  Diese  Gutschrei- 
bung, meinte  er,  bringe  der  gemeine  Mann  in  Verbindung  mit 
den  Josefinischen  Perzenten')  und  glaube  nun,  wenn  er  jene 
3  fl.  42  an  die  Staatskassa  bezahlt  habe,  sei  er  frei  von  allen 
Leistungen  an  die  Herrschaft.  vSeiner  Meinung  nach  sollten 
die  Stände  gleich  selbst  eine  Exekutionsordnung  ausarbeiten 
und  dem  Kaiser  zur  Genehmigung  vorlegen.  Je  weniger  sich 
diese  von  dem  gemeinen  Recht  anderer  Staatsbürger  entferne, 
desto  eher  werde  das  Volk  deren  Gerechtigkeit  anerkennen. 
Wenn  die  Verpflichteten  die  Überzeugung  erhielten,  daß  sie 
von  den  Frohnen,  Zehnten     und    anderen    Urbarialgaben    nur 


1)  Hofdekret  vom  2.  Januar;  siehe  oben  S.  113. 

2)  Sitzung  vom  14.  Mai;   Landesregistratur,  Syndikats-Protokolle. 

3)  Siehe  oben  S.   119. 
<)  Siehe  oben  S.  63. 
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im  Wege  einer  gütlichen  Ausgleichung  sich  befreien  könnten, 
so  würden  wahrscheinlich  mehrere  solcher  Ablösungen  statt 
haben.  Heintl  brachte  auch  die  Anzeige  des  Kreisamtes 
unter  dem  Manhardsberg  über  die  Bauernkon ventikel')  zur  Ver- 
lesung, erwähnte  das  Gerücht,  daß  das  Kreisamt  in  Waid- 
hofen  a.  d.  Thaya  wiederum  die  Verwendung  der  iMilitärmacht 
benötigt  habe.  „Was  wird  nun  in  den  Zeiten  der  Ernte  gesche- 
hen ?"  müsse  man  sich  fragen.  Die  Verhältnisse  sind  so  ernst, 
daß  es  ihre  Pflicht  sei,  den  Kaiser  davon  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Nach  einer  längeren  Debatte,  in  deren  Verlauf  der  Refe- 
rent Graf  Colloredo-Alannsfeld  die  von  einer  Seite  gefallene 
Bemerkung,  daß  den  Dominien  zur  Eintreibung  der  Rück- 
stände auch  der  Weg  des  Privatrechtes  offen  stehe,  dahin 
berichtigt  hatte,  daß  ihnen  derselbe  durch  eine  Verordnung 
des  Appellations-Gerichtshofes  ausdrücklich  versperrt  sei,  ihnen 
daher  nur  das  politische  Verfahren  übrig  bleibe,  wurde  der 
Beschluß  gefaßt,  in  einer  neuerlichen  Vorstellung  auf  die 
sich  widersprechenden  Gesetze  und  Verordnungen  hinzuweisen, 
um  Gewährung  der  in  Innerösterreich  geltenden  Exekutions- 
ordnung und  um  Belehrung  der  Behörden  und  Untertanen  in 
einer  „nicht  auffälligen  P'orm"   zu  bitten. 2) 

In  diesem  Sinne  verfaßte  Graf  Colloredo-Mannsfeld  eine 
Petition,  welche  zunächst  der  früheren  Eingaben  vom  16.  No- 
vember 1833  und  17.  Oktober  1834^)  gedachte,  worin  die 
Stände  „wahrscheinlich  nicht  überzeugend  genug"  auf  „jenes 
Übel,  welches  für  sehr  viele  privatrechtliche  Verhältnisse 
zerstörend  einzuwirken  droht  und  auch  wohl  bereits 
empfindlich  einwirkte,  aufmerksam  machten  :  die  Einbringung 
der  Urbarialgiebigkeiten,  welche  noch  immer  in  einer  um 
3/5  höheren  Währung  besteuert  als  eingehoben  werden,  für 
die  jedoch,  wenn  sie  aus  irgendeinem  Vorwand  nicht  geleistet 
werden,  nach  der  von  den  Behörden  angenommenen  Auslegung 
der  bestehenden  Vorschriften  kein  Zwangsverfahren  bestehen 
soll,  indem  gegen  die  säumigen  Zahler  nur  nach  dem  Unter- 
tanspatent vorzugehen  wäre." 

Nach  dieser  Einleitung  wird  in  überaus  deutlicher  Weise 
gezeigt,  wie  jene  Auslegung  gegen  die  einfachsten  Rechts- 
grundsätze verstoße,  die  in  jedem  „wohlgeordneten"  Staate 
ein  Mittel  verlangten,  wodurch  derjenige,  der  einem  andern 
irgendetwas  unbestritten  schuldig  sei,  zur  Erfüllung  dieser 
Verpflichtung  gezwungen  werden  könne.  Nachdem  dann  noch 
einmal  alle  Argumente  angeführt  wurden,  welche  schon  seiner- 
zeit von  der  Hofkammerprokuratur  ins  Treffen  geführt  worden 


1)  Siehe  oben  S.   124. 

2)  Ständeversammlung  vom   19.  Mai   1835.  Landesregistratur,  Syndikats- 
Protokolle. 

3)  Siehe  oben  S.   111   und  S.   116. 
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waren,  um  zu  beweisen,  daß  sich  das  Untertanspatent  nur 
auf  Renitente  beziehen  könne,  und  daß  sie  das  Recht  be- 
sässen,  sich  der  landesüblichen  Zwangsmittel  zu  bedienen,') 
heißt  es,  es  sei  „wirklich  unbegreiflich",  wie  ihnen  die  Be- 
fugnis zur  politischen  Pfändung  bestritten  werden  könne,  da 
sie  von  jeher  das  landesgebräuchliche  Zwangsmittel  gewesen 
und  auch  von  ältesten  und  neuen  Schriftstellern^)  als  solches 
anerkannt  worden  sei.  Schließlich  wird  das  Bedauern  darüber 
ausgesprochen,  daß  ihre  Bitte,  den  sehr  verbreiteten  Wahn 
der  Untertanen  durch  eine  väterliche  Erklärung  niederzu- 
drücken, dem  Kaiser  als  eine  mit  der  allerhöchsten  Würde 
im  Widerspruch  stehende  Bitte  dargestellt  wurde,  „was  sie 
umso  weniger  sein  konnte,  als  sich  die  Stände  rühmen  dürfen, 
weder  in  der  Sorge  für  Gerechtigkeit  und  Ordnung,  noch  für 
die  Erhaltung  und  Anerkennung  der  Würde  ihres  Landes- 
türsten  je  übertroffen  worden  zu  sein."^) 


>)  Siehe  oben  S.   107  fg. 

2)  Sie  beriefen  sich  dabei  auf  Hauer  II  (1800),  S.  130;  Barth-Barthen- 
heim,  „Das  politische  Verhältnis-'  (1818)  1,  §  153,  II,  §  198;  Kremer,  „Prak- 
tische Darstellung"   (1824)  II,  S.  276  fg. 

ä)  Hofvorstellung  vom  17.  September  1835;  Landesregistratur,  Fasz.  47 
Nr.  3633. 


II. 

STEIGERUNG  DER  OBRIGKEITLICHEN  PFLICHTEN 

Noch  ehe  der  Entwurf  der  Hofvorstellung  den  Ständen 
auf  dem  für  den  15.  September  1835  ausgeschriebenen  Landtag 
vorgelegt  wurde,  waren  zwei  behördliche  Maßnahmen  erfolgt, 
welche  geeignet  waren,  sie  mit  neuer  Sorge  und  Unruhe  zu 
erfüllen.  An  und  für  sich  betrachtet,  erscheint  dem  rück- 
schauenden, objektiven  Betrachter  keine  der  beiden  derart 
schlimm  geartet,  um  die  Größe  der  Erregung,  welche  sie  dort 
hervorriefen,  zu  erklären,  Sie  wird  uns  erst  verständlich,  sobald 
wir  sie  als  Symptome,  als  Glieder  einer  ganzen  Kette  von 
Beschwerungen  der  Dominien  auffassen,  insbesondere  im 
Zusammenhang  mit  der  prekären  Situation,  in  welcher  sich 
die  Dominien  durch  die  Ünpopularität  der  Herrschaftsrechte, 
die  daraus  resultierende  Gefahr,  sie  eines  Tages  ganz  zu  ver- 
lieren und  die  unsichere  Haltung  der  Regierung  befanden. 

Vorausgeschickt  soll  noch  werden,  daß  der  Pulsschlag 
einer  neuen  Zeit,  wie  sie  mit  dem  Siege  der  Julirevolution 
angebrochen  war,  auch  in  Österreich  sich  fühlbar  machte, 
nach  der  erfreulichen  Seite,  in  dem  Aufnehmen  von  Wohlstand 
und  Bildung,  Handel  und  Verkehr,  aber  auch  nach  der  düsteren 
Kehrseite  hin,  in  dem  Entstehen  und  Anwachsen  eines 
Proletariats.^)  Die  soziale  Frage  begann  sich  anzumelden  und 
wenn  wir  bei  allen  Regierungen  in  ganz  Europa,  selbst  in 
England,  wo  sie  zuerst  in  Erscheinung  trat,  ein  unsicheres 
Tasten,  eine  gewisse  Ratlosigkeit  konstatieren  können,  so  war 
dies  in  Österreich  nicht  viel  anders.  Instinktiv  fühlten  die 
Regierungsorgane,  in  erster  Linie  eben  die  unteren  Organe, 
welche  mit  dem  Leben  in  unmittelbarer  Fühlung  standen,  daß 
etwas  geschehen  müsse ;  weil  man  sich  aber  bei  der  Zentrale 
zu  keiner  grundstürzenderen  Veränderung  der  Verwaltungs- 
normen aufraffen  konnte,  außerdem  die  Rüstungen,  welche  zur 
Bekämpfung  des  neuen  Geistes  veranstaltet  wurden,  den  ohnehin 
sehr  geschwächten  Staatssäckel  stark  in  Anspruch  nahmen, 
so  behalf  man  sich  damit,    im  Rahmen  der  bestehenden  Vor- 

')  Siehe  oben  S.  28. 

Bibl  :   Vormärz  9 
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Schriften  und  Gesetze  das  allerdringendste  zu  verfügen  und 
die  Kosten  den  Dominien  als  den  Verwaltungsorganen 
unterster  Ordnung  aufzubürden. 

Im  Sommer  1834  hatte  die  Landesregierung  im  Interesse 
des  reisenden  Publikums  die  Verfügung  getroffen,  daß  an  allen 
Scheidepunkten  der  Straßen  und  Wege  Orientierungssäulen 
nach  einer  „durchgängig  übereinstimmenden  Form  in  der  Farbe 
und  Aufschrift  —  sie  hatte  den  Namen  des  Hauptorts  und 
die  Wesrichtung  zu  enthalten  —  in  der  Höhe  und  Stärke,  und 
womöglich  auch  in  der  Qualität"  —  es  sollte  „in  der  Regel" 
Eichenholz  verwendet  werden  —  aufgerichtet  würden.^)  Da 
bisher  der  Name  des  Ortes  in  der  Regel  auf  dem  ersten  Hause 
desselben  ersichtlich  war,  so  sprang  die  Nützlichkeit  des  Er- 
lasses in  die  Augen  und  von  diesem  Gesichtspunkt  aus 
hätten  auch  die  Dominien  schwerlich  eine  Einwendung  erheben 
können.  Die  Kosten  der  Ausführung  aber  sollten  sie  tragen, 
und  zwar  mit  der  Begründung,  weil  die  Dorfobrigkeit  „zu 
polizeilichen  Vorkehrungen  berufen"  wäre.  Aber  gerade  diese 
Älotivierung  wollte  nicht  allen  Dominien  einleuchten.  Wenigstens 
der  Stiftsherrschaft  Klosterneuburg  nicht,  welche  gegen  die  ihr 
mit  kreisämtlichcn  Dekret  vom  16.  Oktober  intimierte  Ver- 
ordnung Einsprache  erhob  und  das  Verordnetenkollegium 
alarmierte.  Sie  bestritt  nicht,  daß  das  Dominium  als  Dorfobrig- 
keit zu  polizeilichen  Vorkehrungen  berufen  sei,  es  obliege 
ihm  aber  lediglich  die  Aufsicht  darüber,  keineswegs  die 
Bezahlung  der  Schutzmittel  selbst,  für  welche  die  Gemeinde 
aufzukommen  habe.  Diesem  Grundsatz  gemäß  könnte  ihnen 
die  Bezahlung  von  hundert  anderen  Polizeivorkehrungen  auf- 
gehalst werden  und  so  handle  es  sich  hier  um  ein  sehr  gefähr- 
liches Präjudiz.  Ganz  abgesehen  von  den  möglichen  Konsequenzen 
aber  koste  die  Verfügung  der  Stiftsherrschaft  die  ansehnliche 
Summe  von  3000  Gulden  in  Münze,  wobei  natürlich  nur  die 
erste  Anschaffung  berücksichtigt  war.^) 

Das  Verodnetenkollegium  schloß  sich  diesen  Anschauungen 
vollinhaltlich  an  und  wurde  seinerseits  bei  der  Landesregierung 
vorstellig.  Es  verschwieg  nur  wohhveislich,  was  die  Herrschaft 
gegen  die  Zweckmäßigkeit  der  neuen  Verfügung  angeführt 
hatte,  nämlich  daß  man  sie  in  der  Nacht  doch  nicht  sehe, 
weil  sonst  füglich  auch  noch  die  Beleuchtung  hätte  angeordnet 
werden  können.  Man  könne  sich  nicht,  meinte  das  Kollegium, 
von  der  Notwendigkeit  dieser  Maßregel  überzeugen,  die  nur  — 
wie  offiziell  verlautbart  wurde  —  zur  „Bequemlichkeit  und 
Annehmlichkeit"  des  Publikums  diene.  Das  wirkliche  Bedürfnis 
des  Landes  erfordere  so  viele    Opfer,    daß  anstatt    eines  Auf- 

1)  Erlaß  der  niederösterreichischen  Landesregierung  vom  13,  August  1834» 
Landesregistratur,  Fasz.  52,  Nr.  5183   ex   1835. 
'^)  Anzeige  vom  22.  April   1835;  ebenda. 
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träges  besser  auf  ein  gütliches  Übereinkommen  der  Dominien 
mit  ihren  Gemeinden  hingearbeitet  werden  möge,  wodurch 
diese  Maßregel  vielleicht  auf  eine  schnellere  oder  doch  weniger 
kostspielige  Art  durchgeführt  werden  könnte.^)  Es  war  dies 
also  ein  Vorschlag  zur  Güte,  auf  den  die  Landesregierung 
aber  nicht  einging.  Sie  habe  bereits  vor  zehn  Jahren,  erwiderte 
sie  den  Verordneten,  die  Notwendigkeit  der  Errichtung  solcher 
Orientierungssäulen  an  den  Straßen-  und  Wegkreuzungen 
anerkannt  und  den  Kreisämtern  die  entsprechende  Anordnung 
anbefohlen. 2;  Weil  aber  diese  —  wie  sie  spitz,  mit  feiner 
Beziehung  bemerkte  —  „in  Polizei-  und  kommerzieller  Hinsicht 
notwendige,  zugleich  die  Bequemlichkeit  und  Annehmlich- 
keit des  Publikums  bezweckende"  Maßregel  größtenteils  un- 
befolgt  blieb,  habe  man  sie  nunmehr  erneuert.  Gegen  sie  sei 
außer  von  der  Stiftsherrhaft  Klosterneuburg  keine  Beschwerde 
vorgekommen.^) 

Kurz  bevor  diese  Beschwerde  der  Stände  ihre  Zurück- 
weisung erfuhr,  waren  sie  durch  eine  neue  Verfügung  beun- 
ruhigt worden.  Sie  betraf  dieses  Mal  die  Nachtseite  des 
gesteigerten  Verkehrs  :  das  Bettlerunvvesen  auf  den  Landstraßen, 
das  sich  gerade  in  Niederösterreich  höchst  unangenehm  bemerk- 
bar machte.  Nach  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  strömten 
die  verunglückten  Existenzen  aller  Provinzen,  in  der  Hoffnung, 
hier,  im  Zentrum  der  Monarchie,  Arbeit  und  Unterkommen  zu 
finden.  Mit  der  größten  Bereitwilligkeit  erhielten  sie  von  ihren 
Behörden  die  erforderlichen  Reisedokumente,  nur  um  sie  los 
zu  bekommen.  Um  sich  die  für  die  Wanderung  nötigen 
Subsistenzmitteln  zu  verschaffen,  bettelten  sie,  wenn  sie  es 
nicht  vorzogen,  zu  stehlen,  zu  rauben  oder  gar  zu  morden. 
Wiederholt  hatte  die  Regierung  dem  Vagabunden-  und  Bettler- 
treiben, welches  sich  zu  einer  wahren  Landplage  ausgestaltet 
hatte,  ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt  und  den  Landbehörden 
die  strenge  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einge- 
bunden. Eine  solche,  nur  etwas  verschärfte  Anmahnung  war 
es,  welche  das  Kreisamt  unter  dem  Manhardsberg  mit  Zirkulare 
vom  9.  Juli  1835  an  die  Dominien  erließ.  Unter  Berufung 
darauf,  daß  die  bezüglich  der  Abstellung  der  Bettelei  in  Kraft 
stehenden  Verordnungen  in  der  „unverantwortlichsten"  Art 
gänzlich  außer  Acht  gelassen  würden,  wurde  angeordnet,  es 
sollten  zweimal  in  jedem  Monat  (!)  an  unbestimmten 
Tagen  auf  den  Poststraßen  Streifungen  vorgenommen  werden. 
Um  die  Wirksamkeit  der  Verfügung  zu  verbürgen,  wurde 
bestimmt,  daß,  wenn  künftig  in  einem  Jurisdiktionsbez  rke 
Bettler  „sich    zeigen"   sollten,  die  betreffende  Ortsobrig- 

1)  Insinuatnote  des  Verordnetenkollegiums  vom    27.  Mai   1835.    Ebenda. 

2)  Regierungserlaß  vom  24.  November  1824. 

s)  Dekret  vom  26.  August  1835.    Landesregistratur,  Fasz.  52,   Nr.  4724. 
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keit  für  jeden  Kopf  eine  Geldstrafe  von  5  Gulden  K.-M.  und 
die  Gemeinde,  in  deren  Freiheit  solche  Bettler  „geduldet" 
werden,  einen  Strafbetrag  von  2  Gulden  per  Kopf  zu  er- 
legen habe.^) 

Wenn  das  Verordnetenkollegium  gegen  dieses  drakoni- 
sche, in  Inhalt  und  Form  verunglückte  Zirkulare  bei  der 
Landesregierung  Verwahrung  einlegte,  so  geschah  dies  nicht 
deshalb,  weil  wie  bei  der  früheren  Verordnung  ein  Eingriff 
in  die  Landesverfassung  —  denn  die  Handhabung  der  Straßen- 
polizei war  unbestritten  Aufgabe  der  Herrschaft  —  zu  ver- 
hüten war,  sondern  aus  anderen  Gründen,  welche  ihr  nun  in 
sehr  ausführlicher  Vv'eise  auseinandergesetzt  wurden  und  nach 
allem,  was  vorgefallen  war,  dort  Eindruck  zu  machen  geeignet 
erschienen.  Die  Dorfobrigkeiten,  erklärte  das  Kollegium,  sind 
außerstande,  allen  Forderungen  Genüge  zu  leisten,  die  heut- 
zutage an  die  Polizei  gestellt  werden  und  denen  gerade  in 
Bezug  auf  das  Straßenbetteln  selbst  die  so  „zahlreich  besetzte 
Aufsicht  in  der  Hauptstadt"  nicht  zu  entsprechen  vermag.  Die 
angeordnete  zweimal  im  Monat  vorzunehmende  Streifung 
kann,  wie  „jeder  einigermaßen  mir  den  bestehenden  Verhält- 
nissen Bekannte"  im  Voraus  zu  erkennen  vermag,  nicht  den 
beabsichtigten  Erfolg  haben.  Streifungen  an  denen  so  viele 
teilnehmen,  können  nämlich  nie  geheim  bleiben  und  so  werden 
sich  die  Bettler  vorübergehend  verziehen,  um  alsdann  sofort 
wieder  auf  ihren  alten  Posten  zu  erscheinen.  Die  Regierung 
habe  übrigens  selbst  schon  die  Unzulänglichkeit  der  dorf- 
obrigkeitlichen Polizei  anerkannt  und  aus  diesem  Grunde 
das  Anhalten  der  Bettler  auf  der  Strecke  zwischen  Wien  und 
Baden  der  hauptstädtischen  Polizei  übertragen. 2)  Die  Domi- 
nien, die  ohnehin  schon  mit  „unzähligen"  Geschäften  überhäuft 
sind,  werden  ganz  zwecklos  in  Kontribution  gesetzt  und  ver- 
hindert, ihre  Zeit  und  Aufmerksamkeit  den  dringenden  Ge- 
schäften zu  widmen. 

Nun  ging  es  an  die  kritische  Zerpflückung  der  Strafan- 
drohung, und  hier  gab  dem  Verordnetenkollegium  die  aller- 
dings sehr  unklare  Fassung,  die  „offenbar  von  einer  großen 
Übereilung,  wenigstens  in  der  Redaktion"  zeugte,  eine  gute 
Handhabe.  Vor  allem  bestritt  man  dem  Kreisamt  die  Berechti- 
gung, „willkürlich  in  keinem  Gesetze  gegründete"  Strafen  zu 
verhängen  und  zwar  noch  dazu  ohne  die  Fälle  genau  zu  be- 
stimmen, in  welchen  sie  Anwendung  finden  sollten.  Was  habe 
man  unter  Ausdrücken  zu  verstehen:  „Wenn  sich  Bettler 
zeigen"  und  „Gememden,  in  deren  Freiheit  Bettler  geduldet 
werden"?  Kann  man  mit  einemmale  sämtliche  Bettler  den 
Augen  aller  übrigen  Menschen  entziehen  ?  Wann,  unter  welchen 

)  Landesregistratur,  Fasz.  47,  Nr.  4429. 
*)  Regierungsverordnung  vom  5.  Juli  1822,  Z.  32.190. 
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Verhältnissen  kann  von  einer  Gemeinde  behauptet  werden, 
daß  sie  einen  Bettler  geduldet  habe,  und  was  hat  sie  zu  tun, 
wenn  sie  ihn  nicht  dulden  will,  besonders  wenn  er  ein  Mit- 
glied derselben  ist?  In  diesem  Fall  konnte  sie  ihn  nämlich 
nicht  abschieben. 

Das  Verordnetenkollegium  hege  gewiß  auch  den  Wunsch, 
daß  der  „sehr  überhandnehmenden"  Bettelei  ein  kräftiger 
Damm  entgegengestellt  werde,  allein  eine  derart  allgemeine, 
die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  übersehende  Maßregel 
könne  diesen  Zweck  nicht  erreichen.  Man  habe  zu  unter- 
scheiden einerseits  verkrüppelte,  altersschwache  Leute,  denen 
gestattet  sei,  in  der  Nähe  von  besuchten  Orten  Almosen  zu 
sammeln,  und  arme  Handwerksburschen,  welche  mit  obrig- 
keitlichen Pässen  versehen,  sich  bis  zum  Ort  ihrer  Bestim- 
mung durchzubetteln  gezwungen  sind,  anderseits  aber  das 
herumstreichende  „verdächtige  Gesindel"  wie  die  Zigeuner- 
banden, denen  man  aus  lauter  Furcht  vor  Gewalttätigkeiten 
eine  Unterstützung  gibt.  Im  ersten  Fall  könnte  nur  eine  An- 
stalt Abhilfe  verschaffen,  wo  den  arbeitsfähigen  Leuten  die 
Möglichkeit  geboten  wird,  ihren  Lebensunterhalt  zu  verdienen, 
wo  sie  eventuell  auch  zur  Arbeit  angehalten  werden.  Im  an- 
dern Fall  dagegen  müßte  eine  „größere  S  t  aat  s  anst  a  1 1" 
ins  Leben  gerufen  werden,  vor  welcher  die  gefährlichen,  in 
ganzen  Rudeln  herumziehenden  Vagabunden  Respekt  hätten. 
Die  einzelnen  Dominien  mit  ihren  vollauf  beschäftigten  Ge- 
richtsdienern und  Ortsrichtern  können  diesem  Unfug  gegen- 
über nicht  mehr  aufkommen.^) 

Das  ständische  Verordnetenkollegium  regte  also  zweierlei 
an:  die  Errichtung  von  Arbeitsanstalten  und  einer 
staatlichen  Gendarmerie;  denn  diese  war  mit  der 
„größeren  Staatsanstalt"  gemeint.  Der  Gedanke,  die  Land- 
polizei zu  verstaatlichen,  war  nicht  neu.  Er  lag  ja  im  Geiste 
des  neuzeitlichen  Staates,  speziell  des  Josefinischen  Absolu- 
tismus, und  seine  Verwirklichung  war  unter  der  Regierung 
des  Kaisers  Franz  in  bestimmte  Aussicht  genommen  worden. 
Neu  war  aber,  daß  die  Stände  selbst  aus  dem  Munde  des 
VerordnetenkoUegiums  mit  aller  Bestimmtheit  diesen  Wunsch 
äußerten,  oder  besser  gesagt,  wiederholten.  Sie  hatten  nämlich 
schon  vor  zwei  Jahren  den  Antrag  gestellt,  daß  der  Staat 
nicht  nur  den  Sicherheitsdienst  auf  dem  Lande,  sondern  auch 
die  Kriminalgerichtsbarkeit  in  seine  Verwaltung  übernehmen 
möge. 2)  Demjenigen,  der  die  Geschichte  der  Stände  kennt  und 
weiß,  wie  zähe  sie  an    ihren    von    Alters  her  geübten,  in  der 


1)  Note  vom  23.  Juli  1835.  Landesregistratur,    Fasz.  2,  Nr.  3205  ex  1840. 

2)  Bericht  des  VerordnetenkoUegiums  an  die  Regierung  vom  18.  März 
1833;  vorgetragen  in  der  Versammlung  der  Stände  vom  17.  Oktober  1833. 
Landesregistratur,  Fasz.  47,  Nr.  4591. 
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Landesverfassung  begründeten  Rechten  und  Privilegien  fest- 
hielten, mag  dieses  Verlangen  höchst  erstaunlich  vorkommen. 
War  doch  eines  der  Hauptargumente,  welche  sie  gegen  die 
Josefinische  Steuer-  und  Urbarialregulierung  ins  Treffen  führten, 
die  allerdings  nicht  ganz  unbegründete  Besorgnis,  daß  durch 
die  Errichtung  der  staatlichen  Steuerbehörden  ebenso  wie  durch 
die  Umwandlung  der  Untertansleistungen  in  eine  Geldabgabe 
ihre  obrigkeitliche  Stellung  erschüttert  würde  —  und  nun 
trugen  sie  selbst  der  Regierung  die  Übernahme  der  wich- 
tigsten Prärogative  an,  durch  deren  Preisgabe  das  patrimoniale 
Verhältnis  seine  schwerste  Einbuße  erlitten,  der  ganze  Unter- 
tansverband eine  nachhaltige  Erschütterung  erfahren  hätte. 
Zwar  war  das  Verordnetenkollegium  nicht  die  Gesamtheit  der 
Herrschaftsbesitzer  und  es  war  vorauszusehen,  daß  mit  dem 
Antrag  nicht  alle  ohne  Ausnahme  —  wie  dies  ja  auch  die 
Folge  lehrte  —  einverstanden  gewesen  wären  ;  aber  sicherlich 
entsprach  er  dem  innersten  Herzenswunsch  eines  großen 
Teiles  und  gerade  der  maßgebendsten  Personen,  wenn  das 
geschäftsführende  Organ  der  Stände  ihn  in  aller  Form  aus- 
sprach und  sich  dabei  auf  „eines  der  wichtigsten  Zeitbedürf- 
nisse"  berief. 

Das  Verdienst,  die  Stände  aus  berufsmäßigen  Vertretern 
der  mittelalterlichen  Staatsidee  und  des  Rückschritts  in  Ver- 
techter  des  modernen  Staatsgedankens  und  des  fortschrittlichen 
Prinzips  verwandelt  zu  haben,  gebührt  ganz  unbestritten  der 
Staatsverwaltung  in  der  Ära  des  Kaisers  Franz.  Diese  hatte, 
als  es  sich  nach  den  Franzosenkriegen  um  eine  Neuordnung 
der  Monarchie  handelte,  in  der  richtigen  Erkenntnis  der  Unhalt- 
barkeit  der  herrschaftlichen  Polizeipflege  die  Notwendigkeit 
der  Aufstellung  einer  „wohlorganisierten  Landsicherheitswache" 
betont,  und  zwar  sollte  sie  nach  dem  Muster  der  im  lombardisch- 
/enetianischen  Königreich  bestehenden  Polizeiwache  eingerichtet 
werden.')  Den  Anstoß  dazu  hatte  ein  Häftling  gegeben,  der 
auf  dem  Schubtransport  entwichen  war.  Der  gesunde  Plan 
kam  nicht  zur  Ausführung,  wohl  aber  eine  provisorische 
Neuordnung  des  Schubwesens,  welches  die  eigentliche  Ver- 
anlassung gegeben  hatte  und  das  in  der  Tat  sehr  reform- 
bedürftig war. 

Die  neue  Schubeinrichtung  des  Jahres  1815^)  unterschied 
sich  von  der  früheren,  im  Jahr  1724  eingeführten  Ordnung^) 
im  wesentlichen  nur  dadurch,  daß  der  Schub  nicht  mehr  den 


')  Hofkanzlei  an  die  niederösterreichische  Landesregierung  vom 
8.  August  1815.  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern.  Schubsachen  (Mähren- 
Niederösterreich). 

^)  Kaiserliche  Entschließung  vom  28.  September.  Ebenda. 

^)  Visitations-,  Schub-  und  Versorgung  der  Armen-Instruktion  vom 
13,  April  1724  und  Landvisitationsordnung  vom  6.  Juli   1727. 
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Landgerichten  unter  Mitwirkung  der  Gemeinden,  sondern  den 
Ortsobrigkeiten  zugewiesen  und  der  Transport  der  Schüblinge 
nunmehr  von  Herrschaft  zu  Herrschaft,  statt  wie  früher  von 
Gemeinde  zu  Gemeinde  zu  erfolgen  hatte.  Das  bedeutete  also : 
die  Last  des  Schubes  obliegt  fortan  den  Dominien,  nicht  mehr 
den  Gemeinden.  Der  vernünftige  Vorschlag  der  Landesregierung, 
bis  zum  Inslebentreten  der  Gendarmerie  das  Land  in  Schub- 
bezirke zu  teilen,  jedem  derselben  einen  tüchtigen  Beamten 
vorzusetzen  und  die  dazu  erforderlichen  Mittel  als  eine  allge- 
meine Landeslast  auf  den  Steuergulden  zu  repartieren,  wanderte 
in  die  Registratur. i)  Vom  Geist  der  Josefinischen  Regierung 
war  nur  so  viel  geblieben,  daß  man  das  Alte,  womit  der 
Reformkaiser  nicht  aufgeräumt  hatte,  ziemlich  unverändert 
bestehen  ließ,  aber  die  Kosten  den  Dominien  aufhalste. 

Selbstverständlich  protestierten  die  Stände  gegen  diese 
Neuerung,  worauf  ihnen  die  beruhigende  Versicherung  erteilt 
wurde,  daß  es  sich  nur  um  ein  „Provisorium"  bis  zur  Er- 
richtung einer  eigenen    „Landsicherheitswache"   handle. 2) 

Da  es  aber  zur  Errichtung  der  Gendarmerie  nicht  kam, 
so  wurde  aus  dem  Provisorium  langsam  ein  Definitivum. 
Nachdem  die  Stände  noch  einige  Male  remonstriert  hatten, 
fügten  sie  sich  schließlich  ins  Unvermeidliche.  Die  Erwartung 
der  Regierung  aber,  das  Schubwesen  werde  jetzt  besser  werden, 
erwies  sich  sehr  bald  als  eine  irrige,  weil  eben  die  Herrschafts- 
besitzer dieses  Geschäft  als  eine  ihnen  widerrechtlich  aufge- 
bürdete Last  betrachteten,  die  zudem  nur  als  ein  Provisorium 
gedacht  war,  so  daß  es  menschlich  begreiflich  war,  wenn  sie 
sich  in  keine  großen  Unkosten  stürzten.  Die  Regierung  mußte 
sich  wiederholt  die  „unangenehme  Überzeugung"  verschaffen, 
daß  die  Handhabung  der  „zweckmäßigen"  Schubvorschriften 
in  nachlässiger  Weise  erfolgte  und  die  „Reversion  von  bereits 
abgeschobenen  Individuen"  zunehme.  Kein  Wunder,  wenn  man 
erfährt,  daß  „nicht  selten"  der  Schubtransport  „weiblichen 
Personen  und  Kindern"  anvertraut^)  wurde.  Die  Regierung 
beschränkte  sich  darauf,  diese  Lasten,  wovon  wir  noch  hören 
werden,  zu  erhöhen  und  im  übrigen  von  Zeit  zu  Zeit  die  alten 
Vorschriften  in  Erinnerung  zu  bringen. 

Die  Angelegenheit  ruhte  nun  bis  zum  Jahre  1833,  da 
Baron  Walterskirchen,  der  Besitzer  der  an  der  ungarischen 
Grenze  gelegenen  Herrschaft  Wolfsthal,  diese  Angelegenheit 
wieder  auf  die  Bahn  brachte.  Er  führte  beim  Verordnetenkollegium 


1)  Bericht  der  niederösterreichischen  Landesregierung  an  die  Hofkanzlei 
vom  12.  September  1815.   Archiv  des  Ministeriums  des  Innern.  Schubsachen  etc. 

2)  Hofdekret  vom  12.  Dezember  1817.   Ebenda. 

^)  Regierungsverordnungen  vom  20.  September  1821,  Z.  43.154, 
26.  Februar  1823,  Z.  7940,  23.  Oktober  1831,  Z.  3579.  Provinzial-Gesetz- 
sammlung  Band  III,  Nr.  307,  II,  Nr.   45,  XIII,   Nr.  214. 
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darüber  Beschwerde,  daß  die  den  Ortsobrigkeiten  zukommenden 
Pflichten  ihren  Rechten  „nichts  weniger  als 
adäquat"  wären  und  daß  diese  Pflichten  „teils  durch  die 
bessere  Ausbildung  der  Gesetze,  teils  aus  den  Ansichten  der 
Behörden"  sich  so  gesteigert  hätten,  daß  darin  ein  Hauptgrund 
der  „Entwertung"  landtäflicher  Güter  und  des 
niederen  Preises  der  in  einem  Gutskomplexe  vereinigten  Dominikal- 
gründe  gegenüber  den  in  derselben  Gegend  liegenden  frei- 
bürgerlichen, ja  selbst  den  Rustikalgründen  zu  finden  wäre, 
obwohl  sie  die  Grundsteuern  in  gleichem  Maße,  ohne  Unter- 
schied der  politischen  Eigenschaft  der  Gründe  zu  tragen  hätten. 
Er  konnte  sich  dabei  auf  ein  Zirkular  des  Kreisamts  unter  dem 
Wienerwald  vom  22.  Januar  1833  berufen,  welches  die  „Über- 
zeugung" aussprach,  „daß  die  dermaligen  Bestimmungen  über 
das  Partikular-Schubwesen  für  viele  Dominien,  besonders  aber 
für  jene,  deren  Amtssitz  zufälligerweise  an  den  Hauptstraßen 
liegt,  eine  unverhältnismäßige  Last  zufolge  haben". 
Se.  Majestät  von  diesen  Verhältnissen  in  Kenntnis  gesetzt, 
heisst  es  weiter,  haben  befohlen,  wegen  billiger  Ausgleichung 
jener  Auslagen  Anträge  zu  stellen. ^  Sämtliche  Dominien 
werden  daher  angewiesen,  diesen  Gegenstand  in  reifliche  Über- 
legung zu  ziehen  und  ihre  Vorschläge  diesfalls  längstens  bis 
10.  März  1.  J.  anher  bekannt  zu  geben. ^) 

Es  war  also  die  Überbürdung  einzelner  Dominien  von 
Seite  der  Staatsbehörde  selbst  anerkannt  worden.  Überhaupt 
bestand  damals  in  der  Hofkanzlei  die  Absicht,  eine  genaue 
Abgrenzung  der  verschiedenen  (Provinzial-,  Distrikts-  und 
Gemeinde-)  Auslagen  vorzunehmen. 3)  Es  hatten  auch  in  diesem 
Sinne  bereits  bei  der  Landesregierung  Verhandlungen  mit  dem 
ständischen  Verordnetenkollegium  stattgefunden,  wobei  die 
Frage  der  Schubkosten  und  der  anderen  die  Sicherheit  und 
den  Wohlstand  der  ganzen  Provinz  bezweckenden  Auslagen 
zur  Sprache  kam  und  von  Seite  der  Regierung  selbst  der  Vor- 
schlag gemacht  wurde,  die  Bedeckung  dieses  Aufwands  durch 
Repartition  auf  den  Steuergulden  vorzunehmen.*)  Das  Resultat 
dieser  Erörterungen  und  Verhandlungen  war  jener  bereits 
erwähnte  Antrag,  daß  die  Staatsverwaltung  den  Dominien  die 
Sorge  für  die  Kriminalgerichtsbarkeit  sowohl  als  auch  die 
allgemeine  Landespolizei  abnehmen,  Landgerichte  und  eine 
Sicherheitswache  organisieren  möge.^)  In  der  Begründung 
desselben  wurde  unter  anderem  auf  die  sehr    „ungleiche  und 

*)  Dekret  der  niederösterreichischen  Landesregierung  vom  17.  Februar  1835, 
Z.  3321. 

2)  Landesregistratur,  Fasz.  2,  Nr.   606  vom  Jahre   1833, 

»)  Hofdekret  vom   13.  April   1830. 

*)  Am  27.  September  1831  fand  zu  diesem  Zwecke  bei  der  Landesstelle 
eine  Kommission  statt,  an   der  auch  zwei  ständische  Verordnete  teilnahmen. 

^)  Siehe  oben  S.   133. 
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höchst  zufällige"  v^erteilung  der  Vervvaltungsaiislagen  hinge- 
wiesen, der  zufolge  „das  eine  Dominium  dadurch  erdrückt  werde, 
während  manches  andere  gar  nichts  davon  zu  tragen  hat". 
Die  Regierung  wußte  also  bereits,  was  das  Verordnetenkollegium 
in  seiner  Beschwerde  vom  23.  Juli  1835  unter  der  „größeren 
Staatsanstalt"  verstand. 

Bevor  jedoch  noch  eine  Erledigung  darauf  kam,  ver- 
sammelte sich  der  Landtag,  der  erste  unter  der  neuen  Regierung. 
Als  hier  nun  die  in  der  letzten  Frühjahrstagung  beschlossene 
Petition  u\:i  Gewährung  einer  Exekutionsordnung  den  Ständen 
zur  Ratifikation  vorgelegt  wurde, ^)  hatte  die  Lage  der  Dominien 
seit  damals  eine  neue  Verschlimmerung  erfahren.  Die  Staats- 
verwaltung, welche  nicht  ganz  ohne  ihr  Verschulden  bei  der 
Landbevölkerung  den  Glauben  hervorgerufen,  daß  alle  obrig- 
keitlichen Rechte  und  Forderungen  aufhören  würden,  welche 
sich  weigerte,  zur  Hintanhaltung  von  weiteren  Mißverständnissen 
und  Weigerungsfällen  eine  Kundmachung  in  dem  Sinne  zu 
erlassen,  daß  die  Aufhebung  der  Herrschaftsrechte  und  Unter- 
tanslasten nicht  in  Aussicht  genommen  sei,  und  sich  auch  der 
Notwendigkeit  verschloß,  den  Dominien  eine  vernünftige 
gesetzliche  Handhabe  zur  Einbringung  ihrer  Forderungen  zu 
geben  :  sie  steigerte  nun  die  ihnen  aus  der  ortsobrigkeitlichen 
Stellung  erwachsenden  Verpflichtungen.  Es  war  in  der  Tat  ein 
böser  Zirkel,  daß  in  dem  Moment,  wo  alle  ihre  Rechte  und 
finanziellen  Hilfsquellen  in  der  Luft  hingen,  ihre  Pflichten,  für 
welche  jene  Genüsse  ja  entschädigen  sollten,  in  noch  ganz 
unberechenbarer  Weise  erhöht  wurden.  Waren  es  aber  nur 
die  erhöhten  und  ungleich  verteilten  Lasten,  was  die  Herrschafts- 
besitzer so  in  Unruhe  stürzte  ?  Nein,  es  kam  die  begreifliche 
Sorge  dazu,  daß  auch  die  höchsten  Kraftanstrengungen  keinen 
Erfolg  haben  würden,  weil  eben  die  sich  häufenden  Angriffe 
auf  die  Herrschaftsrechte  mit  der  Zeit  die  Autorität  der  Dorf- 
obrigkeit erschüttern  mußten,  und  schon  machten  sich  Anzeichen 
dafür  bemerkbar,  daß  die  Staatsverwaltung  selbst 
dazu  das  ihre  beitrage.  In  erster  Linie  waren  es  die 
Kr  ei  samt  er,  welche  durch  ihre  „verletzenden"  Maßnahmen 
die  Erbitterung  der  Dominien  und  Stände  hervorriefen. 

Das  Verordnetenkollegium  hatte  in  Angelegenheit  der 
Wegweiser  —  bezüglich  der  angeordneten  Streifungen  konnte 
noch  nichts  verfügt  werden,  weil  die  Erledigung  seitens  der 
Landesregierung  noch  ausstand  —  eine  langatmige  Verwahrung 
entworfen,  welche  in  sehr  anschaulicher  Weise  die  erregte 
Stimmung,  wie  sie  dort  herrschte,  zum  Ausdruck  brachte. 
Der  Verfasser,  Graf  Colloredo-Mannsfeld,  bemühte  sich  darin, 
aus  dem  einzelnen  Beschwerdefall  die  allgemeinen  Konsequenzen 
zu  ziehen,    wobei    es  nicht  an  kräftigen  Seitenhieben    auf  die 

1^   Siehe  oben  S.   127. 
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Regierung  fehlte.  Die  Denkschrift,  die  —  wie  gleich  voraus- 
geschickt werden  soll  —  im  Landtag  starke  Striche  erfuhr, 
verdient  aus  dem  Grunde  unsere  besondere  Aufmerksamkeit, 
weil  in  ihr  die  Grundlinien  der  späteren  Ständebewegung  vor- 
gezeichnet sind.  Hinsichtlich  des  Kostenpunktes  wird  gesagt, 
daß  die  Ausführung  dem  Lande  eine  Ausgabe  von  2,200.000 
Gulden  in  K.-M.  verursachen  würde,  da  man  200.000  Wegweiser, 
das  Stück  mit  11  Gulden  berechnet,  benötige.  Dazu  kämen 
aber  dann  noch  die  Kosten  der  Nachschaffung,  weil  man  außer 
den  natürlichen  Ursachen  der  Notwendigkeit  ihrer  Erneuerung 
damit  rechnen  müsse,  daß  sie,  besonders  in  armen  Gegenden, 
wo  die  Leute  mit  Stroh  und  Disteln  kochten,  gestohlen  würden. 
Man  finde  es  übrigens  auffallend,  daß  dieselben  Behörden, 
welche  dem  Holzmangel  zu  begegnen  sich  bemühten,  zur 
selben  Zeit  eine  Anordnung  träfen,  der  zufolge  viele  Tausende 
der  schönsten  halbgewachsenen  Stämme  geschlagen  werden 
müßten.  Aus  welchem  Grunde,  wird  weiters  gefragt,  soll  den 
Dominien  allein  diese  Last  aufgebürdet  werden  ?  Dies  hätte 
sich  einstmals,  da  sie  noch  steuerfrei  waren,  rechtfertigen 
lassen,  aber  heute,  wo  sie  nach  dem  gleichen  Maßstab  wie 
alle  anderen  besteuert,  nicht  die  mindeste  Begünstigung  oder 
Erleichterung  hätten,  gebühre  ihnen  an  ihrem  versteuerten 
Eigentum  der  gleiche  Schutz  der  Gesetze  und  Behörden,  und 
dies  umsomehr,  als  die  Dominien  durch  die  Jurisdiktions- 
auslagen offenbar  schon  überbürdet  seien.  Als  sie 
im  Jahre  1791  unter  Beibehaltung  der  letzteren  die  gleiche 
Besteuerung  der  Dominien  durchführten,  konnten  sie  wie  jeder 
andere,  der  etwas  zum  allgemeinen  Besten  „unentgeltlich" 
leistet,  unmöglich  daran  denken,  neue,  sie  ausschließlich  treffende 
unbestimmte  Lasten  zu  übernehmen.  Für  die  Belastung  der 
Dominien  mit  solchen  Geldausgaben  besteht  aber  nicht  allein 
kein  Gesetz,  sondern  vielmehr  sind  sie  davon  durch  den 
Tractatus  de  Juribus  incorporalibus  und  durch  das  Herkommen 
freigesprochen. 

Die  Regierung  hatte  sich  bei  der  Abweisung  der  Beschwerde 
auf  ein  für  Oberösterreich  erlassenes  Patent  bezogen.  Diese 
Berufung  gab  dem  Referenten  Gelegenheit,  auf  die  jenem  Patente 
vorausgegangenen  Verhandlungen  mit  den  Ständen  zu  sprechen 
zu  kommen  und  mit  feiner  Pointierung  zu  bemerken:  „Diese 
Verhandlung  —  sie  führte  zur  Anordnung,  daß  die  Kosten  der 
Aufstellung  der  Wegsäulen  aus  dem  Straßenfond  gezahlt 
werden  sollten  —  beweist  zugleich,  wie  damals  das  Privateigentum 
geschont  und  geschützt  wurde,  obgleich  zu  jener  Zeit  die 
Dominien  noch  steuerfrei  gewesen  sind.  Durch  diesen  Schutz, 
heißt  es  weiter,  erhielt  das  Dominikaivermögen  einen  festen 
Kapitalswert,  aus  welchem  der  ständische  Kredit  aufwuchs, 
mit  dem  die  Landstände   uneigennützig  der  Finanzverwaltung 
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in  manchen  Verlegenheiten  behilfhch  gewesen  sind,  dadurch 
wurden  dem  Lande  und  den  Kontribuenten  die  Millionen 
erspart,  welche  jetzt  die  Börsenspekulanten 
bei  neuen  Staatsanleihen  so  leicht  gewinnen" 
Die  Anspielung  war  deutlich  I^) 

Was  aber  den  Ständen  am  meisten  zu  denken  gebe,  daß 
seien  die  Prinzipien,  auf  welche  die  Landesstelle  ihre  Ver- 
fügung basierte.  Nicht  mehr  die  Notwendigkeit  allein,  sondern 
die  Bequemlichkeit  und  Annehmlichkeit  des  Publikums  ge- 
nügen zu  ihrer  Begründung:  welche  „ungeheuren"  neuen 
Lasten  können  daraus  abgeleitet  werden  ?  Wenn  nun  aber  die 
Behörden  ermächtigt  wären,  das  Vermögen  der  Dominien  will- 
kürlich zu  verwenden,  dann  würde  dadurch  nicht  allein  ein 
wichtiges  Objekt  der  landesfürstlichen  Besteuerung  vermindert 
und  endlich  ganz  aufgezehrt  werden,  sondern  das  Dominikai- 
vermögen hätte  aufgehört  ein  Privatvermögen  zu  sein,  über 
welches  allein  der  Eigentümer  zu  verfügen  berechtigt  sei. 
Die  Dominien,  welche  dem  Lande  die  Gesetze  vollziehen,  das 
Privateigentum  der  Untertanen  und  Einwohner  schützen  sollen, 
würden  auf  diese  Art  mit  ihrem  eigenen  Vermögen  außerhalb 
des  Schutzes  der  Gesetze  gestellt  sein.  Wenn  die  Behörden 
beim  Rustikalvermögen  ängstlich  darüber  wachen,  daß  es 
nicht  mit  neuen  Abgaben  belegt,  daß  es  nicht  geschmälert 
werde,  warum  nicht  auch  beim  Dominikalbesitz  ?  Man  hat  die 
Urbarsteuer,  die  Drittelsteuer,  das  Taz-  und  Umgeldsgefälle, 
obgleich  sie  diese  Gefälle  vom  Staate  erkauft  hatten,  einge- 
zogen, ohne  die  Eigentümer  zuvor  zu  befragen,  und  heute 
wissen  sie  noch  nicht,  was  ihnen  die  Finanzverwaltung  als 
Entschädigung  geben  werde. 

Es  ist  anerkannt,  heißt  es  weiter,  daß  der  begüterte 
Landesadel  die  festeste  Stütze  des  Erbthrones,  des  Bestehenden 
ist ;  das  Grundbesitztum  läßt  sich  von  dem  Lande  nicht 
trennen.  Man  weiß  aber  auch,  daß  der  verarmte  Adel  im  Volke 
wenig  geachtet  ist,  den  moralischen  Einfluß  verliert,  umso- 
mehr  in  der  jetzigen  Zeit,  in  welcher  der  Geldreichtum  einen 
so  hohen  und  einflußreichen  Wert  erlangt  hat.  Der  Gutsbe- 
sitzer ist  nun  auf  dem  besten  Wege  dazu :  der  Wohlstand 
hat  abgenommen,  wie  dies  der  städtische  Gewerbfleiß  aus 
dem  verminderten  Absatz  seiner  Erzeugnisse  schon  schmerzlich 
empfinde,  eine  große  Anzahl  ist  verschuldet,  die  Exekutionen 
wegen  rückständiger  Dominikaisteuern  sind  nicht  mehr  selten. 
Wenn  das  so  weiter  geht,  auf  der  einen  Seite  das  Dominikai- 
vermögen mit  immer  neuen  Abgaben  belastet  wird,  auf  der 
anderen  Seite  die  Renteinkünfte  vermindert  werden,  so  werden 
eines  Tags  die  Dominien  die  Lasten    der    Patrimonialgerichts- 


')  Siehe  ober.  S.  22. 


—   140  — 

barkeit  und  der  landesfürstlichen  Steuer  nicht  mehr  aufzu- 
bringen vermögen. 

Diesem  Exkurs  über  die  bedrängte  Lage  des  begüterten 
Adels  folgt  die  Nutzanwendung.  Mit  kaiserlicher  Entschließung 
vom  4.  August  1791  so  heißt  es  zum  Schluß,  wurde  die  Not- 
wendigkeit ausgesprochen,  die  sämtlichen  politischen  Gesetze 
in  Übersicht  zu  nehmen.  Sie  scheint  seither  noch  mehr  her- 
vorgetreten zu  sein ;  denn  die  ungewöhnlichen  Ereignisse  der 
langen  Regierungszeit  des  Kaisers  Franz  haben  auch  das 
Verhältnis  zwischen  Obrigkeit  und  Untertan  geändert,  das 
Band  der  Gutsuntertänigkeit  ist  lockerer  geworden  und  Ver- 
fügungen, welche  einst  notwendig  sein  mochten,  um  das 
Übergewicht  der  Dominien  ins  Gleichgewicht  herabzusetzen, 
haben  vielleicht  das  Ziel  schon  überschritten.  Nach  den  jetzt 
öfter  wiederkehrenden  Widersetzlichkeiten  der  Untertanen  und 
einzelnen  Aufständen  zu  schließen,  scheint  das  Übergewicht 
bereits  auf  die  andere  Seite  übergegangen  zu  sein,  weshalb 
nun  zum  Schutze  der  Dominien  etwas  vorgekehrt  werden 
müsse.  Unter  Kaiser  Franz  ist  das  allgemeine  bürgerliche  Ge- 
setzbuch, ein  Musterwerk  der  Zivilgesetzgebung,  zustandege- 
bracht worden.  „Euer  Majestät  ist  das  politische  Gesetzbuch 
vorbehalten."  Für  die  Zwischenzeit  ist  durch  die  oben  er- 
wähnte kaiserliche  Entschließung  vom  4.  August  1791  schon 
vorgesorgt  worden,  indem  darin  ausgesprochen  wurde,  daß 
Seine  Majestät  von  Gegenstand  zu  Gegenstand  die  Grund- 
sätze bestimmen,  die  Landstände  aber  über  die  wirkliche  An- 
wendung derselben  angehört  werden.  „Dieser  Allerhöchsten 
Entschließung  ist  es  offenbar  entgegen,  wenn  die  Verwal- 
tungsbehörden auf  das  Dominikaivermögen  Abgaben  anweisen, 
ohne  daß  zuvor  die  Stände  einvernommen,  und  Eure  Majestät 
als  unser  alleiniger  Gesetzgeber  AUerhöchstihren  Willen  als 
allgemeines  Gesetz  ausgesprochen  haben." 

Als  dieser  Entwurf  im  verstärkten  Ausschuß  zur  Bera- 
tung kam,  stellte  der  Referent  Franz  R.  v.  Heintl  an  die 
Schlußbemerkung  anknüpfend,  den  formellen  Antrag,  der 
Kaiser  wäre  unter  Berufung  auf  das  ihnen  vom  Kaiser 
Leopold  n.  gewährte  Zugeständnis  darum  zu  bitten,  daß  die 
Stände  nicht  nur  bei  Abänderung  der  bestehenden  Gesetze, 
sondern  auch  dann,  wenn  es  sich  um  neue  Gesetze  handle, 
vorläufig  einvernommen  würden.^)  „Schon  seit  längerer  Zeit", 
erklärte  unter  allseiüger  Zustimmung  Graf  Colloredo-Manns- 
feld,  „liefern  vielfältige  Verfügungen  der  administrativen  Be- 
hörden den  traurigen  Beweis,  daß  diese,  wenn  sie  nicht 
wissen,  woher  die  Kosten  zu  irgendeiner  Ver- 
fügung oder  Anstalt  gedeckt  werden  sollen, 
stets    geneigt    seien,    die    Dominien  zu  belasten 

»)  Siehe  oben  S.  33.  .       . 
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und  dieRechte  derHerren  Stände  zu  beeinträch- 
tigen. Es  scheine  ihm  daher  ebenso  notwendig  als  in  den 
Pflichten  der  Herren  Stände  gegründet,  Seine  Majestät  auf  die 
Vernunft-  und  gesetzwidrigen  Vorgänge  der  Behörden  auf- 
merksam zu  machen,  zu  welchem  Ende  sich  die  Stände  be- 
stimmt finden  dürften,  zur  Erforschung  ihrer  verschiedenen 
Beschwerden  eine  Kommission  niederzusetzen  und  sodann 
diese  von  derselben  mittels  eines  reifen,  umständlichen  Gut- 
achtens zu  ihrer  Kenntnis  zu  bringenden  Beschwerden  durch 
eine  eigene  Deputation  Seiner  Majestät  zur  allergnädigsten 
Abhülfe  untertänigst  vorzulegen." 

Dieser  Antrag  des  Grafen  Colloredo-Mannsfeld  wurde 
vom  verstärkten  Ausschuß  mit  Stimmenmehrheit  zum  Beschluß 
erhoben,  dagegen  fiel  der  des  Referenten  durch.  Die  Mehrzahl 
der  Stimmen  sprach  sich  dahin  aus,  daß  man  sich  auf  den 
unmittelbaren  Anlaß  der  Beschwerde,  die  Anordnung  der  Auf- 
stellung von  Wegweisern,  beschränken  sollte. i)  Es  wird  uns 
diese  Zurückhaltung  leicht  erklärlich  werden,  wenn  wir  die 
Mitglieder  des  verstärkten  Ausschußes  näher  ins  Auge  fassen : 
unter  ihnen  befand  sich  auch  der  Staats-  und  Konferenzrat 
Hofrat  Knorr.  Dem  Beschluß  trat  auch  der  Landtag  bei,  wo 
übrigens  der  Vortrag  des  Gegenstands  ebenfalls  wie  im  ver- 
stärkten Ausschuß  lautes  Echo  hervorrief,  und  dement- 
sprechend wurden  die  spitzen  Ausfälle  gegen  die  Staatsver- 
waltung und  die  Berufung  auf  das  Recht  des  „Beirates"  gestrichen 
und  nur  der  Erlaß  der  Landesstelle  einer  allerdings  scharfen 
Kritik  unterzogen. 2) 

Hatte  sich  die  Erbitterung,  wie  sie  unmittelbar  nach  dem 
Regierungsantritt  des  neuen  Kaisers  in  den  geschäftsführenden 
Ausschüssen  und  im  Landtag  zum  Ausdruck  kam,  in  erster 
Linie  gegen  die  politischen  Staatsbehörden  erster  und  zweiter 
Instanz  gekehrt,  so  bekam  auch  die  Hofstelle  ihren  Teil  ab, 
und  zwar  war  es  das  übliche  Verschleppungs-  und  Bevor- 
mundungssystem, welches  in  zwei  besonders  grassen  Eällen 
zutage  trat  und  lebhaften  Unmut  und  Widerspruch  hervorrief. 
Die  Stände  hatten  sich  veranlaßt  gesehen,  an  Stelle  des  alten 
schon  sehr  baufälligen  und  zu  enge  gewordenen  Landhauses 
einen  Neubau  aufzuführen.  Nachdem  sie  schon  im  Jahre  1831 
der  Hofkanzlei  einen  vom  Architekten  Kornhäusel  verfertigten 
Plan  vorgelegt  hatten,  erhielt  derselbe  von  Seite  des  Hofbaurats 
eine  derartige  Umwandlung,  daß  das  ursprüngliche  Projekt 
kaum  mehr  wiederzuerkennen  war  und  die  Stände  die  Freude 
daran  verloren.  Im  Frühjahr  1833  legten  sie  nun  einen  neuen 


1)  Sitzung  vom   11.  September  1835;    Landesregistralur,    Protokolle  des 
verstärkten  Ausschusses. 

2)  Versammlung  vom  17.  September.  Landesregistratur,  Syndikatsprotokolle, 
Holbericht  vom  28.  Sept.  Ebenda,  Fasz.  52,  Nr.  5183. 
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Entwurf  nach  den  Plänen  des  Architekten  Ludwig  Pichl  mit 
samt  dem  Kostenbedeckungsvorschlag  vor  und  nach  aber- 
maligem langen  Warten  erfuhr  auch  dieses  Projekt  sowohl 
nach  der  architektonischen  als  der  staatsökonomischen  Seite 
allerlei  stellenweise  nicht  unwesentliche  Bemängelungen. i) 
Das  Verordnetenkollegium  beschloß,  trotzdem  am  Pichischen 
Projekte  festzuhalten.  In  der  Sitzung  des  verstärkten  Ausschusses 
vom  14.  Mai  1835,  wo  der  Beschluß  zum  Vortrag  gelangte,  kam 
es  nun  zu  kräftigen  Äußerungen  des  Unwillens.  Übereinstimmend 
wurde  betont,  daß  die  Stände  nicht  an  die  Befolgung  der  hof- 
baurätlichen  Weisungen  gebunden  sein  könnten.  Den  Ständen 
als  „Eigentümern  des  Landhauses",  erklärte  Heintl,  müsse  das 
Recht  zugestanden  werden  zu  bauen,  „wie  sie  wollen".  Mit 
allem  Nachdruck  sei  bei  der  Hofkanzlei  darauf  zu  dringen, 
daß  dem  dermaligen  Zustand  des  Landhauses  baldigst  ein 
Ende  gemacht  werde,  das  „halb  in  Ruinen"  und  das  „Sinnbild 
einer  verfallenen  Verfassung"  sei. 2)  Diese  Äußerungen  im 
Schöße  der  Kollegien  sind  in  symptomatischer  Hinsicht  sehr 
bemerkenswert,  indem  sie  uns  zeigen,  wie  sich  die  Stände 
wieder  zu  fühlen  und  ihrer  Bevormundung  von  oben  zu 
schämen  beginnen. 

Der  zweite  Fall  betraf  die  Urbarial-  un d  Zehentkatastrierung, 
welche  wir  bereits  als  eine  Seeschlange  gefährlichsten  Charakters 
kennen  gelernt  haben.  Nachdem  endlich  in  der  so  brennenden 
Frage  der  Ausgleichung  des  Mißverhältnisses  in  der  Besteuerung 
zwischen  belastetem  und  unbelastetem  Besitz  mit  Hofdekret 
vom  12.  März  1833^)  ein  „beschleunigtes"  Tempo  angeordnet 
worden  war  und  sich  die  Stände  für  die  Zusicherung  der 
definitiven  Ausführung  und  der  dringlichen  Behandlung  bedankt 
hatten,  kam  ganz  unerwartet  von  der  Hofkanzlei  der  Auftrag 
herab,  daß  über  die  bereits  angeordneten  Arbeiten  die  erforder- 
lichen Weisungen  „nachträglich"  zu  erteilen  seien,  weil  man 
für  notwendig  befunden  habe,  hierüber  noch  einen  Vortrag  zu 
erstatten.*)  Nachdem  die  Stände  schon  in  hohem  Grade  unruhig 
geworden,  im  Mai  1835  um  die  „unverweilte"  Zustandebringung 
des  von  ihnen  vor  zehn  Jahren  vorgeschlagenen  Katasters 
nach  den  bereits  erflossenen  Vorschriften  gebeten  hatten,^) 
ohne  damit  irgendeinen  Erfolg  erzielt  zu  haben,  riß  ihnen  nun 
auf  dem  Landtag  die  Geduld  und  es  wurde  beschlossen,  in 
einer  Hofvorstellung  den  Kaiser  zu  bitten,   daß  den  Behörden 

1)  Vergleiche  A.  Mayer,  Das  niederösterreichische  Landhaus  in  Wien 
(1513—1848),  S.  83  fg. 

*)  Landesregistratiir,  Protokolle  des  verstärkten  Ausschusses. 

3)  Siehe  oben  S.   99. 

*)  Hof  kanzleidekret  an  die  niederösterreichische  Grundsteuer-Regulierungs- 
Provinzial-Kommission  vom   12.  März   1835. 

*)  Hofvorstellung  der  Stände  vom  21.  Mai  1835;  Archiv  des  Finanz- 
ministeriums, Z.   1993  von   1841. 
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der  Befehl  erneuert  werde,  an  die  Ausführung  der  angeordneten 
Maßregel  „endlich  einmal"  Hand  anzulegen  und  den 
zweiten  Teil  des   Katasters  zustande  zu  bringen. i) 

Blicken  wir  auf  die  Verhandlungen  der  Stände  in  den 
beiden  Tagungen  des  Jahres  1835  zurück,  so  ergibt  sich  uns 
als  das  wichtigste  greifbare  Resultat  der  Beschluß:  die  in 
der  Landesverfassung  begründeten  Rechte  der 
Dominien  energischer  zu  wahren  und  alle  Ver- 
stöße dagegen  zu  sammeln.  Wier  sehen  ferner,  wie 
sie  sich  von  der  bloßen  Kritik  der  Regierungsmaßregeln  bereits 
z  u  positiven  Reformvor  schlagen  emporgerungen 
h  atten :  Reorganisation  des  Sicherheitswesens  auf  dem  Lande, 
B  ildung  einer  staatlichen  Gendarmerie  und  Errichtung  von 
A  beitshäusern.  Wir  finden  dann  weiters  die  Disposition,  den 
gordischen  Knoten  der  Urbarialverhältnisse  durch  eine  Ablösung 
der  Untertansleistungen  zu  zerhauen.  Es  war  aber  auch  wahr- 
zunehmen, wie  sich  das  Selbstbewußtsein  der  Stände  zu  regen 
beginnt,  und  schon  taucht  hinter  den  Klagen  über  die 
Drangsalierung  der  Herrschaften  das  Recht  des  Beirates  auf, 
eine  der  ersten  Voraussetzungen  für  eine  gedeihliche  Wirk- 
samkeit der  Stände.  In  den  Grundzügen  ist  schon 
die  Bewegung  der  Vierziger  Jahre  gegeben; 
freilich  um  die  hier  deutlich  wahrnehmbaren  Keime  und  Ansätze 
zum  Ausreifen  zu  bringen,  mußte  von  Seite  der  Regierung 
noch  manches  geschehen  oder  unterlassen  werden. 


')  Sitzung    des    verstärkten    Ausschusses    vom     11.    September     1835; 
Landesregistratur,  Protokolle. 


IV.  BUCH 

DIE  REFORM  DER  HERRSCHAFTLICHEN 
JUSTIZ-  UND  POLIZEIVERWALTUNG 


Bibl,  Vormärz  10 


Wie  verhielt  sich  nun  die  Regierung  zu  den  im  Landtag  1835 
geäußerten  Wünschen  und  Beschwerden  ?  Was  zunächst  die 
allerdringendste  Vorstellung  anbelangt,  die  Hofschrift  vom 
17.  September,  worin  die  Stände  zum  dritten  Male  auf  die 
Ermöglichung  eines  Zwangsverfahrens  zur  Einbringung  rück- 
ständiger Urbarialgaben  drangen,^)  venvies  die  Hofkanzlei 
unter  Berufung  auf  ihren  Vortrag  vom  12.  Dezember  1833 2) 
neuerdings  auf  die  Unzulänglichkeit  des  Untertanstrafpatentes 
und  beantragte,  über  diese  Angelegenheit  Verhandlungen  bei 
den  politischen  Behörden  einzuleiten  und,  falls  sich  die  Un- 
zweckmäßigkeit  der  bisher  geltenden  Vorschriften  ergäbe,  der 
Frage  einer  Neuordnung  im  Wege  eines  Exekutionsverfahrens 
näher  zu  treten. 

Ungefähr  nach  einem  Jahr  wurde  der  Vortrag  auch  im 
Staatsrat  erledigt.  Hofrat  Weiß,  der  nach  der  mittlerweile 
erfolgten  Pensionierung  des  Hofrats  Knorr^)  allein  das  Wort 
führte,  trat  wiederum  mit  Wärme  für  die  Vorschläge  der  Hof- 
kanzlei ein.  Es  ist  auffallend,  erklärte  er,  daß  die  Behörden 
die  Frage,  welche  Zwangsmittel  in  Niederösterreich  landes- 
gebräuchlich seien,  bisher  immer  „oberflächlich"  behandelten; 
er  fände  kein  Bedenken,  über  die  landesüblichen  Exekutions- 
mittel der  früheren  Zeit  (vor  dem  Strafpatent  von  1781)  die 
erforderlichen  Erhebungen  zu  veranlassen,  „weil  diese  Frage 
und  die  vorliegende  Bitte  immer  wieder  zum  Vorschein  kommt 
und  wohl  notwendig  immer  wieder  sich  erheben  muß,  bis 
endlich  auch  diese  Provinz  eine  angemessene  Exekutions- 
ordnung erhalten  haben  wird".  Nur  für  den  Fall,  als  es  der 
Kaiser  „noch  immer  nicht"  an  der  Zeit  finden  sollte,  jene 
Vernehmungen  einleiten  zu  lassen,  würde  er  der  von  der 
Hofkanzlei  gestellten  Alternative  beitreten.  Er  versäumte  auch 


1)  Siehe  oben  S.    127  fg. 

2)  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  8166. 

*)  Knorrtrat  am  12.  November  1835  in  den  Ruhestand  ;  Hock-Biedermann, 
„Der  österreichische  Staatsrat",  S.  674. 
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nicht  hinzuzufügen,  daß  die  Erhebungen  über  das  frühere 
landesübliche  Verfahren  durchaus  nicht  „bedenklich"  sein 
könnten,  „so  lange  sie  bloß  zwischen  den  Behörden  gepflogen 
werden  und  sich  auf  das  Herkömmliche  zu  basieren  haben". ^) 
Hofrat  Weiß  war,  wie  man  sieht,  kein  Revolutionär ;  er  wollte 
nur  das  vor  dem  Jahre  1781  übliche  Verfahren  restituieren  und 
schließlich  wäre  den  Dominienbesitzern  schon  die  Wieder- 
herstellung des  Status  quo  ante  hocherwünscht  gekommen. 

Der  Antrag  fand  erst  nach  sieben  Jahren  seine  Erledigung. 
„Es  ist  genau  zu  erheben",  heißt  es  in  der  kaiserlichen  Ent- 
schließung vom  31.  Januar  1843,  „welche  Exekutionsmittel 
noch  vor  dem  Strafpatent  zur  Einbringung  der  Urbarialgaben 
landesüblich  waren,  ob  diese  genügen  und  ob  auch  in  Nieder- 
österreich ergänzende  Bestimmungen  notwendig  sind.  Die 
Resultate  dieser  Verhandlung  sind  mir  seinerzeit  gutachtlich 
vorzulegen."  2j  Also,  nach  zehn  Jahren  erfolgte  die  Anordnung 
des  „genauen"  Studiums  der  Frage,  und  sie  wäre  auch  jetzt 
nicht  erflossen,  wenn  sich  nicht  mittlerweile  ein  neuer  Fall 
eines  behördlicherseits  beanständeten  Exekutionsverfahrens 
zugetragen  hätte,  der  in  eklatanter  Weise  zeigte,  daß  die 
Behörden  selbst  nicht  wußten,  ob  die  Pfändung  zulässig  sei 
oder  nicht. 

Diesmal  war  es  die  Stiftsherrschaft  Altenburg,  welche 
mit  der  Landesregierung  in  Konflikt  geriet,  weil  sie  bei  einem 
ihrer  Untertanen  in  Frauenhofen  eine  Pfändung  veranlaßt  und 
auch  wirklich  durchgeführt  hatte.  Da  das  Kreisamt  in  Krems 
dieses  Verfahren  in  der  Ordnung  gefunden  hatte,  so  wäre  der 
Fall  erledigt  gewesen.  Weil  aber  die  Tochter  des  Gepfändeten 
die  amtlichen  Organe  beleidigte  und  deshalb  verurteilt  wurde, 
sie  dann  gegen  dieses  Urteil  den  Rekurs  ergriff,  so  erfuhr  jetzt 
die  Landesregierung  den  Sachverhalt  der  vorausgegangenen 
Pfändung  und,  obwohl  sich  der  Referent  in  Untertanssachen 
für  deren  Gesetzlichkeit  aussprach,  entschied  das  Ratsgremium 
dahin,  daß  das  Kreisamt  vorschriftswidrig  vorgegangen  sei  und 
über  seinen  „irrigen"  Standpunkt  belehrt  werden  müsse. ^) 
Das  Kreisamt  führte  zu  seiner  Rechtfertigung:  an,  daß  das 
politische  Exekutionsverfahren  mittelst  Pfändung  von  sämt- 
lichen berufenen  Behörden  tatsächlich  als  das  gesetzliche 
Eintreibungsmittel,  auch  von  Seite  der  Landesregierung  selbst, 
angesehen  werde,  und  verwies  auf  die  Regierungsverordnung 
vom  15.  Juni  1831*)  und  auf  einen  Bericht  derselben  über 
die    Kosten    für    die    exekutive  Einbringung    in    der  Zeit  von 


1)  Votum    vom    16.  September  1836    über    den  Vortrag    der  Hofkanzlei 
vom  6.  November  1835.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  6505  ex   1835. 

2)  Ebenda. 

')  Note  an  das  Kreisamt  vom  20.  Januar   1842,  Z.   2688. 
*)  Siehe  oben  S.   110  fg. 
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1827 — 33,  welchen  die  Hofkanzlei    zur    Nachricht    genommen 
habe.i) 

Die  Stiftsherrschatt  ergriff  nun  gegen  die  Entscheidung 
der  Landesregierung  den  Rekurs  an  die  Hofkanzlei, 2)  welche 
ihrerseits  wieder  die  gutachtliche  Äußerung  der  Hotkammer- 
prokuratur  einholte.  Diese  sprach  sich  neuerdings  für  die  Zu- 
lässigkeit  des  politischen  Pfändungsverfahrens  aus^)  und  die 
Hofkanzlei  wiederholte  ihre  früheren  Äußerungen, *)  worauf 
dann,  wie  schon  gesagt,  der  Auftrag  erfolgte,  die  Frage  einem 
gründlichen  Studium  zu  unterziehen,  dessen  Resultat  die 
Stände  nicht  mehr  erlebten. 

Der  Vorfall  ist  in  zweifacher  Hinsicht  äußerst  lehrreich. 
Erstens  zeigt  er  uns  an  einem  konkreten  Beispiel  den  Wider- 
sinn der  kollegialen  Geschäftsbehandlung, 5)  indem  der  fach- 
kundige Referent  der  Landesregierung  von  den  anderen  Räten 
niedergestimmt  wurde  und  sich  diese  von  der  unterstehenden 
Behörde  sagen  lassen  mußte,  daß  sie  ihre  eigenen  Verord- 
nungen nicht  kenne.  Zweitens  enthüllt  er  uns  in  drastischer 
Weise  einen  Zustand  vollständiger  Anarchie,  indem  in  der 
Praxis  ein  Verfahren  eingeschlagen  wurde,  das  eigentlich  nach 
dem  Gesetz  verboten  war.  Über  den  Grundobrigkeiten,  welche 
die  Pfändung  vorzunehmen  bemüßigt  waren,  schwebte  jederzeit 
das  Damoklesschwert  des  Rekurses  unter  Berufung  auf  das 
ominöse  Hofkanzleidekret  vom  14.  September  1817.  Der 
schwankende  Rechtsboden,  auf  dem  die  obrigkeitlichen  Ein- 
nahmsquellen ruhten,  blieb  also  weiter  bestehen  :  sie  hingen 
in  der  Luft. 

Wie  stand  es  nun  um  die  Gegenleistungen  aus  dem 
Titel  der  Dorfobrigkeit,  wider  deren  Erhöhung  und  Neube- 
gründung die  Stände  Beschwerde  erhoben  hatten  ?  Bald  nach 
Schluß  des  Landtags  1835  kam  dem  ständischen  Verordneten- 
kollegium  die  Entscheidung  der  Landesregierung  in  der  An- 
gelegenheit des  Bettlerunfugs  und  der  vom  Kreisamt  unter 
dem  Manhardsberg  verfügten  Mittel  zur  Abstellung  zu.^)  Sie 
wies  die  Beschwerde  der  Stände  als  unbegründet  zurück  und 
nahm  das  Kreisamt  in  Schutz.  Das  war  schließlich  vorauszu- 
sehen gewesen,  aber  sie  enthielt  für  die  Stände  insoferne 
eine  glänzende  Rechtfertigung,    als    hier  ganz  unverblümt  die 


1)  Hofkanzleidekret  vom  26.  September  1833,  Z.  23.657.  Bericht  des 
Kreisamts  vom  8.  Mai   1842,  Z.  3299. 

2)  Regierungsbericht    vom  2.  Juni  1842.    Statthalterei-Archiv  Nr.  30.822. 

3)  Bericht  vom  26.  August  1842. 

^)  Vortrag  vom  6.  Oktober  1842.  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern 
(IV.  K  3,  Urbarien,  Niederösterreich  in  genere);  Staatsarchiv,  Staatsratsakten 
Nr.  5344.  Der  Vortrag  wurde  erst  am  12.  März  1848  unter  Berufung  auf  die 
kaiserliche  Entschließung  vom  21.  Januar  1843  erledigt. 

5)  Siehe  oben  S.  9. 

*)  Siehe  oben  S.   131. 
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Unzulänglichkeit  und  Unhaltbarkeit  des  ländlichen  Polizei- 
wesens amtlich  zugegeben,  somit  die  vollkommene  Berechti- 
gung der  ständischen  Vorstellung  konstatiert  wurde.  Die  merk- 
liche Zunahme  des  Bettelwesens,  heißt  es  hier,  hat  die  Re- 
gierung veranlaßt,  den  Kreisämtern  als  kontrollierenden  Or- 
ganen der  mit  der  Handhabung  der  Polizei  betrauten  Orts- 
obrigkeiten die  strenge  Befolgung  der  diesbezüglichen  Polizei- 
vorschriften einzuschärfen.  Die  Regierung  müsse  selbst  zu- 
geben, daß  die  Vollziehung  dieser  Aufträge  bei  der  derzeitigen 
Organisation  der  Polizeiaufsicht  auf  dem  flachen  Lande  für 
die  Kreisämter,  wenn  sie  für  den  Erfolg  verantwortlich  bleiben 
sollen,  eine  „beinahe  unmögliche,  jedenfalls  aber  eine  sehr 
schwierige  Aufgabe"  sei.  „Die  Mangelhaftigkeit  der  Organe, 
durch  welche  die  Kreisämter  alle  administrativen  Funktionen 
bewirken  sollen,  ist  so  allgemein  anerkannt,  daß  jede  Detail- 
erörterung hierüber  sich  als  überflüssig  darstellt.  Die  Regierung 
ist  daher  auch  überzeugt,  daß  so  lange  die  Handhabung  der 
Polizei  sich  in  Händen  der  Patrimonialgerichte  befinden  und 
von  ihrem  Eifer  und  ihrer  Tätigkeit  abhängig  gemacht  wird, 
nie  auf  eine  unausgesetzte,  genaue  und  feste  Beobachtung 
der  diesfälligen  Vorschriften  mit  Sicherheit  gerechnet  werden 
kann."  Der  von  dem  Herrschaftsbesitzer  abhängige,  mit  Ge- 
schäften anderer  Art,  namentlich  wirtschaftlichen  Agenden 
„überhäufte"  Beamte  kann  „auch  nicht  bei  dem  besten  Willen" 
—  und  wie  häufig  gebricht  es  auch  an  diesem  —  den  Anfor- 
derungen der  Staatsverwaltung  entsprechen.  Gestalten  sich 
diese  noch  überdies  kostspielig  und  kollidieren  sie  so  mit 
dem  Interesse  seines  Brotherren,  dann  darf  man  von  der 
Lauigkeit  im  Vollzuge  schon  sicher  sein.  Es  kann  daher  den 
Kreisämtern  nicht  verargt  werden,  wenn  sie  das,  was  bei  einer 
„zweckmässigen  Organisation"  ohne  Aufwand  scharfer  Maß- 
regeln erreichbar  wäre,  durch  eine  „unnachsichtliche  und 
strenge  Ahndung"  jeder  der  Ortsobrigkeit  und  Gemeinde  zu 
Schulden  kommenden  Lauigkeit  oder  Fahrlässigkeit  zu  be- 
wirken trachten,  um  ihre  eigene  Verantwortung  zu  sichern. 
Wenn  sie  dabei  innerhab  der  gesetzlichen  Schranken  bleiben, 
kann  ihnen  die  Strenge  nicht  zum  Vorwurf  gemacht  werden. 
Was  nun  das  Meritum  der  Strafandrohung  anbelangt, 
so  könne  nach  Patent  vom  13.  April  1728  und  der  Instruktion 
von  1783  die  Berechtigung  des  Kreisamtes  zur  Verhängung 
eines  Pönales  nicht  in  Abrede  gestellt  werden.  Wenn  Herr- 
schaft und  Gemeinde  ihre  Pflicht  tun,  werden  sie  nicht  leicht 
in  die  Lage  der  Straffälligkeit  kommen.  Die  Sache  ist  übrigens 
sehr  einfach.  Es  gibt  nur  zwei  Kategorien  von  Bettlern :  ein- 
heimische, d,  h.  solche,  die  der  Gemeinde  oder  dem  Bezirke, 
wo  sie  betteln,  angehören,  oder  herumziehende,  die  aus  an- 
deren Bezirken  kommen.  Die  erste  Kategorie    sollte    bei  einer 
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geordneten  Aufsicht  und  einer  geregelten  Organisation  der 
Gemeinde-Armeninstitute  überhaupt  nicht  vorkommen.  Denn 
entweder  sind  sie  gänzlich  arbeitsunfähig,  dann  ist  es  die 
Pflicht  der  Gemeinde,  sie  zu  erhalten,  oder  sie  sind  arbeits- 
fähig, dann  hat  man  sie  mit  Arbeit  zu  versehen  und  ihr 
müßiges  Herumziehen  hintanzuhalten.  Derartige  Individuen 
sind,  sobald  sie  auf  ihrem  Müßiggang  beharren,  auf  Grund 
der  kaiserlichen  Entschließung  vom  11.  März  1811  zur  Notio- 
nierung  in  das  Zwangsarbeitshaus  geeignet.  Die  herumzie- 
henden Bettler  fremder  Bezirke  aber,  die  einer  zweckent- 
sprechenden Aufsicht  nicht  entgehen  können,  sind  nach  der 
Abstrafung  einfach  an  ihre  zuständige  Gemeinde  in  Schub  zu 
setzen.  Was  nun  die  vom  Verordnetenkollegium  in  Antrag 
gebrachten  Mittel  zur  Steuerung  der  überhandnehmenden  Bet- 
telei anbelangt,  so  kann  sie  die  Regierung,  soweit  es  sich  um 
die  Errichtung  von  Arbeitshäusern  handelt,  nur  billigen,  und 
die  Stände  werden  der  Menschheit  und  der  öffentlichen  Sicher- 
heit einen  großen  Dienst  erweisen,  wenn  sie  die  Dominien 
zur  Herstellung  von  derlei  Lokalanstalten  vermögen  würden. 
Deshalb  aber  weil  wegen  des  „wenigen  Berufes"  der  hierlän- 
digen  Dominien  zu  derlei  Lokalpolizeianstalten  obige  Maßregel 
nicht  so  leicht  ausführbar  ist,  eine  Klassifikation  der  Bettler, 
in  solche,  denen  das  Betteln  gestattet,  und  solche,  denen  es 
verboten  ist,  eintreten  zu  lassen,  erscheint  wahrlich  „seltsam". 
Nach  den  bestehenden  Vorschriften  ist  das  Betteln  ohne  Aus- 
nahme verboten,  und  dabei  hat  es  zu  bleiben,  weil  die  Gesetze 
Mittel  genug  andeuten,  Arbeitsunfähige  zu  versorgen,  ohne 
daß  sie  auf  das  Betteln  angewiesen  sind.  „An  der  Befol- 
gung dieser  Gesetze  mangelt  es  aber,  und  darum  ist  es  not- 
wendig, daß  die  Kreisämter  mit  einem  eingreifenden  Nach- 
drucke einschreiten."^) 

Also:  die  Landesregierung  sieht  ein,  daß  die  Sicher- 
heitseinrichtungen auf  dem  flachen  Lande  völlig  unzweck- 
mäßig sind  und  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  auch 
die  Dominien  außerstande  sind,  dem  Übel  zu  steuern,  aber 
sie  kann  nichts  machen  ;  sie  muß  sich  den  Rücken  decken 
und  mit  Strenge  auf  die  Befolgung  der  bestehenden  Vor- 
schriften sehen.  Die  Belehrung  über  die  Mittel,  wie  auf  die 
einfachste  Art  bei  entsprechender  Handhabung  der  Gesetze 
das  Bettelunwesen  aufhören  müsse,  dann  die  Anweisung,  den 
Dominien  zu  allen  übrigen  Lasten  noch  die  Errichtung  von 
Arbeitshäusern  auf  ihre  eigenen  Kosten  anzuempfehlen,  mußte 
im  Landhaus  wie  ein  Hohn  berühren. 

Das  ständische  Verordnetenkollegium  entschloß  sich 
nun,  wie  in  der  Angelegenheit    der    Wegweiser    den    landes- 

ij  Note  vom  12.  Oktober  1835,  Z.  44.302.  Landesregistratur,  Fasz.  2, 
Nr.  5921. 
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väterlichen  Schutz  anzurufen  und  der  Hofkanzlei  ein  Majestäts- 
gesuch zu  überreichen.  Die  folgerichtige  Ausdehnung  der  bei 
den  politischen  Behörden  zu  Tage  getretenen  Ansichten  und 
Grundsätze,  wurde  darin  gesagt,  würde  die  Dominien,  wie 
dies  bereits  in  ihrer  vom  Landtag  beschlossenen  Vorstellung 
vom  28.  September^)  ausgeführt  wurde,  „gänzlich"  zugrunde 
richten,  ohne  daß  jedoch  dadurch  die  beabsichtigten  Zwecke 
erreicht  werden  könnten.  Die  letzte  Antwort  der  Landes- 
regierung auf  ihre  Beschwerde,  heißt  es  weiter,  konnte  sie 
unmöglich  befriedigen,  weil  sie  eigentlich  keine  Antwort  ist. 
Statt  über  die  Mittel  und  Wege  zu  beraten,  einem  anerkannten 
Übel  abzuhelfen,  hat  dieselbe  „alle  alten  und  ältesten  Vor- 
schriften" aufgesucht,  von  deren  Unzulänglichkeit  die  viel- 
jährige Erfahrung  die  überzeugendsten  Beweise  geliefert,  um 
hiemit  die  zweckwidrige  Anordnung  des  Kreisamtes  zu  recht- 
fertigen ;  hat  mit  einer  Einteilung  der  Bettler  in  Arbeitsfähige 
und  Unfähige  zu  behaupten  gesucht,  daß  der  Unfug  des  Bet- 
teins nach  den  bestehenden  Vorschriften  leicht  abzustellen 
wäre,  und  hat  endlich  die  Stände  aufgefordert,  die  Dominien 
zu  vermögen,  Lokalanstalten  gegen  das  Betteln  zu  errichten. 
In  die  wichtigsten  Vorfragen  aber,  warum  es  denn  selbst 
der  so  zahlreich  besetzten  Wiener  Polizei  nicht  möglich  ist,  dem 
Unwesen  zu  wehren,  ob  die  Dominien  mit  den  ihnen  zu  Ge- 
bote stehenden  Mitteln  verantwortlich  gemacht  werden  könnten, 
„mehr  zu  leisten  als  diese  reich  dotierte,  auf  einen  im  Grunde 
nur  kleinen  Raum  beschränkte  Lokalanstalt",  ob  die  ange- 
ordneten vStreifungen  einen  praktischen  Wert  hätten,  warum 
die  aufgezählten  Vorschriften  von  ihrer  ersten  Erscheinung  an 
stets  wirkungslos  geblieben  und  woher  endlich  die  Kosten  zu 
den  allernötigsten  Vorkehrungen  genommen  werden  sollten : 
auf  alle  diese  Fragen  ist  die  Landesregierung  die  Antwort 
schuldig  geblieben.  Einer  der  hinsichtlich  der  öffentlichen 
Sicherheit  allerwichtigsten  Gegenstände  ist  auf  eine  Weise 
berührt  worden,  „die  nur  erwarten  läßt,  daß  ihm  nicht  abge- 
holfen wird,  sondern  daß  diese  Piovinz  großen  Gefahren  und 
selbst  längst  bestehenden,  allgemein  beklagten,  sich  von  Jahr 
zu  Jahr  vergrößernden  Übeln  ohne  allen  Schutz  gänzlich 
überlassen  bleibt."  Es  ist  vielfach  erwiesen  worden,  wie  lästig 
und  gefährlich  die  herumziehenden  Bettler  sind,  unter  denen 
sich  auch  Diebe  und  Mörder  befinden.  „Über  alle  diese  Übel 
wird  viel  geschrieben  und  verhandelt;  es  ist  jedermann  klar, 
daß  die  alten  bestehenden  Vorschriften  keine  Abhilfe  zu  leisten 
vermögen,  allein  demungeachtet  wird  die  öffentliche  Sicherheit 
immer  mehr  und  mehr  gefährdet."  Das  Verordnetenkollegium 
hält  sich  daher  nicht  nur  für  berechtigt,  sondern  selbst  für  ver- 
pflichtet. Seiner  Majestät  vorzustellen,  „wie  bei  den  dermaligen 

')  Siehe  oben  S.   137  fg. 
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Zeitverhältnissen  die  Dominien  nicht  mehr  vermögen,  in  ihren 
Bezirken  die  öffentliche  Sicherheit  zu  wahren  und  wie  beson- 
ders in  dieser  die  Hauptstadt  umfassenden  Provinz  es  die 
Kräfte  derselben  weit  übersteigt,  den  dermaligen  Anforderungen 
der  Polizei  Genüge  zu  leisten,  sondern  vielmehr  eine  all- 
gemeine Staatsanstalt  unerlässig  geworden,  welche 
denselben  als  Unterstützung  beizugeben  wäre  und  ohne  die 
sie  durchaus  nicht  vermögen,  den  erforderlichen  Schutz  den 
Einzelnen  zu  erteilen."^) 

Die  Hofkanzlei  legte  diese  Vorstellung,  da  sie  nicht  von 
den  im  Landtag  versammelten  Ständen,  sondern  vom  Yer- 
ordnetenkollegium  ausging,  nicht  dem  Kaiser  vor,  und  so  erhielt 
dasselbe,  während  die  frühere  vom  28.  September  noch  unerledigt 
war,  verhältnismäßig  rasch  Bescheid.  Sie  wurde  als  unbegründet 
zurückgewiesen.  Das  Kreisamt  war,  heißt  es  darin,  zu  der  vom 
Verordnetenkollegium  beanständeten  Anordnung  nicht  nur 
berechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet,  und  der  Erfolg  blieb  auch 
nicht  aus,  indem  durch  die  erhöhte  Tätigkeit  der  Dominien 
275  gefährliche  Individuen  angehalten  wurden.  „Es  ist 
übrigens  nicht  zu  verkennen,"  wird  weiter  gesagt,  „daß  es  den 
Dominien  an  zureichenden  Mitteln  gebricht, 
um  ihre  Aufgabe  als  unterste  Organe  der  polizei- 
lichen Verwaltung  auf  dem  Lande  entsprechend 
zu  lösen,  so  wie  es  schon  öfters  zur  Sprache  gebracht 
wurde,  daß  eine  wirksame  Abhilfe  in  dieser  Beziehung  nur 
von  wesentlichen  Änderungen  der  landesver- 
fassungsmäßigen  Einrichtung  der  untersten 
politischen  Instanzen  und  insbesondere  davon  abhängig 
bleibt,  daß  den  letzteren  zur  Durchführung  ihrer  Amtshand- 
lungen die  nötige  exekutive  Macht  zur  Seite  gestellt  wird. 
Gleichwie  indessen  durch  die  Einführung  einer  dahin  zielenden 
allgemeinen  Maßregel  den  Ansprüchen  entgegengetreten  worden 
wäre,  welcne  bisher  wenigstens  noch  immer  von  den  Dominien 
rücksichtlich  ihrer  obrigkeitlichen  Rechte  geltend  gemacht 
wurden,  ebenso  dürfte  deren  Realisierung  überhaupt,  wegen 
des  damit  unvermeidlich  verbundenen  bedeutenden  Staats- 
aufwandes, dem  Eintritt  günstigerer  Zeitverhältnisse 
vorbehalten  zu  bleiben  haben."-) 

Die  Hofkanzlei  gibt  also  ebenfalls  zu,  daß  es  den  Dominien 
an  zureichenden  Mitteln  gebreche,  um  ihre  Aufgabe  zu  erfüllen, 
und  eine  wirksame  Abhilfe  nur  durch  eine  grundlegende 
Änderung  des  ganzen  Sicherheitsdienstes  erfolgen  könne.  Sie 
spielt  auch  auf  diesbezügliche  Verhandlungen  in  ihrem  Schöße 

')  Hofbericht  vom  30.  Dezember  1835.  Landesregistratur,  Fasz.  2, 
Nr.  5vi21. 

2)  Hofkanzleidekret  vom  7.  April  1836,  Z.  8508;  Landesregistratur. 
Fasz.  2,  Nr.  2266. 
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an,  sowie  auf  die  Gründe,  warum  sie  noch  zu  keinem  Resultat 
geführt  hätten :  die  Rücksichtnahme  auf  die  obrigkeitlichen 
Rechte  und  der  Kostenpunkt.  Wir  werden  uns  zu  erinnern 
wissen,  wie  von  dieser  Seite  schon  im  Jahre  1815  die  Errichtung 
einer  Gendarmerie  und  die  Reorganisation  des  ländlichen 
Polizeiwesens  in  Aussicht  gestellt  wurde^),  und  wir  werden 
bald  hören,  wie  sie  diesen  Reformgedanken  auch  weiterhin  im 
Auge  behielt.  Damals  als  die  Hofkanzlei  in  einem  Vortrag 
klipp  und  klar  erklärte,  die  Aufrechterhaltung  der  inneren 
Sicherheit  gehöre  „ebenso  unbedingt"  zur  Obsorge  der  Staats- 
verwaltung als  jene  der  äußeren,-)  war  sie  jedenfalls  nicht  in 
so  zartfühlender  Weise  auf  die  Wahrung  der  obrigkeitlichen 
Rechte  bedacht  wie  jetzt,  wo  der  Antrag  des  Verordneten- 
kollegiums  auf  Verstaatlichung  des  Sicherheitswesens  zurück- 
gewiesen wurde. 

Bevor  der  abweisliche  Bescheid  ins  Landhaus  kam,  war 
eine  neue  Verfügung  getroffen  worden,  welche  die  Stände  zum 
Widerspruch  reizte.  Einige  Raubanfälle,  die  sich  in  rascher 
Aufeinanderfolge  in  der  Nähe  von  Wien  ereigneten,  veranlaßten 
die  Regierung  zu  einer  noch  strengeren  Beaufsichtigung  des 
Sicherheitsdienstes.  Die  bereits  angeordneten  Streifungen  sollten 
in  größerem  Stile  unter  einheitlicher  Leitung  vorgenommen,  zu 
diesem  Zweck  die  an  den  Haupt-  und  Landstraßen  liegenden 
Teile  der  Viertel  unter  dem  Wienerwalde  und  ober  dem 
Manhardsberg  in  Streifungsbezirke  eingeteilt  und  jedem  dieser 
Bezirke  ein  herrschaftlicher  Oberbeamter  als  Sicherheits- 
kommissär vorgesetzt  werden.  Dem  Sicherheitskommissär  wurde 
die  Aufgabe  zuteil,  auf  Grund  der  Beratungen  mit  den  zum 
selben  Bezirke  gehörigen  Ortsobrigkeiten  und  Landgerichten, 
sowie  nach  seinen  eigenen  Beobachtungen  die  im  Interesse 
der  Sicherheit  erforderlichen  Verfügungen  sogleich  oder  nach 
vorheriger  Weisung  des  Kreisamtes  einzuleiten.  Die  einzelnen 
Sicherheitskommissäre  wieder  sollten  untereinander  in  stetem 
Einvernehmen  bleiben,  sich  gegenseitig  im  Laufenden  erhalten, 
Konferenzen  abhalten  usw.  Den  Obrigkeiten  und  Landgerichten 
wurde  „ernstgemessen"  anbefohlen,  den  Sicherheitskommissären 
alle  die  Sicherheit  betreffenden  Vorfälle  ihres  Bezirkes  unge- 
säumt mitzuteilen.  Die  Kommissäre  hatten  schließlich  auch 
das  Schubwesen  zu  überwachen  und  die  fahrlässigen  Behörden 
anzuzeigen. 3) 

Die  Einrichtung,  welche  sich  übrigens  an  den  von  der 
Landesregierung  schon  1815  angeregten  Gedanken  der  Schub- 

')  Siehe  oben  S.    133  fg. 

2)  Vortrag  des  Hofkammerpräsidenten  vom  14.  August  1828  ;  Staats- 
archiv, Staatsratsakten  Nr.  5018. 

')  Zirkulare  des  Kreisamtes  unter  dem  Wienerwalde  vom  19.  Februar  1836 
und  des  Kreisamtes  ober  dem  Manhardsberg  vom  31.  Dezember  1835.  Landes- 
registratur, Fasz.  2,   Nr.  3399  ex   1836. 
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bezirke  anlehnte/j  war  als  bloßes  Provisorium  gedacht,  das, 
wie  es  hieß,  „wenigstens  bis  zur  Erledigung  der  höheren 
Orts  befindlichen  Anträge  wegen  besserer  Organisation  der 
Polizeibehörden  und  Anstalten  auf  dem  flachen  Lande"  in 
Geltung  zu  stehen  habe.  Für  die  Dominienbesitzer  war  das 
freilich  ein  sehr  schwacher  Trost,  wenn  sie  an  die  Schub- 
einrichtung des  Jahres  1815  dachten,  die  auch  als  „Provisorium" 
in  die  Welt  gesetzt  wurde  und  nun  nach  zwanzig  Jahren  noch 
immer  zu  Recht  bestand.  Die  der  neuen  Institution  zugrunde 
liegende  Idee  der  Zentralisation  des  Sicherheitswesens  war 
sicherlich  gut,  und  von  diesem  Standpunkt  hätten  die  Grund- 
obrigkeiten und  die  Stände  schwerlich  eine  Einwendung  erheben 
können,  wenn  sich  nicht  in  der  Durchführung  der  den  Stempel 
des  Provisoriums  an  sich  tragenden  Maßregel  allerlei  Mängel 
und  Unzukömmlichkeiten  ergeben  hätten,  welche  zur  Kritik 
herausforderten. 

Vor  allem  erblickte  man  in  dem  Umstand,  daß  die  Orts- 
obrigkeiten und  Landgerichte  einem  beliebigen  Beamten  einer 
anderen  Herrschaft,  der  wieder  direkt  dem  Kreisamte  verant- 
wortlich war,  eine  Verletzung  der  obrigkeitlichen  Rechte.  Dann 
bedeutete  die  Institution  der  Sicherheitskommissariate  eine 
neuerliche  Vermehrung  der  polizeilichen  ^Agenden  insoferne, 
als  sie  nun  verpflichtet  waren,  zu  den  bisherigen,  ohnehin 
schon  kaum  zu  bewältigenden  Geschäften  noch  die  Anzeigen 
an  den  Kommissär  zu  machen.  Nicht  zuletzt  kani  es  auch  wieder 
auf  eine  Erhöhung  der  Regieauslagen  hinaus,  weil  voraus- 
zusehen war,  daß  der  vom  Kreisamte  zu  diesem  Posten  aus- 
ersehene Beamte  seine  eigentlichen  Geschäfte  als  herrschaft- 
licher Oberbeamter  nicht  mehr  im  ganzen  Umfang  zu  besorgen 
in  der  Lage  sein  würde.  Der  Sicherheitskommissär,  sagte  man. 
hätte  die  Stellung  eines  Staatsbeamten,  welchen  die  Dominien 
aber  bezahlen  müßten.  Schließlich  und  endlich  versprach  man 
sich  gar  keine  besondere  Wirkung.  Die  anderen  Oberbeamten 
würden  dann  voraussichtlich  in  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten 
lauer  werden,  weil  sie  sich  als  überflüssig  betrachten  und 
nicht  einsehen  werden,  warum  sie  einem  anderen  zu  Lorbeeren 
Verhelfen  sollten.  Außerdem  werde  jenen  infolge  des  neuen 
Instanzenzuges  die  Übersicht  über  die  Polizeifälle  ihres  Bezirkes 
verloren  gehen  und  man  hätte  dann  eigentlich  zwei  Polizei- 
institute, die  von  einander  unabhängig  schalten  und  walten. 
Mit  Behagen  wurden  einige  Anomalien,  die  sich  aus  den  neuen 
Bestimmungen  der  Anzeigepflicht  ergaben,  aufgegriffen.  Die 
Ortsobrigkeit,  in  deren  Bezirk  sich  Unordnungen  ereigneten, 
sollte  dem  Sicherheitskommissär  hievon  die  Anzeige  machen. 
Da  sie  ohnehin  verpflichtet  war,  die  Kriminalfälle  dem  Land- 
gericht mitzuteilen,  so  hätte  nun  nach  der  neuen  Verordnung 

')  Siehe  oben  S.   135. 
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das  letztere  die  Pflicht,  sie  dem  Sicherheitskommissär  ebentalis 
zu  melden,  somit  würde  dieser  die  Anzeige  zweimal  bekommen. 
Ebenso  könnte  sich  der  Fall  ereignen,  daß  der  Sicherheits- 
kommissär in  seiner  Eigenschaft  als  Vorstand  der  Ortsobrigkeit 
einem  Landgericht  Bericht  erstatten  müsse,  den  er  dann  als 
Sicherheitskommissär  von  diesem  zurückzuempfangen  hätte. 
War  der  Sicherheitskommissär  auch  Landgerichtsverwalter,  so 
würde  er  von  einem  und  demselben  Fall  ebenfalls  zwei 
Anzeigen  empfangen  usw.^) 

In  der  Ständeversammlung  vom  28.  April  1836  kam  der 
abweisliche  Bescheid  der  Hofkanzlei  vom  8.  April  zugleich 
mit  der  neuen  Verfügung  zur  Sprache  und  es  wurde  beschlossen, 
diesen  Fall  zu  einer  neuerlichen  Vorstellung  gegen  die  Maß- 
nahmen der  letzten  Zeit  zu  benützen,  und  zwar  sollte  ihre 
Beschwerde  als  ein  dem  Kaiser  vorzutragendes  Majestätsgesuch 
behandelt  werden.  In  der  darauf  verfaßten  Petition  wurde  die 
Regierung  etwas  unzart  daran  erinnert,  daß  die  Stände  die 
Handhabung  der  Polizei  „freiwillig"  übernommen  und  hiemit 
der  Staatsverwaltung  bedeutende  Auslagen  „aus  patriotischer 
Hingebung  für  das  allgemeine  Beste"  erspart  hätten,  daß  sie 
aber  durchaus  nicht  verpflichtet  wären,  für  alle  aus  dem  Titel 
der  öfTentlichen  Sicherheit  und  Wohlfahrtspflege  entspringenden 
Kosten  ganz  allein  aufzukommen.  Ohne  auf  weitere  Details 
der  „die  Gerechtsame  der  Dominien  verletzenden  und  das 
Ziel  verfehlenden"  Anordnungen  einzugehen,  welche  von  den 
Behörden  erlassen  wurden,  ohne  die  Stände,  wie  spitz  bemerkt 
wird,  vorher  zu  fragen,  bitte  man  abermals  „dringend"  darum, 
eine  allgemeine  Staatsanstalt  ins  Leben  zu  rufen,  welche  die 
öffentliche  Sicherheit  zu  besorgen  hätte.  Begründet  wird  diese 
Bitte  mit  dem  Hinweis  auf  die  bestehenden  „Zeitverhältnisse", 
auf  die  Schwierigkeiten,'^)  die  es  den  Dominien  unmöglich 
machten,  die  Polizei  so  zu  handhaben,  wie  es  erforderlich  wäre. 

Es  war  dies  eine  passende  Erwiderung  auf  den  letzten 
abweislichen  Hofbescheid,  wo  die  Stände  mit  Rücksicht  auf 
die  mit  einer  Reorganisation  des  Sicherheitswesens  unvermeid- 
lich verbundenen  Kosten  auf  den  Eintritt  „günstigerer  Zeit- 
verhältnisse" vertröstet  worden  waren. ^)  Wie  können  sich  aber, 
wird  anknüpfend  daran  gefragt,  diese  besseren  Zeiten  einstellen, 
wenn  keine  Sicherheit  herrscht  ?  Die  Staatsverwaltung  hat  doch 
erst  neulich  zur  Sicherung  ihrer  Monopole  und  Gefälle  eine 
bisher  hier  nicht  gekannte  Gefällen-  und  Gränzwache  aufgestellt! 
Könnte  dieselbe  nicht  auch  zur  Handhabung    der  allgemeinen 


')  Eingabe  des  Freiherrn  v.  Stifft,  Besitzers  der  Herrschaft  Rosenau,  an 
das  ständische  VerordnetenkoUegium  vom  9.  Juni  1836.  Landesregistratur, 
Fasz.  2,  Nr.  3399. 

2)  Siehe  oben  S.   137. 

3)  Siehe  oben  S,   153. 
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Sicherheit  „nützlich"  verwendet  und  angewiesen  werden,  die 
Dominien  bei  Streitungen  zu  unterstützen  ?  Se.  Majestät  möge 
ihre  Vorstellung,  heißt  es  zum  Schluß,  ihrer  Aufmerksamkeit 
würdigen  und  erkennen,  „daß  es  ihre  Pflicht  sei,  ihre  Rechte 
zu  verwahren  und  daß  es  dieselben  verletzen  hieße,  ohne  ihre 
Zustimmung  Privatbeamten  dasjenige  zu  übertragen,  was  ihres 
Amtes  ist  und  sie  darin  unter  dieselben  unterordnen  oder  ihnen 
Kosten  aufbürden  zu  wollen,  die  ihnen  nicht  obliegen".^) 

In  der  Anspielung  auf  die  Gränz-  und  Gefällswache, 2)  in 
dem  Verlangen,  dieselbe  in  nützlicher  Weise  zum  Sicherheits- 
dienst auf  dem  flachen  Lande  heranzuziehen,  lag  eine  boshafte 
Spitze  gegen  die  unglückliche  Zollpolitik  der  österreichischen 
Regierung,  vvelche  sie  noch  besser  verstanden  haben  dürfte, 
wenn  sie  in  das  vom  Grafen  Colloredo-Mannsfeld  verfaßte 
Konzept  der  Petition  Einsicht  genommen  hätte.  Hier  hieß  es 
nämlich,  die  Regierung  habe  jene  Wache  aufgestellt  in  der 
Erwartung,  die  durch  die  Höhe  der  Abgaben  veranlaßten  Zoll- 
umgehungen zu  verhindern,  „die  weit  sicherer  und  wohlfeiler 
durch  geringere  Zollsätze  vermieden  würden,  welche  nach 
allen  Erfahrungen  die  Gefälle  viel  einträglicher  machen  und 
den  Wohlstand  befördern  würden".  Diese  Bemerkung,  die  jedem 
aufgeklärten  und  hellersehenden  Patrioten  auf  der  Zunge  lag  — 
wissen  wir  ja  doch,  daß  selbst  Metternich  diese  Ansicht  ver- 
trat^) —  wurde  in  der  Reinschrift  unterdrückt  ebenso  wie  im 
Vorjahr  die  Kritik  der  staatlichen  Finanzgebarung.*)  Die  Stände 
fanden  jedoch  einen  anderen  Weg,  um  diese  ihre  Überzeugung 
zum  Ausdruck  zu  bringen.  Einer  ihrer  angesehensten  und  sach- 
kundigsten Mitglieder,  Ferdinand  Ritter  v.  Mitis,  hielt  einige  Jahre 
später  einen  Vortrag,  worin  er  unter  allgemeiner  Zustimmung 
als  „schönste  und  segensreichste"  Seite  des  deutschen  Zoll- 
vereines hervorhob,  er  sei  ein  Band  der  Einheit  und  Nationalität 
zwischen  den  deutschen  Brüdern,  eine  Vorbereitung  zu  noch 
weiter  greilender  Einheit  in  Sitte  und  Recht  und  ein  Schutz- 
und  Trutzbündnis  eines  gegen  außen  starken  und  mächtigen 
Deutschlands."")  Die  erste  Vorbedingung  aber  dazu  war  — 
und  das  war  auch  der  Grund,  warum  Metternich  auf  die 
Beseitigung  des  österreichischen  Prohibitivsystems  drängte  — 
die  Herabsetzung  der  Zölle. 

Die  ständische  Petition  fand  indeß    auch  jetzt  nicht  den 


')  Hofbericht  vom   17.  Mai  1836.     Landesregistratur,  Fasz.   2,  Nr.  2480. 

2)  Die  Gränzwache  wurde  mit  kaiserlicher  Entschließung  vom  9.  April  1835 
errichtet  und  im  Jahre  1842  mit  der  1829  aufgestellten  Gefällswache  vereinigt. 
Beer  („Die  Finanzen  Österreichs  im  XIX.  Jahrhundert",  S.  168)  sagt,  der 
Finanzwache  könne  der  Ruhm,  zur  Beförderung  des  blühenden  Schmuggels 
redlich  beigetragen  zu  haben,  nicht  streitig  gemacht  weiden. 

^)  Siehe  oben  S.   25. 

*)  Siehe  oben  S.   139. 

5)  Mitis,   „Konstitutionelle  Studien"  (Innsbruck  1848),  S.  XIV. 
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Weg  zum  Kaiser,  sondern  wurde  kurzer  Hand  —  allerdings 
erst  nach  anderthalb  Jahren  —  zurückgewiesen  und  der  Um- 
stand, daß  sie  dem  Landesfürsten  nicht  vorgetragen  wurde, 
auf  eine  die  Stände  sehr  sonderbar  berührende  Weise  damit 
erklärt,  daß  ihre  Vorstellung  gegen  eine  Regierungsverfügung 
gerichtet  sei.^)  Da  die  Erledigung  erst  Ende  September  1837 
im  Landhaus  eintraf,  so  daß  sich  der  Landtag  nicht  mehr 
damit  befassen  konnte,  mußten  die  Stände  auf  ihre  Frühjahrs- 
tagung warten,  um  abermals  vorstellig  zu  werden. 2)  Jetzt 
wurde  ihnen  von  Seite  der  Hot  kanzlei  bedeutet,  daß  man  keinen 
Anstand  nehmen  werde,  einem  auf  die  unmittelbare  Vorlage 
an  den  Kaiser  gerichteten  Wunsch  zu  entsprechen,  wenn  er 
als  ein  im  ordentlichen  allgemeinen  Landtag  von  den  ver- 
sammelten drei  oberen  Ständen  ordnungsmäßig  beratener 
ständischer  Beschluß  nachgewiesen  werde. 3)  Sie  mußten  sich 
daher  wieder  bis  zum  Herbst  des  Jahres  1838  gedulden,  da 
der  eigentliche  Landtag  zusammentrat.  Hier  kam  es  zu  einer 
großen  Heerschau  über  alle  die  unerledigten  Beschwerden  der 
letzten  Jahre,  die  zu  einer  stattlichen  Zahl  angewachsen  waren. 
Mittlerweile  war  ein  neues  Gravamen  hinzugetreten,  das  zwar 
nicht  das  Polizeiwesen  betraf,  aber  nach  einer  anderen  Richtung 
eine  Mehrbelastung  der  herrschaftlichen  Verwaltung  begründete. 
Den  am  Straßenzuge  gelegenen  Dominien  des  Viertels  unter 
dem  Manhardsberg  wurde  vom  Kreisamte  die  unentgeltliche 
Besorgung  derMilitär- und  Zivil- Vorspanns- und  Einquartierungs- 
angelegenheiten übertragen.^) 

Im  Mittelpunkt  der  langen  Petition,  die  jetzt  verfaßt  wurd'?, 
stand  die  in  der  Zwischenzeit  amtlich  kundgemachte  Ent- 
scheidung der  Hofkanzlei,  daß  der  Landesverfassung  zufolge 
die  Dorfobrigkeiten  nicht  nur  zur  Handhabung  aller  auf  die 
öffentliche  Sicherheit  abzielenden  Maßregeln,  sondern  auch  zur 
Bestreitung  der  dazu  erforderlichen  Kosten  verpflichtet  wären. 0) 
Dieses  letztere  hatten  nämlich  die  Stände  bestritten.  Anknüpfend 
daran  baten  sie  nun  unter  Hinweis  auf  das  stete  Vorkommen 
neuer  Anforderungen  an  die  Dominien,  Se.  Majestät  möge 
den  Verwaltungsbehörden  diesfalls  eine  „Gränze"  vorzu- 
zeichnen  geruhen,  über  welche  hinaus  keinerlei  Begehren 
mehr  gestellt  werden  dürfte.  Denn  wenn  sie  wirklich  nach 
der  Auffassung  der  Behörden  für  sämtliche  „notwen- 
dige" Polizeianstalten  aufkommen  müßten,  dann  könnte  man 
ihnen  alles  mögliche  aufbürden :  gute,  immer  fahrbare  Straßen, 

•)  Hofkanzleidekret  vom  21.  September  1837.  Landesregistratur,  Fasz.  2, 
Nr.  4902. 

2)  Hofschrift  vom  28.  Mai   1838.  Ebenda,  Nr.  2186. 

3)  Hofkanzleidekret  vom   15.  Juni   1838.  Ebenda,  Nr.   2186  und  3314. 
*)  Kreiszirkulare  vom   10.   April   1838. 

*)  Regierungsverordnung  an  die  Kreisämter  vom  16.  Februar  1836, 
Z.  5448.  Provinzial-Gesetzsammlung  für  Niederösterreich,  Band  XVIIl,    Nr.  52. 
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noch  mehr  Wegweiser,  soHde,  den  Hoch  wässern  und  Eisgängen 
widerstehende  Brücken,  Uferbefestigungen,  Versorgungshäuser, 
Spitäler,    Unterrichts-    und    Besserungsanstalten,    Sicherheits- 
anstalten gegen  Wahnsinnige  und  Gemeingefährliche,    Schutz 
gegen    Feuer-  und  Wasserschäden    usw.    Nebenbei    bemerkt, 
lag  in  der  Aufzählung  dieser  „notwendigen"  Maßregeln  wieder 
eine    Spitze    gegen    die    Regierung,     welche    sie    nicht    oder 
wenigstens  in  nicht  ausreichender  Weise  getroffen    hatte ;    da 
war  zum  Beispiel    gleich    die  Herstellung  und  Instandhaltung 
guter    Wege    ein    altes    Schmerzenskind    der  Stände,    das    sie 
schon  im  Jahre  1832  der  Hofkanzlei  präsentiert  hatten, i)  ohne 
darauf  je  eine  Antwort  erhalten  zu  haben.   Daß  man  sie  aber 
am  Ende  alle  der  Reihe  nach  den  Dominien  aufhalse,  dagegen 
verwahren  sie  sich  jetzt  in  sehr  energischer  Weise.  Es  könne 
nicht,  sagen  sie,  in  der  „freien  Willkür'"   der  Behörden  liegen, 
zu    entscheiden,    welche    von     den    als    notwendig    erkannten 
Anstalten  den  Dominien  aufgebürdet  werden  sollte.  Unter  den 
dermaligen  Verhältnissen  sei  eine  unmittelbare  Einwirkung  der 
Staatsverwaltung,  eine  eigene  Staatsanstalt  erforderlich :    aber 
mit  Vorschriften,  nach  welchen  die  Dominien  vorzugehen  und 
zu  zahlen  hätten,  werde  der  Sache  selbst  nicht  geholfen.  Zum 
Schluß  formulierten  sie  das,  was  in  den  früheren  Vorstellungen 
mehr  versteckt  angedeutet    worden    war,    in  die  offen    ausge- 
sprochene Bitte,  man  möge  sie,  so  oft  es  sich  darum  handle, 
wegen  geänderter  Verhältnisse  „andere  oder  neue"  Einrichtungen 
zu  treffen,   über  das  Vorzukehrende  vorerst  vernehmen,    „wie 
ihre  Vorfahren  in  ähnlichen  Fällen  vernommen  worden  sind".'"^) 
Sie  meinten  damit  das  ihnen  vom  Kaiser  Leopold  II.  gewähr- 
leistete Recht  des   „Beirates".^)    Zugleich    mit  dem   Majestäts- 
gesuch erging  auch  ein  Dankschreiben  an  den  Obersthofkanzler 
„für    die    durch  seinen  Einfluß    erfolgte  Sicherung    ihres    ver- 
fassungsmäßigen Rechtes,    die    Vorstellung    der  unmittelbaren 
Entscheidung  Sr.  Majestät  unterziehen  zu  dürfen".-)    So  weit 
war  es  also  gekommen,  diß  sich  die  Stände  für  die  Ausübung 
ihrer  verfassungsmäßigen  Rechte  besonders  bedanken  mußten. 
Die  Hofkanzlei  holte  zunächst    die    Äußerungen    der  ihr 
unterstehenden    politischen    Behörden    ein,    gegen  deren  Vor- 
gehen ja  die  Beschwerden  der  Stände  in  erster  Linie  gerichtet 
waren.  Die  Berichte    sind    insoferne  sehr    interessant,    als  sie 
uns  wieder  ein  deutliches  Bild  von  der  Zerrissenheit    der  dort 
herrschenden  Anschauungen  geben,    eine    Illustration  zu  dem 


>)  Hofbericht    der    Stände    vom    30.    August     1832;     Landesregistratur, 
Fasz.  52,  Nr.  3237. 

2)  Landtagsbeschluß  und  Hofvorstellung  vom   1.  Oktober  1838.  Landes- 
registratur, Fasz.  2,  Nr.  3314  und  5481. 

3)  Siehe  oben  S.   33. 

*)  Landesregistratur,  Fasz.  2,  Nr.   3314. 


—   160  — 

was  Kübeck  die  „Desorganisation"  und  „Anarchie"  nannte. ^j 
Sämtliche  Kreisämter  sprachen  sich  natürUch  übereinstimmend 
dahin  aus,  daß  sie  zu  ihren  Anordnungen  nach  der  Landes- 
verfassung und  den  bestehenden  Polizeivorschriften  berechtigt 
waren.  Bezüglich  der  Strafandrohung  aber  gingen  ihre  An- 
sichten auseinander.  Die  Kreisämter  unter  dem  Manhardsberg, 
ober  dem  Manhardsberg  und  ober  dem  Wiener  Walde  er- 
klärten sich  dazu  für  vollkommen  befugt.  Übrigens  sei,  fügten 
sie  hinzu,  noch  gar  kein  solcher  Straffall  vorgekommen.  Hatte 
sich  wirklich  in  dem  Zeitraum  von  drei  Jahren  kein  Bettler 
„gezeigt"  oder  hatten  sie  ihn  nicht  bemerkt  oder  nur  dazu 
geschwiegen  ?  Das  vierte  Kreisamt  unter  dem  Wienerwalde 
aber  sprach  sich  gegen  die  Strafandrohung  aus.  Es  hatte 
dieselbe  auch  gar  nicht  erlassen.  Dafür  erklärten  die  drei  erst- 
genannten Kreisämter,  daß  ihrer  Ansicht  nach  die  Kosten  der 
neuen  Wegweiser  den  Dominien  nicht  mit  Recht  zugemutet 
wurden,  weil  die  Wegweiser  ein  Appertinens  der  Straßen 
seien  und  die  Erhaltung  der  von  den  Ärarialstraßen  aus- 
ästenden Seitenstraßen  verfassungsmäßig  den  Gemeinden  ob- 
liege. Das  vierte  Kreisamt  dagegen  vertrat  den  entgegenge- 
setzten Standpunkt.  Die  Aufstellung  der  Wegweiser  sei,  er- 
klärte es,  eine  polizeiliche  Maßregel  und  lalle  daher  in  den 
Wirkungskreis  der  Dominien,  die  demnach  auch  die  Kosten 
zu  bestreiten  hätten. 

Hinsichtlich  der  Sicherheitskommissariate  wurde  von 
allen  vier  Kreisbehörden  gesagt,  daß  man  nicht  die  Absicht 
gehabt  habe,  durch  Über-  und  Unterordnung  der  herrschaft- 
lichen Beamten  die  Rechte  der  Obrigkeiten  zu  kränken  ;  man 
wollte  nur  ein  übereinstimmendes,  gemeinsames  Vorgehen  zur 
Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  erzielen.  Ebensolche 
Übereinstimmung  herrschte  in  der  Beurteilung  des  bestehenden 
Schubsystems :  es  wurde  allseits  anerkannt,  daß  die  an  der 
Straße  liegenden  Dominien  in  diesemPunkte 
überbürdet  seien  und  eine  Ausgleichungder  Ge- 
samtkosten für  die  Verpflegung  und  Begleitung 
der  Schüblinge  dringend  nötig  wäre.  Allein  eine 
solche  Abhilfe  könnte  nur  bei  einer  ÄnderungderSchub- 
institution  stattfinden.  Wir  wollen  diese  solidarische  Auf- 
fassung unterstreichen,  denn  das  Schubwesen  bildete,  wie  wir 
sehen  werden,  den  eigentlichen  springenden  Punkt. 

Die  Landesregierung  beantragte  in  sehr  kategorischer 
Weise  die  Abweisung  der  Beschwerden.  Der  „Tractatus  de 
juribus  incorporalibus",  heißt  es  in  der  Begründung,  legt  den 
Dominien  die  Verpflichtung  auf,  „auf  die  landesfürstlichsn 
Ordnungen  zu  halten  und  die  deswegen  notwendigen  Anstalten 
fürzukehren."   Es  .sei  nie  gemeint  gewesen,  daß  diese  Pflichten 

M~^iehe  oben  S.   16. 
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den  Dorfobrigkeiten  einen  direkten  Nutzen  bringen  sollten.  Der 
Vorteil,  der  ihnen  aus  der  gehörigen  Handhabung  der  Polizei 
zufließt,  liege  in  der  Erhaltung  und  Vermehrung  des  Wohl- 
stands der  Untertanen  und  in  der  Sicherung  der  Urbarialrechte. 
Richtig  sei  es,  daß  die  Aufgaben  der  Dominien  in  diesem 
Punkte  gegenwärtig  schwieriger  und  auch  kostspieliger  sein 
mögen  als  zur  Zeit  des  Traktates ;  dies  könne  aber  kein 
Grund  dafür  sein,  die  Pflichten  lauer  zu  erfüllen  und  dabei 
die  Allgemeinheit  leiden  zu  lassen.  Die  politischen  Staats- 
behörden sind  auf  diese  Organe  beschränkt  und  daher  be- 
müßigt, jede  Fahrlässigkeit  von  Seite  der  Dominien  strenge 
zu  ahnden.  Die  herrschaftlichen  Oberbeamten  sind  leider  mit 
zu  vielen  anderweitigen  Geschäften  belastet,  als  daß  sie  allen 
Anforderungen  Genüge  leisten  könnten,  und  da  sie,  was  nahe- 
liegt, vorzugsweise  die  im  Interesse  ihrer  Gutsherren  liegenden 
Geschäfte  besorgen,  so  müssen  die  übrigen,  welche  für  jene 
mehr  eine  Last  als  ein  materieller  Vorteil  sind,  hierunter 
leiden.  Aus  diesem  Grunde  hat  die  Landesregierung  schon 
öfter,  obgleich  erfolglos,  eine  Änderung  und  größere  Zentralisation 
der  politischen  Verwaltung  auf  dem  flachen  Lande  beantragt.^) 
Die  Hofkanzlei  bemerkte  ihrerseits :  Die  Geschäflszu- 
nähme  in  der  politischen  Administration  ist  allgemein  und  hat 
natürlich  eine  Erhöhung  der  Regiekosten  zur  Folge,  so  d  a  ß 
die  Lage  der  Dominien  in  neuerer  Zeit  aller- 
dings minder  günstig  geworden  sein  dürfte.  Allein 
eine  wesentliche  Abhilfe  in  dieser  Beziehung  dürften  die 
niederösterreichischen  Dominien  erst  dann  zu  erwarten  haben, 
„wenn  einst  nach  dem  Vorbilde  anderer  Provinzen  eine  an- 
dere Organisierung  der  unteren  politischen 
Instanzen  in  Niederösterreich  beschlossen  und  die  politi- 
schen Geschäfte  ganz  oder  doch  größtenteils  den  Privatdomi- 
nien abgenommen  werden".  Bezüglich  des  Schubwesens  habe 
im  Jahre  1834  eine  umständliche  Verhandlung  stattgefunden. 
Allein  aus  den  Berichten  der  Kreisämter  stellte  sich  damals 
heraus,  daß  eine  Abhilfe  für  die  dabei  stärker  belasteten  Do- 
minien eben  nicht  besonders  dringlich  sei,  indem  unter  386 
Dominien,  welchen  die  Besorgung  des  Schubes  obliegt,  nur  21 
vorkamen,  bei  welchen  die  jährlichen  Auslagen  über  100  Gulden 
betrugen. 2)  Anderseits  ging  aus  den  damaligen  Erörterungen 
die  Überzeugung  hervor,  daß  die  Ausmittlung  einer  gerechten 
Verteilung  der  Schublast  durch  die  E  in  f  ü  h  r  u  n  g  e  i  n  e  r 
verbesserten  Behandlung  des  Schub  wesens 
selbst    bedingt    sei,    letztere    aber   insolange  nicht  ausgeführt 


')  Siehe  oben  S.   134  fg. 

-)  Die  dem  Freiherrn  Walterskirchen  gehörige  Herrschaft  Wolfsthal  zahlte 
in  der  Zeit  von  1841-43  für  Inquisiten  und  Schüblinge  2051  fl.  47.  Landes- 
registratur, Fasz.  2,  Nr.  6295. 
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werden  könne,  als  nicht  zur  Handhabung  von  derlei  Anstalten 
von  Seite  des  Staates  unmittelbare  Behörden  bestellt  oder 
wenigstens  nach  dem  Beispiel  anderer  Provinzen  auch  in 
Niederösterreich  leitende  Obrigkeiten  in  größeren  arrondierten 
Verwaltungsbezirken  dafür  verwendet  werden  können.^) 

Wir  erfahren  aus  dem  Vortrag  der  Hofkanzlei  und  den 
ihm  zugrundeliegenden  Äußerungen  der  politischen  Behörden, 
daß  in  ihrem  Schöße,  wie  schon  angedeutet  wurde,  die  Not- 
wendigkeit einer  durchgreifenden  Reform  des  Sicherheits- 
wesens rückhaltlos  anerkannt  und  auch  bereits  dahin  zielende 
Vorschläge,  die  Errichtung  einer  Gendarmerie  und  Schaffung 
von  Polizei-  und  Schubbezirken,  unterbreitet  wurden,  die  sich 
aber  noch,  wie  der  kanzleimäßige  Ausdruck  lautete,  in  „aller- 
höchsten Händen"  befanden.  Sie  begegneten  sich  in  ihrem 
Endziele  mit  den  vom  ständischen  Verordnetenkollegium  schon 
im  Jahre  1833  gestellten  Anträgen  auf  Verstaatlichung  der 
ländlichen  Kriminaljusiiz  und  Polizei,  um,  wie  es  damals  im 
Landtag  verlautete,  einem  der  wichtigsten  Zeitbedürfnisse 
nachzukommen. 2)  Die  Hofkanzlei  befand  sich  demnach  selbst 
den  Dominien  und  Ständen  gegenüber  in  einer  Zwangslage : 
sie  mußte  ihre  Vorstellungen  als  unbegründet  zurückweisen, 
die  sie  bei  der  Staatskonferenz  befürwortet  liatte  ;  sie  mußte 
„ernstgemessen"  die  genaue  Befolgung  der  „zweckmäßigen" 
Vorschriften,  deren  Unzweckmäßigkeit  und  gründliche  Reform- 
bedürftigkeit sie  längst  erkannt  hatte,  anordnen,  und  sie  sah 
sich  dazu  verurtei-lt,  leeres  Stroh  zu  dreschen,  die  Ansichten 
der  unterstehenden  Behörden  einzuholen,  die  sie  schon  kannte 
—  alles  nur  um  den  vorschriftsmäßigen  Weg  zu  gehen,  und 
in  der  stillen  Erwartung,  durch  einen  neuen  Vortrag  die  Auf- 
merksamkeit der  Staatskonferenz  auf  seine  verstaubten  Vor- 
gänger zu  lenken  und  so  endlich  eine  Entscheidung  herbei- 
zuführen. Im  vorliegenden  Falle  benützte  die  Hofkanzlei  die 
Gelegenheit  dazu,  einen  vor  sechs  Jahren  unterbreiteten  An- 
trag auf  Einführung  von  Wegbezirken  im  Interesse  der  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  Straßen  und  Wege^)  in  Erin- 
nerung zu  bringen,  nach  deren  Muster,  wie  sie  meinte,  auch 
die  Zentralisierung  des  Polizei-  und  Schubwesens  in  Form 
von  Schubbezirken  vorzunehmen  wäre.  Dieser  Antrag  war  auf 
Grund  eines  Einschreitens  der  n.-ö.  Stände  erfolgt,^)  und  die 
Verwirklichung  wäre  für  das  Land  ein  Segen  gewesen. 

Die  Verhandlungen    über    eine  zeitgemäße  Umwandlung 
der    Strafgerichtsbarkeit    gehen    gleich    den    Vorschlägen    zur 


')  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  24.  Dezember  1839.  Staatsarchiv.  Staats- 
ratsakten Nr.    154  ex  40. 

2)  Siehe  oben  S.    124. 

3)  Vortrag  vom   15.  Oktober  1833,  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  7001. 
*)  Siebe  oben  S.   159,  Anm.   1. 
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Reorganisierung  des  ländlichen  Sicherheitsdienstes  auf  die  Zeit 
des  großen  Friedensschlusses  zurück.  Schon  ein  rein  äußerer 
Grund  drängte  dazu.  Die  Länder,  welche  unter  französischer 
und  bairischer  Herrschaft  gestanden  hatten  und  nun  dem 
Kaiserstaate  neu  angegliedert  oder  zurückgegeben  wurden,  wie 
die  italienischen  Provinzen,  Tirol,  Salzburg,  Dalmatien,  Istrien, 
das  Innviertel  in  Oberösterreich  und  Galizien,  hatten  eine  andere 
Justizverfassung  erhalten,  \\'elche  wesentliche  Einrichtungen 
der  Napoleonischen  Ära  beibehielt,  so  daß  nun  zwei  grund- 
verschiedene Gerichtsorganisationen  neben  einander  existierten. i) 
An  Stelle  der  herrschaftlichen  Patrimonialgerichte  waren  dort 
landesfürstliche  Pflege-  und  Koliegialgerichte  getreten.  Zwar 
das  österreichische  Strafgesetzbuch  vom  Jahre  1803  genoß 
nach  wie  vor  den  besten  Ruf,  so  daß  man  es  dort,  wo  das 
französische  bestand,  getrost  restituieren  konnte  ;  allein  die  Ver- 
waltung der  Justiz,  vor  allem  der  Kriminalgerichtspflege,  lag 
im  argen  und  ihre  Mängel  traten  umso  greller  hervor,  als  in 
jenen  Ländern  eine  weit  bessere  herrschte. 

So  liefen  denn  die  im  Schöße  der  Hofkommission  zur 
Revision  des  Strafgesetzes,  der  obersten  Justizstelle,  der  Hof- 
kommission in  Justizgesetzgebungssachen,  der  Hofkammer  und 
der  Hofkanzlei  gründlich  und  umsichtig  geführten  Beratungen 
in  erster  Linie  auf  eine  neue  Organisation  der  Kriminalgerichts- 
vervvaltung  als  das  dringendste  Bedürfnis  hinaus.  Sie  schritten 
indeß  in  einem  sehr  langsamen  Tempo  vorwärts,  was  schon 
durch  das  Zusammenwirken  so  vieler  Faktoren  bedingt  war, 
und  so  kam  schließlich  das  verhängnisvolle  Jahr  1830  heran. 
Nun  wiederholte  sich  auf  dem  Gebiete  der  Justizreform  das, 
was  wir  in  der  Frage  der  .Ablösung  der  Urbarialrechte  ver- 
folgen konnten^):  in  eben  demselben  Maße  als  sich  von  da  ab 
im  Kreise  der  Behörden  immer  mehr  die  Erkenntnis  Bahn  brach, 
daß  eine  zeitgemäße  Reform  unbedingt  notwendig  sei,  setzte 
man  ihr  an  höchster  Stelle  energischen  Widerstand  entgegen. 

Nachdem  die  verschiedenen  Hofstellen  über  zwanzig  Jahre 
lang  Vortrag  auf  Vortrag  erstattet  hatten  und  nur  ganz  ver- 
einzelte Gesetzesänderungen  und  Bestimmungen  die  Öffentlich- 
keit von  ihrer  Existenz  unterrichteten,  beschied  man  sich 
schließlich  damit,  auf  die  allgemeine  Einführung  kaiserlicher 
Gerichte  anzutragen,  also  kurzwegs  das  überall  einzuführen, 
was  in  einem  Teil  der  österreichischen  Länder  bereits  mit 
Erfolg  bestand  und  selbst  schon  altersgrau  geworden  war, 
ebensowie  ja  das  Institut  der  Gendarmerie,  das  in  den  italienischen 
Ländern  bestand,  nur  herüberzupflanzen  gewesen  wäre.  Sämt- 


1)  Vgl.  im  allgemeinen  Domiii-Petrushevecz,  ,.Neuere  österreichische 
Rechtsgeschichte",  S.  212  fg.;  Huber  (Dopsch),  „Österreichische  Reichsge- 
schichte",  S.  3i2  fg.  und  Beidtel  II,  S.  262  fg. 

2)  Siehe  oben  S.   70. 
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liehe  Stellen  einigten  sich  mit  überwiegender  Majorität  dahin, 
daß  der  Krebsschaden  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  sei  und 
daß  man  da,  wo  schon  landesfürstliche  Gerichte  existierten, 
gar  nichts  zu  ändern  brauche.  Jede  Verbesserung  der  Straf- 
gesetze, wurde  gesagt,  müsse  scheitern,  solange  nicht  die 
herrschaftlichen  Justizämter  aufgehoben  sind.  Bei  ihrer  Besetzung 
werde  nicht  die  Rücksicht  auf  das  öffentliche  Wohl  ins  Auge 
gefaßt,  sondern  mehr  darauf  gesehen,  daß  die  Justiziäre  gute 
Ökonomen  seien.  Diese  Gerichtshalter  sind  beinahe  unabhängig 
von  den  höheren  Justizbehörden,  deren  Zufriedenheit  ihnen 
wenig  nützt  und  daher  sehr  gleichgültig  sein  kann.  Die  Gunst 
ihres  Gutsherren  erwerben  sie  in  der  Regel  durch  eifrige  Ver- 
waltung der  Wirtschaftsgeschäfte,  nicht  aber  durch  eine  sorg- 
fältige und  gewissenhafte  Besorgung  der  .Strafgerichtsbarkeit, 
welche  jenem  so  bedeutende  Kosten  verursacht  und  mit  dessen 
Interesse  im  Widerspruche  steht.  Die  Folge  davon  ist,  daß  sie 
vernachlässigt  wird.  Die  Gefängnisse  und  das  Gefängniswärter- 
personale beiden  kleinen  Landgerichten  sind  im  „erbärmlichsten" 
Zustand  und  „es  läßt  sich  sogar  billig  entschul- 
digen", daß  solche  Gutsherren  bei  den  geringen 
Einkünften  mancher  Güter  diese  kostspieligen 
Auslagen  nicht  bestreiten  wollen.  Durch  die  Auf- 
sicht und  Visitationen  der  Appellationsgerichte  und  Kreisämter 
wird  dem  Übel  nicht  gesteuert  und  die  Klagen  über  die  schlechte 
Kriminaljustiz  auf  dem  Lande  sind  allgemein  und  begründet. 
Die  Erfahrung  lehrt,  daß  sowohl  durch  Fahrlässigkeit  als  durch 
Unwissenheit  der  Justiziäre  die  Untersuchungen  teils  vereitelt, 
teils  schlecht  geführt  werden.  Bei  den  die  Kriminaljustiz  aus- 
übenden Magistraten  der  kleinen  Städte  finden  übrigens  dieselben 
Mängel  statt.  Das  niederösterreichische  Appellationsgericht  hat 
auch  schon  zu  wiederholten  Malen  auf  gänzliche  Aufhebung 
der  Kriminalgerichtsbarkeit  der  Gutsherren  und  Magistrate,  die 
nicht  mit  mehreren  geprüften  Richtern  versehen  sind,  angetragen. 
Alle  Stellen  stimmten  darin  überein,  daß  „die  Notwendigkeit 
dieser  Maßregel  von  der  Art  sei,  daß  der  Kostenauf- 
wand für  den  Staat  kein  Hindernis  sein   dürfte",^) 

So  blieb  also  nur  die  Kostenfrage,  die  allerdings  bei 
Maßregeln  der  inneren  Politik  seit  dem  Wiederausbruch  der 
französischen  Revolution  sehr  schwer  wog,  und  da  verdient 
nun  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  daß  auch  die  dazu 
berufene  Stelle,  die  Hofkammer,  sich  für  die  Errichtung  landes- 
fürstlicher Gerichte  aussprach  und  die  finanzielle  Rücksicht 
als  eine   „untergeordnete"   Frage  erklärte. 2) 

Bei  der  Behandlung  der  Kriminaljustizreform  kam  auch  der 

')  Vortrag  der  Hof  kommission  in  Justizgesetzsachen  vom  5.  Februar  1838. 
Staatsarchiv,  Staatsratsaaten  Nr.  770. 

2)  Note  vom  30.  Oktober  1837,  Ebenda. 
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Sicherheitsdienst  zur  Sprache.  Oberstlandrichter  von  Sardagna, 
Vizepräsident  der  Hof  kommission  in  Justizgesetzsachen,  erklärte 
in  seinem  Referate,  den  Gebrechen  der  Justizverwaltung  wäre 
der  Mangel  einer  „wohlgeregelten"  polizeilichen  Mitwirkung 
hinzuzufügen,  und  er  beleuchtete  in  treffender  Weise  die 
wunden  Punkte  der  bestehenden  Organisation  der  Polizei. 
Nicht  die  Größe  der  angedrohten  Strafen,  meinte  er,  sondern 
die  Gewißheit  ihres  Eintreffens  hält  den  Ehrlosen  oder  Irreligiösen 
vom  Verbrechen  ab.  Für  den  Erfolg  der  Unteisuchung  seien 
die  ersten  Erhebungen  von  der  größten  Wichtigkeit.  Die 
polizeiliche  Amtshandlung,  welche  in  der  Regel  diese  Er- 
hebungen umfaßt,  ist  in  Nieder-  und  Oberösterreich  den  Dominien 
und  Munizipalbehörden  übertragen  ;  allein  diese  Polizeibehörden 
haben  keine  abgeschlossenen  Bezirke  für  ihre  Wirksamkeit  und 
sie  können  die  verdächtigen  Handlungen  nicht  frei  verfolgen; 
denn  keine  Ortsobrigkeit  ist  befugt,  der  anderen  eine  Mit- 
wirkung aufzutragen.  Die  Kreisämter,  welche  die  Aufsicht  über 
die  Ortsobrigkeiten  haben,  sind  in  der  Regel  zu  weit  entfernt 
und  müssen  bei  irgendeinem  wichtigen  Auftrag  zu  viele  Dominien 
in  Kenntnis  setzen,  wodurch  die  in  diesem  Geschäft  so  not- 
wendige Geheimhaltung  meistens  vereitelt  wird.  Seiner  Ansicht 
nach  wäre  das  Land  in  Polizeibezirke  einzuteilen.^)  Es  war 
das  ein  Gedanke,  den,  wie  wir  wissen,  die  Landesregierung 
schon  im  Jahre  1815  angeregt  hatte^)  und  jetzt  auch  die  Hof- 
kanzlei in  dem  Vortrag  über  die  ständische  Petition  aussprach. 
Dieser  Vortrag,  der  sich  also  auf  das  nahezu  übereinstim- 
mende Gutachten  aller  maßgebenden  Stellen  stützte,  kam  nun 
in  den  Staatsrat,  wo  der  Holrat  Weiß  das  Referat  führte.  Wir 
haben  ihn  bereits  als  einen  Mann  kennen  gelernt,  der  alles 
eher  als  ein  Umstürzler  war.  Auch  jetzt  zeigte  er,  daß  er 
seinen  nachmaligen  Ruf  als  „Radschuh  am  Staatswagen,  aber 
nicht  wie  dieser  tätig,  wenn  es  abwärts,  sondern  wenn  es 
vorwärts  gehen  sollte",^)  vollauf  verdiente.  Der  ehemalige 
herrschaftliche  Justiziär  hatte  erst  kürzlich,  wie  wir  gleich 
hören  werden,  das  Institut  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  und 
Polizei  mit  einer  Wärme  verteidigt,  als  hingen  seine  schönsten 
Jugenderinnerungen  daran.  Es  war  aber  doch  nur  der  ein- 
gefleischte Anhänger  des  alten  Sj^stems,  der  aus  ihm  sprach, 
wenn  er  auch  gegen  die  Fehler  und  Mängel  desselben  keines- 
wegs blind  war  und  Verbesserungen  im  Rahmen  des  Bestehenden 
gerne  das  Wort  sprach,  wobei  es  dann  kräftige  Seitenhiebe 
setzte.  Jedenfalls  mußte  die  Umgestaltung  von  der  Regierung 
ausgehen,  und  von  diesem  Standpunkt  war  ihm  das  Ein- 
schreiten der  Stände,  das  auf  eine  wesentliche  Neuerung  ab- 

^)  Vortrag  vom  5.  Februar   1838.  Ebenda. 

2)  Siehe  oben  S.   134,  • 

*)  Nachruf  in  den  „Gränzboten",  Jahrgang  1847,  Band  IV.  S.  46, 


—  166  — 

zielte,  aus  ganzer  Seele  zuwider.  Die  Stände  haben  sehr  Un- 
recht, meinte  er,  sich  einer  gewissen  Unterordnung  im  In- 
teresse eines  kräftigeren  und  schnelleren  Zusammenwirkens 
entgegenzustemmen.  Ebenso  Unrecht  haben  sie,  sich  gegen 
die  vermehrten  Kosten  aufzuhalten,  weil  die  Dominien  auch 
auf  die  mannigfaltigste  Weise  an  den  nützlichen  und  ange- 
nehmen Folgen  der  neueren  Einrichtungen  teilnehmen.  Sie 
sollten  nur  einmal  in  die  alten  Zeiten  zurückversetzt  werden! 
Auch  den  Gedanken  sollen  sie  aufgeben,  daß  diese  Unkosten 
etwa  auf  das  Universum  würden  übernommen  werden  ;  denn 
wenn  dies  geschähe,  so  würde  auch  ganz  gewiß  alle  Detail- 
administration in  die  Hände  landesfürstlicher  Beamten  über- 
gehen, und  eine  solche  Umstaltung  der  Verhältnisse  dürfte 
den  jetzigen  Ansichten  in  Niederösterreich  wohl  nicht  ent- 
sprechen. Übrigens  kann  in  den  gegenwärtigen  Zeiten,  fügte 
er  mit  großer  Bestimmtheit  hinzu,  von  einer  Übernahme  solcher 
Auslagen  auf  den  Staatsschatz  ohnehin  nicht    die    Rede  sein. 

Bezüglich  des  von  den  Ständen  reklamierten  Beirates 
vertrat  er  eine  Ansicht,  die  vollauf  geeignet  war,  nach  oben 
hin  Eindruck  zu  machen.  Wenn  die  Stände,  sagte  er,  ver- 
langen, daß  sie  bei  jeder  neuen  Einrichtung  im  Detaildienst 
immer  zur  Verhandlung  beigezogen  werden,  so  ist  diesem 
Begehren  nicht  stattzugeben,  „wenn  nicht  der  Geschäftsgang 
in  solchen  Fällen  noch  schleppender,  die  Resultate  noch  un- 
zulänglicher, die  ganze  Kraft  und  Wirksamkeit  der  Regierung 
noch  mehr  gelähmt  werden  sollen."  Damit  hatte  er  den  Faden 
gefunden,  um  auch  die  staatlichen  Behörden  aufs  Korn  zu 
nehmen.  Die  Verantwortlichkeit  der  Dominien,  fand  er,  werde 
in  Niederösterreich,  wo  ohnehin  im  Vergleiche  zu  anderen 
Provinzen  Sicherheit  herrsche,  zu  weit  getrieben,  wenn  man 
sie  verpflichtete,  lür  jeden  Bettler,  „der  sich  zeigt",  fünf  Gulden 
zu  zahlen.  Zugleich  macht  man  das  „naive"  Geständnis,  daß 
man  noch  gar  keinen  solchen  Pönfall  eingefordert  habe,  ob- 
gleich es  an  Bettlern  nicht  fehle.  Man  ist  also  mit  Erlassung 
„unangemessener  und  zugleich  unausführbarer"  Anordnungen 
sehr  unüberlegt.  Drei  Kreisämter  publizieren  diese  Anordnung, 
das  vierte  nicht.  Die  Maßregeln  werden  somit  nicht  einmal 
gleichförmig  angekündigt,  viel  weniger  ausgeführt.  Drei  Kreis- 
ämter halten  die  Wegweiser  für  eine  Straßenanstalt,  die  den 
Gemeinden  obliegt,  das  vierte  erklärt  sie  für  eine  polizeiliche 
Anstalt  und  als  solche  wird  sie  ohne  weitere  Rückfrage  den 
Dominien  aufgezwungen. 

Zum  Schubwesen  übergehend,  bemerkte  er,  daß  die  Be- 
stimmungen von  1815  viele  „Härten"  hätten,  weshalb  es  ihm 
in  Anbetracht  der  nicht  zu  leugnenden  Tatsache,  daß  die 
Handhabung  einst  billiger  war,  nicht  angezeigt  erscheine,  mit 
der  ganzen  gesetzlichen  Strenge  vorzugehen,    ohne  auch  nur 
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die  „Schonungen"  zu  versuchen,  welche  infolge  der  langen 
Praxis  oder  nach  den  Wünschen  des  Landes  proponie't  werden 
könnten.  „Den  politischen  Behörden  wäre  demnach  allerdings 
ein  besserer  Zusammenhang,  ein  richtigerer  Takt  und  eine 
vorsichtigere  Leitung  zu  wünschen",  damit  neue  Reibungen 
möglichst  vermieden,  jene  Lasten  aber,  die  nun  schon  einmal 
unvermeidlich  wären,  doch  durch  eine  „schonendere"  Ein- 
leitung und  durch  Beseitigung  jeder  „unangemessenen  Ver- 
letzung"  erträglicher  gemacht  würden. 

Wenn  die  Stände  diese  vom  Geiste  der  Väterlichkeit 
getragenen  Bemänglungen  gehört  hätten,  so  würden  sie  den 
Hofrat  beglückwünscht  haben  ;  denn  er  hatte  damit  den  Kern- 
punkt der  ganzen  Erbitterung,  wie  sie  unter  den  Ständen 
herrschte  und  auf  dem  Landtag  des  Jahres  1835  zum  ersten 
Male  zu  so  lautem  Ausdruck  gekommen  war,  getroffen:  das 
eigenmächtige,  willkürliche  und  verletzende  Vorgehen  der 
Behörden,  vor  allem  der  Kreisämter.  Es  war  nicht  so  ganz 
aus  der  Luft  gegriffen,  wenn  später,  als  die  Ständebevvegung 
schon  größere  Kreise  gezogen  und  die  öffentliche  Aufmerk- 
samkeit erregt  hatte,  behauptet  wurde,  sie  sei  eigentlich  nur 
gegen  die  Kreisämter  gerichtet.^)  Die  Stände  erklärten  bei 
jeder  Gelegenheit,  daß  sie  willig  bis  an  die  äußerste  Gränze 
der  Leistungsfähigkeit  alle  Opfer,  welche  das  Wohl  und  In- 
teresse des  Landes  erforderten,  auf  sich  zu  nehmen  bereit 
wären,  auch  solche,  zu  denen  sie  sich  nach  der  Landesver- 
fassung nicht  für  verpflichtet  erachteten.  Dann  aber  sollte  es 
freiwillig  geschehen.  Wenn  sie  in  diesem  Punkte  überhaupt 
überaus  empfindlich  waren,  so  war  dies  ganz  besonders  bei 
Verfügungen  der  Kreisämter  der  Fall.  Um  diese  Reizbarkeit 
zu  verstehen,  muß  man  sich  daran  erinnern,  daß  die  Kreis- 
ämter, als  sie  im  Jahre  1764  von  der  Kaiserin  Maria  Theresia 
geschaffen  wurden,  das  ständische  Institut  der  Viertelkom- 
missäre verdrängten,  und  die  Stände  bei  der  Erneuerung  ihrer 
Verfassung  durch  Kaiser  Leopold  II.  den  Anspruch  auf  die 
dienstliche  Unterstellung  der  weiterhin  aus  dem  Domestikal- 
fond  dotierten  Kreisbehörde  erhoben. 2)  Nicht  die  Anforderungen 
als  solche,  nicht  das  Zweckwidrige  und  Unrechtmässige  der- 
selben war  es  oft,  was  die  Stände  so  sehr  in  Harnisch  brachte, 
sondern  die  Art  und  Weise  der  Anordnung. 

Nach  der  geradezu  tödlichen  Kritik,  welche  Hofrat  Weiß 
an  der  Zerfahrenheit  und  Unfruchtbarkeit  der  Verwaltungs- 
behörden übte,  würde  man  erwarten,  daß  er  nun  eine  gründ- 
liche Reform  des  Verwaltungssj^'stems  oder,  falls  dasselbe  nach 


1)  Vgl.  den  Artikel  .,Parteistimmen  aus  Österreich"  in  den  „Gränzboten", 
Jahrgang  1847,  Band  II,  S.  119  fg. 

-)  Bibl.  ..Die  Restauration  der  niederösterreichischen  Landesverfassung", 
S.  48. 
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seiner  Meinung  zureichend  gewesen  wäre,  eine  exemplarische 
Zurechtweisung  jener  Beamten,  welche  ihre  Befugnisse  über- 
schritten, beantragte.  Aber  da  lenkte  er  rasch  ein.  Wenn  es 
auch  Pflicht  der  Regierung  wäre,  meinte  er,  hier  bestehende 
Härten  zu  mildern,  so  könne  er  doch  nicht  eine  Rüge  bean- 
tragen, „weil  sonst  die  Regierung,  von  der  man 
nicht  behaupten  kann,  daß  sie  einen  hohen  Grad 
vonEnergie  entwickle,  vollends  kopfscheu  würde 
und  ein  neues  Schwanken  die  Folge  w  ä  r  e."  ^) 

Der  scharte  Tadel,  welchen  der  Hofrat  Weiß  den  politischen 
Behörden  zuteil  werden  ließ,  machte  den  Vorsitzenden  der 
Sektion  B  (Verwaltung  des  Innern;,  den  Staats-  und  Konferenzrat 
Füstel  stutzig  und  er  ordnete  eine  mündliche  Beratung  an,  wo 
er  die  Anregung  gab,  daß  man  doch  nicht  ganz  mitStillschweigen 
über  die  Sache  hinweggehen  dürfe.  Er  war  zwar  nicht  für  eine 
Rüge,  aber  doch  für  einen  „Wink",  damit  wenigstens  die  Hof- 
kanzlei bei  künftigen  Anlässen  ähnliche  Maßregeln  besser 
überwache,  die  Zweckmäßigkeit  und  Ausführbarkeit  der  von 
der  Regierung  ausgehenden  Verfügungen  zur  rechten  Zeit 
genauer  prüfe.  Mit  diesem  Vorschlag  waren  die  anderen  Räte 
einverstanden  und  damit  war  die  Sache  erledigt. 2)  Die  Stände 
wurden  mit  ihren  Beschwerden  ohne  jede  weitere  Begründung 
glatt  abgewiesen.  Se.  Majestät,  wurde  ihnen  mitgeteilt,  finde 
sich  nicht  bewogen,  über  die  in  ihrer  Petition  bezeichneten 
Gegenstände  neue  Verfügungen  zu  treffen,^) 

Die  Angelegenheit  des  Polizeisystems,  speziell  der  Schub- 
einrichtung, kam  im  folgenden  Landtag  1840  wieder  zur  Sprache,^) 
doch  erst  im  nächsten  Landtag  des  Jahres  1841  beschlossen 
die  Stände,  sie  im  Vereine  mit  der  Landgerichtsverfassung  dem 
Landesfürsten  in  Erinnerung  zu  bringen.^)  Die  Hofkanzlei 
konnte  nichts  anderes  tun,  als  auf  ihre  früheren  Vorträge  vom 
5.  Februar  1838  und  24.  Dezember  1839  hinzuweisen  und  die 
kaiserliche  Entschließung  sich  zu  erbitten.  Was  war  damit 
geschehen  ? 


Wir  wispen  uns  zu  erinnern,  daß  sich  in  dem  ersteren 
Vortrag  vom  Jahre  1838  sämtliche  beteiligte  Faktoren  nahezu 
übereinstimmend  für  die  Beseitigung  der  Patrimonialgerichtsbar- 
keit ausgesprochen  hatten.  Weniger  einig  aber  war  man  sich 
darüber,    was  an  ihre  Stelle  zu  setzen  sei,    wobei  wieder  der 

1)  Votum  vom  27.  .Mai  1840  über  den  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom 
24.  Dezember  1839.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.   154  ex  49. 

^)  .Sitzung  vom   11.  Juni    1840.   Ebenda. 

*)  Kaiserliche  Entschließung  vom  8.  .lull  1840.  Ebenda.  Holkanzleidekret 
vom  22.  Juli.  Landesregistratur,  Fasz.  2,  Nr.  3205. 

*)  Landtagsprotokolle  vom   17.  September   1840. 

5)  Hof  bericht  vom  16.  September  1841.  Landesregistratur,  Fasz.  2,  Nr.  4019. 
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Kostenpunkt  stark  in  den  Vordergrund  der  Diskussion  rückte. 
Allseits  waren  die  Vorzüge  landesfürstlicher  Kollegialgerichte 
hervorgehoben  worden,  aber  die  Neuorganisation  sollte  nicht 
zu  viel  kosten  und  möglichst  wenig  verändert  werden,  sonst 
wäre  das  Schicksal  der  Vorlage  schon  besiegelt  gewesen.  Es 
war  kein  besonders  glücklicher  Kompromißvorschlag,  den  die 
Hofkommission  für  Revision  der  Strafgesetze  1833  auf  die 
Bahn  brachte  und  dem  dann  die  Hofkommission  in  Justizgesetz- 
sachen und  die  oberste  Justizstelle  beitraten :  es  sollten  die 
ins  Auge  gefaßten  landesfürstlichen  Richterkollegien  mit  den 
Stadtmagistraten  verbunden  werden,  also  eine  Zusammensetzung 
von  städtischen  und  landesfürstlichen  Richtern,  wie  sie  in  Böhmen 
seit  dem  Jahre  1787  angeblich  mit  gutem  Erfolge  bestand. 
Maßgebend  dafür  waren  neben  dem  großen  Moment  der  Er- 
sparnis auch  einige  sachliche  Motive,  die  allerdings  zum  Teil 
sehr  weit  hergeholt  waren.  So  machte  man  unter  anderem 
geltend,  daß  reine  Koilegialgerichte  den  Richter  infolge  der 
Einförmigkeit  der  Verhandlungsgegenstände  ermüden  und  ihn 
in  seinem  Eifer  erkalten  lassen  würden.  Die  Hofkanzlei,  die 
sich  schon  fünf  Jahre  vorher  mit  aller  Entschiedenheit  für  die 
Einführung  der  landesfürstlichen  Gerichte  in  allen  Provinzen 
und  Übernahme  der  Kosten  auf  den  Staatsschatz  ausgesprochen 
hatte, 1)  wandte  dem  gegenüber  ein,  daß  bei  diesem  Modus  die 
Patrimonialgerichtsbarkeit,  die  ja  doch  aufgehoben  werden 
sollte,  weiter  bestehen  bleiben  dürfte  und  das  landesfürstliche 
Untersuchungsgericht  dem  MunizipalkoUeg    unterstellt  würde. 

Das  entschiedene  Eintreten  der  Hofkanzlei  und  sogar  der 
Hofkammer  für  die  rein  landesfürstlichen  Kriminalgerichte  hatte 
zur  Folge,  daß  bei  einer  neuerlichen  Beratung  dieser  Angelegen- 
heit im  Schöße  der  Revisions-Hofkommission  die  Vertreter 
des  Komprommißvorschlages  in  der  Minderheit  blieben.  Man 
machte  ihm  gegenüber  geltend,  daß  erfahrungsgemäß  bei  ge- 
mischten Behörden  oft  die  Justizgeschäfte  den  rein  administrativen 
Agenden  weichen  müßten,  überdies  man  den  Stadtgemeinden 
nicht  zumuten  könnte,  daß  sie  für  das  ganze  Land  die  Last 
der  Kriminaljustiz  trügen. 

Als  die  dickbäuchige  Vorlage  endlich  dem  Staatsrat  zur 
Behandlung  zukam,  fand  sie  alsbald  ganz  gehörige  Ein- 
schränkungen. Hofrat  Baron  Sommaruga,  Referent  der  Sektion  A 
(Gesetzgebung  und  Rechtspflege),  erklärte:  Man  müsse  sich 
in  Anbetracht  des  bestehenden  Aufwandes,  den  die  allgemeine 
Einführung  landesfürstlicher  Koilegialgerichte  erforderte,  auf 
die  Behebung  der  wesentlichsten  Gebrechen  beschränken.  Die 
angetragenen  Verbesserungen  wären  nur  allmählich,  von  Provinz 
zu  Provinz,    vorzunehmen,    bei   größtmöglicher  Schonung    der 

>)  Vortrag  des  Hofkammerpräsidenten  vom  14.  August  1828.  Staats 
archiv,  Staatsratsakten  Nr.  5018. 


170 


Staatsfinanzen,  und  zwar  sollte  mit  Niederösterreich  der  Anfang 
gemacht  werden.  Er  schlug  vor,  in  jedem  der  vier  Kreise  ein 
Kollegialgericht  mit  zwei  oder  drei  landesfürstlichen  Unter- 
suchungsgerichten zu  bilden.  Sollte  aber  im  Kreise  ein 
organisierter,  zur  Kriminalgerichtspflege  geeigneter  Magistrat 
bestehen,  so  wäre  einfach  dieser  unter  der  Bezeichnung  eines 
landeslürstlichen  Kriminalgerichts  dazu  zu  bestellen.  Es  war 
dies  also  ein  neuer  Komprommißvorschlag,  eine  Verquickung 
der  beiden  strittigen  Projekte.  Bezüglich  der  Bedeckung  des 
Aufwandes  vertrat  Hofrat  Sommaruga  die  Ansicht,  daß  man  dazu 
die  Gutsbesitzer  heranzuziehen  hätte,  weil  sie  nach  Abnahme 
der  schweren  Last  füglich  zu  einem  Entgelt  \'erpflichtet  wären. 
Er  stellte  sich  hier  in  entschiedenen  Widersp;uch  mit  der 
Majorität  der  Revisions-Hof  kommission,  der  obersten  Justizstelle 
und  der  Hofkanzlei,  von  welcher  Seite  aus  die  Anschauung 
geäußert  wurde,  daß  man  die  Gutsherren  in  dem  Moment,  wo 
man  ihnen  dieses  Recht  abnehme,  auch  von  den  Pflichten 
freisprechen  müsse. ^) 

Hofrat  Weiß,  der  Referent  in  der  Sektion  B,  verwarf  aber 
auch  dieses  ohnehin  schon  aufs  äußerste  zugestutzte  Projekt. 
Er  fand  die  ganze  Vorlage  vollkommen  überflüssig.  Er  habe 
Gelegenheit  gehabt,  führte  er  sehr  umständlich  aus,  die  ver- 
schiedensten Gattungen  der  Kriminalgerichte  erster  Instanz  in 
Österreich  kennen  zu  lernen,  speziell  im  Innviertel,  in  Salzburg 
und  Böhmen.  So  habe  er  durch  13  Jahre  imCollegio  advocatorum 
die  Kriminalprozesse  der  Patrimonialgerichtsverwaltungen 
wöchentlich  mehiirals  durchgearbeitet,  dann  im  Stadt-  und 
Landrecht  die  Elaborate  der  landesfürstlichen  Untersuchungs- 
gerichte und  Kollegialgerichte,  ebenso  die  Polizeiverhältnisse 
genau  kennen  gelernt  und  er  müsse  aufrichtig  bekennen,  „daß 
er  die  öffentliche  Sicherheit  durch  keine  dieser  verschiedenen 
Formen  vorzugsweise  garantiert  gefunden  habe,  ja  daß  die 
erwarteten  Resultate  der  landesfürstlichen  Kriminalgerichte 
sehr  oft  nicht  sich  ergaben".  Man  konnte  ebenso  sicher  und 
oft  wohl  noch  sicherer  in  jenen  Gegenden  leben  und  reisen, 
welche  unter  Patrimonialgerichten  standen,  als  in  jenen,  wo 
landesfürstliche  Kriminalgerichte  walteten  oder  —  wie  im  süd- 
lichen Böhmen  —  Magistrate  ihre  P'unktionen  übernommen 
haben.  Er  zweifle  daher,  ob  der  bevorstehende  Aufwand  mit 
dem  Resultate  für  die  öffentliche  Sicherheit  im  gehörigen  Ver- 
hältnis stehen  werde. 2) 

Hofrat  Weiß  trat  den  Vortrag  der  staatsrätlichen  Sektion  C 
(Finanzvervvaltung)  zur  Antragstellung  ab  und  es  kam  nun 
am  14.  Dezember  1838  zu  einer  gemeinschaftlichen  Beratung, 
in  welcher  der  Staats-  und  Konferenzrat  Dr.    Johann  Pilgram 

1)  Votum  vom  3.  September   1838. 
-)  Votuir   vom  25.  September   1838. 
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das  Referat  führte.  Dieser  wandte  sich  mit  aller  Entschiedenheit 
gegen  die  von  Weiß  so  herausgestrichenen  Patrimonialgerichte 
und  zitierte  den  Geist  des  Volkskaisers.  Seines  Erachtens 
nach,  erklärte  er,  ließe  sich  in  dieser  Sache  nichts  Treffen- 
deres anführen,  als  was  Kaiser  Josef  II,  in  dem  Patent  vom 
20.  August  1787^)  gesagt  habe,  wo  die  Notwendigkeit  ausge- 
sprochen wurde,  „die  Kriminalgerichtsverwaltung  nur  solchen 
Stellen  zu  übertragen,  die  mit  einer  zureichenden  Anzahl  ge- 
prüfter und  ordentlich  besoldeter  Männer  besetzt,  das  Zu- 
trauen der  Regierung  und  des  Volkes  verdienten,  und  ihr 
Amt  ohne  Seitengeschäfte  und  Nebenabsicht  zu  verwalten 
fähig  wären."  „Wenn  diese  Ausführungen",  fügte  er  scharf 
hinzu,  „vor  mehr  als  fünfzig  Jahren  vom  Throne 
ausgegangen  sind,  so  sollte  nach  dem,  was  seither  für  diesen 
Teil  der  Rechtspflege  im  In-  und  Auslande  geleistet  wurde, 
an  der  Notwendigkeit,  jenen  Grundsatz  zur  Anwendung  zu 
bringen,  umsoweniger  gezweifelt  werden,  als  diese  Notwen- 
digkeit von  allen  darüber  einvernommenen  Behörden  aner- 
kannt wird."  Daß  im  lombardisch-venetianischen  Königreich, 
das  „am  zweckmässigten"  organisiert  ist,^)  am  meisten  Ver- 
brechen vorkommen,^)  beweist  nichts  gegen  das  Institut  der 
landesfürstlichen  Beamten.  Es  ist  sicher  nicht  gleichgültig, 
„ob  jener  wichtige  Zweig  der  Rechtspflege  von  einem  schlecht 
bezahlten,  mit  anderen  Geschäften  überladenen  und  von  der 
Willkür  seines  Dienstgebers  abhängigen  Judex  pedaneus  oder 
von  einem  freistehenden,  nur  der  Gerechtigkeit  dienenden 
landesfürstlichen  Collegio  verwaltet  wird." 

Pilgram  will  aber  auch  von  der  Überlassung  der  Krimi- 
nalgerichtsbarkeit an  die  Magistrate  nichts  wissen.  Wenn  man 
damit  in  Böhmen  und  Mähren,*)  meinte  er,  gute  Erfahrungen 
gemacht  hat,  so  beweist  das  nichts :  es  sind  eben  die  bösen 
Folgen  noch  nicht  in  die  Erscheinung  getreten.  Es  war  nicht 
gerecht,  fand  auch  er,  die  Kriminalgerichtsbarkeit  der  Städte 
über  den  ihnen  ursprünglich  verliehenen  Blutbann  auszu- 
dehnen und  ihnen  so  große  Kosten  aufzubürden.  Die  Vor- 
untersuchung könnte  dem  herrschaftlichen  Justiziär  überlassen 
bleiben.    Freilich    sollten    zu    diesem    Zwecke  Polizeibehörden 


1)  Es  war  das  Kriminalgerichtsorganisationspatent;  vgl.  Domin-Petrus- 
hevecz,   „Neuere  österreichische  Rechtsgeschichte",  S.   169  fg. 

2)  Hier  gab  es  so  wie  im  Königreich  Dalmatien  (Provinzial)-Kollegial- 
gerichte  und  Präturen  (Bezirksgerichte). 

^)  Besonders  groß  war  die  Zahl  der  Verbrechen  in  Dalmatien,  wo  auf 
eine  Population  von  300.000  Seelen  jährlich  durchschnittlich  86  Raub-  und 
163  Mord-  und  Todschlagdelikte  vorkamen;  vgl.  Wagners  „Zeitschrift  für  öster- 
reichische Rechtsgelehrsamkeit"  (1830),  Band  11,  S.  327,  und  die  Kriminal- 
Tabelle    in    Springers    „Statistik    des    österreichischen  Kaiserstaates"  II,  S.  136. 

*)  Nach  Springers  Tabelle  entfiel  in  Dalmatien  auf  1674  Einwo4iner 
durchschnittlich  ein  Mord-  oder  Tedschlag,  in  Böhmen  nur  auf  50.869. 
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geschaffen  werden,  aber  man  dürfe  die  Organisation  der 
Kriminalgerichte  nicht  davon  abhängig  machen,  sonst  — 
gehe  es  wie  in  Galizien,  wo  die  RegiUierung  der  ersten  In- 
stanzen nach  einer  32jährigen  Verhandlung  schließlich  nicht 
zustande  kam  !  Die  Kosten  wären  als  eine  allgemeine  Steuerlast 
zu  erklären,  und  es  sei  kein  zureichender  Grund  vorhanden, 
von  den  Gutsherren,  wenn  sie  die  Ausübung  dieses  Rechtes 
verlieren,  besondere  Beiträge  zu  verlangen. 

Es  standen  sich  also  im  Staatsrat  zwei  grundverschie- 
dene Meinungen  gegenüber,  und  die  heikle  Vorlage  kam  am 
31.  Dezember  1838  noch  einmal  in  einer  Konferenz  der  drei 
Sektionen  unter  dem  Vorsitz  des  Staats-  und  Konferenzmi- 
nisters Grafen  von  Nadäsd  zur  Beratung.  Der  Staats-  und 
Konferenzrat  Kübeck,  Referent  der  Finanzsektion,  formulierte 
die  in  Betracht  kommenden  Fragen.  Ist  überhaupt  eine  Ver- 
änderung der  dermaligen  Kriminalgerichtsverwaltung  auf  dem 
Lande  nötig,  und  wenn  ja,  wie  wäre  sie  auszuführen  und 
wer  hätte  die  Kosten  zu  bestreiten  ?  Die  Referenten  der  zwei 
ersten  Sektionen  gerieten  wieder  hart  aneinander.  Wenn 
Hofrat  Sommaruga  meinte,  die  Beantwortung  der  Hauptfrage 
könne  nicht  zweifelhaft  sein,  und  zum  Beweise  seiner  Behaup- 
tung anführte,  er  habe  als  Rat  beim  niederösterreichischen 
Appellationsgericht  die  auffallendsten  Beweise  gesammelt,  in 
welch  „kläglicher"  und  „lächerlicher"  Weise  oft  die  ersten 
Instanzen  die  kriminelle  Justizpflege  handhabten,  so  meinte 
Weiß  wieder:  Auch  bei  den  landesfürstlichen  Gerichten  kämen 
nicht  selten  „arge  und  ebenso  lächerliche  und  bedauerliche 
Mißgriffe  und  Zögerungen"  vor.  Selbst  in  der  Steiermark,  wo 
die  Reform  am  dringendsten  sei,  wären  die  Zustände  nicht  so 
arg.  Außerdem  würde  die  beantragte  Reform  einen  Kosten- 
aufwand von  einer  Million  bedingen.  Weiß  machte  schließlich 
einen  Vorschlag  zur  Güte.  Vielleicht  könnte  man  durch  „an- 
dere minder  kostspielige"  Mittel  ein  gleiches  oder  ähnliches 
Resultat  erzielen  und  zu  diesem  Zwecke  die  politischen  Be- 
hörden und  die  Stände  einvernehmen.  Weiß  liebte  überhaupt, 
wie  wir  noch  sehen  werden,  den  Weg  der  weiteren  Einver- 
nehmungen und  Erhebungen,  weil  man  auf  diese  Weise 
wieder  Zeit  gewann.  Merkwürdiger  Weise  fiel  ihm  auch  der 
sonst  nicht  reaktionär  gesinnte  Kübeck  bei,  der  die  Sache 
allerdings  mehr  vom  Standpunkt  seines  Ressorts  der  F'inanz- 
vervvaltung  angesehen  haben  mochte.  Eine  Veränderung,  er- 
klärte er,  würde  so  tief  in  alle  Verhältnisse  der  Verfassung 
eingreifen,  daß  er  sie  unter  den  dermaligen  Verhältnissen  von 
vorneherein  nicht  rätlich  finde. 

Eine  Einigung  über  die  erste  und  wichtigste  Frage  war 
somit  wieder  nicht  erzielt  worden.  Als  man  nun  zur  zweiten 
schritt,    in    welcher    Weise    die    Veränderung    vorgenommen 
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werden  sollte,  kam  es  selbst  unter  denen,  welche  im 
Prinzipe  für  die  Einführung  der  landesfürstlichen  Gerichtshöfe 
waren,  zu  solchen  Meinungsdifferenzen,  daß  die  Gegner  der 
Reform  einen  neuen  Sturmlauf  begannen.  Wenn  man  sich 
schon  jetzt,  fuhr  Hofrat  Weiß  dazwischen,  nicht  einigen  könne, 
wie  werde  es  erst  dann  bei  der  Ausführung  sein  !  „Man 
fange  nur  einmal  mit  der  Hauptmaxime  an",  fügte  er  unheil- 
verkündend hinzu,  „und  man  wird  nicht  mehr  herstellen 
können,  was  man  aufgelassen  hat,  und  nicht  mehr  wissen, 
woher  man  das  Geld  nehmen  soll,  um  den  notwendigen  Fol- 
gerungen zu  genügen."  Weiß  nahm  später  noch  einmal  Ge- 
legenheit, seinen  Warnungsruf  zu  erheben,  als  sich  die  übrigen 
Votanten  dahin  geeinigt  hatten,  daß  sich  die  Reform  zunächst 
auf  Niederösterreich  zu  beschranken  habe.  „Es  sei  wohl  be- 
kannt", erklärte  er  drohend,  „wenn  man  in  einem  Hauptteile 
eines  Gebäudes  einzureißen  und  umzubauen  anfange,  des 
Niederreißens  und  Umbauens  kein  Ende  mehr  sei.  Er  halte 
die  Zeit  und  die  Umstände  nicht  für  geeignet,  ein  solches 
Umbrechen,  das  gar  so  viele  weitere  Entwicklungen  der  be- 
liebten Grundmaxime  für  alle  deutschen  und  slawischen  Länder 
nach  sich  ziehen  müsse,  jetzt  anzufangen,"  Hofrat  Weiß  blieb 
auch  der  einzige,  der  sich,  als  es  sich  um  die  Beantwortung 
der  dritten  Frage  handelte,  mit  aller  Entschiedenheit  gegen 
die  Übernahme  der  Kosten  auf  den  Staat,  beziehungsweise 
auf  die  Provinz,  aussprach. 

An  diesen  Bedenken  scheiterte  auch  die  ganze  Vorlage. 
In  der  Staatskonferenz  äußerte  sich  Graf  Kolowrat  am 
10.  April  1839  dahin,  daß  der  Staatsschatz  die  ihm  von  der 
Stimmenmehrheit  angesonnene  Ausgabe  zu  übernehmen  außer 
Stande  sei,  weshalb  er  darauf  antrage,  die  Kriminalgerichts- 
barkeit den  Magistraten  der  landesfürstlichen  Städte  zu  über- 
tragen.^) Er  griff  also  auf  jenen  unglücklichen,  auf  das  Muster 
von  Böhmen  zugestutzten  Kompromißvorschlag^)  zurück,  wobei 
sich  bei  ihm  zu  den  staatsfinanziellen  und  politischen  Rück- 
sichten auch  landsmannschaftliche  Gefühle  gesellt  haben 
mochten. 

Die  Vorlage  blieb  nun  in  der  Staatskonferenz  liegen,  und 
in  diesem  Zustand  traf  sie  drei  Jahre  später  der  Vortrag  an, 
den  die  Hofkanzlei  über  die  im  Landtag  des  Jahres  1841 
beschlossene  neuerliche  Vorstellung  bezüglich  der  Landgerichts- 
verfassung und  Schubeinrichtung  erstattet  hatte. ^)  Der  staats- 
rätliche Referent  Hofrat  Weiß  bestritt  genau  wie  vor  vier  Jahren 
die  Notwendigkeit  und  Dringlichkeit  der  beiden  Vorlagen,  Der 

')  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  770  ex  38. 
2)  Siehe  oben  S.    169. 

•■)  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  31.  März  1842.  Staatsarchiv,  Staatsrats- 
akten Nr.   2225.  Siehe  oben  S.   168. 
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Gegenstand  kam  darauf  noch  in  einer  gemeinschaftlichen 
Konferenz  der  zwei  ersten  Sektionen  am  12.  Mai  1842  unter 
dem  Vorsitz  des  Grafen  Hartig  zur  Beratung,  in  der  sich  wieder 
schroff  die  Geister  schieden.  Hofrat  Baron  Sommaruga  bezeich- 
nete die  Regulierung  der  Kriminalgerichtspflege  als  eine 
„wahrhaft  dringende  Angelegenheit",  ebenso  sprach  er  sich  im 
Sinne  der  Anträge  der  Hofkanzlei  für  eine  Reform  des  Schub- 
und  Polizeiwesens  aus.  Ihm  sekundierte  kräftigst  Baron  Pilgram. 
Die  Regulierung  der  Kriminalverwaltung,  sagte  er,  sei  ein 
schon  lange  gehegter  Wunsch  der  niederösterreichischen  Stände, 
welche  in  dieser  Beziehung  bereits  einmal  zur  Geduld  ver- 
wiesen wurden.  Es  würde  ihm  daher  nicht  ganz  angemessen 
erscheinen,  diese  Stände  über  die  vorliegende  Vorstellung 
neuerdings  zu  vertrösten.  Dieser  dringliche  Appell,  dem  sich 
auch  der  Vorsitzende  Graf  Hartig  anschloß,  hatte  die  Wirkung, 
daß  die  beiden  Vorträge  der  Hofkanzlei  vom  5.  P'ebruar  1838 
und  24.  Dezember  1839^)  wieder  hervorgeholt  wurden. 

Hinsichtlich  der  Kriminalverwaltung  erhielt  Pilgram  den 
Auftrag,  nach  dem  Votum  Kolowrats  den  Resolutionsentwurf 
anzufertigen.  „Ich  finde  mich  bestimmt,"  heißt  es  in  diesem 
Monstrum  von  Halbheit,  „zur  Beseitigung  der  in  Österreich  ob 
und  unter  der  Enns,  Steiermark  und  Kärnten  obwaltenden 
Mängel  der  Strafrechtspflege  im  Grundsatz  auszusprechen,  daß 
die  Kriminalgerichtsbarkeit  künftig  nur  durch  Kollegialgerichte 
am  Sitze  des  Kreisamtes  ausgeübt  werden  solle.  Die  Maßregeln 
zur  Ausführung  dieses  Grundsatzes  sind  vorerst  nur  in  Öster- 
reich unter  der  Enn<^  in  Verhandlung  zu  nehmen  und  zu 
diesem  Behufe  von  den  beteiligten  Hofstellen  eine  Kommission 
niederzusetzen,  der  auch  Mitglieder  der  niederösterreichischen 
Stände  beizugeben  sind.  Es  ist  den  Ständen  ferner  zu  eröffnen, 
daß  unter  ihnen  vorzüglich  die  Landgerichtsinhaber,  welchen 
eine  bestehende  Last  abgenommen  und  dennoch  das,  was  sie 
dieser  Gerichtsbarkeit  wegen  bisher  bezogen  haben,  belassen 
wird,  zur  Beitragsleistung  berufen  seien.  Die  Ausübung  der 
Kriminalrerichtsbarbeit  wird  an  Magistrate  landestürstlicher 
Ortschaften  übertragen,  welche  dazu  bereits  geeignet  sind  oder 
die  gehörige  Regulierung  erhalten  werden.  Solche  Magistrate 
bleiben  jedoch  wie  bisher  die  städtische  Gerichtsbehörde  und 
Obrigkeit.  "2) 

So  war  also  das  Resultat  der  ein  ganzes  Menschenalter 
schwebenden  .Strafgesetzreform  die  Anordnung  der  Einsetzung 
einer  Kommission,  welche  über  die  Ausdehnung  der  1787  in 
den  Sudetenländern  eingeführten  Kriminalverfassung  auf  Nieder- 
österreich Verhandlungen  pflegen  sollte  —  Verhandlungen, 
deren  Ende  sich  bei  dem  schleppenden   Gange  der  Geschäfts- 

1)  Siehe  oben  S.   168. 

2)  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  770  ex   1838. 
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behandlung  gar  nicht  absehen  ließ.  Dies  zu  einer  Zeit,  da 
bereits  die  allgemeine  Meinung  die  Einführung  von  Geschwornen- 
gerichten,  des  öffentlichen  und  mündlichen  Verfahrens  usw. 
stürmisch  verlangte.  Im  Jahre  1831  soll  der  Professor  der 
Rechte  an  der  Wiener  Universität,  Regierungsrat  Wagner  zu 
seinen  Hörern  gesagt  haben  :  „Mit  der  Gerichtsordnung  will 
ich  Sie  dieses  Jahr,  nicht  sehr  plagen,  meine  Herren,  da  die 
neue  Gerichtsordnung  in  kurzer  Zeit  erscheinen  wird."^)  In  der 
Tat  wurde  damals  mit  vollem  Dampfe  daran  gearbeitet.  Der 
Hotrat  der  Obersten  Justizstelle  Freiherr  v.  Gärtner,  welchem 
die  Verfassung  der  Strafgerichtsordnung  anvertraut  war,  erhielt 
Anfangs  1833  eine  Diensteserleichterung,  um  sich  ungestörter 
seiner  Aufgabe  hingeben  zu  können. 2)  Aber  trotz  der  gesteigerten 
Tätigkeit  hörte  man  nichts  mehr;  man  behalf  sich  mit  Nach- 
trägen, Erläuterungen  und  kleinen  Abänderungen  im  einzelnen, 
die  schließlich  das  achtfache  des  ursprünglichen  Textes  der 
Gerichtsordnung  vom  Jahre  1781  ausmachten.  Man  flickte  und 
flickte,  bedeckte  den  schadhaften  Rock  mit  tausend  Fetzen, 
anstatt  einen  neuen  herzustellen. 3) 

Nun  sollte  als  die  große  Errungenschaft  der  neuen  Zeit 
in  einem  ansehnlichen  Teile  der  Monarchie  eine  Einrichtung 
eingeführt  werden,  die  in  den  westlichen  Provinzen  überall, 
selbst  da,  wo  noch  teilweise  die  Patrimonialgerichtsbarkeit 
bestehen  blieb,  als  unpraktisch  und  unzeitgemäß  beseitigt 
worden  war.')  Aber  auch  dieses  als  Reform  gemeinte,  höchst 
magere  und  zweifelhafte  Geschenk,  das,  wie  wir  vorausschicken 
wollen,  die  lebhafteste  Unzufriedenheit  unter  den  Ständen 
hervorrief,  blieb  zunächst  einige  Jahre  liegen  und  sollte  erst 
infolge  kaiserlicher  Entschließung  vom  1.  April  1845  das  Licht 
der  Welt  erblicken.  Gleichzeitig  wurden  auch  in  der  Angelegen- 
heit des  Schubsystems  Verhandlungen  bei  der  niederöster- 
reichischen Landesregierung  mit  Zuziehung  der  Stände  ange- 
ordnet.^) 

Mittlerweile  war  vom  Kreisamte  ober  dem  Wienerwalde 
eine  Verfügung  getroffen  worden,  welche  den  Ständen  den 
höchst  unliebsamen  Beweis  lieferte,  daß  die  politischen  Be- 
hörden ihnen  tatsächlich,  wie  sie  damals,  als  sie  um  die 
Bestimmung  der  „Gränze"  der  polizeilichen  Anforderungen 
bittlich  wurden,  besorgten,  alle  aus  dem  Titel  der  Polizei  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes  erforderlichen  Anstalten  anzuhängen 
gesonnen  waren,  Aus  Anlaß  eines  besonderen  Falles  war  den 

1)  Vgl  den  Artikel  „Aus  Wien"  in  den  „Gränzboten",  Jahrgang  1844, 
Band  III,  S.  46. 

2)  Vortrag  der  Hofkommission  in  Justizgesetzgebungssachen  vom 
29.  Juni  1832.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  37.31. 

3)  Siehe  oben  Anmerkung   1,  auch  Beidtel  II,  S.   272  fg. 
<)  Beidtel  II,  S,  263  fg. 

5)  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  770  ex   1838  und  Nr.  2225  ex  1482. 
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Dominien  jenes  Kreises  aufgetragen  worden,  die  Kosten  tür 
die  Herstellung  eines  zur  Aufnahme  und  Beobachtung  der 
wutverdächtigen  Hunde  erforderlichen  Lokales  zu  bestreiten.^) 
In  der  Ständeversammlung  vom  21.  September  1842  brachte 
der  Verordnete  Ferdinand  Graf  Colloredo-Mannsfeld  den  neuer- 
lichen Vorstoß  der  Behörden  zur  Sprache  und  es  wurde 
beschlossen,  ihn  zum  Anlaß  zu  nehmen,  um  ihre  Beschwerden 
bezüglich  der  polizeilichen  Aufgaben  der  Ortsobrigkeiten  zu 
reassumieren. 2)  Dies  geschah  und  es  wurde  die  Regierung 
abermals  um  die  Regelung  dieser  dringenden  Frage  gebeten, 
wobei  man  sich  auf  die  früheren,  durchwegs  noch  unberück- 
sichtigten Vorstellungen  vom  9.  Juli  1828,  IV.  Januar,  27.  Februar 
und  11.  Mai  1829,  30.  August  1832,  18.  März  1833,  23.  April 
1838,  17.  September  1840  und  16.  September  1841  bezog.°) 
vSo  hatte  sich  also  zu  der  Zeit,  als  sich  Andrians  auf- 
sehenerregende Schrift  „Österreich  und  dessen  Zukunft"  ver- 
breitete, im  Landhaus  in  der  Herrengasse  ein  ganz  beträcht- 
licher Zündstoff  angesammelt  gehabt,  so  daß  der  dort  an  die 
Landstände  gerichtete  Appell  einen  guten  Boden  fand.  Die 
Steigerung  der  herrschaftlichen  Verwaltungsagenden  und  Aus- 
lagen war  jedoch  nur  die  eine  Seite,  und  damit  sind  wir 
wieder  zum  Ausgangspunkt  angelangt.  Wie  verhielt  es  sich 
mit  jenen  Diensten  und  Zinsungen  der  Untertanen,  welche  die 
patrimonialen  Obrigkeiten  als  Entschädigung  für  ihre  Leistungen 
in  Anspruch  nahmen?  Waren  sie  wenigstens  hier  saturiert? 
Daß  sie  um  die  Wende  des  Jahres  1842  noch  keine  eigent- 
liche gesetzlich  anerkannte  Rechtshandhabe  zur  Einbringung 
rückständiger  Gaben  hatten,  haben  wir  schon  zu  Eingang 
dieses  Kapitels  gehört.  Schließlich  handelte  es  sich  dabei  mehr 
oder  weniger  nur  um  Ausnahmen  von  der  Regel.  Viel  wich- 
tiger war  die  Frage,  ob  sie  noch  immer  die  von  den  Unter- 
tanen bezogenen  Urbarial-  und  Zehentgenüsse  in  einer  um  % 
höheren  Valuta  besteuern  mußten.  War  der  vom  Kaiser  Franz 
im  Jahre  1820  ausdrücklich  anerkannte  „ungerechte  Druck", ^) 
der  so  auf  den  Dominien  lastete,  in  dem  Z(  itraum  von  zwölf 
Jahren  schon  behoben?  Man  sollte  meinen,  daß  die  Regierung, 
die  sich  in  allem  so  ängstlich  an  das  Vermächtnis  des  ver- 
storbenen Kaisers  hielt,  auch  in  diesem  Punkte  eine  derart 
klar  und  dezidiert  geäußerte  Willensmeinung  baldigst  zu  er- 
füllen das  Bestreben  gehabt  hätte.  Es  war  aber  doch  nicht 
der  Fall.  Die  Bedingung  nämlich,  unter  welcher  die  Beseiti- 
gung dieses  eigentümlichen   Verhältnisses  erfolgen  sollte,  war 


1)  Anzeige  des  Ausschußrats  Graf  Pergen  an  das  Verordnetenkollegium. 
Landesregistratur,  Fasz.  48,  Nr.   229ß  ex  42. 
^)   Landesregistratur,  Protokolle. 

3)  Hofbericht  vom  3.  Oktober  1842.  Landesregistratur,  Fasz.  48,  Nr.  4205. 
*)  Siehe  oben  S.  86. 
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nämlich  noch  nicht  erfüllt :  die  Ausgleichung  des  Mißverhält- 
nisses in  der  Besteuerung  der  mit  Untertansleistungen  be- 
lasteten Untertanen  auf  der  Grundlage  eines  Urbarial-  und 
Zehentkatasters.  So  kam  es,  daß  die  niederösterreichischen 
Stände  auf  dem  Landtag  des  Jahres  1825  die, Hand  zur  Her- 
stellung desselben  boten.  Sie  und  vor  allem  die  Herrschafts- 
besitzer hatten  ja,  wie  schon  gesagt,  selbst  ein  großes  In- 
teresse daran,  die  Untertanen  im  zahlungsfähigen  Zustand  zu 
erhalten  und  das  Odium,  welches  auf  den  Herrenrechten 
lastete,  zu  beseitigen  oder  wenigstens  zu  vermindern.  Dieses 
Interesse  mußte  sich  in  ebendemselben  Maße  steigern,  als 
seit  dem  Aufflackern  der  Aufklärungstendenzen  im  Jahre  1830 
die  Abneigung  gegen  die  obrigkeitlichen  Rechte  in  bedroh- 
licher Weise  anschwoll. 

Die  Bauernunruhen  im  Sommer  des  Jahres  1834  hatten 
den  Herrschaftsbesitzern  den  traurigen  Beweis  geliefert,  daß 
der  Arm  der  staatlichen  Exekutivgewalt  zu  schwach  sei,  sie 
in  dem  ungeschmälerten  Genuß  der  Urbarialrechte  zu  schützen. 
Überdies  hatte  sich  die  Regierung  beharrlich  geweigert,  in 
Anbetracht  des  von  staatlichen  Organen  selbst  im  Landvolke 
genährten  Glaubens,  mit  dem  Inslebentreten  des  stabilen  Ka- 
tasters würden  auch  die  Untertansleistungen  aufhören,  eine 
bestimmte  Erklärung  des  Inhaltes  abzugeben,  daß  sie  weiter 
in  Kraft  bestünden,  und  man  entschlossen  sei,  die  Obrigkeit 
in  der  Ausübung  ihrer  Rechte  zu  schützen.  Aus  allen  diesen 
Gründen  hatten  sich  die  Stände  bewogen  gesehen,  auf  dem 
Landtag  1835  in  etwas  kategorischem  Tone  darauf  zu  dringen, 
daß  die  Regierung  „endlich  einmal"  an  den  Urbarial-  und 
Zehentkataster  Hand  anlege. 


Bib!  :   Voiniärz 
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Der  kräftige  Appell,  welchen  die  niederösterreichischen 
Landstände  im  Landtag  1835  an  die  Regierung  richteten,  um 
sie  zur  Fertigstellung  des  Urbarial-  und  Zehentkatasters  zu 
vermögen,  hatte  keinen  Erfolg.  Als  sich  die  Stände  im  nächsten 
Jahre  zum  Landtag  versammelten,  war  von  dem  nunmehr 
über  20  Jahre  verhandelten  Werk  weit  und  breit  nichts  zu 
sehen,  so  daß  sie  eine  abermalige  Anmahnung  beschlossen.^) 
Dasselbe  geschah  dann  im  Landtag  des  Jahres  1838,  woselbst 
der  Verordnete  Graf  Colloredo-Mannsfeld  der  Meinung  Aus- 
druck gab,  die  Herrschaftsbesitzer  schwebten  beständig  in 
Gefahr,  auch  noch  die  letzten  Reste  ihrer  Rechte  und  Ge- 
nüsse zu  verlieren,  wenn  sie  nicht  endlich  einmal  damit  ins 
Reine  kämen. 2) 

Die  gewünschte  Erledigung  kam  nicht,  aber  es  ereignete 
sich  in  der  Herrschaft  Schwadorf  ein  Fall,  der  eine  hand- 
greifliche Rechtfertigung  der  von  Colloredo  geäußerten  Be- 
sorgnis darstellte.  Die  Gemeinde  Fischamend  verweigerte 
nämlich  ihrer  Obrigkeit  den  Auftrieb  der  Schafe.  Als  dieser 
Vorfall,  welcher  sehr  unliebsame  Erinnerungen  an  die  Bauern- 
unruhen des  Jahres  1834  wachzurufen  geeignet  war,  in  der 
Versammlung  vom  22.  April  1839  zur  Sprache  kam,  bean- 
tragte der  Graf,  ihn  zum  Anlaß  zu  nehmen,  der  Regierung 
den  Kataster  wiederum  in  Erinnerung  zu  bringen.  In  der  De- 
batte, die  sich  darüber  entspann,  fiel  von  einer  Seite  die  Be- 
merkung, die  Stände  sollten  hier  sehr  vorsichtig  sein,  denn 
die  Dominien  könnten  bei  der  Regulierung  eher  verlieren  als 
gewinnen.  Dagegen  meinte  R.  v.  Stettner,  der  Besitzer  jener 
Herrschaft  Schwadorf,  welche  den  Schauplatz  der  jüngsten 
Widersetzlichkeiten  bildete:  Es  erscheine  ihm  weit  wün- 
schenswerter,   etwas     weniges,    aber     ganz    ge- 

1)  Versammlung  vom  29.  September  1836.  Landesregistratur,  Sj'ndikats- 
protokolle. 

2)  Versammlung  vom   1.   Oktober  1838    Ebenda. 
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sichertes  zu  haben,  als  den  Bezug  des  Ganzen  dem 
Zufall  und  der  Gnade  überlassen  zu  wissen,  in 
einer  Zeit,  wo  alle  Dominikairechte  fortwäh- 
renden Angriffen  und  Beeinträchtigungen  aus- 
gesetzt wären.  Es  sei  notwendig,  fiel  ihm  Graf  Pergen 
bei,  endlich  einmal  zu  wissen,  wie  es  mit  ihren  Rechten  stehe, 
und  er  verwies  hier  namentlich  auf  die  Robot.  Wieder  erging 
eine  Petition  an  die  Regierung.^)  Als  derselbe  Gegenstand  im 
Landtag  des  Jahres  1840  neuerdings  aufs  Tapet  kam,  mischte 
sich  in  den  Chor  derjenigen  Stimmen,  welche  sich  gegen 
eine  abermalige  Vorstellung  aussprachen,  auch  der  Rektor 
der  Universität  ein,  der  nach  der  Leopoldinischen  Verfassung 
Sitz  und  Stimme  hatte.  Gewiß  sind  es  „wichtige"  Gründe, 
meinte  er  beschwichtigend,  warum  alle  ihre  Schritte  erfolglos 
blieben. 2) 

Es  waren  in  der  Tat  sehr  triftige  Gründe,  welche  die 
Regierung  abhielten,  den  Wunsch  der  Stände  zu  erfüllen. 
Es  wäre  eine  verfehlte  Annahme,  daß  deshalb,  weil  man  vom 
Kataster  nichts  mehr  hörte,  die  Sache  geruht  hätte.  Nach  wie 
vor  wurde  darüber  eifrigst  debattiert,  aber  der  Erfolg  all  der 
weitschweifigen  und  umständlichen  Beratungen  war  der,  daß 
sich,  je  weiter  man  in  die  Frage  hineinstieg,  die  Bedenklich- 
keiten und  Schwierigkeiten  mehrten. 

Als  die  Regierung  zu  Anfang  des  Jahres  1833  eine 
provisorische  Regelung  des  Mißverhältnisses  in  der  Besteuerung 
traf,  stellte  sie  in  richtiger  Anerkennung  der  „minderen  Voll- 
kommenheit" ihres  Ausgleichs  den  Ständen  die  beschleunigte 
Inangriffnahme  der  bleibenden  Ordnung  unmittelbar  nach  der 
Einführung  des  stabilen  Katasters  in  Aussicht,  Derselbe  trat 
mit  1.  November  1834  ins  Leben,  und  wirklich  erging  bald 
darauf  an  die  niederösterreichische  Steuerregulierungs-Provinzial- 
Kommission  die  Aufforderung,  über  ihre  Arbeiten  Bericht  zu 
erstatten.^)  Dieselben  waren  noch  nicht  sehr  weit  gediehen, 
freilich  nicht  durch  die  Schuld  der  Kommission  selbst,  sondern 
weil  sie  infolge  des  Beschlusses,  dem  Urbarial-  und  Zehent- 
kataster die  Daten  des  stabilen  Katasters  zugrunde  zu  legen, 
auf  das  Zusammenwirken  mit  den  Steuerbezirksbehörden  an- 
gewiesen war,  diese  aber  mit  anderen  dringenden  Arbeiten 
„überhäuft",  sie  warten  ließen.  Überdies  habe  sie  der  Hof- 
kanzlei, berichtete  sie  ihr,  vor  mehr  als  einem  Jahre  einen 
Erfordernisaufsatz  über  die  neuanzufertigenden  Formularien 
als  Grundlage  aller  weiteren  Erhebungen  vorgelegt,  der  noch 
keine  Erledigung  gefunden  hätte.  Sobald  dieselbe  erfolgt,  die 
erforderlichen  Drucksorten    vorrätig  und  die   vorgeschriebenen 

*)  Ständeversammlung  vom  22.   April   1 839.  Ebenda. 

-)  Landtagsversammlung  vom   17.  September  1840.  Ebenda. 

3)  Hofkanzleidekret  vom  7.  Dezember   1834,  Z.  3901. 
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Instruktionen^)  in  Druck  gelegt  wären,  könnten  sie  unvervveilt 
hinausgegeben  und  den  Dominien  der  Termin  zur  Vorlage 
ihrer  Nachweisungen  bestimmt  werden.  Hier  stockte  auf  ein- 
mal die  Provinzialkommission.  Hatte  sie  schon  von  der  Ängst- 
lichkeit der  Oberbehörde  angezogen  oder  kam  ihr,  was  wahr- 
scheinlicher ist,  der  ganze  Vorgang  bedenklich  vor  :  kurz,  sie 
proponierte,  die  zu  diesem  Ende  erflossenen  Vorschriften  vorerst 
in  einigen  Steuerbezirken  eines  jeden  Landviertels  „versuchs- 
weise" durchzuführen,  wobei  sich,  wie  sie  meinte,  „am  ver- 
lässigsten" die  volle  Überzeugung  verschafft  werden  würde, 
ob  ihnen  nicht  etwa  in  der  praktischen  Ausführung  unvorher- 
gesehene Schwierigkeiten  entgegentreten,  und  das  Verfahren 
nicht  auf  die  eine  oder  andere  Weise  vereinfacht  werden 
könnte. 2) 

Also  vor  der  definitiven  Ausführung  noch  eine  Probe, 
ein  unverbindlicher  Versuch :  das  leuchtete  der  Hofkanzlei 
vollkommen  ein  und  sie  beschloß  in  der  Ratsitzung  vom 
27.  Januar  1835  einhellig,  dem  Antrage  der  Kommission  statt- 
zugeben und  die  Versuche  vornehmen  zu  lassen.  Allein  sie 
hatte  die  Rechnung  ohne  den  Wirt  gemacht.  Als  der  Oberst- 
Hof  kanzler  Graf  Mittrowsky  von  dem  Beschluß  Kenntnis  erhielt, 
überlief  es  ihn  eiskalt,  er  sah  das  Staatsgebäude  in  den  Grund- 
vesten  wanken  und  er  hielt  sich  für  verpflichtet,  vorerst  noch 
die  kaiserliche  Willensmeinung  einzuholen.  In  dem  Chef  der 
Hofkanzlei  hatte  die  vor  wenigen  Monaten  stattgefundene 
Bauernrevolte  liefe  Spuren  hinterlassen.  Er  war  sich,  wie  wir 
wissen,  über  den  kausalen  Zusammenhang  derselben  mit  der 
ominösen  Kundmachung  des  stabilen  Katasters  vollkommen  im 
reinen  und  er  verallgemeinerte  den  Fall  dahin,  daß  jede  öffent- 
liche Kundgebung,  jede  amtliche  Aktion  höchst  riskant  sei, 
nur  geeignet  dazu,  „eitle"  Hoffnungen  zu  erregen.  Alle  jene 
Bedenken,  welche  gleich  vom  Anbeginn  im  Schöße  der  Hof- 
stellen gegen  die  Urbarial-  uncl  Zehentfassionen  geltend 
gemacht  wurden,  stürmten  wieder  durch  seine  Seele. 

Was  soll  denn  damit  eigentlich  gewonnen  werden  ?  Kann 
man  überhaupt  auf  diesem  V/ege  zu  einem  „haltbaren"  Resultat 
gelangen?  Die  Antwort  darauf  war  ein  grosses  „Nein".  Ein- 
seitige Bekenntnisse  der  Bezugsberechtigten  können  doch 
wahrhaftig  nicht  den  Verpflichteten  gegenüber  als  „beweismäßige 
Evidentstellung"  ihrer  Rechte  in  Anspruch  genommen  werden. 
Diese  selbst  aber  heranzuziehen,  wie  erst  unlängst  die  Provinzial- 
kommission beantragt  hatte,  eine  förmliche  „Liquidation" 
der  Rechtstitel  in  Szene  zu  setzen,  davon  konnte  noch  weniger 
die  Rede  sein    —    die  Folgen    waren    gar    nicht  auszudenken. 


')  Mit  Hofdekret  vom  8.  Nov.  1831,  Z.  1410  und  22.  Mai   1832,  Z.  4210. 
-)  Bericht  der  Provinzialkommission    vom   12.  Januar   1835.    Archiv  des 
Finanzministeriums,  Nr.  257  ex  35. 
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Seiner  Ansicht  nach  hätte  man  ganz  im  Geiste  des  Grund- 
steuerpatentes den  Kataster  auf  dem  Grundsatz  einer  „reinen 
Staatsoperation"  unter  Ausschaltung  aller  „privatrechtlichen" 
Verhältnisse  zu  errichten  und  die  Ausgleichung  der  Steuer- 
konkurrenz im  Verhältnis  des  Nutzens  den  Beteiligten  selbst 
zu  überlassen.  Damit  würden  die  „kostspieligen"  Erhebungen 
entfallen  und  jede  „bedenkliche"  Berührung  der  Herrenrechte 
vermieden  werden.  Wie  er  sich  diese  Steuervergütung  von 
Seite  der  Berechtigten  dachte,  sagte  er  nicht  näher,  aber  es 
war  jedenfalls  wieder  der  Perzentualeinlaß  gemeint.'^) 

Seine  Kassandrarufe  fanden  alsbald  im  Staatsrat  kräftigen 
Widerhall.  Nicht  daß  der  Referent  Hofrat  Weiß  der  vom 
Oberst-Hofkanzler  gegebenen  Anregung  zugestimmt  oder  den 
Beschluß  der  Hofkanzlei  verworfen  hätte  —  nein,  es  sollte 
vorderhand  gar  nichts  geschehen.  Dies  war  der 
kurze  Sinn  seiner  langen,  gewundenen  Ausführungen,  worin 
das  Wort  „bedenklich"  die  Hauptrolle  spielte.  Daß  der  in  den 
Steuerbücheln  vorgezeichnete  doppelte  .Steuerquotient  einige 
Aufregung  verursachte,  war  für  ihn  eine  „unleugbare"  Tat- 
sache und  so  versprach  er  sich  auch  von  der  Erhebung  der 
Urbarial-  und  Zehentlasten  keine  günstige  Wirkung,  weil 
dadurch  neuerdings  die  Meinung  hervorgerufen  werden  könnte, 
daß  endlich  doch  noch  die  Aufhebung  oder  wenigstens  eine 
Regulierung  dieser  Lasten  erfolgen  werde.  Wenn  eine  solche 
Meinung  auch  zu  einer  „anderen"  Zeit  unangenehme  Nach- 
wirkungen erzeugen  würde,  so  sollte  erst  recht  der  jetzige 
Zeitpunkt  des  Regierungsantrittes  von  allen  Volksirrtümern 
gänzlich  rein  gehalten  und  deshalb  jede  vermeidliche  Maß- 
regel, welche  irgendeinem  schon  bestehenden  Wahne  neue 
Nahrung  geben  könnte,  nach  Möglichkeit  beseitigt  oder  doch 
„verschoben"  werden,  „insoferne  sich  dieses  ohne  irgend- 
eine bedeutende  Unzukömmlichkeit  tun  läßt".  An  und  für 
sich  würde  die  vorherige  Ausprobung  der  Instruktionen  nicht 
so  bedenklich  sein,  aber  „gegenwärtig"  wäre  sie,  „wenn  es  möglich 
ist",  zu  vermeiden,  besonders  da  dem  „ärgsten"  Mißverhältnis 
durch  die  Übernahme  der  Urbarial-  und  Zehentsteuer  auf  das 
Konkretum  des  ganzen  unbelasteten  Grundbesitzes  bereits 
e  inigermaßen  abgeholfen  sei. 2) 

Die  Staatskonferenz  entschied  sich  insoferne  für  die 
Verschiebung,  als  die  Hofkanzlei  aufgefordert  wurde,  darüber 
ein  „reiflich  erwogenes"  Gutachten  zu  erstatten.^)  Diese  mußte 
also  die   ganze  Angelegenheit  noch    einmal    gründlich    durch- 


•)  Präsidialvortrag  des  obersten  Kanzlers  vom  17.  Mai  ]835.  Archiv 
des  Finanzministeriums,   Nr.   2738. 

2)  Votum  vom  31.  Mai  über  den  Präsidialvortrag  des  obersten  Kanzlers 
vom   17.  Mai   1835.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.   2858. 

ä)  Auf  Befehl  des  Erzherzogs  Ludwig  vom  11.  Juli   1835.  Ebenda. 
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beraten  und  Hofrat  Fradineck  hatte  als  Referent  die  un- 
angenehme Aufgabe,  seine  frühere  im  Ratsgremium  einhelUg 
gebilligte  Meinung  gegenüber  dem  eigenen  Chef  zu  verteidigen. 
Der  vom  Oberst-Hofkanzler  angetragene  Modus  des  Perzentual- 
Einlasses,  meinte  er  verbindlich,  hat  natürlich  den  unver- 
kennbaren Vorteil,  daß  er  dem  Grundsatze  der  Gerechtigkeit 
entspreche  und  überdies  auf  dem  kürzesten  Wege,  „so  zu 
sagen  in  einem  Augenblick"  zum  Ziele  führe.  Derselbe  hat 
sich  auch  bereits  in  mehreren  Provinzen  glänzend  bewährt, 
aber  er  widerspricht  der  vom_  Kaiser  Franz  ausgesprochenen 
Willensmeinung,  daß  über  die  Art  und  Weise  der  Steuer- 
ausgleichung nichts  imperativ  verfügt  werden,  sie  der  eigenen 
Wahl  der  Berechtigten  überlassen  bleiben  solle.  Nachdem  sich 
nun  die  niederösterreichischen  Stände  für  die  unmittelbare 
Besteueruug  der  Urbarial-  und  Zehentnutzungen,  d.  h.  also 
für  deren  individuelle  Abrechnung  vom  Ertrag  des  damit 
belasteten  Grundbesitztums  erklärten,  und  dieser  Vorschlag 
die  kaiserliche  Sanktion  erhielt,  so  hat  die  Hofkanzlei  die 
Pflicht,  den  Beschluß  auf  die  bestmögliche  Art  in  Vollzug  zu 
setzen,  und  in  diesem  Sinne  wurde  nach  der  Anregung  der 
Provinzialkommission  die  Erprobung  der  Instruktionen  be- 
schlossen, dies  umsomehr,  als  die  Stände  seither  ihre  Bitte 
erneuerten. 

In  der  Gremialberatung  blieb  der  Referent  mit  seinem 
Antrag  —  die  einzige  Stimme  des  Repräsentanten  der  Hofkammer 
ausgenommen  —  ganz  allein.  Allseits  wurden  die  Bedenken 
des  Oberst-Hof  kanzlers  geteilt.  Selbstverständlich  hatte  niemand 
den  Mut,  gegen  eine  ausgesprochene  Willensmeinung  des 
verstorbenen  Kaisers  vorzugehen.  Hofrat  Nadherny  fand  aber 
einen  Ausweg,  der  alsbald  beifällig  aufgegriffen  wurde.  Könnte 
man  nicht,  meinte  er,  die  niederösterreichischen  Stände  einfach 
dahin  bewegen,  ihren  Vorschlag  zurückzunehmen  und  statt 
dessen  den  vom  Referenten  selbst  „angerühmten"  Modus  des 
Einlasses  zu  wählen  ?  Was  hat  sich  nicht  alles  in  den  zehn 
Jahren,  die  seit  der  Einbringung  ihres  Vorschlages  verflossen, 
verändert!  Im  weiteren  Verlaufe  seiner  Ausführungen  ließ  er 
nicht  undeutlich  merken,  daß  seiner  Ansicht  nach  die  Stände 
gar  nicht  recht  wüßten,  was  sie  wollten  ;  denn  hätten  sie  eine 
genaue  Vorstellung  von  der  Operation  und  ihren  Schwierigkeiten, 
dann  würden  sie  wohl  kau;n  auf  ihrer  Bitte  ernstlich  bestehen. 
Jedenfalls  m.üßte  man  den  Versuch  machen,  sie  davon  abzu- 
bringen. Wenn  sie  aber  dann,  schloß  er  mit  der  Geste  des 
Pilatus,  ihren  eigenen  Vorteil  nicht  wahrnehmen  und  auf  einer 
Operation  beharren,  welche  sie  in  die  unliebsamsten  Ver- 
wicklungen mit  den  Untertanen  bringen'  müsse,  so  habe 
wenigstens  die  Staatsverwaltung  das  ihrige  getan.  Der  Oberst- 
Hofkanzler  Graf  Mittrowsky  machte  dann  noch  geltend,    daß. 
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sobald  einmal  mit  der  Erhebung  der  obrigkeitlichen  Genüsse 
in  Niederösterreich  ein  Anfang  gemacht  sei,  andere  Länder  dem 
Beispiele  folgen  würden  und  erinnerte,  daß  es  ja  die  Urbarial- 
regulierung  war,  welche  die  Josefinische  Steuerregulierung  zu 
Fall  gebracht  habe.  Wenn  auch  nicht  zu  bezweifeln 
sei,  daß  das  Urbarialwesen  einstmal  einer 
Regulierung  unterworfen  werden  müsse,  so  sei 
doch  aus  allerlei  Rücksichten  der  gegenwärtige 
Zeitpunkt  dazu  nicht  geeignet. 

Im  Staatsrat  wiederholten  sich  die  Kämpfe.  Hier  fand 
Hofrat  Weiß,  der  sich  mit  aller  Bestimmtheit  gegen  den  Mehr- 
heitsbeschluß der  Hofkanzlei  wandte  und  eine  Verlängerung 
des  derzeitigen  Provisoriums  befürwortete,  an  Baron  Lederer 
einen  kräftigen  Gegner.  Die  mit  kaiserlicher  Entschließung  vom 
26.  Februar  1833  angeordnete  provisorische  Ausgleichung, 
erklärte  derselbe,  ist  „auf  halbem  Wege"  stehen  geblieben;  sie 
entspricht  nicht  dem  Grundprinzipe  der  Gerechtigkeit.  Dies  hat 
man  auch  seinerzeit  eingesehen  und  die  definitive  Aus- 
gleichung auf  Grund  der  individuellen  Erhebungen  versprochen. 
Die  definitive  Durchführung  ist  also  von  der  Gerechtigkeit 
geboten  und  gründet  sich  auf  positive  Entschließungen.  Nun 
wendet  er  sich  gegen  die  in  der  Hofkanzlci  ins  Treffen  ge- 
führten Bedenken.  Wenn  dort  gesagt  wurde,  die  Stände 
wüßten  nicht,  was  sie  wollten,  so  treffe  das  vielleicht  bei 
einigen  Mitgliedern  derselben  zu,  sicherlich  aber  nicht  bei 
der  Mehrheit.  „Diese  weiß  sehr  gut",  fügte  er  mit  feiner  Be- 
ziehung hinzu,  „daß  der  urbarialpflichtige  Grundbesitzer  durch 
die  Umlegung  der  Steuerquote  nach  dem  reinen  Grunderträgnis 
überbürdet  ist,  daß  die  Konkretalausgleichung  dem  Einzelnen 
nicht  die  angemess&ne  Erleichterung  verschafft  und  daß 
nur  eine  definitive  gerechte  Ausgleichung, 
indem  sie  dem  Übel  bleibend  abhilft,  das  im 
Stillen  fortglimmende  Mißvergnügen  zu  be- 
schwichtigen vermag".  Ersehe  absolut  nicht  ein,  wieso 
die  angeordnete  Maßregel  eine  Aufregung  hervorzurufen  ge- 
eignet wäre.  Diese  Besorgnis  beruhe  auf  einer  ganz  irrigen 
Auffassung  der  eigentlichen  Bestimmung  der  Fassionen.  Die 
von  den  Urbarialberechtigten  einzugebenden  Bekenntnisse 
haben  nur  den  Zweck,  einen  glaubwürdigen  Anhaltspunkt  zur 
individuellen  Repartition  der  Katastralausgleichung  auf  die 
einzelnen  Pflichtigen  Grundbesitzer  zu  gewinnen,  nicht  aber 
den  rechtlichen  Bestand  der  Schuldigkeiten  nach  ihrer  Natur 
und  Größe  zu  fixieren,  und  jener  Aufgabe  entsprechen  sie 
auch,  da  die  Berechtigten  kein  Interesse  hätten,  von  dem 
faktischen  Stand  auf  Kosten  der  Wahrheit  abzugehen,  und 
überdies  die  Behörden  eine  Kontrolle  übten.  Wenn  ferner 
gesagt    wurde,  die    Verhältnisse    hätten    sich    seit    1825    sehr 
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geändert,  so  sei  dies  richtig;  aber  in  demselben  Maße,  als 
das  Gefühl  des  Mißverhältnisses  sich  lauter  und  allgemeiner 
ausspreche,  sei  die  Abhilfe  dringender  geworden.  Der  vom 
Oberst-Hofkanzler  angeregte  Perzentual-Einlaß  sei,  abgesehen 
davon,  daß  er  bereits  von  Allerhöchster  Stelle  verworfen 
wurde,  eine  sehr  gefährliche  Sache,  „weil  der  Urbarialpflichtige, 
wenn  er  sieht,  daß  die  öffentliche  Verwaltung  keinen  Anstand 
nimmt,  die  Rechte  der  Urbarialberechtigten,  die  seit  so  vielen 
Jahrhunderten  bestanden,  ohne  Entschädigung  einzuschränken, 
den  rechtlichen  Bestand  der  Schuldigkeit  überhaupt  zu  be- 
zweifeln versucht  werden  dürfte.  Den  Zweifel  legt  sich  der 
Beteiligte  mit  seinem  in  der  Regel  sehr  beschränkten  Wissen 
bald  zu  seinem  Vorteil  aus,  und  die  daraus  entspringenden 
bedenklichen  Folgen  sind  leicht  abzusehen  !"i) 

Zu  einer  Klärung  hatte  also  das  „reiflich"  erwogene 
Gutachten  der  Hofkanzlei  nicht  geführt,  indem  sich  drei  grund- 
sätzlich verschiedene  Meinungen  schroff  und  unversöhnlich 
gegenüberstanden.  Die  Staatskonferenz  stand  vor  einer 
schwierigen  Auswahl.  Ordnete  sie  die  ziemlich  allgemein  als 
„gerechter"  Modus  anerkannte  definitive  Ausgleichung  durch 
Fassionen  an,  so  hatte  man  Aufregung,  eitle  Hoffnungen  und 
die  weiteren  Folgen  zu  besorgen  ;  verfügte  sie  den  auf  dem 
kürzesten  Wege  zu  erzielenden  privatrechtlichen  Ausgleich 
mittelst  des  Perzentual-Einlasses,  dann  war  es  ein  revolutionärer, 
eigentumsfeindlicher  Gewaltsireich  mit  ganz  unberechenbaren 
Konsequenzen,  der  überdies  gegen  eine  Entschließung  des 
Kaisers  Franz  verstieß,  und  tat  sie  nichts,  ließ  sie  das  von  der 
Regierung  selbst  als  unvollkommen  bezeichnete  ungerechte 
Provisorium  bestehen,  so  hatte  sie  mit  dem  „fortglimmenden 
Mißvergnügen",  das  eines  Tages  in  helle  Flammen  ausbrechen 
konnte,  zu  rechnen. 

Die  Staatskonferenz  entschied  sich  insoferne  für  den 
vom  Hofrat  Weiß  proponierten  Weg  der  Erhaltung  des  Status 
quo.  der  Verlängerung  des  Provisoriums,  daß  sie  das  heikle 
Geschäftsstück  unerledigt  liegen  ließ.  Hier  ruhte  es  nun 
mehrere  Jahre,  bis  es  durch  die  Landtagspetition  der  nieder- 
österreichischen Stände  vom  Jahre  1839  wieder  ins  Rollen 
kam.  In  den  vier  Jahren,  die  seit  der  letzten  Begutachtung 
von  Seite  der  Hofkanzlei  verstrichen  waren,  hatte  sich  hier 
das  Blatt  wieder  gewendet :  die  Mehrheit  des  Ratsgremiums 
griff  zum  Befremden  des  Oberst-Hofkanzlers  auf  ihren  Beschluß 
vom  27.  Januar  1835  zurück  und  beantragte  wieder  die  Vor- 
nahme der  Probe-Fatierung.  Im  Staatsrat  trat  der  Referent 
Hofrat  Krticzka  für  den  Mehrheitsbeschluß  ein.    Weiß  leistete 


1)  Vortrag  des  Oberst-Hofkanzlers  Graf  Mittrowsky  vom  4.  Dezember 
1835  mit  dem  Vortrag  der  Hofkanzlei  vom  9.  September  1835.  Archiv  des 
Finanzministeriums,  Nr.  2736.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  6988. 
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nur  schwachen  Widerstand,  worauf  in  Anbetracht  der  Wich- 
tigkeit des  Gegenstandes  am  17.  JuH  1840  eine  gemeinschaft- 
liche Beratung  der  Sel^tionen  A  und  B  unter  dem  Vorsitz  des 
Staats-  und  Konferenzministers  Graf  Nädasd  stattfand.  Hier 
war  es  nun  Hofrat  von  Breyer,  der  sich  womöglich  mit  noch 
größerem  Nachdruck,  als  dies  früher  Baron  Lederer  getan 
hatte,  für  die  Vorlage  aussprach.  Die  Einleitung"  der  indivi- 
duellen Erhebungen,  führte  er  mit  wirksamen,  überzeugenden 
Gründen  aus,  sei  nicht  nur  durch  das  eigene  Interesse 
der  Regierung  geboten,  sondern  es  sei  auch,  er  wage  es  zu 
sagen,  ihre  Pflicht.  Das  Interesse  erfordert  es,  weil  durch 
eine  den  relativen  Nutzungen  der  Dominikai-  und  Rustikal- 
grundbesitzer entsprechende  Steuerrepartition  die  andauernde 
Zahlungsfähigkeit  der  Kontribuenten  wesentlich  bedingt  ist. 
Die  Pflicht  ist  es,  „weil  Gerechtigkeit  die  erhabenste  Bestimmung, 
der  letzte  Zweck  aller  Regierungen  ist,  und  diese  Gerechtigkeit 
den  österreichischen  Grundbesitzern  bei  den  indirekten 
H  i  n  d  e  r  n  i  s  s  e  n,  d  i  e  ihrer  wechselseitigen  privaten 
Abfindung  über  die  U  r  b  a  r  i  a  1-  und  Z  e  h  e  n  t- 
leistungen  von  vSeite  der  Regierung  selbst 
gelegt  werden,^)  nur  auf  dem  Wege  der  Steueraus- 
gleichung werden  kann.  Wenn  nun  die  Stände,  die  unmittelbar 
beteiligten  Besitzer  des  Urbarial-  und  Zehentbezugsrechtes 
selbst  mit  dem  Verlangen  nach  einer  anerkannt  gerechten, 
notwendigen  und  für  die  Sicherung  eines  der  wichtigsten 
Teile  des  .Staatseinkommens  unerläßlichen  Maßregel  entgegen- 
kommen, sollte  die  Regierung  eine  ihrem  wohlverstandenen 
Interesse  so  förderliche,  der  allgemeinen  Wohlfahrt  so 
gedeihliche  Stimmung  nicht  vielmehr  mit  der  größten  Befrie- 
digung aufnehmen  und  auf  alle  Weise  zu  unterhalten  suchen, 
statt  sie  durch  jahrelange  Hinhaltung  erkalten  zu  machen  ?" 
Allerdings  werde  damit  eine  „Aufregung"  hervorgerufen  werden, 
aber  eine  solche  der  „freudigsten  Art",  bei  den  Verpflichteten 
sowohl,  als  bei  den  Berechtigten,  weil  sie  hierin  das  Streben  der 
Regierung  nach  einer  gerechten  Verteilung  der  Grundsteuer 
erkennen  werden. 

Sein  darnach  verfaßter  Resolutionsentwurf  fand  die  ein- 
stimmige Billigung  der  Konferenz,  und  ein  halbes  Jahr  später 
erhielt  er  auch  die  kaiserliche  Sanktion. 2)  So  wurde  also 
genau  sechzehn  Jahre  nach  der  ersten  Anregung  von  Seite 
der  Stände  der  definitive  Auftrag  zur  Einleitung  der  Erprobung 
der  vor  zehn  Jahren  erlassenen  Instruktionen  gegeben.  Die 
Provinzial-Kommission  erhielt  die  Weisung,  bis  Ende  Februar 


1)  Siehe  oben  Seite  70  fg. 

')  Kaiserliche    Entschließung    vom     12.  Januar    1841     über    den  Vortrag 
der   Hofkanzlei  vom   19.  März   1839.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten,   Nr.  2557. 
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des  nächsten  Jahres  die  Proberesultate  vorzulegen,^)  und  es 
wurden  ihr  der  Kreiskommissär  Wenzel  Turba  und  noch 
zwei  Katastralschätzungskommissäre  zugeteilt.  Zunächst  galt 
es  im  Einverständnis  mit  dem  Verordnetenkollegium  die  Wahl 
der  Dominien  vorzunehmen.  Sie  fiel  auf  die  Herrschaften 
Krumbach^)  und  Unter-Waltersdorf  (V.  U.  W.  W.),  Melk  und 
Wolfpassing  (V.  O.  W.  W.),  Staatz,  Matzen  und  Deinzendorf 
(V.  U.  M.  B.)  und  Droß  und  Weitra  (V.  O.  M.  B.).  Als  erster 
Teil  der  /\rbeiten  wurden  die  weit  einfacheren  Zehentfassionen 
ins  Auge  gefaßt.  Allein  auch  sie  gingen  nicht  so  rasch  von 
statten,  wie  man  sich  gedacht  haben  mochte.  Erst  am  1.  Juni 
1842  war  die  Kommission  in  der  Lage,  sie  vorzulegen.  Sie 
wies  zur  Rechtfertigung  ihrer  Verspätung  auf  die  großen 
Schwierigkeiten  hin,  die  sich  bei  der  Ausführung  ergaBen.  In 
der  Tat  war  eine  ganze  Menge  von  Fragen  und  Problemen 
rechtlicher  Natur  aufgerührt  worden,  welche  nicht  so  leicht 
zu  beantworten  waren.  Dazu  kamen  dann  noch  die  Anstände, 
welche  von  Seite  der  Probedominien  erhoben  wurden. 

Der  Haupteinwand,  der  von  dieser  Seite  gemacht  wurde, 
betraf  den  Wertanschlag  des  Zehents,  der  nach  ihrer  Ansicht 
zu  hoch  war,  da  er  nicht  nach  dem  wirklichen  oder  wenigstens 
annähernden  Gewinn,  sondern  nach  dem  Bruttoertrag  vor- 
genommen wurde.  Erstens  einmal,  erklärten  die  Dominien, 
bekommen  wir  in  Wirklichkeit  gar  nicht  den  zehnten  Teil, 
weil  es  eine  bekannte  Tatsache  sei,  daß  der  Zehentherr  über- 
vorteilt wird,  und  zweitens  ist  die  Einbringung  des  Zehents 
mit  ganz  bedeutenden  Regieauslagen  verbunden,  gar  wenn  er 
von  entfernten  Gegenden  geholt  werden  muß,  wobei  neben 
den  gewöhnlichen  Gefahren  des  Diebstahls  und  der  Verun- 
treuung mit  Elementarschäden  zu  rechnen  ist.  Es  hat  also 
unbedingt  ein  Abzug  einzutreten.  Mehrere  Dominien  legten 
auch  Berechnungen  vor,  um  an  ihrer  Hand  die  Unbilligkeit 
des  den  Zehentfassionen  zugrundegelegten  Maßstabes  nach- 
zuweisen. Die  darüber  einvernommenen  Kreisämter  bestritten 
die  Zulässigkeit  eines  solchen  Abzugs,  und  dies  war  auch 
die  Überzeugung  des  in  der  Kommission  referierenden  Kreis- 
kommissärs Turba.  Da  der  Reinertrag,  der  bei  der  Bemessung 
der  Grundsteuer  angenommen  wurde,  nichts  anderes  ist  als 
der  Bruttoertrag  nach  Abzug  des  Kulturaufwandes,  so  kann 
man  füglich  den  Zehentherren,  die  gar  keinen  Kulturaufwand 
haben,  keinen  solchen  zugute  rechnen,  weil  dies  dann  nur 
auf  Kosten  der  Zehentpflichtigen  geschehen  könnte.  Gewährt 
man  ihnen  aber  für  die  Einbringungskosten,  deren  bedeutende 
Höhe    übrigens    nicht  geleugnet    wurde,    einen    Abzug,    dann 

')  Hofkanzleidekret    vom    1.  März    1841,  Z.   1993.    Archi\'    des  Finanz 
ministeriums. 

2)  Für  Krumbach  kam  später  die  Gebirgsherrsshaft  Steyersberg. 
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müßten  dieselben  folgerichtig  auch  den  anderen  gut  gerechnet 
werden,  weil  sie  bei  der  Berechnung  des  Reinertrags  nicht 
berücksichtigt  wurden.  Nur  beim  Weinzehent  beantragte  Turba 
einen  solchen  von  207o,  weil  der  Zehentwein  allgemein  in 
geringerem  Werte  stehe.  Diesem  Antrag  schlössen  sich  in  der 
Sitzung  vom  28.  Mai  1842  sämtliche  Mitglieder  der  Kom- 
mission an^) 

Der  Referent  der  Hofkanzlei,  Hofrat  Salzgeber  stimmte  im 
wesentlichen  den  Anträgen  der  Kommission  bei.  In  der 
Gremialberatung  aber,  wo  —  nebenbei  bemerkt  —  Hofrat 
Nadherny  an  der  Hand  der  Tatsache,  daß  man  schon  bei 
neun  Dominien,  und  da  bloß  beim  Zehent,  ein  ganzes  Jahr 
gebraucht  und  erst  noch  über  hunderterlei  Anstände  ins  Reine 
zu  kommen  habe,  wiederum  die  Bedenklichkeit  dieser  Sache 
aufrührte,  fiel  der  beim  Weinzehent  proponierte  Einlaß  unter 
den  Tisch.  Hofrat  Witteczek  hatte  ihn  für  „unzulässig"  erklärt. 
Den  Zehentherren  würde  dadurch,  meinte  er,  ein  Vorteil  zu- 
gewendet, der  in  den  diesbezüglichen  Vorschriften  nicht 
gegründet  sei,  der  Wert  des  Zehentrechts  ohne  Grund  nicht 
unbedeutend  erhöht  werden,  und  der  höhere  Wert  wieder  bei 
einer  künftigen  Ablösung  in  Anschlag  kommen,  auf  der 
anderen  Seite  aber  den  Zehentholden  die  Versteuerung  eines 
Teiles  ihrer  lästigen  Verpflichtung  zugemutet  und  so  neuer- 
dings das  beabsichtigte  Gleichgewicht  gestört  werden.  Da 
überdies  beim  Weinbau  die  Kulturkosten  bedeutend  höher 
seien  als  beim  Feldbau,  so  wäre  eine  Abweichung  von  der 
Regel  nicht  gerechtfertigt. 2)  Da  den  anderen  diese  Beweis- 
führung einleuchtete,  erhielt  die  Instruktion,  die  jetzt  endgültig 
für  die  Einbringung  der  Fassionen  ausgearbeitet  wurde, 
eine  entsprechende  Abänderung ;  nach  §  36  sollte  der  zehnte 
Teil  des  bei  der  Katastralschätzung  ausgemittelten  Brutto- 
erträgnisses als  Zehentertrag  angerechnet  und  berichtigt 
werden.  Als  der  Kommission  die  neuen  Bestimmungen  zur 
Kenntnis  kamen,  beschloß  sie,  eine  Vorstellung  dagegen  zu 
erheben,  und  lieQ  das  nötige  Beweismaterial  sammeln. 3)  Nicht 
weniger  befremdet  waren  die  Bezugsberechtigten,  als  ihnen  die 
Wertansätze  für  die  Besteuerung  mitgeteilt  wurden. 

Die  Erregung  kam  auf  dem  nächsten  Landtag,  der  am 
18.  September  1843  zusammentrat,  pünktlich  zum  Ausdruck. 
Sie  wurde  dadurch  nicht  gemildert,  daß  die  neue  Instruktion 
ohne  die  Einvernahme  der  Stände  erfolgte.  Sie  war  ihnen  trotz 
ihres  Ansuchens  mit  der  Begründung  versagt  worden,  daß  ihre 
Einflußnahme  ohnehin  durch  ihre  Beisitzer  in  der  Kommission 


1)  Bericht  vom    1.  Juni     1842,  Z.  610.     Archiv    des  Finanzministeriums. 
-)  Regierungszirkulare  vom  23.  Olitober  1842.  Ebenda. 
3)  Dekret  vom   10.  April    1843.  Ebenda. 
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genügend  gesichert  sei.i)  Der  Gegenstand  sollte  in  der  zweiten 
Versammlung  vom  21.  September  zur  Verhandlung  kommen. 
War  es  nun  Furcht  vor  einer  Explosion  oder  ein  anderer 
Grund,  welcher  den  betagten,  friedliebenden  Landmarschall 
Peter  Graf  Goeß  bewog,  ihn  von  der  Tagesordnung  abzusetzen: 
kurzum  es  rückte  eine  andere  Vorlage  an  seine  Stelle.  Am 
folgenden  Tage  interpellierte  deshalb  Graf  Attems  den  Vor- 
sitzenden Landmarschall  und  ersuchte  ihn,  diese  „höchstwichtige 
und  dringliche"  Angelegenheit,  welche  für  die  Stände,  alle 
Güterbesitzer  und  das  ganze  Land  eine  „Lebensfrage" 
bilde,  der  Beratung  zu  unterziehen.  Der  Landmarschall  er- 
widerte :  Es  lasse  sich  vorderhand  nichts  anderes  darüber  sagen, 
als  daß  die  Fassionen  nach  den  von  der  Kommission  hinaus- 
gegebenen Belehrungen  zu  verfassen  und  einzubringen  wären. 
Er  machte  weiters  auf  die  Tatsache  aufmerksam,  daß  von 
Seite  der  Kommission  selbst  bereits  die  erforderlichen  Schritte 
veranlaßt  wurden,  um  eine  Remedur  herbeizuführen,  und  gab 
der  Erwartung  Ausdruck,  daß  die  von  den  Dominien  abge- 
forderten Bekenntnisse  recht  gründlich  und  vollständig 
verfaßt  würden. 

Sollten  also  die  Stände  auf  die  Erledigung  jener  Vor- 
stellung warten,  eventuell  auch  ihrerseits  wieder  eine  Beschwerde 
erheben  ?  Da  war  es  nun  der  Besitzer  der  großen  Fideikommiß- 
herrschaft  Wolfsthal,  der  eine  Anregung  gab,  die  einer  Tat 
gleichkam  und  ihn  zum  Helden  des  Tages  machte.  Georg 
Wilhelm  Freiherr  von  Walterskirchen  hatte  nach  dem  frühen 
Tode  seines  Vaters  schon  mit  18  Jahren  die  Bewirtschaftung 
des  reichen  Familienbesitzes,  der  sich  auch  nach  Ungarn 
erstreckte,  so  daß  er  zugleich  der  Magnatentafel  angehörte, 
übernommen  und  im  Laufe  eines  Menschen  alters  —  er  war 
damals  48  Jahre  alt  —  reiche  Erfahrungen  auf  dem  Gebiet 
der  Landwirtschaft  und  Nationalökonomie  gesammelt.  Sein 
ganzes  Leben  war  eine  förmliche  Reklame  für  die  Existenz- 
berechtigung der  Patrimonialherrschaft,  indem  er  unermüdlich 
für  das  Wohl  seiner  LIntertanen  sorgte,  die  Einführung  zahl- 
reicher Verbesserungen  anregte  und  in  wahrhaft  aufopferungs- 
voller Weise  die  soziale  Fürsorge  handhabte,  zu  einer  Zeit, 
wo  das  Verständnis  dafür  noch  sehr  spärlich  vertreten  war.-) 

Allerdings  läßt  sich  momentan,  erwiderte  Walterskirchen 
dem  Vorsitzenden,  nichts  anderes  machen,  als  sich  der  ange- 
ordneten Überreichung  zu  fügen.  Ihre  Sache  aber  muß  es 
jetzt  sein,  in  reife  Überlegung  zu  ziehen,  was  zur  Hintanhaltung 
dieser  „verderblichen"  Fassionen  zu  tun  sei.  Mit  Schmerz  muß 
man    täglich    die  Wahrnehmung  machen,    daß  die  Rechte    der 

^)  Kaiserliche  Entschließung  vom  10.  September  1842.  Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.  3861. 

2)  Vgl.  Wurzbachs  „Biographisches  Lexikon"  Bd.  LIII,  S.  40  fg. 
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Dominien  nicht  jenen  Schutz  von  Seite  der  Behörden  genießen, 
der  ihnen  gebührt.  Den  Dominien  droht  durch  die  angeordnete 
Steuerreform  „Vernichtung",  wenn  nicht  der  gegenwärtige 
Augenbhck  dazu  benützt  wird,  sie  von  ihnen  abzuwenden 
und  ihnen  überdies  eine  „zwecklose,  ungeheure"  Arbeit  zu 
ersparen. 

Nun  rückte  er  mit  seinem  Vorschlag  heraus,  der  zwar, 
wie  er  meinte,  „überraschend"  kommen,  aber  sicher  zum 
Ziele  führen  dürfte.  Die  Stände  sollten  sich  bereit  erklären, 
diejenigen  ihrer  Urbarialrechte,  welchen  in  nationalökonomischer 
Hinsicht  das  meiste  entgegengestellt  werden  könnte,  Z  e  h  e  n  t 
und  Robot,  ohne  Lösung  des  nexus  subditelae,  im  frei- 
willigen Wege,  gegen  Sistierung  der  auf  lauter  „Irrungen" 
aufgebauten  Regulierungsmaßregeln  ablösen  zu  lassen  —  aber 
die  Bedingung  daran  knüpfen,  daß  die  Auffindung  des  Ab- 
lösungsmodus ihnen  selbst  vorbehalten  bleibe.  Dieser  Modus, 
so  unmöglich  er  für  den  ersten  Moment  erscheinen  mag,  ist 
dennoch  leicht  aufzufinden.  Er  kaiin  auf  dreierlei  Weise 
bewerkstelligt  werden.  Der  erste  und  zweckmäßigste  wäre  ohne 
Zweifel  die  Ablösung  durch  Grund  und  Boden,  die  aber  nicht 
überall  möglich  sein  wird.  Der  zweite  wäre  die  Errichtung 
einer  Hypothekenbank,  der  aber  nicht  bloß  der  Dominikal- 
sondern  auch  der  bäuerliche  Besitz  zugrunde  gelegt  werden 
soll.  Der  dritte  endlich  bestände  in  der  aligem.einen  Umlegung 
auf  den  Steuergulden. 

Der  Antrag  des  Freiherrn  von  Walterskirchen  übte  in 
der  Tat  auf  die  Versammlung  eine  überraschende  Wirkung  aus 
und  es  war  nur  der  Ausdruck  der  allgemeinen  Stimmung, 
wenn  der  Abt  von  Melk  erklärte,  man  sollte  heute  nicht  etwas 
„blindlings"  beschließen,  sondern  die  .Sache  noch  üoerdenken. 
So  vv'urde  denn  der  Beschluß  gefaßt,  auf  einem,  außerordent- 
lichen Landtag  die  Sache  eingehend  zu  erörtern.  V/alterskirchen, 
der  Prälat  von  Melk  und  Anton  Freiherr  von  Doblhoff-Dier 
wurden  mit  der  Aufgabe  betraut,  einen  Entwurf  auszuarbeiten.^) 
Die  Einberufung  eines  außerordentlichen  Landtags  war,  wie 
gleich  erwähnt  werden  soll,  derart  aus  der  Übung  gekommen, 
daß  sie  einer  Neuerung  gleichkam.  Wirklich  neuartig  aber  war 
die  Einsetzung  eines  „Komiitees".  Zu  dem  Zwecke  der  Vor- 
bereitung der  Beratungsgegenstände  waren  ja  die  geschäfts- 
führenden Kollegien  da:  der  aus  12  Mitgliedern  bestehende 
Ausschuß  und  das  sechsgliedrige  Verordnetenkollegium.  Wenn 
man  nun  diesen  außergewöhnlichen  Weg  beschritt,  der  dann 
zur  feststehenden  Regel  werden  sollte,  so  war  jedenfalls  der 
Gedanke  maßgebend,  die  so  drängende  Sache  rasch  in  Angriff 
zu  nehmen.    Hätte  der  Antrag  Walterskirchens  die  geschäfts- 

')  Versammlung  vom  21.  September  1843.  Landesregistratur,  Syndikats- 
protokolle. 
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ordnungsmäßige  Behandlung  erfahren,  so  wäre  wahrscheinlich 
sein  Schicksal  schon  besiegelt  gewesen.  Denn  ganz  abgesehen 
von  der  Verschleppung,  welche  schon  durch  die  umständliche 
Beratung  in  einem  aus  achtzehn  Personen  zusammengesetzten 
Kollegium  bedingt  war,  saßen  hier  -  wir  werden  noch  darauf 
zurückkommen  —  sehr  viele  Herren,  welchen  der  alte  Zopf 
bis  über  die  Fersen  herunterhing. 

Der  Melker  Prälat  Wilhelm  Eder  gehörte  ebenso  wie  Baron 
Doblhoff  vom  Ritterstand  dem  Verordnetenkollegium  an  und 
zwar  waren  sie  neben  dem  Grafen  Ferdinand  Colloredo  seine 
geschäftskundigsten,  rührigsten  und  einflußreichsten  Mitglieder. 
Namentlich  Doblhoff  war  es  später  vorbehalten,  die  Führerrolle 
zu  übernehmen  und  eine  weit  über  die  Schwelle  des  Landhauses 
hinausgehende  Bedeutung,  die  Stellung  eines  Volksmannes 
im  schönsten  Sinne  des  Wortes  zu  erlangen.  Er  hatte  nach 
Vollendung  seiner  juridischen  Studien  an  der  Wiener  Universität 
gleich  so  vielen  anderen  seiner  Standesgenossen  die  Staats- 
karriere eingeschlagen  und  trat  in  die  Hofkammerprokuratur 
ein.  Infolge  dienstlicher  Zerwürfnisse  verließ  er  aber  im  Jahre  1836 
den  Staatsdienst  und  übernahm  auf  der  seinem  Onkel  gehörigen 
Fideikommißherrschaft  Weikersdorf  bei  Baden  die  Leitung  der 
Vervvaltungsgeschäfte.  Nach  dem  Tode  desselben  gelangte  er 
selbst  mi  Alter  von  38  Jahren  in  den  Besitz  des  ansehnlichen 
Familiengutes  und  bereiste  dann  mit  seinem  späteren  Kampfes- 
genossen und  Ministerkollegen  Dr.  Alexander  Bach  Frankreich 
und  England.  Im  Jahre  1839  kam  der  feingebildete  und  geist- 
volle ]\Iann  in  den  Ausschuß,  drei  Jahre  später  in  das  Ver- 
ordnetenkollegium^) und  bezog  als  Mitglied  desselben  eine 
Naturalwohnung  im  Landhause,  die  er  mit  seinem  Freunde 
Eduard  Bauernfeld  teilte. 2) 

Der  außerordentliche  Landtag  fand  am  6.  November  unter 
stärkerer  Beteiligung  als  sonst  statt.  Die  ungewöhnliche  Tages- 
ordnung hatte  viele  herbeigelockt,  die  sich  sonst  nicht  blicken 
ließen.^)  Baron  Walterskirchen  begründete  nochmals  seinen 
Antrag,  den  er  vor  anderthalb  Monaten  gestellt  hatte,  und 
bezeichnete  als  die  „causa  incitans"  die  Besteuerung  ihrer 
Urbarial-  und  Zehentbezüge,  „theoretisch  auskalkulierter" 
Empfänge,  die  nie  tatsächlich  eingingen,  so  daß  sie  das  „Nicht- 
erhaltene"  mitversteuern  müßten.  Es  seien  aber  auch  staats- 
ökonomische Bedenken,  welche  die  Aufhebung  der  Robot- 
und  Zehentrechte  angezeigt  erscheinen  ließen,  endlich  der 
Geist     der     Zeit,    die      „sogenannte"     allgemeine 


1)  Gewählt  am   12.  November   1842;  Juramentenbuch.  Landesarchiv. 

^)  Vgl.   Sommaruga  in  der  .  Allg.   Deutschen   Biographie-    V,  S.   273. 

^)  Die  Beteiligung  der  Landesmitglieder,  deren  Zahl  etwa  1400  betrug, 
war  in  der  Regel  eine  sehr  schwache  (,20—30).  Erst  von  der  Mitte  der 
Dreißiger  Jahre  an  läßt  sich  ein  stärkerer  Besuch  verfolgen. 

Bibl,  Vormai.  13 
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Meinung  und  der  Mangel  an  Sympathien,  welche 
diesen  Rechten  nicht  von  der  Gesetzgebung,  sondern  von  den 
in  letzter  Instanz  wirkenden  Organen  der  Gesetzanwendung 
zuteil  werde.  Es  sei  nicht  eine  Lösung  des  Untertänigkeits- 
verhältnisses beabsichtigt,  bei  der  die  Bauern  sicher  nicht  viel 
gewinnen  würden,  sondern  eine  „gerechte"  Ablösung  der 
Rechte  zum  Nutzen  der  Beteiligten  und  der  allgemeinen 
Nationalkraft,  welche  auf  den  beiden  Faktoren  der  Arbeit  und 
Ertragfähigkeit  des  Bodens  beruhe.  Der  zum  Zehentgenuß 
Berechtigte  wird  dadurch  gewinnen,  daß  er  seinen  Bezug  fix 
hat  und  ihn  nicht  garbenweise  gleichsam  zusammenbetteln 
oder  erkämpfen  muß.  Der  von  der  Zehentverpflichtung  Befreite 
dagegen  wird  zu  allen  möglichen  Bodenverbesserungen  ange- 
feuert werden,  wenn  er  alle  zehn  Zehntel  für  sich  einstecken 
kann.  So  wird  ihm  ein  Nutzen  geboten,  welcher  niemandem 
schadet,  während  bei  dem  Modus  der  Fatierung  alle  diese 
Verpflichtungen  und  staatsökonomischen  Nachteile  bestehen 
blieben,  nur  daß  der  Berechtigte,  der  sich  solchergestalt  zur 
Versteuerung  nie  erhaltener  Bezüge  verpflichtet  sieht,  zur 
möglichst  genauen  Eintreibung  derselben  „aufgestachelt"  sein 
würde,  was  wieder  eine  Unmasse  von  Reibereien  und  Ver- 
drießlichkeiten zur  F'olge  haben  müsse.  Am  meisten  würde  dabei 
der  Staat  selbst  als  Gesamtheit  profitieren,  durch  die  Ver- 
besserung von  Grund  und  Boden,  durch  den  Wegfall  des 
Grundes  unzähliger  Streitigkeiten  und  beständiger  Betrügereien, 
zu  welchen  die  menschliche  Natur  bei  der  geringen 
Sanktion,  welche  die  obrigkeitlichen  Rechte  vorzüglich  in 
der  praktischen  Handhabung  genießen,  nur  zu  leicht  sich  ver- 
leiten ließe,  und  er  würde  sich  so  auch  seinem  höchsten 
Zweck  der  moralischen  Veredelung  aller  Angehörigen  näher 
gerückt  sehen. 

Ebenso  verhalte  es  sich  bei  der  R  o  b  o  t.  Jeder  in  die 
Sachlage  Eingeweihte  wisse,  daß  ungeachtet  der  im  Robot- 
patente vorgeschriebenen  zehn  Stunden  fleißiger  Arbeit  der 
natürliche  Trieb  so  vieler  einzelner,  in  der  gegebenen  Zeit 
sich  so  wenig  als  möglich  anzustrengen,  dem  Interesse  des 
Berechtigten,  eine  angemessene  Verwertung  seiner  Robotrechte 
zu  erhalten,  gegenüberstehe,  und  derselbe  keine  geeignete 
Handhabe  besitze,  diesen  Verkürzungen  zu  steuern.  Dagegen 
könne  der  Pflichtige  von  nun  an  die  Zeit,  die  für  ihn  verloren 
sei,  dem  Berechtigten  aber  nur  zum  halben  Teil  zustatten 
komme,  zur  Gänze  für  sich  verwerten.  Schließlich  würde  die 
„nicht  sehr  ersprießliche  Schule"  für  Knecht  und  Kinder, 
wie  man  „möglichst  wenig"  unter  dem  bloßen  Schein  der 
Arbeit  zu  leisten  vermöge,  ihr  Ende  haben. 

Alsdann  brachte  Doblhoff  den  Komiteebericht  zur  Ver- 
lesung.   Er  gedachte  der  neuen  Fatierungsgrundsätze,  die  auf 
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der  an  und  für  sich  schon  fehlerhaften  Basis  der  Grundertrags- 
schätzungen den  zehnten  Teil  des  Bruttoertrags  als  Zehent- 
nutzen vorschrieben,  ohne  auf  die  allgemein  bekannten  Ver- 
kürzungen und  Regiekosten  Bedacht  zu  nehmen.  Es  gebe  nur 
einen  Weg,  um  aus  allen  diesen  Schwierigkeiten  herauszu- 
kommen, der  auch  im  Einklänge  mit  den  Interessen  des  Gesamt- 
vvohles  und  dem  „vorgeschrittenen  Geiste  der  Zeit"  stehe: 
die  allgemeine  Ablösung  der  Zehenten  und  Ro- 
boten. Sie  sollte  in  den  nächsten  fünf  Jahren  freiwillig, 
nach  Ablauf  dieser  Frist  aber  zwangsweise  erfolgen.  Die 
Ablösung  habe  durch  Grundabtretung,  Kapitalsentschädigung 
oder  durch  Umtausch  von  Servituten  zu  geschehen,  doch  dürfte 
bei  der  Zwangsablösung  gegen  den  Willen  einer  der  Parteien 
nur  ein  Abkauf  in  Geld  erfolgen.  Zur  Durchtührung  des 
Geschäftes  hätten  aus  Vertretern  der  Regierung  und  der 
Stände  zusammengesetzte  Kommissionen  ins  Leben  zu  treten. 
Eine  ständische  Hypothekenbank  sollte  dem  Rustikal- 
besitzer gegen  Haftung  der  Gemeinde  oder  der  Herrschaft  das 
erforderliche  Kapital  geben. 

Über  den  von  VValterskirchen  und  Doblhoff  vorgebrachten 
Antrag  entspann  sich  nun  eine  lebhafte  Auseinandersetzung. 
Gleich  der  nächste  Votant,  der  dem  Komitee  angehörende  Abt 
Wilhelm  von  Melk,  sprach  sich  dagegen  aus.  Er  sehe  nicht 
ein,  erklärte  er,  wie  ein  mehr  als  tausend  Jahre  altes  Recht, 
das  mit  dem  Grund  und  Boden  gleichsam  verwachsen  sei, 
nun  auf  einmal  mit  Geld  abgelöst  werden  sollte.  An  eine 
solche  Ablösung  könnte  man  überhaupt  erst  dann  denken, 
wenn  man  eine  gerechte  Basis  gewonnen  habe,  aber  auch 
dann  nur  im  freiwilligen  Wege;  jeder  Zwang,  jeder  Termin 
erscheine  ihm  unzulässig.  Auf  jeden  Fall,  schloß  der  Prälat, 
sei  es  höchst  bedenklich,  ein  derartiges  Generale  in  der 
ständischen  Verfassung  aufzustellen,  die  dadurch  in  ihren 
Grundvestcn  erschüttert  werde.    ., 

Der  nächste  Votant  R.  von  Moser  erklärte  sich  im 
Prinzipe  mit  der  Ablösung  vollkommen  einverstanden,  doch 
dürfte  dabei  keinerlei  Zwang  und  Fristbestimmung  eintreten. 
Segensreich  sind  Verträge,  die  auf  freiwilligem  Übereinkommen 
beruhen,  aber  dort,  wo  die  eiserne  Rute  des  Zwanges  Parteien 
zu  einem  ihnen  nicht  zusagenden  Vergleiche  nötigt,  kann 
kein  besonderer  Nutzen  herauswachsen.  Wozu  braucht  man 
aber  überhaupt  dieses  ganze  Gesetz  ?  Es  handelt  sich  doch 
nur  um  die  Beseitigung  einiger  Unrichtigkeiten,  die  darin 
bestehen,  daß  bei  der  Versteuerung  der  Urbarial-  und  Zehent- 
genüsse der  Bruttoertrag  statt  des  wirklichen  angenommen 
und  daß  bei  der  Steuerregulierung  viele  Gründe  in  Klassen 
gesetzt  wurden,  in  die  sie  mit  Rücksicht  aul  ihre  mindere 
Ertragsfähigkeit  nicht  gehörten.  Der  Weg  zu  einer  Berichtigung 

13* 
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dieser  Fehler  sei  seiner  Ansicht  nach  nicht  so  schwer  zu 
finden.  Um  den  wirklichen  Zehentertrag  zu  bestimmen,  könnte 
man  einfach  die  Zehentrechnungen  der  letzten  zehn  Jahre 
voilegen. 

Diesen    Bemerkungen    gegenüber    führte    Doblhoff    aus, 
daß    bei  Erträgnissen    wie  Zehent    und  Robot    eine    gerechte, 
beide  Teile  befriedigende  Besteuerung  überhaupt  ausgeschlossen 
sei,,    weil    zwischen    dem    Bezugsrecht    und    dem    faktischen 
Besitz  nicht    bloß  ein    großes,  sondern    auch    ein  überall  ver- 
schiedenes, in  jedem  Augenblicke  veränderliches  Mißverhältnis 
besteht.  Auf  einer  so  schwierigen,  unsicheren  Basis  kann  man 
kein  Steuersystem  bauen.  Den  Knoten  von  Anomalien 
kann  nur  die  Ablösung  durchhauen.  Auf  den  vorhin 
vom  Melker  Abt  in  die  Debatte  geworfenen  Einwand,  daß  man 
ein    tausendjähriges  Recht    nicht  so  mir    nichts    dir    nichts    in 
Geld    ablösen    dürfe,  replizierte    er :    Eben    dieses    hohe  Alter 
erfordere  dringend  den  in  der  Vorlage   bezeichneten  Weg  der 
Ablösung.   Man  untersuche  doch  nur  die  ursprüngliche  Natur 
dieser  Rechte  und    vergleiche  sie    mit   der    gegenwärtigen  Be- 
schaffenheit!   Der  Zehent    war  nicht  wie  jetzt  ein  Privatrecht, 
sondern  eine  Rentlast,  die  teils  als  Staats-  und  Kirchensteuer, 
teils    als    eine    bei    Überlassung    von  Dominikaigründen    vor- 
behaltene   Leistung     entstanden    ist.     In    der    Zehentordnung 
Kaiser  Ferdinands  II.  vom  14.  August  1628  heißt  es  noch,  daß 
die    Reichung    des  Zehents   „gemeines    Herkommen"    sei,  und 
im   „Tractatus    de   juribus    incorporalibus"    wurde    er  als    ein 
solches  jus  incorporalis  aufgenommen.  So   war    der  Zehent! 
Allein  schon  die  Kulturpatente  von    1766,   1769  und    1784  be- 
schränkten ganz  wesentlich  den  vollen  Genuß  dieses  Rechtes  — 
ohne  alle  Entschädigung:  die  Zehentfreijahre  wurden  verlängert, 
viele  landwirtschaftliche  Produkte  von  der  Zehentreichung  aus- 
geschlossen   und    für    die  Einbringung    allerhand    lästige   Be- 
dingungen  angeordnet.  Von  nun  an  erschien  es  als  ein.  öffent- 
liches   Verdienst,    den  Umfang    des    Zehentrechtes    in    immer 
engere  Gränzen  einzudämmen,  und  es  kam    schließlich  dahin, 
daß  eine  Hofverordnung  aus  dem  Jahre  1796  öffentlich  kund- 
machte,  daß    in    zweifelhalten  Fällen    von    der  Annahme    der 
Zehentbefreiung  auszugehen  wäre,  da  der  Zehent  eine  „lästige, 
der  Kultur  abträgliche"    Abgabe  sei.    Den    Schlußstein  bildete 
dann  das  Gesetz    vom  9.  März   1815,  womit  der  Zehent    aus- 
drücklich als  ein  Privatrecht    erklärt    wurde,  bei  welchem    die 
gewöhnlichen  Erwerbstitel  nachzuweisen  wären.  Dieses  Gesetz 
habe    es   jedem    Zehentbesitzer    schwer    gemacht,    den    Besitz 
seines  Rechtes,  falls  es  angefochten  wurde,  aufrechtzuhalten  ; 
denn    mit    Ausnahme    der    dreißigjährigen    Ersitzung    können 
keine  anderen  Privatrechtstite!    nachqewiesen    werden,  weil  es 
eben  ursprünglich  kein  Privatrecht  war.  So  ist  g  e  g  e  n  w  ä  r  t  i  g 
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der  Zehent  beschaffen.  Was  er  in  Zukunft  sein  wird,  wenn 
die  Zehentfassionen  ins  Leben  treten,  läßt  sich  mit  folgenden 
kurzen  Worten  ausdrücken :  der  Fond,  aus  welchem 
die  Rustikalsteuer  gezahlt  werden  soll. 

Nicht  besser  steht  es  mit  der  Robot.  Auch  sie  ist  durch 
hohes  Alter  grau  und  lahm  geworden.  Sie  stammt  aus  einer  Zeit 
her,  wo  bei  Überfluß  von  Grund  und  Boden  die  Arbeitskräfte 
mangelten.  Man  hat  nun  frühzeitig  erkannt,  daß  der  Gewinn  mit 
dem  Nachteil  für  die  Produktion  in  keinem  Verhältnis  stehe,  und 
so  erfolgten  die  Robotpatente,  welche  die  Frohnarbeit  immer  mehr 
einschränkten,  bis  schließlich  eine  Maximalgränze  von  104  Tagen 
festgesetzt  wurde.  Gegenwärtig  ist  die  Robot  nichts  anderes  als  eine 
Schule  der  sittlichen  Entartung,  der  Trägheit, 
die  Quelle  beständiger  Unzufriedenheit.  Ein 
solcher  Zustand  ist  für  die  Dauer  gefährlich, 
und  da  gibt  es  nur  ein  Mittel:dieAblösung  jener 
Rechte.  Man  hat  sich  gegen  den  Zwang  gewendet:  nun,  haben  die 
Herren  den  ernsthaften  Willen,  etwas  zu  unternehmen,  so  müssen 
sie  auch  bestimmen,  in  welcher  Zeit  sie  es  vollführen  wollen. 

Gerade  dieses  Argument  wollte  aber  selbst  solchen, 
die  im  Prinzipe  mit  der  Ablösung  des  Robot-  und  Zehentrechts 
einverstanden  waren,  nicht  einleuchten,  so  z.  B.  dem  regierenden 
Fürsten  Liechtenstein,  der,  einer  der  regelmäßigsten  und  eifrig- 
sten Besucher  der  Ständeversammlungen,  auch  jetzt  mit 
einigen  sachkundigen  Bemerkungen  in  die  Debatte  eingriff 
und  u.  a.  der  Ablösung  des  seiner  Ansicht  nach  viel  drücken- 
deren Laudemialgefälles  das  Wort  redete.  Auch  er  bezeichnete 
die  von  der  Regierung  gewählte  Basis  der  Besteuerung  ihrer 
Bezüge  als  gänzlich  unrichtig  und  unwahr. 

Die  heftigen  Ausfälle  gegen  den  neuen  Kataster  ver- 
anlaßten  den  Grafen  Colloredo-Mannsfeld  als  Mitglied  der 
niederösterreichischen  Steuerregulierungs-Provinzialkommission, 
denselben  in  Schutz  zu  nehmen  und  ihr  Verhalten  in  An- 
gelegenheit der  Fassionen  zu  rechtfertigen.  Er  bestritt,  daß 
die  Gebrechen  des  stabilen  Katasters  so  arg  seien,  wie  dies 
behauptet  werde,  und  wies  auf  den  Widerspruch  hin,  daß  die 
Stände,  welche  seit  dem  Jahre  1825  wiederholt  die  Fassionen 
begehrten,  nun  auf  einmal  die  Sistierung  anstrebten.  Daß 
die  gegenwärtigen  Fassionen  viele  Fehler  aufweisen,  stelle  er 
nicht  in  Abrede,  aber  sie  waren,  behauptete  er,  nicht  voraus- 
zusehen ;  denn  erst  die  Praxis  hat  die  Unrichtigkeit  des  Maß- 
stabes an  den  Tag  gebracht.  Dies  hat  ja  auch  die  Kommission 
eingesehen  und  ebenso  die  Hofkanzlei.  Man  wartet  indes  nur 
noch  die  Erfahrungen  mit  den  Probedominien  ab.  Eine  richtige 
Schätzung,  namentlich  beim  Weinzehent,  ist  eben  nicht  so 
einfach.  Aber  auch  die  Ablösung,  die  man  ja  nebenbei  ins 
Auge    fassen    könnte,  ist    keine    so    leichte    Sache,  und    man 


kann  sagen,  sie  sei  noch  nicht  spruchreif.  Die  Verpflichteten 
werden  gar  nicht  darauf  eingehen,  weil  sie  glauben,  daß 
diese  Rechte  von  selbst  verlöschen  würden,  eine  zwangsweise 
Ablösung  aber  nicht  platzgreifen  werde.  Man  möge  also  den 
Landesfürsten  um  Richtigstellung  der  Fassionen  bitten,  wodurch 
der  Ablösung  keineswegs  entgegengearbeitet  werde,  sie  viel- 
mehr eine  richtige  Grundlage  gewinne. 

Es  war  das  ein  Vorschlag  zur  Güte,  welcher  einem  großen 
Teile  der  Versammlung  aus  dem  Herzen  sprach.  Nach  einigen 
kurzen  Bemerkungen  des  Grafen  Gatterburg,  der  unter  anderem 
die  bezeichnende  Tatsache  hervorhob,  daß  die  Herrschaft 
Althof  Retz  seit  dem  Bestände  des  stabilen  Katasters  um 
4000  Gulden  mehr  Steuer  zahle,  ergriff  einer  der  Konser- 
vativsten, Fürst  Palm  das  Wort,  um  in  einer  langen  Oppo- 
sitionsrede in  der  schroffsten  Weise  die  Vorlage  zu  bekämpfen. 
Schon  der  geschraubte  Stil  nach  der  Schablone  der  „Haupt- 
und  Staatsaktionen"  verriet  den  Mann  aus  der  alten  Schule. 
Er  fing  gleich  damit  an,  daß  er  den  Ständen  überhaupt  das 
Recht  bestritt,  eine  derartige  Erklärung,  wie  sie  die  Vorlage 
wollte,  abzugeben.  Soll  die  Ablösung,  führte  er  aus,  auf  frei- 
wiUigem  Wege  Zustandekommen,  dann  bedarf  sie  nicht  der 
kaiserlichen  Genehmigung.  Gegen  eine  Zwangsablösung  aber 
müsse  er  sich  feierlichst  verwahren.  Dies  hieße  nichts  anderes 
als  Seine  Majestät  bitten,  „gegen  alles  Recht  und  Gerech- 
tigkeit um  eine  in  das  heiligste  Recht  und  gerade  in  einen 
der  Hauptzwecke  des  Staatsverbandes,  nämlich  in  die  Sicherheit 
des  Eigentums  tief  eingreifende  Maßregel,  somit  in  letzter 
Auflösung  Seine  Majestät  zu  bitten,  eigentlich  etwas  Unrechtes 
zu  verfügen."  Es  handle  sich  hier  um  wohlerworbene,  oft 
sogar  titulo  oneroso  erworbene  Rechte,  in  welche  die  Staats- 
verwaltung nur  dann  eingreifen  könne,  wenn  der  Fall  des 
„jus  eminens"  vorliegt,  was  aber  hier  nicht  zutreffe.  Auch 
die  Rücksichten  auf  die  Landeskultur  rechtfertigen  nicht  den 
Versuch,  einen  der  Grundsteine  des  in  der  Landesverfassung 
begründeten  „nexus  subditelae"  isoliert  herauszureißen,  wo- 
durch dann  das  ganze  Gebäude  wanken  werde.  Übrigens  ist 
das  Landvolk  noch  gar  nicht  reif  genug,  die  ihm  „aufge- 
drungenen" Wohltaten  unter  dem  richtigen  Gesichtspunkt  auf- 
zufassen, und  es  würden  nur  allerlei  Mißdeutungen  heraus- 
wachsen. Auch  kommen  dabei  wesentliche  Rechte  Dritter 
(Fideikommisse,  Waisen  etc.)  in  Betracht.  Rücksichten  der 
Staatsökonomie  können  niemals  positive  Rechtsverletzungen 
rechtfertigen.  Vollständig  überflüssig  aber  erscheine  ihm  die 
Berufung  auf  die  Anforderungen  des  sogenannten  Zeitgeistes, 
„welcher  Art  Anforderungen  des  leidigen  Zeitgeistes  aber, 
dessen  Begriff  übrigens  in  dessen  eigentlichen  wahren  Sinne 
ist :  ein  törichtes  Bestreben,  beinahe   eine    neue    Weltordnung 
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ZU  bilden  zu  dem  Ende,  alles  aus  den  Fugen  zu  reißen  und 
die  heiligsten  Rechte  unter  dem  glänzenden  Verwände  des 
solches  nun  einmal  erheischenden  allgemeinen  Bestens  mit 
lockerem  Gewissen  unbekümmert  anzutasten,  diesem  welchem 
sogenannten  Zeitgeist  aber  nach  dessen  sich  allenthalben  be- 
währenden so  segensreichen???  Früchten??  die  Staatsver- 
waltungen, statt  dessen  wirklich  maßlosen  Übergriffen  irgend 
zu  huldigen,  vielmehr  allseitig  auf  das  entschiedenste  ent- 
gegenzutreten sich  wohl  schon  aufgefordert  fühlen  dürften!" 
Zum  Schlüsse  beanständete  er  auch  noch  das  zur  Ausarbeitung 
der  Vorlage  niedergesetzte  Komitee  als  ein  dem  ständischen 
Geschäftsgang  zuwiderlaufendes  Novum. 

Fürst  Palm  schoß  mit  seiner  Brandrede,  die  dann  zu 
Papier  gebracht  als  Protest  dem  Sitzungsprotokolle  beigelegt 
wurde,  den  Vogel  ab,  obwohl  es  auch  sonst  nicht  an  viel- 
fachem Widerspruch,  namentlich  gegen  das  Imperative  der 
Ablösung  mangelte.  Graf  Barth  von  Barthenheim  zum  Beispiel 
warf  die  heikle  Frage  auf,  ob  denn  überhaupt  die  heute  ver- 
sammelten Landesmitglieder  „berufen"  seien,  sich  zum  Organe 
sämtlicher  Zehent-  und  Robotrechtsbesitzer  zu  erklären,  da  an 
dem  Zehent-  und  Robotrecht  nicht  sie  allein,  sondern  viele 
andere  physische  wie  moralische  Personen,  geistliche  und 
weltliche  Kommunitäten :  die  Kuratgeistlichkeit,  Stiftungen, 
Bürger  und  Bauern,  der  Staats-  und  Religionsfond,  dessen 
Vertreter  heute  nicht  anwesend  sei,  und  das  Regentenhaus 
selbst  ein  Interesse  hätten.  Die  freiwillige  Ablösung  von 
Dominikairechten  sei  ohnehin  jedermann  gestattet,  voraus- 
gesetzt daß  die  Bedingungen  des  Patentes  vom  1.  September 
1798^)  beobachtet,  das  heißt  die  Rechte  Dritter  gewahrt  würden. 
Diese  Bestimm.ung  sei  auch  nur  recht  und  billig  ;  denn  kein 
Hypothekargläubiger  könne  füglich  gezwungen  werden,  sich 
seine  Hypothek  durch  Verkauf  von  Rechten  schwächen  zu 
lassen.  Wohl  aber  könnte  man  die  Regierung  um  weitere 
Erleichterungen  angehen,  so  daß  das  freiwillige  Ablösungs- 
geschäft etv/as  flotter  vor  sich  ginge.  So  weit  es  sich  also 
um  die  freiwillige  Ablösung  handle,  könne  er  die  Anregung 
nur  begrüssen,  nicht  deshalb,  weil  er  sich  davon  einen  beson- 
deren Nutzen  für  den  Landmann  und  das  Nationalwohl  ver- 
spreche, sondern  damit  „endlich  einmal"  den  Reibereien  zwischen 
Berechtigten  und  Verpflichteten  ein  Ende  gemacht  und  die 
Gefahr  der  „Demoralisierung"  des  Landvolks  beseitigt  werde, 
die  darin  liege,  daß  es  beständig  auf  Mittel  und  Wege  bedacht 
sei,  der  Pflicht  sich  zu  entziehen. 

Graf  Beroldingen  führte  gegenüber  der  Entschädigungs- 
modalität der  Grundabtretung  das  allerdings  nicht  ganz  unbe- 
gründete   Bedenken    ins    Treffen,    daß    dadurch  die  Kraft  des 

')   Siehe  oben  S.  71,  Anm.   1. 
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Bauers  gelähmt  würde.  Das  Richtige  wäre,  meinte  er,  diesem 
gegen  Verpfändung  von  ReaHtäten  ein  Kapital  zu  leihen,  und 
zwar  in  der  Weise,  daß  er  seine  Schuld  durch  erhöhte  Interessen- 
zahlung in  30  bis  40  Jahren  unmerklich  abstatte.  Es  fragt 
sich  nur,  ob  ein  so  großes  Kapital  aufzubringen  sei.  Auf  diese 
nach  dem  damaligen  Stand  der  Dinge  sehr  berechtigte  Frage 
erwiderte  Graf  Fries:  Zu  diesem  Zwecke  soll  eben  eine  ständische 
Kreditanstalt  ins  Leben  gerufen  werden.  An  eine  Bemerkung 
des  Fürsten  Liechtenstein  anknüpfend,  erklärte  Walters- 
kirchen, daß  das  Laudemialgefälle  aus  dem  Grunde  nicht  auf- 
gegeben werden  könne,  weil  es  die  natürlichste  Basis  des 
ganzen  Untertansverbandes  sei.  Was  man  gegen  den  Zwang 
sagte,  meinte  er  weiter,  hat  nichts  auf  sich  :  er  soll  ja  doch 
nur  dann  eintreten,  wenn  der  freiwillige  Weg  nicht  Platz 
greift. 

Nach  langem  Hin  und  Her  wurde  zunächst  über  die 
Frage  der  Sistierung  der  Fassionen  zur  Abstimmung  geschritten 
und  mit  großer  Majorität  der  Beschluß  gefaßt,  in  einer  eigenen 
Hofvorstellung  das  „Fehlerhafte"  der  Wertansätze  darzulegen 
und  um  die  Anweisung  der  Staatsbehörden  zu  bitten,  über 
diesen  wichtigen  Gegenstand  zum  Zwecke  der  Ausmittelung 
„angemessener"  Grundsätze  mit  den  Organen  der  Stände  in 
Verbindung  zu  treten,  mittlerweile  aber  mit  der  Betreibung 
der  Bekenntnisse  innezuhalten.  Nun  kam  die  vieiumstrittene 
Ablösung  an  die  Reihe.  Bei  der  Abstimmung  nahm  Baron 
Doblhoff  noch  einmal  das  Wort  zu  einem  kräftigen  Appell  an 
die  Versammlung.  Er  habe,  so  sagte  er,  sein  Projekt  gründlich 
und  wohl  überlegt  und  wenn  es  auch  dem  Anscheine  nach 
wenig  Anklang  finde,  so  beweise  dies  vielleicht  nur,  daß  der 
Zeitpunkt  noch  nicht  eingetreten  sei.  Nach  seiner  Überzeugung 
aber  sei  es  jetzt  der  letzte  günstige  Moment,  wo  die 
Ablösung  der  genannten  Rechte  auf  eine  wechselseitig  beför- 
dernde Weise  bewirkt  werden  könnte,  und  er  wünsche,  daß 
die  Stände  es  nie  bedauern  werden,  diese  Gelegenheit 
nicht  benützt  zu  haben.  Er  halte  daher  seinen  Antrag  aufrecht, 
indem  er  noch  bemerke,  daß  durch  den  Weg  des  Zwanges 
nichts  anderes  als  der  wahrhafte  ernste  Wille  der  Stände  aus- 
gesprochen werden  solle. 

Dem  Antrage  Doblhoffs  stand  ein  zweiter  gegenüber,  den 
der  Landuntermarschall  Franz  Freiherr  von  Aichen  dahin  for- 
mulierte, daß  die  Stände  in  einer  Eingabe  an  den  Landes- 
fürsten ganz  allgemein  ihre  Bereitwilligkeit  aussprechen  sollten, 
eine  Abfindung  mit  den  zum  Zehent  und  zur  Robot  verpflich- 
teten eintreten  zu  lassen.  Aichen  gab  gegenüber  Doblhoff  zu 
bedenken,  daß  die  durch  die  allgemeine  zwangsweise  Ablösung 
den  Untertanen  erwachsende  Last  eine  enorme  sein  würde, 
da  sie  außer  der  Urbarial-  und  Zehentsteuer  per  452.000  Gulden 
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noch  ein  Entschädigungskapital  von  25  bis  26  MilHonen  Gulden 
auf  sich  nehmen  müßten. 

Das  Ergebnis  war,  daß  für  den  Antrag  Doblhoff  33,^) 
für  den  Aichens  28^)  Landesmitglieder  stimmten  ;  19  hatten 
sich  gegen  jeden  Antrag  ausgesprochen,  darunter  sämtliche 
Prälaten.^)  Diese  verfaßten  ein  langes  Separatvotum  und 
ersuchten  darum,  es  dem  Landesfürsten  vorzulegen.  Das  auf 
Grund  und  Boden  ruhende  Zehent-  und  Robotrecht,  wurde 
darin  ausgeführt,  bildet  einen  so  großen  Teil  des  adeligen 
und  geistlichen  Besitztums  und  ist  mit  den  übrigen  Ein- 
richtungen der  niederösterreichischen  Provinzialverfassung  so 
innig  verbunden,  daß  mit  dessen  Aufgeben  ein  Riß  in  diese 
selbst  kommen  müsse  und  damit  ein  Weg  eröffnet  werde,  auf 
welchem  man  nicht  mehr  stehen  bleiben  könne.  Ein  so  wichtiger 
Gegenstand  bedürfe  noch  längerer  und  reiferer  Überlegung. 
Die  Grafen  Seidern  und  Fuchs,  Baron  Ehrenfels  und  R.  v. 
Stettner  überreichten  einen  gemeinsamen  Protest,  worin  gesagt 
wurde,  daß  die  Majorität  nicht  gelte  ;  denn  unter  den  Votanten 
hätten  sich  19  unbegüterte  Herren  befunden,  die  mit 
Rücksicht  auf  die  Ständebeschlüsse  vom  24.  Mai  1606  und 
25.  Juni   1612  zur  Abstimmung  gar  nicht  berechtigt  waren. 

Zu  den  Gegnern  des  Ablösungsantrages  zählte  auch 
Freiherr  von  Stifft,  der  sich  jedoch  der  Abstimmung  enthielt. 
Andreas  Freiherr  von  Stifft,  der  Sohn  des  bekannten  Leibarztes 
Kaiser  Franz  I,  war  Bankier  und  galt  als  Finanzkapazität 
ersten  Ranges.  Er,  dessen  Namen  wir  auf  der  Liste  der  liberalen 
Ständepartei  noch  öfter  begegnen  werden,  war  nicht  gewillt, 
bei  der  ersten  großen  Kraftprobe  der  fortschrittlichen  Sache 
mitzutun,  und  setzte  in  einem  ausführlichen  Memorandum  die 
Gründe  auseinander,  warumi  er  der  Vorlage  nicht  zustimmen 
könne.  Die  Stände,  sagte  auch  er,  haben  kein  Recht,  über  die 


1)  R.  V.  Schreibers,  R.  v.  Mannagetta,  Ferd.  R.  v.  Mitis,  Graf  Hoyos, 
R.  V.  Kleyle  senior  und  junior,  Graf  Brauner,  Graf  Gatterburg,  R.  v.  Neuhaus, 
Graf  Fries,  Graf  Locatelli,  Freiherr  v.  Walterskirchen,  Graf  Attems,  Freiherr 
V.  Mayer,  R.  v.  Mack,  Graf  Khuenburg,  R.  v.  Suttner,  Ludwig  Freiherr  v.  Pereira, 
Adolf  R.  V.  Engelshofer,  Graf  Bussy,  R.  v.  Lichtenfels,  Freiherr  v.  Ludwigstorf, 
Adolf  Freiherr  v.  Pereira,  R.  v.  Hoiger,  August  Freiherr  v.  Pereira,  R.  v.  Meißl, 
Graf  Piatti,  R.  v.  Hempel,  Graf  Traun,  Candid  R.  v  Engelshofen,  Graf  Wicken- 
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Graf  Pergen,  Johann  Freiherr  v.  Aichen,  R.  v.  Thavonath,  Freiherr  v.  Sardagna, 
Graf  Hardegg,  Georg  R.  v.  Mitis,  R.  v.  Mertens,  Fürst  Liechtenstein,  Freiherr 
V.  Moser,  R  v.  Heintl,  Graf  Barth-Barthenheim,  Freiherr  v.  Mayenberg,  Graf 
Colloredo-Mannsfeld,  Exzell.  Graf  Hoyos,  Graf  Seilern,  Emanuel  R.  v.  Liebenberg, 
Freiherr  v.  Bartenstein,  R.  v.  Andreae,  Freiherr  v.  Wacken,  Leopold  R.  v.  Lieben- 
berg, Freiherr  v.  Tinti,  R.  v.  Troll,  Ferdinand  Maria  R.  v.  Mitis  und  Freiherr 
V.  Prandau. 

3)  Außer  den  10  Prälaten  R.  v.  Wa3'na,  Freiherr  v.  Ehrenfels,  Gabriel 
Freiherr  v.  Gudenus,  R.  v.  Haydn  zu  Dorf,  Fürst  Palm,  R.  v.  Stettner,  Graf 
Beroldingen,  Graf  Seidern  und  Graf  Fuchs. 
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Veräußerung  von  Privatrechten  Beschlüsse  zu  fassen.  Und 
dann,  ist  die  Zahl  von  33  Stimmen  wirklich  als  eine  Majorität 
sämtlicher  stimmfähiger  Ständemitglieder  (zirka  1400)  zu 
betrachten  ?  Ist  dies  nicht  mehr  ein  Akt  der  Gewalt  einer 
Minderzahl  über  die  Mehrheit,  als  der  wahre  Ausdruck  des 
Willens  der  letzteren  ?  Allein  zu  diesem  rechtlich-formalen 
Moment  gesellten  sich  bei  Stifft,  der  übrigens  auch  den  Ruf 
eines  tüchtigen  Landwirtes  genoß,  verschiedene  sachliche 
Gründe.  Wenn  von  Seite  der  Anhänger  des  Ablösungsprojektes 
gegen  den  Zehent  geltend  gemacht  wurde,  daß  er  dem  Auf- 
schwung der  Bodenkultur  deshalb  hinderlich  sei,  weil  der 
Pflichtige  kein  besonderes  Interesse  an  der  Melioration  seines 
Grundes  habe,  so  lange  er  einen  Teil  des  Bodenertrages  an 
einen  anderen  abgeben  müsse,  behauptete  Stifft  umgekehrt : 
Gerade  dieses  Bewußtsein,  einen  Teil  zu  verlieren,  wird  den 
Zehentholden  zur  doppelten  Anstrengung  aneifern,  um  so 
wenigstens  die  neun  Zehntel  ergiebig  zu  gestalten.  Bezüglich 
der  Robot  erklärte  er,  daß  man  in  manchen  Gegenden  unmöglich 
ohne  sie  auskommen  und  zur  Zerstückelung  des  Dom.inikal- 
besitzes  werde  greifen  müssen.  Außerdem  würde  es  bei  diesen 
beiden  Rechten  nicht  sein  Bewenden  haben,  und  wie  dem 
Mantel  der  König,  bald  eine  Reihe  anderer  nachfolgen :  das 
Weiderecht,  das  Laudemium  und  Mortuar.  Eine  Hypothekenbank 
könne  ohne  Unterstützung  der  Nationalbank  nicht  existieren, 
und  die  Rückzahlung  der  Ablösungskapitalien  in  vierzig  Jahren 
sei  nichts  anderes  als  eine  Utopie.  Höchst  gefährlich  ist  es, 
erklärte  schließlich  der  Bankier  in  Übereinstimmung  mit  den 
Prälaten,  an  der  Landesverfassung  zu  rütteln.  „Österreich 
speziell  gilt  als  Hort  der  Ruhe;  warum  also  die  Fackel  der 
Zwietracht  auf  dasselbe  schleudern  und  den  Geist  der  Unzu- 
friedenheit heraufbeschwören!" 

Da  die  Stimmen  der  außerordentlichen  Ständeversammlung 
nach  drei  Seiten  hin  zersplittert  waren  und  eigentlich  kein 
Antrag  die  absolute  Majorität  für  sich  hatte,  so  galt  es  zwischen 
dem  Antrag  Doblhoffs  und  jenem  Aichens  einen  Ausgleich  zu 
treffen,  und  so  wurde  der  Schluß  dahin  formuliert,  daß  die 
Stände  in  einer  Hofschrift  die  Erklärung  ihrer  Bereitwillig- 
keit zur  Ablösung  der  Zehent-  und  Robot  rechte 
aussprechen  sollten,  mit  der  Bitte  „um  legislative  Erleichterungen 
diesfälliger  Einverständnisse  sowohl  als  der  nötigen  Maßregeln 
zur  Durchführung  dieser  Angelegenheit,  um  tunlichste  Behebung 
der  dagegen  obwaltenden  Schwierigkeiten  und  um  Anweisung 
der  Staatsbehörden  zu  einem  diesfälligen  Einvernehmen  mit 
den  von  den  Ständen  zu  bestimmenden  Organen".  Die  Anhänger 
der  neuen  Richtung  hatten  auch  die  Genugtuung,  daß  mit  der 
Ausarbeitung  der  Denkschrift  ein  Komitee,  das  aus  einem,  anderen 
Anlaß  im  letzten  Landtag  eingesetzt  worden  war  und  in  dem 
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sie  das  große  Wort  führten,  betraut  und  der  Protest  gegen  diesen 
dem  Herkommen  zuwiderlaufenden  Vorgang  niedergestimmt 
wurde.  ^) 

So  schloß  der  Landtag  des  Jahres  1843  mit  einer  immer- 
hin bedeutungsvollen  Kundgebung.  Er  hatte  von  allem  Anfang 
an  einen  ganz  ungewöhnlichen  Verlauf  genommen  und  den 
Beweis  erbracht,  daß  die  von  Andrian  ausgegebene  Parole 
kräftigen  Widerhall  fand.  Gleich  zu  Beginn  der  ersten  Sitzung 
vom  20.  September  kam  es  zu  einem  Zusammenprall  der 
Alten  und  Jungen.  Der  Landmarschall  Graf  Goeß  hatte  nach 
der  Verlesung  der  Landtagserklärung  die  übliche  Umfrage 
gestellt,  ob  jemand  gegen  den  zur  Kenntnis  der  Versammlung 
gebrachten  Entwurf  etwas  zu  erinnern  fände.  Da  erhob  sich 
Graf  Locatelli  und  richtete  an  den  Vorsitzenden  das  Ersuchen, 
in  diesem  so  wie  in  jedem  anderen  Falle  förmlich  abstimmen  zu 
lassen.  Diesem  Antrag  schlössen  sich  sogleich  Baron  Walters- 
kirchen und  Graf  Fries  an.  Walterskirchen  bemerkte  dabei,  er 
entspräche  damit  einem  „allgemeinen"  Wunsche,  und  Fries 
fügte  unter  Hinweis  darauf,  daß  für  die  Geschäftsbehandlung 
in  den  ständischen  Versammlungen  keinerlei  Instruktion  bestehe, 
die  Bitte  hinzu,  Se.  Exzellenz  wolle  bloß  mit  Ja  und  Nein 
abstimmen  lassen.  Fürst  Palm,  den  wir  bereits  als  Vertreter 
der  ältesten  Richtung  kennen  lernten,  meinte  gereizt  :  Er  für 
seine  Person  gehöre  nicht  zu  jenen,  welche  diesen  Wunsch 
hätten.  Es  wäre  gar  keine  Veranlassung  da,  von  der  bisher 
geübten  Art  abzuweichen.  Im  übrigen,  fügte  er  hinzu,  sei  dies 
Sache  des  Vorsitzenden.  Der  alte  Landmarschall,  durch  den 
Konflikt  peinlich  berührt,  erklärte  nun  beschwichtigend,  daß  er 
der  ordentlichen  Abstimmung  „in  der  Regel"  fortan  stattgeben 
werde,  ohne  daß  jemandem  das  Recht  der  freien  Rede  entzogen 
oder  geschmälert  werden  sollte. 

Der  Antrag  des  Grafen  Locatelli  war  in  der  Tat  ein 
Novum,  Die  frühere  Praxis  kannte,  was  man  sich  heute  nur 
schwer  vorstellen  kann,  weder  eine  eigentliche  Debatte  noch 
eine  Abstimmung.  Der  Jahrhunderte  hindurch  beobachtete 
Vorgang  war  der  folgende:  Nachdem  der  Landmarschall  oder 
sein  Vertreter  am  Präsidialtische  erschienen  war,  las  der 
Syndikus  die  von  den  ständischen  Kollegien  vorbereiteten 
Anträge  vor,  sodann  wurden  die  anwesenden  Mitglieder  u.  zw. 
abwechselnd  ein  Prälat,  ein  Herr  und  ein  Ritter  zur  Abgabe 
ihres  Votums  aufgerufen,  dasselbe  protokolliert  und  nach  den 
„mehreren"  Stimmen  das  „Conclusumi"  verfaßt.  Es  leuchtet 
ein,  daß  diese  Form  der  Beratung  nur  so  lange  ausreichte, 
als  die  Versammlungen  den  bisher  üblichen  schwachen  Besuch 
aufwiesen  und  die  Tagesordnung  von  einigen  wenigen  Vor- 
lagen harmloser  Natur    wie  Besetzung    eines  Stiftplatzes  oder 

•)  Landesregistratur,  Syndikatsprotokolle. 
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Türsteheipostens  beherrscht  war.  Bei  einer  regeren  Teilnahme 
und  bei  jedem  kompHzierteren  Gegenstande  mußte  sie  un- 
bedingt versagen.  Eine  zeitgemäße  Reform  der  altersgrauen 
Geschäftsordnung  stellte  sich  demgemäß  als  eine  der  dringendsten 
Notwendigkeit  heraus  und  nach  dieser  Richtung  stellten  denn 
auch  noch  desselben  Tags  Walterskirchen  und  Fries  einen 
förmlichen  Antrag,  der  von  der  Mehrzahl  der  Versammlung 
lebhaft  begrüßt  wurde.  Er  kam  im  Zusammenhang  mit  einem 
anderen  Gegenstande  aufs  Tapet,  der  nicht  weniger  wichtig 
und  dringend  war:  eine  Revision  der  Wahlordnung  für  die 
geschäftsführenden  Kollegien.  Im  Verordnetenkollegium  und 
im  Ausschuß  saßen  überwiegend  Männer,  welche  an  den  alten 
Anschauungen  ebenso  zähe  festhielten  wie  an  ihren  Stellen, 
Sie  saßen  dort,  weil  sie  schon  so  lange  darin  gesessen  waren, 
und  zu  der  Begründung,  die  man  ins  Treffen  führen  konnte, 
daß  sie  die  langjährige  Erfahrung  und  Geschäftskenntnis 
besäßen,  gesellte  sich  noch  ein  Argument,  das  dem  Gemüt 
und  der  Noblesse  der  Stände  alle  Ehre  machte,  aber  in  eine 
bewegte  Zeit  nicht  mehr  passend  war:  man  wollte  sie  nicht 
ihres  „Lebensunterhaltes"  berauben. i)  Für  das  Verordneten- 
kollegium, deren  Mitglieder  besoldet  waren, ''^)  konnte  füglich 
noch  die  Bestimmung  des  Deputations-Gutachtens  vom  10.  Juli 
1710  gelten:  „Die  Verordnetenstell  ist  zu  einer  Ergötzlichkeit 
deren  Klöster  und  adelichen  Familien  angesehen."^)  Für  den 
Geist,  welcher  das  dem  Verordnetenkollegium  gewissermaßen 
als  Überwachungsorgan  an  die  Seite  gestellte  Ausschußkollegium 
beseelte,  ist  nichts  charakteristischer  als  die  Tatsache,  daß  in  der 
Abl(5sungsfrage  außer  den  drei  darin  vertretenen  Prälaten  von 
Göttweig,  Lilienfeld  und  Klosterneuburg  noch  Franz  Graf  von 
Beroldingen,  Josef  Graf  von  Seidern  und  Anton  Graf  Fuchs 
gegen  jeden  Antrag,  drei  andere,  Hofrat  Franz  Xaver  Freiherr  von 
Aichen,  die  Seele  der  hochkonservativen  Opposition,  derselbe 
welcher  den  Gegenantrag  gestellt  hatte,  ferner  der  Regierungsrat 
Johann  Freiherr  von  Bartenstein  und  der  Regierungssekretär 
Johann  Baptist  Freiherr  von  Moser  gegen  Doblhoff  stimmten 
und  die  übrigen  gar  nicht  an  der  Sitzung  teilnahmen. 

Die  Verordnetenliste  des  Jahres  1842  wies  neben  den 
beiden  Prälaten  von  Herzogenburg  und  der  Schotten  den 
Hof-Oberzeremonienmeister  und  Oberst  Exzellenz  Friedrich 
Landgraf  zu  Fürstenberg,  den  General-Hofbaudirektor  und 
Major  Ferdinand  Graf  Colloredo-Mannsfeld,  Ignaz  Edler  von 
Mitis  und  den  Truchseß  und  Beisitzer  der  Hofkommission  zur 
Erhebung  der  Hauszinserträgnisse,  Josef  Freiherr  von  Mayenberg 
auf.  Fürstenberg,  der    seit    dem  Jahre    1811   in  den  geschäfts- 


')   ,Die  nied.-östeiT.  Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution",  S.  15. 

2)  Die  Besoldung  betrug  3000  (einstens  6000)  Gulden. 

3)  Landesarchiv  A  5,   19. 
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führenden  Kollegien  saß,  war  bereits  das  vierte,  Mayenberg 
gar  schon  das  siebente  und  Mitis  das  dritte  Mal  gewählt 
worden.  Als  es  sich  im  Frühjahr  1843  darum  handelte,  an 
Stelle  Fürstenbergs  einen  neuen  Verordneten  des  Herren- 
standes zu  wählen,^)  kam  es  dort  zu  einer  Meinungsdifferenz. 
Es  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  inwieferne  die  früheren 
VVahlvorschriften  von  1656  und  1710  mit  dem  §  1  der 
Instruktion  vom  9.  Februar  1791,  wo  von  dem  Ausschließungs- 
grunde der  in  „wirklichen  landesfürstlichen  Diensten  stehenden 
Beamten'*  und  der  „Hofdienste"  die  Rede  war,  in  Einklang 
gebracht  und  ob  resignierende  Verordnete  wiedergewählt 
werden  könnten.  Mit  anderen  Worten  man  wollte  der  Doppel- 
stellung einen  Riegel  vorschieben  und  jüngere  Elemente 
heranziehen. 

Dieser  Streit  über  die  Auslegung  der  Wahlvorschriften 
gab  den  Anstoß  dazu,  auf  dem  folgenden  Landtag  dem  „höchst 
bedauerlichen"  Zustand  eines  für  die  ständischen  Angelegen- 
heiten so  „wichtigen"  Statuts  seinem  Ende  zuzuführen,  „mit 
Rücksicht  auf  das  früher  unbestrittene  Recht  der  Herren  Stände, 
die  Instruktionen  für  ihre  Kollegien  und  Ämter,  sowie  für  ein 
geregeltes,  gleichmäßiges  Verfahren  bei  den  Wahlen  ihrer 
Aktivitätsorgane  nach  den  Zeitverhältnissen  abzuändern"  und 
zu  diesem  Zwecke  sollte  eine  „Kommission"  eingesetzt  werden, 
die  den  Entwurf  einer  neuen  Wahlordnung  zu  verfassen  hätte. 
Als  der  Gegenstand  in  der  Versammlung  vom  20.  September  1843 
zur  Sprache  kam,  regte  sich  sofort  die  Opposition,  die  recht 
gut  witterte,  worauf  die  „zeitgemäße"  Revision  hinauslaufe. 
Fürst  Palm  meinte,  es  sei  doch  selbstverständlich,  daß  die 
früheren  Wahl  Vorschriften  durch  die  Instruktion  vom  Jahre  1791 
aufgehoben  wurden,  und  somit  kein  Grund  zu  einer  neuen 
Verfügung  vorhanden.  Trotz  des  Widerspruches  wurde  die 
Einsetzung  eines  aus  neun  Personen  bestehenden  „Komitees" 
beschlossen,  welches  die  Entwürfe  zu  einer  neaen  Wahl-  und 
Geschäftsordnung  ausarbeiten  sollte.  Am  nächsten  Tage  fand 
dann  die  Wahl  statt,  welche  auf  die  Prälaten  von  Melk, 
Klosterneuburg  und  Wiener-Neustadt,  Breuner,  Colloredo, 
Walterskirchen,  Doblhoff,  Georg  von  Mitis  und  Mannagetta- 
Lerchenau  fiel.  Dieses  Komitee,  in  welchem  fast  ausschließlich 
Männer  der  modernen  Schule  saßen,  war  es  nun,  welches  nach 
dem  Beschluß  des  außerordentlichen  Landtags  vom  6.  November, 
mit  der  Aufgabe  betraut  wurde,  den  Hofbericht  über  die 
Ablösung  zu  verfassen. 

■X- 

Die  Denkschrift,  welche  aus  der  Feder  des  Freiherrn  von 
Doblhoff  stammt,  gestaltete  sich  zu  einem  großen  Manifest  der 

')  Gewählt  wurde  Felix  Graf  von  Montecuccoli. 
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liberalen  Ständepartei,  worin  die  Regierung  in  warmen,  schwung- 
vollen Worten  an  die  dringende  Notwendigkeit  einer  zeit- 
gemäßen Reform  in  der  wichtigen  Frage  des  Robot-  und  Zehent- 
rechtes und  zugleich  an  die  Existenz  und  den  „Beruf"  der 
Landstände  erinnert  wird.  Es  wird  darin  zunächst  der  schweren 
Enttäuschung  über  die  Fassionsbestimmungen  gedacht.  „Dieses 
allgemeine  Mißbehagen  mag  einerseits  das  zunehmende 
Gewicht  der  Lasten  und  Obliegenheiten,  welches 
den  Dominikalgrundbesitzer  im  Gegensatze  zu  einer  jähr- 
lich sinkenden  Grundrente  schwer  drücket,  und  ander- 
seits die  Sorge  für  die  Folgen  rechtfertigen,  welche  sich  aus 
einer  künftig  notgedrungenen  Anforderung  jener  von  der 
allgemeinen  Meinung  angefeindeten  Zehent-  und  Urbarialrechte 
aufdringen  muß."  Sodann  werden  die  Beweggründe  geschildert, 
welche  zu  ihren  Beschlüssen  vom  2 1 .  September  und  6.  November 
führten:  „Sie  können  nicht  leugnen,  daß  der  Blick  auf  die 
Resultate  der  Zehent-  und  Urbarialfassionen  und  die  hieraus 
ersehene  dringende  Notwendigkeit  ihrer  Beseitigung  gewisser- 
maßen die  Kraft  entbunden  hat,  welche  erforderlich  ist  zur 
Lösung  historisch  begründeter,  in  Gewohnheit  und  Sorglosig- 
keit versunkener  Rechtszustände  und  zur  ernsten  Erinnerung 
an  den  Fortschritt,  der  die  große  Aufgabe  hat, 
das  Bestehende  durch  ein  Neues,  durch  Erfahrung 
Erprobtes,  durch  höhere  Staatsrücksicht  Ge- 
botenes zu  ersetzen.  Die  nahe  Aussicht  auf  eine  über- 
mäßige Besteuerung  theoretisch  ausgemittelter  Bezüge,  welche 
in  der  Wirklichkeit  nie  zu  diesem  Belange  eingehen,  noch 
mehr  aber  die  unvermeidliche  Störung  eines  zwischen  Herr- 
schaft und  Untertan  bestehenden  guten  Einvernehmens  waren 
vorzugsweise  die  Elemente  der  Bewegung,  welche  diese  Kraft 
in  Tätigkeit  setzten.  Dieselbe  hat  das  von  den  niederöster- 
reichischen Ständen  stets  testgehaltene  konservative  Prinzip 
nicht  erschüttert  —  allein  ein  Untergegangenes 
wieder  heraufzubesch  w'ö  r  e  n,  kann  nicht  ivu 
konservativen,  sondern  nur  in  einem  entgegen- 
gesetzten Geiste  liegen,  und  zu  letzterem  müßte  der 
Zehent-  und  Urbarialberechtigte  seine  Zuflucht  nehmen,  wenn 
seine  Bezugsrechte  nach  einem  Maßstabe  und  darüber  in 
steuerpflichtigen  Anschlag  gebracht  werden,  welcher  einerseits 
die  Folge  einer  schon  ursprünglich  für  Boden,  Mensch  und 
Staat  verlorenen,  anderseits  aber  infolge  einer  durch  den  Strom 
der  Zeit,  durch  die  Macht  der  Umstände,  durch  legislative 
Beschränkungen  und  durch  freiwillige  Begünstigungen  ange- 
wachsenen Wertdifferenz  entweder  nie  in  W'ahrheit  bestanden 
oder  weit  hinter  den  Marksteinen  mittelalterlicher  Kultur  zurück- 
geblieben ist." 

Die  Berechtigten  würden  sich  demnach  Demüssigt  sehen, 
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ihre  Zehnte  mit  aller  Strenge  einzusammeln,  die  Robotreluitionen 
zu  erhöhen  oder  die  Robot  in  natura  zu  verlangen  und  darauf 
zu  bestehen,  daß  die  Frohnarbeit  so  ausgiebig"  als  möglich 
werde.  Von  einer  Umarbeitung  der  Fassionen  erwartet  man 
sich  keinen  günstigen  Erfolg,  weil  es  sich  eben  um  Natural- 
gaben  und  Dienste  handelt,  welche  einer  abgelebten 
Kulturperiode  angehören  und  für  welche  heutzutage  jeder 
Maßstab  verloren  gegangen  ist. 

Dieser  Verhältnisse  ernste  Lage  und  die  Natur  ihrer 
Gefahren  hat  in  ihnen  den  lebhaften  Wunsch  rege  gemacht, 
über  diesen  „Abgrund  von  Schwierigkeiten  und  Widersprüchen" 
eine  feste  Brücke  zu  bauen.  Indem  sie  nun  ihre  „bestimmte 
Bereitwilligkeit"  zur  Ablösung  d  e  r  Z  e  h  e  n  t-  und 
Robot  rechte  erklären,  fühlen  sie  sich  zugleich  „berufen, 
zur  Lösung  einer  großen  Zeitfrage  mitzuwirken,  welche 
die  Verhältnisse  der  ländlichen  Bevölkerung  Österreichs  ordnen, 
an  sichere  Bürgschaften  der  Stabilität  knüpfen,  die  Institutionen 
des  Landes  befestigen,  seine  Kräfte  entwickein  und  die 
allgemeine  Wohlfahrt  begründen  soll."  Durch  lange  Erfahrung 
in  der  Behandlung  der  Angelegenheiten  des  flachen  Landes 
gebildet,  glauben  sie  die  Fähigkeiten  und  den  guten  Willen 
mitzubringen,  diese  wichtigen  Einrichtungen  zu  des  Landes 
gedeihlichem  Fortschreiten  zu  fördern.  „Österreichs  erhabene 
Beherrscher  gehören  zu  denjenigen,  welche  am  frühesten  und 
eifrigsten  den  Mängeln  veralteter  Grundbesitzverhältnisse 
abzuhelfen  trachteten  und  die  landwirtschaftlichen  Interessen 
mit  sichtbarem  Erfolge  in  den  Bereich  praktisch  umsichtiger 
Erwägung  zogen."  Die  Denkschrift  erinnert  dabei  an  einen 
schon  im  Jahre  1722  angebahnten  Versuch  einer  Robotreluierung 
und  an  das  Patent  vom  l.  März  1777,  durch  welches  auf  den 
Kameralgütern  die  Abolierung  der  Robot  vorgenommen  werden 
sollte,  und  fährt  nun  mit  feiner  Beziehung  fort:  „Österreichs 
Agrargesetzgebung  war  das  Muster  für  Deutschland  --  im 
Lande  selbst  aber  fand  sie  wenig  Anklang,  denn  es  mangelte 
ihr  die  Mitwirkung  der  Stände,  und  keine  Nation 
vermag  sich  anders  zu  erheben,  als  durch  die  vereinigte 
Anstrengung  aller  ihrer  Söhne.  Der  Grundstein  ist 
gelegt  —  Eure  Majestät  können  jetzt  mit  Beruhigung  und  Zu- 
versicht auf  rüstige  Arbeiter  an  dem  Baue  vaterländischer 
Kultur  rechnen." 

Zehent  und  Robot,  welche  einer  anderen  Zeit  angehören, 
„müssen  über  kurz  oder  lang  fallen  durch  den 
Widerwillen  der  Pflichtigen,  durch  den  zeitgemäßeren  Fortschritt 
der  Landwirtschaft  und  durch  politische  wie  durch  national- 
ökonomische Rücksichten."  Es  ist  daher  nicht  mehr  die  seit 
fünfzig  Jahren  verhandelte  Frage,  o  b  diese  Institution  der 
Vorzeit  aufzulösen  sei,  sondern  wie  diese  Aufhebung  durch- 
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zuführen  sei,  bevor  das  Verlangen  nach  einer  Ab- 
schaffung ungestiim  wird  und  die  Zeit  verloren  geht, 
den  Bedarf  an  Arbeitskraft  sicherzustellen.  Die  Erreichung 
dieses  Zieles  sei  eine  „Lebensfrage"  für  das  künftige  Aufblühen 
ihres  Vaterlandes.  „Von  ihr  wird  die  Lösung  der  Alternative 
abhängen,  ob  dieses  schöne  Land  ausgeschlossen  von  den 
Regungen  des  allwärts  in  reicher  Fülle  erwachsenden  Wohl- 
standes zurückbleiben,  oder  ob  es  teilnehmend  an  diesem 
fruchtbringenden  Streben  in  seinen  reichen  Hülfsquellen  und 
ihrer  zweckmäßigen  Benützung  die  Gewährleistung  finden  soll, 
die  ihm  durch  den  Gehalt  seiner  Erzeugnisse,  durch  die 
intellektuelle  Fähigkeit  seiner  Bewohner  und  durch  die  ihnen 
innewohnende  industrielle  Tätigkeit  angewiesene  Stellung 
einzunehmen."  Die  Mittel  dazu  liegen  in  der  Kraft  der 
Regierung  und  in  dieser  Erklärung  der  Stände,  welche  der 
Hoffnung  Raum  geben,  daß  sie  sich  nunmehr  mit  den  oft 
geäußerten  Wünschen  ihrer  Beherrscher  und  deren  Organe 
vereinigt,  und  auf  diese  Weise  einen  „friedlichen  Sieg  über 
ihre  getrennten  Interessen  und  einen  ewigen  Frieden  mit  den 
tiefer  gehenden  Bewegungen  der  Zeit"   errungen  haben. 

Es  sind  zwar  einige  Stimmen  in  der  Versammlung  vom 
6.  November  gegen  die  Gültigkeit  eines  rechtmäßigen  Titels, 
auf  welchem  sich  die  Maßregel  einer  allgemeinen  Ablösung 
der  Robot-  und  Zehentrechte  stützen  könnte,  aufgetreten.  Dem- 
gegenüber sei  aber  auf  die  in  den  deutschen  Bundesstaaten 
unter  Mitwirkung  der  Stände  zustandegekommenen  Ablösungs- 
gesetze vervviesen.i)  Diese  Maßregel  ist  somit  weder  neu  noch 
willkürlich  oder  rechtsverletzend.  „Sie  beruht  nicht  auf  einer 
Neigung  zu  Neuerungen,  auf  einem  Hang  zu  politischen 
Träumereien,  sondern  auf  den  stärksten  Notwendigkeiten 
und  auf  den  reichsten  Erfahrungen  der  Segnungen,  welche 
sie  über  ein  Land  verbreiten  kann.  Sie  entwirret  den  Knoten, 
in  welchem  sich  unsere  Agrikulturverhältnisse  mit  den  Be- 
dürfnissen der  Zeit  immer  mehr  verwickeln.  Sie  zerschneidet 
in  ihren  Wurzeln  die  Hoffnung  derjenigen,  welche  aus  der 
allgemeinen  Meinung  das  faktische  Verschwinden  dieser 
wohlerworbenen  Rechte  wahrsagen  hören.  Sie  erstickt  die 
Glut  des  Hasses,  der  Erbitterung  und  der  Scheelsucht  von 
Seite  der  Verpflichteten  und  ihrer  falschen  Freunde,  welche 
einst  zur  verderblichen  Flamme  auflodern  könnte.  Sie  durch- 
bricht den  Damm,  welcher  sich  jeder  höheren  Kultur  des 
Bodens  und  des  Volkes  entgegenstellt." 

Die  Stände  müssen  es  der  Weisheit  und  Gerechtigkeit 
Sr.  Majestät  anheimstellen,  jenen  Andeutungen  Berücksich- 
tigung zu  schenken,  welche  in  dem  von  33  Stimmen  unter- 
stützten Antrage  Walterskirchen-Doblhoff,  und  zwar  „insbeson- 

1)  Siehe  oben  S.    101. 
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dere  in  Beziehung  auf  Errichtung  einer  ständischen 
Hypothekenbank"  enthalten  sind.  Sie  können  infolge  der 
„itio  in  partes",  welche  nach  der  Abstimmung  stattfand,  nur 
als  Beiträge  eines  erst  zu  beratenden  Gesetzes  betrachtet 
werden,  da  ihre  gegenwärtige  Erklärung  mit  der  ehrerbietigsten 
Bitte  enge  verbunden  ist,  sie  von  der  Teilnahme  an 
der  Beratung  und  Feststellung  eines  solchen 
Gesetzes  nicht  auszuschließen,  und  da  es  Sr. 
Majestät  „alleiniger  Entscheidung  als  der  einzig  rechtmäßig 
legislativen  Autorität"  unterstellt  bleiben  muß,  ob  und  inwiefern 
die  Ablösung  der  genannten  Rechte  einer  organischen  Reform 
bedarf,  wobei  sie  sich  jedoch  gegen  die  entfernteste  Absicht 
zu  verwahren  wagen,  als  wollten  sie  sich  allmählich  von 
dem  zwischen  Grundherrschaft  und  Untertan  gegenwärtig 
bestehenden  Bande  lossagen,  da  sie  im  Gegenteil  die  Lösung 
dieses  in  das  innerste  Staatsleben  eingreifenden  Verhältnisses 
in  jeder  Beziehung  für  ein  höchst  beklagenswertes,  Isolierung, 
unbeschränkte  Zerstücklung,  Mobilisierung  des  Grundeigen- 
tums, Pauperismus,  Unordnung  und  Schwäche  erzeugendes 
Ereignis  betrachten  würden.  „Sollten  aber  Eure  Majestät", 
heißt  es  zum  Schluß,  „ungeachtet  der  überwiegenden  Stimmen- 
mehrheit der  in  seltener  Anzahl  versammelt  gewesenen  Stände 
Anstand  finden,  die  Willfährigkeit  derselben  als  eine  durchaus 
freiwillige  und  einstimmige  anzusehen,  —  so  glauben  sich 
wenigstens  EurerMajestät  treugehorsamste  Stände  mit  der  Hoff- 
nung trösten  zu  dürfen,  daß  sie  sich  des  Vertrauens  ihres 
gnädisfsten  Landesfürsten  und  ihres  Vaterlandes  würdig  zu 
machen  bemühten,  des  Vertrauens  zur  Fähigkeit  und  Bereit- 
willigkeit mit  Hintansetzung  ihrer  Sonderinteressen  auch  in 
den  Zeiten  der  Ruhe  und  des  Friedens  die  Wohlfahrt  des  Landes 
beraten  zu  helfen  —  so  wie  des  alten  Vertrauens  für  ihren 
Beruf  und  die  Bestimmung  ihres  Institutes."^) 
Die  Hofkanzlei,  in  welcher  damals  eine  ganze  Reihe  auf- 
geklärter und  modern  denkender  Männer  wie  Pillersdorff  das 
Wort  führte,  nahm  die  ständische  Denkschrift  mit  ihrer  gewiß 
nicht  grundstürzenden  Anregung  nicht  unfreundlich  auf.  „Die 
vorliegende  Bitte",  äußerte  sie  sich  in  ihrem  Vortrag,  „sei  für 
die  Regierung  ein  sehr  erfreuliches  und  wichtiges 
Ereignis,  das  von  der  Staatsverwaltung  nicht 
unbeachtet  und  ungenützt  gelassen  werden 
sollte."  Es  sei  nicht  zu  verkennen,  daß  die  auf  der  Mehrzahl 
des  untertänigen  Grundbesitztums  haftenden  Lasten  immer 
schwieriger  ertragen  werden ;  denn  wenn  sie  auch  schon  in 
früheren  Zeiten  bestanden,    so    waren    damals    die  Ansprüche 

1)  Datiert  vom  24.  Januar  1844.  Landesregistratur,  Fasz.  47,  Nr.  810. 
Abgedruckt  in  (Andrians)  „Österreich  und  dessen  Zukunft  II,  Beilage  2, 
S.  244—258. 
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der  Staatsverwaltung  noch  gering  und  die  Bedürfnisse  der 
Untertanen  leicht  zu  befriedigen.  Gegen  die  von  den  Ständen 
erhobenen  Bitten  um  legislative  Erleichterungen  für  Ablösungs- 
verträge, tunlichste  Behebung  der  dagegen  obwaltenden 
Schwierigkeiten  und  Anweisung  der  Staatsbehörden  zu  einem 
diesfälligen  Einvernehmen  mit  den  von  jenen  zu  bestimmenden 
Organen  lasse  sich  durchaus  nichts  einwenden,  vielmehr 
halte  sie  die  Hofkanzlei  der  vollen  Anerkennung  S  r. 
Maj  es  tat  würdig. 

Den  Ständen  wäre  zu  sagen :  Man  sei  gerne  bereit, 
Anordnungen  zu  treffen,  wodurch  die  Ablösung  untertäniger 
Giebigkeiten  auf  dem  Wege  freiwilliger  Übereinkoiiimen 
erleichtert  werden  könnte,  und  willige  daher  in  die  Einberufung 
einer  gemeinschaftlichen  Konferenz.  Als  Grundlage  der  Be- 
ratungen habe  zu  dienen,  daß  mit  Beseitigung  eines  jeden 
Zwanges  den  freiwilligen  Übereinkommen  der  Beteiligten  auch 
die  Wahl  der  ihrem  Interesse  am  meisten  zusagenden  Wege 
der  Ausgleichung  anheimgestellt,  insbesondere  aber  überlassen 
werde,  ob  sie  die  beabsichtigte  Ablösung  durch  die  Stipu- 
lierung  einer  jährlichen  Geld-  und  Naturalleistung  oder  durch 
die  Auflassung  gegenseitiger  Verpflichtungen,  Servituten  oder 
durch  den  vollständigen  oder  ratenweisen  Erlag  eines  Ab- 
lösungskapitals oder  endlich  durch  die  Überlassung  eines 
Äquivalents  an  Grund  und  Boden  zustande  bringen  wollen. 
Die  hier  angeregte  Frage  sei  bereits  in  mehreren  anderen 
Provinzen  zur  Sprache  gekommen  i^)  dies  beweise,  daß 
ein  Bedürfnis  dazu  gefühlt  werde,  und  es  nur  an 
einem  gemeinschaftlichen  Vereinigungspunkte  gebricht,  der 
allein  in  dem  Standpunkt  der  Regierung  liegen  könne  und 
solle.  Die  angetragene  Einleitung  von  Verhandlungen  trete 
keinem  Rechte  nahe,  weil  eben  die  Berechtigten  selbst  die 
Bitte  um  Änderung  der  Verhältnisse  stellen,  so  wie  auch  in 
dem  Antrag  der  Hofkanzlei  eine  weitere  Bürgschaft  und  Be- 
ruhigung für  alle  Klassen  liege.  Der  Zweck  sei,  Konflikte  und 
Reibungen  zwischen  feindlichen  Interessen  abzuschneiden  und 
das  Grundbesitztum.,  die  erste  Quelle  des  Wohlstandes  der 
Länder,  von  seinen  Hemmnissen  zu  befreien.  Bei  dem  großen 
Umfang  der  Aufgabe  rege  sich  wohl  der  Zweifel,  ob  die  voll- 
ständige Lösung  auch  ohne  Schwierigkeiten  und  ohne  Zwang 
möglich  sei.  Aber  auch  in  diesem  Falle  werden  die  Überzeugung 
von  der  Wichtigkeit  des  Zweckes  und  die  Stellung  der  Regierung 


>)  In  Böhmen  und  Galizien  (1844),  außerdem  schon  früher  in  Ungarn 
(1832,  1836  und  1839).  Außer  der  Petition  des  ungarischen  Reichstages  waren 
es  aber  bisher  nur  private  Vorschläge  der  böhmischen  Grafen  Matthias  Thun 
(1836)  und  Wurmbrand  (1844).  Vgl.  Augsburger  „Allgemeine  Zeitung"  vom 
7.  Februar  1847,  Nr.  38;  „Gränzboten"  1847,  Band  4,  S.  48;  „Österreich  und 
dessen  Zukunft"  II,  S.  31. 
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nie  die  Mittel  versagen,  diese  Schwierigkeiten  zu  überwinden, 
und  es  wird  zur  Befestigung  ihrer  moraüschen  Kraft  beitragen, 
wenn  sie  die  Anwendung  von  Zwang  und  mandativem  Einfluß 
erst  dem  Zeitpunkt  vorbehält,  wo  die  Unwirksamkeit  ihrer 
vermittelnden  Einwirkung  erwiesen  vorliegt.  Und  wenn  auch 
Hunderte  von  Millionen  in  der  Monarchie  notwendig 
wären,  um  für  die  untertänigen  Leistungen  eine  Kapitalsver- 
gütung anzubieten,  so  verschwinde  der  Zweifel  an  der  Mög- 
lichkeit der  Aufbringung  eines  solchen  Äquivalents  vor  der 
Betrachtung,  daß  fünfzig  ^lillionen  Joche  eines  gesegneten  und 
großen,  verbesserungsfähigen  Bodens  zur  Quelle  und  Hypothek 
dienen  werden,  um  selbst  so  ausgedehnte  Anforderungen  zu 
befriedigen. 

Diese  warme  Befürwortung  der  ständischen  Petition,  die 
sich  zwar  auf  der  Linie  des  Aichenschen  Gegenantrages 
bewegt,  aber  doch  auch  schon  die  ^löglichkeit  eines  späteren 
Zwanges  ins  Auge  faßt,  fand  im  Staatsrat  kein  wohlwollendes 
Echo.  Der  Referent  Hofrat  Baron  B  u  o  1  beanständete  zunächst 
in  formaler  Hinsicht  das  Vorgehen  der  Stände,  was  übrigens 
schon  aus  ihrer  eigenen  Mitte  und  überdies  von  der  Hofkanzlei 
im  Präsidialwege  geschehen  war.  „Es  war  nicht  in  der  Ordnung'', 
erklärte  er,  „daß  über  eine  so  tief  in  die  Landesverfassung 
und  die  Grundbesitztumsverhältnisse  eingreifende  Frage,  von 
deren  aufreizendem  Charakter  selbst  die  diesfalls  statt- 
gehabte Diskussion  das  Gepräge  trägt,  eine  eigene  ständische 
Versammlung  mittelst  lithographierter  Umlaufsschreiben  ein- 
berufen und  abgehalten  wurde,  ohne  daß  vorläufig  die 
Gesinnung  und  Zustimmung  der  hiebei  doch  so  nahe  beteiligten 
Staatsverwaltung  eingeholt  worden  wäre.  Nicht  minder  un- 
geeignet war  es,  daß  die  ständischen  Kollegien,  welchen 
verfassungsmäßig  die  Vorbereitung  über  alle  bei  den  Ständen 
zur  Verhandlung  kommenden  Gegenstände  zusteht,  in  dieser 
wichtigen  Angelegenheit  ganz  übergangen,  die  Initiative  der 
Erörterung  einzelnen  ständischen  Mitgliedern  überlassen,  die 
Redaktion  der  Vorstellung  aber  einem  besonderen  Komitee 
übertragen  wurde.  Wenn  auch  diese  Abweichungen  von  dem 
vorgezeichneten  Geschäftsgang  in  der  Hauptsache  bereits  von  der 
Hofkanzlei  eine  Zurückweisung  erfahren  hätten,  so  dürfte  eine 
entsprechende  Erinnerung  auch  vom  Throne  aus  nicht  überflüssig 
sein,  „da  in  neuester  Zeit  sich  im  allgemeinen 
unverkennbar  eine  Tendenz  der  Stände  kund- 
gibt, aus  dem  Geleise  und  denGränzen  ihrer 
verfassungsmäßigen  Wirksamkeit  zu  treten." 

Was  nun  die  Sache  selbst  anbelangt,  so  könne  er  von 
keinem  anderen  Standpunkt  ausgehen  als  jenem,  welcher  dem 
Grundprinzip  der  österreichischen  Regierung, 
bestehende  Rechte    zu    ehren    und    zu    schützen, 
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gemäß  ist.  Urbarial-  und  Zehentrechte  sind  gleich  anderen 
Vermögen  Bestandteile  des  Privateigentums  und  unantast- 
bar wie  dieses.  Auch  eine  ständische  Majorität,  selbst  wenn 
sie  bestünde,  könnte  hierüber  nicht  gültig  verfügen.  Als  die 
Stände  im  Jahre  1833  in  einer  der  gegenwärtigen  zum  Teile 
entgegengesetzten  Richtung  Besorgnisse  über  die  Schmälerung 
dieser  Rechte  äußerten  und  den  verewigten  Kaiser  Franz  um 
eine  ausdrückliche  Erklärung  bezüglich  ihrer  Aufrechthaltung 
baten,  wurde  ihnen  mit  Allerhöchster  Entschließung  vom 
24.  Februar  1835  erwidert,  daß  „bei  dem  Grundsatze  der 
Gerechtigkeit,  der  Meine  ganze  Regierung  leitet  und  demgemäß 
Ich  kein  wohlerworbenes  Recht  dem  Besitzer  desselben  will- 
kürlich zu  entziehen  oder  zu  beschränken  je  Mich  geneigt 
finden  werde  usw."^)  Diese  Worte  des  höchstseligen  Herrn 
sprechen  das  Urteil  über  den  Plan  jener  Fraktion  der  Stände, 
welche  ein  mandatives  Einschreiten  der  Staatsverwaltung  und 
die  Anwendung  von  Zwangsmitteln  zur  Bewirkung  der  Ab- 
lösungen will:  hievon  kann  wohl  in  keinem  Falle  die 
Rede  sein  und  es  müsse  dies  den  Ständen  auch  ausdrücklich 
und  bestimmt  erklärt  werden.  Freiwillige  Ablösungen 
privatrechtlicher  Verpflichtungen  aber  sind  ohnehin  nach  dem 
Patente  vom  1.  September  1798  nicht  nur  zulässig,  sondern 
auch  gesetzlich  erleichtert.  Die  Ursachen,  warum  gleichwohl 
solche  Einverständnisse  nicht  häufiger  zustande  kommen, 
liegen  weniger  in  dem  Einfluß  der  Gesetze  und  der  sie  hand- 
habenden Behörden,  als  vielmehr  in  den  verschiedenartigen 
Ansichten  der  Beteiligten  über  die  hieraus  für  sie  erwachsenden 
Vorteile  und  in  der  Schwierigkeit,  die  Mittel  zur  Kapital- 
ablösung aufzubringen.  Legislative  Begünstigungen  und  Er- 
leichterungen der  Ablösungsverhandlungen  können  daher  im 
wesentlichen  nur  die  Beseitigung  jener  Hindernisse,  vorzüglich 
hinsichtlich  der  B  e  s  ch  äff  u  n  g  des  Ablösungspreises 
zum  Zwecke  haben. 

Wäre  es  Buol  mit  der  Beseitigung  des  Haupthindernisses 
ernst  gewesen,  so  hätte  er  an  dieser  Stelle  der  ständischen 
Anregung  einer  Hypothekenbank  gedenken  können,  welche 
nicht  ohne  Grund  gleichzeitig  mit  der  Erklärung  der  Bereit- 
willigkeit zur  Ablösung  der  Robot-  und  Zehentrechte  erfolgte. 
Allein  hier  schwenkte  er  rasch  ein  und  erging  sich  in  allgemeinen 
Phrasen.  Es  ließe  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  meinte  er,  daß 
solche  Übereinkünfte,  wenn  sie  aus  der  Erkenntnis  des 
wechselseitigen  Interesses  der  Beteiligten  entspringen,  in 
nationalwirtschaftlicher  Hinsicht  vorteilhaft  wirken  könnten. 
Im  allgemeinen  aber  wäre  es  verfehlt,  an  die  Umwandlung 
der  Naturalleistungen  in  eine  Geldrente  besondere  Erwartungen 
zu    knüpfen,  wozu    überdies    in  Niederösterreich    der  Umfang 

'  1)  Siehe  oben  S.    123. 
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und  die  Beschaffenheit  dieser  Rechte  keinen  geeigneten  Grund 
darbieten.  Immerhin,  so  schloß  er  seine  breiten  Ausführungen, 
könnten  ja  nach  dem  Antrag  der  Hofkanzlei  die  politischen 
Behörden  aufgefordert  werden,  im  Einvernehmen  mit  den 
Ständen  Verhandlungen  einzuleiten.^)  • 

Dem  Koreferenten  Hofrat  Weiß  erschien  aber  auch  dieser 
Vorschlag  zu  radikal  und  „bedenklich".  Der  Gedanke,  daß 
wirklich  schon  in  absehbarer  Zeit  die  Verhandlungen  in  Angriff 
genommen  werden  könnten,  verursachten  in  ihm  großes  Un- 
behagen. Seinem  Grundsatze  getreu,  jede  Entscheidung  so 
lange  als  möglich  hinauszuziehen,  sprach  er  sich  dafür  aus, 
daß  vorher  noch  die  Stände  angewiesen  werden  sollten,  „mit 
genauer  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Gesetze"  bestimmt 
anzugeben,  welche  Veränderungen  in  den  Vorschriften  sie 
eigentlich  wünschten.  „Die  diesfälligen  Anträge  der  Stände 
wären  sodann  von  der  Hofkanzlei  gutachtlich  vorzulegen, 
worauf  dann  Eurer  Majestät  Allerhöchste  Weisheit  bestimmen 
würde,  ob  und  welche  Verhandlungen  noch  zu  treffen 
wären,  um  zu  irgendeinem  ausführbaren  Resultate  zu  gelangen, 
ohne  die  wichtigsten  Interessen  zu  gefährden 
und  bedenkliche  Dinge  aufzuregen. "2) 

Der  Angstruf  des  Hofrats  Weiß,  der  nicht  umsonst  den 
Beinamen  das  „negative  Prinzip"  des  Staatsrates  führte,^) 
bewirkte,  daß  der  Staats-  und  Konferenzminister  Graf  Nadasd 
eine  gemeinschaftliche  Sitzung  der  drei  Staatsratssektionen  A, 
B  und  C  anordnete,  die  unter  seinem  Vorsitze  am  9.  Mai  1844 
stattfand.  Hier  tand  Weiß  Gelegenheit,  seine  schweren 
Besorgnisse  näher  zu  begründen.  Seiner  Meinung  nach,  erklärte 
er,  sei  es  gänzlich  verfehlt,  über  den  vorliegenden  Gegenstand 
„schon  jetzt  einen  Allerhöchsten  Ausspruch  zu  erlassen 
oder  auch  nur  einer  solchen  Verhandlung  vom  Throne  aus 
irgendeinen  Impuls  oder  irgendeine  bestimmte  Richtung  zu 
geben."  Die  Verhandlung,  die  gegenwärtig  bei  den  politischen 
Behörden  einzuleiten  angetragen  werde,  sei  äußerst  wichtig 
und  weitverzweigt,  zugleich  unterliege  sie  „sehr  bedenk- 
lichen Mißdeutungen"  und  stehe  in  Verbindung  mit  vielerlei 
Wünschen  und  mit  der  Ruhe  und  dem  Wohle  der 
ganzen  Agrikulturbevölkerung  der  Monarchie.  Sie 
berühre  eigentlich  die  Grundvesten  des  Verbandes  zwischen 
Herrschaft  und  Untertan,  und  zwar  nicht  bloß  in  Niederösterreich, 
sondern  auch  in  anderen  deutschen  und  slavischen  Provinzen, 
über  welche  sich  diese  Bewegung  von  dort  aus  schnell  ver- 
breiten würde,  um  hier  noch  ganz  andere  Dimensionen  anzu- 


*)  Votum    vom   15.  April   1844    über    den  Vortrag    der  Hofkanzlei    vom 
16.  Februar.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.   1310, 

2)  Votum  vom   19.  April   1844.  Ebenda. 

3)  „Gränzboten"  Jahrg.   1847,  Bd.  4,  S.  46. 
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nehmen.  Der  österreichische  Bauer  sieht  schon  seit  mehr  als 
zwei  Generationen  mit  einer  gewissen  Zuversicht,  von  der  er 
sich  selbst  keine  genügende  Rechenschaft  geben  kann,  der 
Aufhebung  der  Zehent-  und  Urbarialgaben  wie  der  Robot 
entgegen.  Wird  nun  über  diese  Frage  eine  weitwendige  Ver- 
nehmung der  landesfürstlichen  Behörden,  ja  vielleicht  sogar 
der  Dominien  eingeleitet,  so  verbreitet  sich  dann  sicherlich 
das  Gerücht :  Es  sei  nun  die  Zeit  der  Aufhebung  gekommen 
und  die  Grundherren  hätten  nur  die  Absicht,  vorher  noch  die 
Ablösung  auf  irgendeine  Weise  durchzuführen,  bei  welcher 
sie  noch  möglichst  viele  Vorteile  herauszubringen  hofften.  Ein 
solches  Gerücht  kann  dann  eine  sehr  bedenkliche 
Reaktion  unter  dem  Bauernstand  hervorrufen,  welcher  durch 
äußere  Einwirkung  verschiedener  Art  zu  einer  Verweigerung 
des  Zehents  und  wahrscheinlich  zu  einer  Renitenz  gegen 
jeden  Ablösungsversuch  verleitet  werden  dürfte.  Bei  Reform- 
fragen einer  solchen  aufregenden  Art  scheint  es 
geraten,  daß  die  Staatsverwaltung  sich  nicht 
an  die  Spitze  derBewegung  stelle,  sondern  sich 
darauf  beschränke,  die  Schritte  der  an  der  Be- 
wegung zunächst  Interessierten  zu  überwachen 
und  zu  leiten.  Die  Hofkanzlei  ist  in  einem  übrigens  gut- 
gemeinten Eifer  mit  ihren  Anträgen  den  Wünschen  der  Stände, 
welche  unter  sich  selbst  noch  nicht  recht  im  Reinen  sind, 
zuvorgeeilt,  und  es  ist  daher  umso  geratener,  daß  die  höhere 
Staatsverwaltung  durch  die  Behörden  keine  Initiative  nehme, 
wozu  sie  auch  gar  nicht  berufen  sei,  denn  die  Gesetzgebung 
legt  ja  der  Zehent-  und  Robotablösung  nicht  das  geringste 
Hindernis  in  den  Weg,  im  Gegenteil  sie  unterstütze  sie.  In 
einem  einzigen  Punkte  könnte  vielleicht  die  Gesetzgebung 
nachhelfen,  nämlich  durch  die  Erklärung,  daß  der  Grundherr 
die  Rustikalgründe  seiner  Untertanen  als  eine  Entschädigung 
an  sich  ziehen  dürfe.  Allein  auch  für  eine  solche  Erklärung 
sollte  die  Staatsverwaltung  nicht  die  Initiative  ergreifen,  weil 
auf  diese  Weise  nur  ein  gemeinschädlicher  Verdacht 
unter  das  Volk  gebracht  werden  könnte,  und 
es  an  den  Interessenten  gelegen  sei,  solche 
Wünsche  Sr.  Majestät  zu  unterbreiten.  Für  jetzt 
dürfte  man  sich  aber  darauf  beschränken,  die  kaiserliche 
Genehmigung  zur  Abhilfe,  wenn  eine  solche  von  der  Gesetz- 
gebung zu  wünschen  wäre,  auszusprechen  und  die  Stände 
zur  näheren  Darlegung  ihrer  Wünsche  und  Anträge  aufzu- 
fordern. 

Hofrat  Buol  lenkte  rasch  ein,  als  er  sah,  daß  er  in  der 
Taktik  des  Aufschiebens  von  seinem  Kollegen  übertrumpft  war. 
Er  habe  nur,  erklärte  er,  „sowohl  zur  Gewinnung  der 
Zeit,  als  zur  umfassenden  und  erschöpfenden  Würdigung  des 
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Gegenstandes  für  dienlich  gehalten,  wenn  der  Vorlage  der  zu 
gewärtigenden  Anträge  eine  mehrseitige  Erörterung  voraus- 
gegangen wäre."  Obwohl  er  die  Bedenken  der  Vorstimme 
nicht  teile,  hätte  er  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  sich 
vorderhand  die  Einvernahme  auf  die  Stände  beschränke. 

Die  Verschleppungstendenz  fand  indes  nicht  allseitige 
Zustimmung.  Hofrat  Pipitz,  der  nun  das  Wort  ergriff,  stimmte 
mit  den  beiden  Referenten  nur  in  der  Anerkennung  der  her- 
vorragenden „Wichtigkeit"  des  Gegenstandes,  nicht  aber  mit 
den  daraus  abgeleiteten  Konsequenzen  überein.  Vor  allem, 
meinte  er,  müsse  zwischen  Robot  und  Zehent  unterschieden 
werden.  Mit  Rücksicht  auf  die  privatrechtliche  Natur 
des  Zehents  könnte  eine  Regulierung  dieser  Verpflichtungen 
ohne  allen  Zusammienhang  mit  dem  nexus  subditelae  ein- 
geleitet werden,  indem  es  ganze  Länder  mit  Untertänigkeits- 
verband und  ohne  Zehentverpflichtung  gebe  und  umgekehrt. 
Gerade  die  in  Niederösterreich  so  häufig  \'orkomn:enden 
Zehentdienste  sind  es  nun,  die  einerseits  eine  „sehr  empfind- 
liche und  in  kultureller  Hinsicht  nachteilige'"  Last  des  Bodens 
bilden  und  anderseits  zu  den  „größten  Bevorteilungen  zum 
Nachteil  des  Berechtigten"  Anlaß  geben.  Würde*  daher  jetzt, 
wo  die  Bitte  um  Abhilfe  vor  den  Thron  gebracht  wird,  auch 
in  dieser  Hinsicht  gar  keine  Richtung  ausgesprochen,  sondern 
ganz  einfach  die  genauere  Bezeichnung  der  ständischen 
Begehren  und  Anträge  abverlangt,  so  könnte  eine  solche  Ent- 
schließung von  den  Ständen  leicht  als  eine  völlige  Ablehnung 
betrachtet  werden,  was  dann  im  Gegensatze  zu  den  Hoffnungen, 
welche  sie  gegenwärtig  von  der  helfenden  Dazwischenkunft  der 
Staatsverwaltung  hegen,  eine  „große  Niedergeschlagenheit"  unter 
den  Zehentbesitzern  verbreiten  müßte.  Die  Stände  wüßten  dann 
auch  schon  gar  nicht,  in  welcher  Richtung  sie  zu  gehen  hätten, 
wenn  nicht  einmal  über  die  Grundfrage,  ob  die  Ablösung 
auch  zwangsweise  durchzuführen  sei,  eine  Entscheidung 
erfolgt  wäre.  Die  ganze  Sache  würde  so  aus  ihrer  „Dringlich- 
keit" in  eine  „bedauerliche  Enfernung"   gerückt. 

Für  Weiß  war  dieses  Argument  nur  ein  Grund  mehr, 
gegen  die  Einleitung  von  Verhandlungen  aufzutreten.  Eben  weil 
der  Zehent,  replizierte  er,  eine  rein  privatrechtliche  Natur  hat, 
würde  das  Einschreiten  der  Staatsverwaltung  in  ein  „sehr 
übles"  Licht  gerückt  werden,  sobald  sie  auf  irgend  eine  Seite 
zu  treten  scheine.  Der  böse  Eindruck  würde  sich  nur  dann 
etwas  abschwächen,  wenn  man  erklärte,  daß  keinerlei  zwangs- 
weises Vorgehen  geduldet  werde.  Unleugbar  habe  der  Zehent 
aber  auch  den  Charakter  einer  Herrengabe  und  der  hier 
gegebene  Impuls  müsse  nur  zu  bald  auf  die  anderen  obrig- 
keitlichen Abgaben  und  Leistungen  zurückwirken.  Im  übrigen 
halte    er    ein    schnelles  Einschreiten    der  Regierung    nicht    für 
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notwendig :  legislative  Schwierigkeiten  gebe  es  nicht,  sondern 
nur  materielle,  wie  Geldmangel,  Hypothekarverhältnisse,  mit- 
unter auch  persönliche  Abneigung. 

Diese  letztere  Bemerkung  veranlaßte  Buol  zu  der  sehr 
treffenden  Entgegnung,  daß  es  allerdings  keine  gesetzlichen, 
aber  „sehr  große  und  nur  mit  vielem  Zeit-  und  Kostenaufwand 
zu  besiegende  indirekte"  Hindernisse  der  Ablösung  gebe, 
so  in  der  Vorschrift  wegen  Integrität  des  Rustikalbesitzes  und 
in  den  Lehen-  und  Fideikommißverhältnissen,  deren  Beseitigung 
nur  auf  legislativem  Wege  möglich  sei.  Dem  gegenüber  durfte 
wieder  Weiß  auf  den  Umstand  hinweisen,  daß  der  „Bestiftungs- 
zwang",^)  auf  den  Buol  angespielt  hatte,  ohnehin  schon  kein 
wirkliches  Hindernis  mehr  biete  in  Fällen,  wo  er  dem  wahren 
Vorteil  des  Interessenten  widerstreite.  Hofrat  Pilgram,  der 
den  von  Weiß  geäußerten  Bedenken  beipflichtend  die  Erklärung 
abgab,  man  müsse  in  dieser  Angelegenheit  mit  der  „größt- 
möglichen Vorsicht"  und  ohne  alle  „hier  sehr  gefährliche  Eile" 
vorgehen,  da  die  tür  Niederösterreich  zu  fassenden  Beschlüsse 
unfehlbar  auf  andere  Provinzen  zurückwirken  würden,  fand 
das  erlösende  Wort,  als  er  seiner  Überzeugung  dahin  Ausdruck 
gab,  daß  der  Eifer  der  Stände  in  Betreibung  der  Ablösungsfrage 
erkalten  werde,  sobald  sie  hinsichtlich  ihrer  Beschwerden  gegen 
die  angeordneten  Zehentfassionen  „der  Billigkeit  gemäß"  klaglos 
gestellt  wären.  Da  selbst  der  Sektionschef  Graf  Hartig  in  der 
Einvernahme  der  Stände  nichts  Bedenkliches  sah,  so  einigte 
man  sich  auf  den  folgenden  Resolutionsantrag:  „Indem  Ich 
mich  auf  den  in  der  Entscheidung  Meines  Vaters  vom 
24.  Februar  1835  ausgesprochenen  Grundsatz  beziehe,  bin  Ich 
geneigt,  den  Wünschen  der  Stände,  insoferne  sie  auf  wechsel- 
seitige Einverständnisse  zwischen  den  Interessenten  unter 
gehöriger  Beachtung  der  Rechte  dritter  Personen  gerichtet  sind, 
die  tunlichste  Berücksichtigung  angedeihen  zu  lassen.  Zu  diesem 
Ende  haben  die  niederösterreichischen  Stände  vor  allem  bestimmt 
anzugeben,  welche  Abänderungen  in  den  bestehenden  Vor- 
schriften und  welche  allfällige  neuen  Verfügungen  sie  für 
zweckdienlich  halten.  Die  Hofkanzlei  hat  hienach  die  von  den 
Ständen  beantragten  Maßregeln  nach  Einvernehmung  der  Hof- 
kammerprokuratur  mit  Vermeidung  aller  weiteren  Erhebungen 
Mir  gutachtlich  vorzulegen."'^) 

Der    Antrag,    welcher    die    Erledigung    der    ständischen 

1)  Der  Bestiftungszwang,  d.  h.  die  grundsätzliche  Untrennbarkeit  der  zu 
einer  untertänigen  Nahrung  gehörigen  und  dem  Hause  im  Steuerkataster 
zugeschriebenen  Gründe,  hatte  durch  die  Hofdekrete  vom  28.  Dezember  1837, 
1.  Mai  1840  und  7.  Mai  1841  wesentliche  Änderungen  erfahren  ;  vgl.  Schullern 
in  der  „Geschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  1848  —  1898" 
I/i,  S.  327. 

2)  Sitzungsprotokoll  vom  9.  Mai  1844.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten 
Nr.   1310. 
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Anregung  in  weite  Ferne  rückte,  blieb  zunächst  einige  Jahre 
liegen,  bis  er  von  einem  anderen  überholt  und  eine  „nochmalige 
Beratung"   angeordnet  wurde. ^) 

Wie  stand  es  nun  um  die  Zehentfassionen,  aui"  welche 
der  Staatsrat  Pilgram  angespielt  hatte  ?  Die  Stände  hatten 
unter  Hinweis  auf  die  „ganz  irrigen,  den  wirklichen  Tatbestand 
weit  übersteigenden  Resultate"  um  deren  Revision  mit  Bei- 
ziehung ihrer  Vertreter  gebeten  und  dabei  ganz  besonders  auf 
den  Weinzehent  hingewiesen.^)  Damit  berührten  sie  einen 
Gegenstand,  welcher  seit  einer  Reihe  von  Jahren  zum  eisernen 
Bestände  ihrer  Gravamina  gehörte.  Wenn  es  dem  Landwirt  im 
allgemeinen  schlecht  ging,  so  war  dies  in  noch  weit  höherem 
Maße  beim  Weinbauer  der  Fall,  und  seine  Notlage  veranlaßte 
die  Stände  im  Landtag  1838,  sich  seiner  anzunehmen  und 
die  Regierung  um  die  Erleichterung  seiner  Lasten  zu  bitten. 3) 
Als  Ursache  des  augenfälligen  Niedergangs  der  Weinkultur 
wurde  die  übermäßig  hohe  Verzehrungs-  und  Grundsteuer 
bezeichnet.  Die  Regierung  reagierte  zunächst  gar  nicht  darauf, 
dann  wies  sie  das  Begehren  ab,  aber  schließlich,  als  die 
Stände  nicht  locker  ließen,  ordnete  sie  eine  Untersuchung 
an,^)  deren  Resultat  eine  glänzende  Rechtfertigung  der 
ständischen  Petition  zutage  förderte.  Sämtliche  vier  Kreis- 
hauptleute bestätigten  den  bedenklichen  Niedergang  der  Wein- 
kultur und  drei  führten  neben  anderen  Ursachen  wie  der 
Hydropathie,  der  stärkeren  Nachfrage  nach  Bier  und  Branntwein 
in  erster  Linie  die  zu  hohe  Belastung  der  Weinproduzenten  an. 
Dementsprechend  beantragten  sie  eine  Herabsetzung  der 
Verzehrungssteuer,  welchem  Antrag  sich  auch  die  Landes- 
regierung anschloß.  Es  wurde  geltend  gemacht,  daß  schon 
durch  den  stabilen  Kataster  das  Weinland  sehr  belastet^)  und 
im  Vergleich  zu  den  anderen  Kulturarten  im  Reinertrag  so 
hoch  besteuert  sei,  daß  der  Weinproduzent  die  Grundsteuer  mit 
357o  kaum  erschwingen  könne,  auch  daß  die  Verzehrungssteuer 
lediglich  den  Produzenten  treffe.  Der  Notstand  habe  bereits 
eine  Verminderung  des  Weinlandes  um  3367  Joch  zur  Folge 
gehabt  und  die  Weinpreise  seien  im  beständigen  Sinken 
begriffen.*^) 

Als  nun  der  Landtag  1843  zusammentrat,  hatten  die 
Stände  auf  ihr  beharrliches  Einschreiten  noch  keine  Erledigung 
erhalten,  wohl  aber  die  Bestimmungen  über  die  Fatierung  der 
Zehentgenüsse,    die     ihnen     die    wenig     erfreuliche    Aussicht 

')  Kais.  Entschl.  vom  30.  Januar  1847.  Ebenda, 

-)  Hofbericht  vom  24.  Januar  1844.  Landesregistratur,  Fasz.  47,  Nr.  810. 
3)  Landtagserklärung  vom  1.  Oktober  1838.  Ebenda  Fasz.  49,  Nr.  5156. 
*)  Erlaß  vom  30.  Mai   1841. 

=)  Es  wurde  um  309.379  ü.  22  höher  als  früher  geschätzt. 
*)  Die  Weinpreise    betrugen    nach    der  amtlichen  Zusammenstellung    im 
Zeitraum   1820—30:  4  fl.  6  kr.,   1841   nur  mehr  2  n.  57/9  kr. 


—  21! 


eröffneten,  den  zehnten  Teil  des  übermäßig  hoch  geschätzten 
Katastralerträgnisses  als  Zehentnutzen  zahlen  zu  müssen.  Bei 
der  Beratung  der  Steuerpostulate  kam  die  Erregung  der  Stände, 
die  durch  den  Notstand  eines  großen  Teiles  der  Land- 
bevölkerung empfindlich  berührt  waren,  zu  lebhaftem  Aus- 
druck. In  der  Herren-  und  Ritterstube  fielen  Bemerkungen, 
die  dort  schon  lange  nicht  gehört  wurden.  Als  dann  die  nach 
den  einzelnen  Beschlüssen  vom  Grafen  CoUoredo  zusammen- 
gestellte Landtagserklärung  im  Plenum  verlesen  worden  war, 
stellte  Graf  Locatelli  den  schon  erwähnten  Antrag  auf  Trennung 
der  Debatte  von  der  Abstimmung.  Das  deutete  auf  Sturm. 
In  der  Tat  meldete  sich  Graf  Breuner  zum  Wort  und  bean- 
ständete an  der  Erklärung,  daß  sie  nicht  in  jenem  Geiste 
abgefaßt  sei,  in  welchem  sie  beschlossen  wurde.  Da  von 
vielen  Stimmen  in  der  Herrenstube,  erklärte  Graf  Walters- 
kirchen, geäußert  wurde,  daß  die  Postulate  nicht  verweigert 
werden  könnten,  sondern  bewilligt  werden  müßten,  so  finde 
er  sich  zur  Bemerkung  veranlaßt,  daß  es  in  der  Pflicht  der 
Stände  liege,  zu  erklären,  daß  künftig,  wenn  keine  Abhilfe 
erfolge,  die  Verweigerung  derselben  wegen  Zahlungs- 
unfähigkeit eintreten  müsse.  Wenn  auf  der  einen  Seite 
das  Recht  der  Postulierung  bestehe,  müsse  ihnen  auch  das 
Recht  der  Bewilligung  oder  der  Verweigerung 
zukommen.!) 

Diese  Anspielung  wurde  zwar  von  verschiedenen  Seiten 
energisch  zurückgewiesen,  in  der  Hauptsache  aber  einigte 
man  sich  schließlich  dahin,  mit  größerem  Nachdruck  um  eine 
Revision  der  Grundsteuer,  Herabsetzung  der  Verzehrungssteuer 
und  möglichste  Schonung  bei  Eintreibung  der  Steuerrückstände 
zu  bitten.  „Es  dürfte  der  hohen  Einsicht  und  dem  väterlichen 
Herzen  Euer  Majestät",  heißt  es  in  der  von  Doblhoff  um- 
geänderten Landtagserklärung,  „nicht  entgangen  sein,  daß  die 
Grundsteuerbemessung  mit  Rücksicht  auf  die 
gegenwärtigen  Verhältnisse  in  hohem  Maße 
drückend  erscheint,  daß  sie  den  Vermögens- 
stand des  großen  und  kleinen  Grundbesitzers 
vernichtet  und  denselben  in  die  traurigste, 
kummervollste  Lage  versetzt.  Die  Stände  haben  es 
bisher  für  eine  unablässige  schwere  Pflicht  betrachtet,  die 
hienach  verteilten  Steuern  schonungslos  einzuheben,  um  den 
allerhöchsten  Postulaten  pünktlich  nachzukommen.  Nur  dieser 
unerbittlichen  Strenge  und  dem  Umstände,  daß  die  obrig- 
keitlichen Giebigkeiten  im  Rückstande  bleiben, 
ist  das  günstige  Ergebnis  der  Steuerrückstandsausweise 
beizumessen  ;    sie  halten  es    jetzt  für  eine    heilige  Pflicht,  auf 

1)  Versammlung  vom  20.  September  1843.  Landesregistratur,  Syndikats- 
protokolle. 
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die  gefährlichen  Folgen  dieses  fortgesetzten  Verfahrens 
und  auf  dessen  allmählige  Unzulänglichkeit  in 
tiefster  Ehrfurcht  aufmerksam  zu  machen. "i) 

Die  Hofkanzlei,  welcher  bei  der  Empfangnahme  dieser 
Landtagserklärung  bereits  die  Äußerungen  der  politischen 
Behörden  vorlagen,  holte  nun  noch  das  Gutachten  der  Hof- 
kammer ein.  Dasselbe  lautete  dahin,  daß  die  Verzehrungssteuer 
den  „allermindesten"  Anteil  an  dem  Rückgang  der  Wein- 
produktion habe.  Die  Finanzen,  erklärte  sie  kategorisch,  sind 
nicht  berufen,  Opfer  zu  bringen,  um  Übelständen  zu  begegnen, 
die  auch  durch  diese  Opfer  nicht  zu  beseitigen  wären.  Dagegen 
könnte  eine  Ermäßigung  der  direkten  Steuern  —  die  nicht  in 
ihre  Kompetenz  fielen  —  vorgenommen  werden.  Die  Hofkanzlei 
durfte  also  in  ihrem  Vortrage  sagen,  daß  die  Richtigkeit  der 
ständischen  Klagen  von  den  Behörden  „einstimmig"  bestätigt 
worden  sei,  und  schlug  eine  kommissioneile  Beratung  mit 
Zuziehung  der  Stände  vor,  um  den  Einfluß  der  Besteuerung 
auf  die  Produktion  zu  erheben.  Der  Antrag  erhielt,  nachdem 
sich  auch  der  Staatsrat  dafür  aussprach,  die  kaiserliche 
Sanktion. 2) 

Weniger  günstig  stellte  sich  die  Hofkanzlei  zu  dem 
Einschreiten  um  Sistierung  der  Fassionen.  Es  würde  zu  „be- 
denklichen" Folgerungen  Anlaß  bieten,  wenn  die  Regierung 
eine  „so  tief  erwogene,  lange  beschlossene  und  seit  mehreren 
Jahren  mit  aller  Umsicht  in  Ausführung  gesetzte"  Maßregel 
plötzlich  aufgebe,  bloß  deshalb,  weil  die  Stände  ihre  Ansichten 
darüber  geändert  hätten.  Übrigens  wären  deren  Bedenken 
vollkommen  verfrüht,  weil  die  Erhebungen  über  das  Objekt 
der  Steuerausgleichung  noch  lange  nicht  abgeschlossen  seien. 
Da  auch  der  Staatsrat  eine  Berücksichtigung  der  Petition  als 
dem  „Ansehen  und  der  Würde"  der  Staatsverwaltung  abträglich 
bezeichnete,  so  wurde  sie  nicht  befürwortet.^)  Daran  änderte 
auch  nichts  das  wiederholte  Einschreiten  der  Provinzial- 
kommission,  die  beim  Körnerzehent  einen  Abzug  von  10%, 
beim  Weinzehent  einen  solchen  von  20 — 30%  beantragte. 
So  war  der  praktische  Erfolg  der  Landtagsbeschlüsse  nur  der, 
daß  die  Regierung  mit  gesteigertem  Argwohn  das  Erwachen 
der  Stände  beobachtete.*) 


')  Landtagserklärung  vom  21.  September   1843.  Ebenda  Nr.   8248. 

-)  Kais.  Entschl.  vom  1.  Februar  1845  über  Vortrag  vom  25.  Oktober 
1844.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  5736  ex  44. 

')  Kais.  Entschl,  vom  28.  Juni  1845  über  Vortrag  vom  9.  Februar  1844, 
Ebenda  Nr.  1073,  Hofkanzleidekret  vom  6.  Juli  1845,  Landesregistr.,  Fasz.  47, 
Nr.  4008  ex  46. 

■•)  Vorstellung  vom  30.  November  1844,  Präsidial-Note  vom  29.  April 
1845  und  die  Hofkanzleidekrete  vom  31.  Januar  und  13.  Juni  1845;  Archiv 
des  Finanzministeriums. 


VI.  BUCH 

WIEDERBELEBUNG  U^sD  AUSGESTALTUNG 
DER  STÄNDEVERFASSUNG 


Die  niederösterreichischen  Landstände  hatten  durch  ihre 
Verhandlungen  auf  dem  Landtag  1843  den  Beweis  erbracht, 
daß  sie  ihren  „Beruf"  als  Vertreter  der  Landesinteressen 
entdeckt  hatten.  Was  auf  dem  Landtag  von  1835  noch  ganz 
schüchtern  angedeutet  worden  war,  hatte  nun  in  dem  Ab- 
lösungsantrag eine  feste,  greifbare  Gestalt  angenommen,  und 
der  gleichzeitig  angeregte  Gedanke  der  Errichtung  einer 
ständischen  Hypothekenanstalt  zeigte,  daß  es  ihnen  mit  der 
Durchführung  auch  wirklich  ernst  war.  Ihr  kräftiges  Eintreten 
für  eine  Herabsetzung  der  auf  demi  Landvolke  schwer  lastenden 
Steuern,  eine  ungesäumte  Linderung  der  Notlage  eines  großen 
Teiles  der  Kontribuenten,  war  ebenfalls  geeignet,  die  Auf- 
merksamkeit auf  die  Stände  zu  richten.  Die  Vorbereitung 
dieser  Anträge  hatte  das  Bedürfnis  nach  einer  Reform  der 
Geschäftsbehandlung  und  nicht  zuletzt  der  geschäftsführenden 
Kollegien  selbst  gezeitigt,  die  dem  Namen  „Aktivitäts  organe" 
nur  insoferne  Ehre  machten,  als  sie  jedem  Versuch,  ihrer  Passivität 
gegenüber  den  drängenden  Forderungen  der  Zeit  ein  Ende  zu 
machen,  energischen  und  tätigen  Widerstand  leisteten. 

Dies  zeigte  sich  gleich,  als  die  Komiteentwürfe  im  ver- 
stärkten Ausschuß  zur  Beratung  kamen.  Hofrat  Aichen  erklärte 
dort  sehr  kategorisch,  daß  dieselben  mit  Rücksicht  auf  die 
darin  enthaltenen  „wesentlichen  Neuerungen  und  so  vielen 
wohlerworbenen  Rechten  widersprechenden  Bestimmungen" 
zunächst  den  einzelnen  Ständen  zur  Begutachtung  zugewiesen 
werden  müßten.  Da  ihm  die  Mehrheit  der  vStimmen  beipflichtete, 
so  wurde  der  Gegenstand  von  der  Tagesordnung  abgesetzt. 
In  der  nächsten  Frühjahrsversammlung  begegnete  aber  diese 
Verschleppungspolitik  einer  scharfen  Zurückweisung.  Graf 
Breuner  fand  es  „sehr  bedauerlich",  daß  der  verstärkte  Aus- 
schuß durch  eine  „unnütze"  Zwischenfrage  die  definitive 
Verhandlung  über  diesen  wichtigen  Gegenstand  verzögert  habe. 
Derselbe  hätte  die  Pflicht  gehabt,  die  Entwürfe  ohne  weiteres 
zu  beraten  und  eventuelle  Bedenken  im  Gutachten  vorzubringen. 
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Der  Landtagsbeschluß  enthalte  nichts  von  einer  Einvernahme 
der  einzelnen  Kurien,  wozu  auch  gar  kein  vernünftiger  Grund 
vorhanden  sei,  da  die  drei  Stände  nicht  nur  denselben  gemeinsam 
gefaßt,  sondern  überdies  im  Komitee  ihre  Vertretung  hätten. 
Um  daher  die  Sache  nicht  auf  die  lange  Bank  zu  schieben, 
sollte  wenigstens  die  so  dringend  notwendige  Geschäfts- 
ordnung unverzüglich  in  Verhandlung  genommen  und  dem 
Ausschuß  ein  zweitägiger  Termin  gestellt,  ihm  überdies  vom 
Landmarschall  die  Mißbilligung  ausgesprochen  werden.  Als 
dieser  sich  auf  die  Seite  des  Ausschusses  stellte,  kam  es  zu 
einer  bewegten  Auseinandersetzung,  die  schließlich  zur  An- 
nahme des  Antrages  Breuners  führte.  Der  von  Baron  Walters- 
kirchen ausgearbeitete  Entwurf  ging  also  an  den  Ausschuß 
zurück  und  kam  drei  Tage  später  (2,  Mai)  ins  Plenum.  Er 
zerfiel  in  zwei  Teile.  Der  erste  bezog  sich  auf  den  eigentlichen 
Landtag,  der  zum  Zwecke  der  Bewilligung  der  landesfürstlichen 
Steuerpostulate  alljährlich  im  Herbste  einberufen  wurde,  der 
zweite  auf  die  ständischen  Versammlungen,  welche  für 
gewöhnlich  im  Frühjahr  und  im  Anschluß  an  den  Landtag 
stattfanden  und  wo  die  übrigen  Geschäfte  erledigt  wurden. 
Über  den  ersten  Teil,  der  nichts  anderes  als  eine  Aufzeichnung 
des  bisher  Üblichen  enthielt,  war  nicht  viel  zu  sagen.  Das 
Wichtigste  war  hier  die  Rang-  und  Sitzordnung  der  vier 
Stände  und  jene  innerhalb  des  einzelnen  Standes ;  zu  einer 
Debatte  kam  es  im  Landtag  nicht,  weil  die  Antworten  von 
Seite  eines  jeden  Standes  schriftlich  erfolgten.  Anders  verhielt 
es  sich  mit  dem  folgenden  Teile,  der  von  den  ständischen 
Versammlungen  handelte.  Hier  galt  es  vor  allem  die  Diskussion 
von  der  Abstimmung  zu  trennen  und  dafür  bestimmte  Normen 
vorzuzeichnen,  die  kein  größerer  Verein  entbehren  konnte. 
Der  bisherige  Modus,  wonach  zuerst  der  Melker  Prälat  als 
Präses  des  Prälatenstandes,  dann  der  regierende  Fürst  von 
Liechtenstein  als  ranghöchstes  Mitglied  des  Herrenstandes, 
der  als  Präses  des  Ritterstandes  fungierende  Landunter- 
marschall, die  Ausschußräte  und  die  Verordneten  und  hierauf 
abwechselnd  je  ein  Prälat,  ein  Herr  und  Ritter  ihr  Votum 
abgaben,  worüber  dann  der  „Schluß"  gebildet  wurde,  mußte, 
sobald  sich  größere  Meinungsdifferenzen  ergaben,  die  Ver- 
handlung ins  Endlose  hinausziehen.  Es  war  also  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  jedes  Mitglied  sich  zum  Worte  melden, 
Zwischenanträge  stellen  konnte  usw.  Die  alte  Geschäftspraxis 
kannte  auch  keine  Dringlichkeitsanträge.  Was  nicht  von  den 
Kollegien  vor  dem  Zusammentritt  der  Ständeversammlung 
begutachtet  worden  war,  kam  in  derselben  Tagung  nicht 
mehr  zur  Behandlung.  Wenn  also  z.  B.  zu  Beginn  des  immer 
nur  wenige  Tage  währenden  Landtages  ein  Donaudamm 
geborsten     wäre    und     angesichts     der    Gefahr     einer     Über- 


schwemmung  ein  Mitglied  den  Antrag  auf  eine  schleunige 
Abhilfe  stellen  wollte,  so  konnte  er  geschäftsordnungsmäßig 
erst  in  der  nächsten  Session,  also  im  Frühjahr,  zum  Vortrag 
gelangen. 

Nachdem  der  Komitee-Entwurf  schon  im  verstärkten 
Ausschuße  heftige  Entgegnungen  und  manche  Striche  erfahren 
hatte,  setzte  sich  die  Kontroverse  im  Plenum  in  verstärktem 
Maße  fort.  Besonders  waren  es  die  Paragraphe  12,  18  und 
55,  um  welche  der  Streit  tobte.  Der  Paragraph  12  ordnete  die 
Frage  der  Einberufung  von  außerordentlichen  Versammlungen, 
die  ja  mit  Rücksicht  auf  die  letzte  Tagung  vom  6.  November 
1843  sehr  aktuell  war;  sie  sollten  in  dringenden  Fällen  vom 
Landmarschall  aus  eigener  Initiative,  auf  Grund  eines  Stände- 
beschlusses oder  über  Ansuchen  von  mindestens  20  Landes- 
mitgliedern einberufen  werden  können.  Die  Rechtslage  war 
insoferne  nicht  ganz  geklärt,  als  sich  in  früherer  Zeit  die 
Stände  im  Bedarfsfalle  zweifellos  ohneweiteres  versammelten, 
später  aber  sich  die  Anschauung  einbürgerte,  daß  nur  der 
Landesfürst  das  Recht  zur  Einberufung  habe.  Wir  wissen  uns 
zu  erinnern,  daß  die  eigenmächtige  Ausschreibung  des  letzten 
Landtags  oben  böses  Blut  machte,  und  diese  Bedenken  kamen 
auch  in  der  Landstube  zum  Ausdruck. 

Der  Paragraph  18^)  befaßte  sich  mit  der  Authentisierung 
und  Vervielfältigung  der  Verhandlungsprotokolle  zum  Zweck 
der  Verteilung  an  die  Landesmitglieder.  Im  Verlangen,  über 
die  eigenen  Verhandlungen  im  Laufenden  zu  sein,  lag  gewiß 
nichts  Staatsgefährliches.  Aber  schon  dieser  schüchterne 
Versuch,  den  geheimnisvollen  Schleier  von  den  Stände- 
verhandlungen wegzuziehen  und  das  Interesse  an  den  Landes- 
angelegenheiten zu  heben,  genügte,  um  bei  den  Vertretern 
der  alten  Richtung  lebhaftes  Unbehagen  wachzurufen.  Der 
verstärkte  Ausschuß  änderte  diese  Bestimmungen  dahin  um, 
daß  nur  die  Beschlüsse  ohne  die  vorausgegangenen  Ver- 
handlungen zu  vervielfältigen  seien,  und  begründete  diese 
Abänderung  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  eine  solche  „offiziöse" 
Verbreitung  der  ständischen  Verhandlungen  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  wohl  manche  Unzukömmlichkeit  im 
Gefolge  haben  und  öfter  nachteilig  auf  die  Gesamtheit  der 
Stände,  ihre  Stellung  und  die  ungeschmälerte  Erhaltung  ihres 
verfassungsmäßigen  Geschäftskreises  einwirken  könnte.    Aber 

')  Derselbe  lautete :  ,Die  Protokolle  der  ständischen  Versammlungen 
werden  durch  den  Syndikus  und  die  Sekretäre  geführt,  von  dem  Präsidium 
und  sechs  in  jeder  Versammlung,  beim  Beginne  zu  diesem  Zwecke  über  den 
Vorschlag  des  Herrn  Landmarschalls  zu  erwählenden  ständischen  Mitgliedern  . . . 
authentisiert,  längstens  vier  Wochen  nach  geschlossener  Sitzung,  jedoch  mit 
Weglassung  der  Namen  der  Sprechenden  lithographiert  und  zur  Aushändigung 
an  sämtliche  Landesmitglieder  gegen  ihre  eigenhändige  Empfangsbestätigung 
bei  dem  ständischen   Syndikat  bereitgelegt." 

Bibl  ;  Vormärz  15 


—   226  — 

das  Plenum  entschied  sich,  trotzdem  hier  einige  Stimmen  die 
im  Ausschuß  geäußerten  Bedenken  weiterspinnend  ihrer  Be- 
sorgnis dahin  Ausdruck  gaben,  daß  eine  solche  „Publizität" 
bei  dem  gegenwärtig  herrschenden  „spitzfindigen  Unruhegeist" 
mißbraucht  werden   könnte,  für  die  unveränderte  Annahme. 

Die  größte  Meinungsdifferenz  erregte  jedoch  der  Paragraph 
55,  der  besagte:  „In  allen  Fragen  und  Gegenständen,  welche 
die  Interessen  des  ständischen  Grund-  und  Güterbesitzes 
betreffen,  haben  die  unbegüterten  Landesmitglieder  zwar 
das  unbegrenzte  Recht  der  Diskussion,  jedoch  nur  ein  halbes 
Votum,  bei  allen  übrigen  Fragen  zählen  die  Stimmen  aller 
Anwesenden  gleich."  Wir  wissen  uns  zu  erinnern,  daß  dieser 
heikle  Punkt  schon  in  der  Versammlung  vom  6.  November 
1843  von  der  Opposition  aufgegriffen  worden  war,  um  die 
Gültigkeit  des  Majoritätsbeschlusses  anzufechten.  Über  die 
qualifizierte  Stimmlähigkeit  war  es  schon  im  Schöße  des 
Komitees  selbst  zu  lebhaften  Auseinandersetzungen  gekommen, 
weil  dadurch  der  Ritterstand,  der  in  seinen  Reihen  sehr  viele 
unbegüterte  Mitglieder  zählte,  in  eine  mindere  Kategorie  gerückt 
wäre.  Baron  Doblhoff,  der  zwar  selbst  Besitzer  der  großen 
Herrschaft  Weikersdorf  war,  aber  im  Verordnetenkollegium 
den  Ritterstand  vertrat  und  überdies  einer  durchwegs  frei- 
sinnig volkstümlichen  Geistesrichtung  angehörte,  sprach  sich 
ebenso  wie  Mannagetta  gegen  jene  Unterscheidung  aus.  Es  sei 
mit  der  Würde  eines  Ständemitgliedes,  erklärte  er,  nicht  ver- 
einbar, ein  halbes  Votum  abzugeben.  Das  Verhältnis  der 
begüterten  zu  den  unbegüterten  Landesmitgliedern  habe  sich 
besonders  in  den  letzten  Zeiten  auffallend  verändert;  es  seien 
so  viele  achtbare  Familien  ohne  ihr  Verschulden  durch 
politische,  in  allen  Ständen  tief  empfundene  Ereignisse  aus 
dem  Stande  der  Begüterung  getreten,  daß  man  wohl  geneigt 
sein  könnte  mit  Rücksicht  darauf,  daß  sich  unter  den  Un- 
begüterten viele  bedeutende  Intelligenzen  befinden,  diese 
gleichsam  als  Vertreter  des  ohnehin  sehr  mangelhaft  repräsen- 
tierten vierten  Standes  anzusehen,  da  manche  unter  ihnen  zu 
Gunsten  des  Handels  und  der  Industrie,  welche  gewiß  mit 
dem  Wohle  des  Landes  innig  verknüpft  sind,  das  Wort 
führen  können.  Er  machte  daher  den  Vermittlungsvorschlag, 
den  fraglichen  Paragraphen  folgendermaßen  zu  formulieren : 
„Unbegüterte  Ständemitglieder  können  sich  bei  Fragen  und 
Gegenständen,  welche  nur  die  unmittelbaren  Interessen  der 
ständischen  Grund-  und  Gültenbesitzer  .  .  .  betreffen,  ihres 
Stimmrechtes  begeben,"  Da  es  auch  Walterskirchen  auf  keinen 
Sturm  in  der  allgemeinen  Versammlung  ankommen  lassen 
wollte,  so  fand  Doblhoffs  Antrag  allseitige  Zustimmung. 

Trotzdem  ging  dieser  Paragraph,  ebenso  wie  der  voraus- 
gehende („Eine    gleiche    Majorität    von    zwei  Drittel  Stimmen 
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ist  auch  dann  erforderlich,  wenn  es  sich  um  Aufgebung  oder 
Modifizierung  ständischer  Rechte  handelt")  in  der  Plenarsitzung 
nicht  glatt  durch.  Schon  der  bloße  Hinweis  auf  die  Möglichkeit 
des  Aufgebens  ständischer  Rechte  verursachte  bei  einem  Teil 
der  Ständemitglieder  Verstimmung  und  riß  die  Wunden,  welche 
der  Ablösungsantrag  verursachte,  wieder  auf.  Wo  steht  denn 
überhaupt  geschrieben,  fragte  R.  v.  Wayna,  einer  der  Aller- 
konservativsten,  daß  der  ständischen  Versammlung  das  Recht 
zustehe,  auch  im  Namen  der  hier  gar  nicht  Anwesenden  auf 
allgemeine  Rechte  Verzicht  zu  leisten  ?  Nach  dem  bürgerlichen 
Gesetzbuch  sei  dazu  eine  spezielle  Vollmacht  erforderlich. 
Er  für  seine  Person  könne  sich  an  kein  Statut  erinnern,  worin 
den  Ständen  das  Verfügungsrecht  über  das  Eigentum  aller 
Mitglieder  eingeräumt  sei.  Dieses  Dispositionsrecht  der  Stände, 
replizierte  Baron  Walterskirchen,  wurde  von  ihnen  seit  den 
ältesten  Zeiten  geübt ;  daß  aber  dieses  Recht,  fügte  er  sarkastisch 
hinzu,  auch  in  anderen  Händen  liege,  daran  hätten  sie  keine 
Schuld. 

Anderen  wieder  war  eine  zwei  Drittel  Majorität  zu  wenig 
und  sie  wollten  mindestens  eine  solche  von  drei  Viertel. 
Graf  Dietrichstein  beantragte  die  Gültigkeit  eines  Beschlusses 
von  der  Anwesenheit  einer  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern 
(wenigstens  50)  abhängig  zu  machen,  und  nun  griff  Graf 
Pergen  den  Gedanken  auf,  der  schon  im  Komitee  zur  Sprache 
gekommen,  dann  aber  absichtlich  wieder,  um  böses  Blut  zu 
vermeiden,  fallen  gelassen  worden  war ;  er  schlug  vor,  für 
die  bestimmte  Anzahl  von  Anwesenden  auch  ein  Minimum 
von  Gutsbesitzern  festzusetzen.  Dieser  Antrag,  dessen  Tendenz 
gleich  jenen  von  Walterskirchen  vorgeschlagenen  Bestimmungen 
zweifellos  dahin  ging,  das  Schwergewicht  in  der  Landstube 
auf  den  von  der  Regierung  unabhängigeren  Grundbesitz  zu 
legen,  und  dem  Überwuchern  der  Hof-  und  Staatsbeamten 
einen  Riegel  vorzuschieben,  fand  sehr  geteilte  Zustimmung, 
da  es  ja  auch  unter  den  unbegüterten  Mitgliedern,  welche 
sich  in  einer  öffentlichen  Stellung  befanden,  sehr  viele  kenntnis- 
reiche und  geschätzte  Mitglieder  gab.  Schließlich  einigte  man 
sich  dahin,  daß  beide  zuletzt  genannten  Paragraphe  in  einen 
zusammengezogen  werden  sollten,  und  der  Paragraph  55  lautete 
nun :  „Wenn  es  sich  um  Aufgebung  oder  Modifizierung 
ständischer  Rechte  handelt,  so  kann  nur  in  einer  Versammlung 
von  wenigstens  80  Mitgliedern,  und  zwar  mit  einer  Mehrheit 
von  drei  Viertel  der  Anwesenden  ein  gültiger  Beschluß  gefaßt 
werden.  Handelt  es  sich  aber  dabei  um  solche  Rechte,  welche 
mit  dem  Besitze  von  Gülten  oder  Gütern  verbunden  sind,  so 
müssen  in  dieser  Versammlung  wenigstens  drei  Viertel  der 
Stimmenden  begütert  sein.  Jedenfalls  muß  in  den  Versammlungs- 
Ausschreiben  dieser  Gegenstand  mit  Berufung  auf  den  gegen- 
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wärtigen  Paragraph  erwähnt  werden."')  Diese  Beispiele  mögen 
genügen,  um  zu  zeigen,  mit  welchen  Schwierigkeiten  die 
liberale  Ständepartei  bei  ihren  ersten  Gehversuchen  im  Land- 
hause selbst  zu  kämpfen  hatte. 

Nachdem  endlich  die  neue  Ordnung^)  fertiggestellt  war, 
wurde  sie  der  Hofkanzlei  vorgelegt,  mit  einer  Eingabe,  worin 
die  Notwendigkeit  einer  „geschriebenen  Norm"  an  Stelle  des 
bisherigen  auf  Gewohnheit  und  Herkommen  beruhenden 
Verfahrens  ausführlich  begründet  wurde.  Dieses  letztere, 
sagte  man,  sei  in  nicht  seltenen  Fällen  bestritten  worden, 
wodurch  der  würdige  Gang  der  Verhandlung,  die  unerläß- 
liche Ordnung  in  der  Abstimmung  beeinträchtigt  wurde.  Beson- 
ders deutlich  habe  sich  jenes  Bedürfnis  in  zahlreicher  besuchten 
Versammlungen  geäußert,  bei  Behandlung  wichtiger,  das 
allgemeine  Interesse  vorzugsweise  in  Anspruch  nehmender 
Gegenstände,  wo  sich  naturgemäß  viele  der  anwesenden 
Herren  berufen  fühlten,  das  V/ort  zu  ergreifen  und  die  Debatte 
in  einen  leidenschaftlichen  Wortstreit,  in  ein  wirres  Durch- 
einanderreden auszuarten  drohte.  Um  nun  solchen  bedauer- 
lichen Übelständen  gleich  im  Keime  begegnen  und  die 
Diskussion  auf  die  „allein  fördernde"  Bahn  einer  ruhigen  und 
würdigen  Besprechung  lenken  zu  können,  mußte  ein  solches 
Regulativ  geschaffen  werden.  Da  es  heute  kaum  einen  größeren 
Verein  gäbe,  der  nicht  seine  Statuten  und  Reglements  hätte, 
so  zweifle  man  nicht,  Seine  Majestät  werde  die  Ordnung 
genehmigen  und  „hiedurch  den  treugehorsamsten  Ständen 
einen  stets  mit  voller  Hingebung  verehrten  Beweis  der  An- 
erkennung ihres  loyalen  Strebens,  ihr  verfassungsmäßiges 
Wirken  durch  eine  umsichtige  und  ruhige  Verhandlung  der 
Geschäfte  zu  sichern,  zu  Teil  werden  lassen." 3) 

Man  sollte  meinen,  daß  der  Hinweis  auf  die  Erhaltung 
der  Ruhe  und  Ordnung  der  Regierung  imponiert  hätte.  Weit 
gefehlt !  Das  loyale  Streben,  die  ständischen  Verhandlungen 
„gründlich  und  leidenschaftslos",  „ruhig  und  umsichtig"  zur 
Abwicklung  zu  bringen,  machte  dort  den  übelsten  Eindruck; 
die  Aussicht,  daß  sich  die  ständischen  Verhandlungen  „unge- 
hindert", ohne  störende  Zwischenfälle  abwickeln  könnten, 
wirkte  wie  eine  Drohung.  Die  Hofkanzlei  fand  fürs  Erste  die 
neue  Ordnung  ganz  überflüssig.  Warum  ist  es  denn  bis  jetzt 
ohne  „wesentliche"  Übelstände  abgegangen?  „Bleibt  die  Mehr- 
heit der  Stände",  erklärte  sie  pathetisch,  „wie  bisher  immer  von 
Eifer  für  das  Wohl  des  Landes,  von  Vertrauen  zur  Regierung 


1)  Ständeversammlung  vom  2.  und  3.  Mai.    Landesregistratur,  Syndikats- 
protokolle. 

2)  Abgedruckt    in    den  „Beiträgen    zum    Verständnisse    der    ständischen 
Bewegung  in  den  deutsch-österreichisclien  Provinzen"  (Leipzig  1848),  S.  139—  149. 

ä)  Hofschrift  vom    30.  Juni   1844,    Landesregistratur,  Fasz.   1,  Nr.  5514. 
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und  von  der  Überzeugung  durchdrungen,  daß  nur  aus  dem 
Zusammenwirken  mit  derselben  Gutes  hervorgehen  kann, 
Opposition  aber  und  Streben  nach  einer  unsicheren 
Popularität  nur  Zerwürfnisse,  Mißtrauen  und  Hemmnisse 
jeder  Verbesserung  des  Zustandes  herbeiführen  muß,  dann 
bedürfe  es  keiner  neuen  Bestimmungen  darüber,  wie  die 
Beratungen  mit  Ordnung  und  Anstand  geführt  werden  sollen." 
Gegen  Verirrungen  oder  unlautere  Absichten  Einzelner  müsse 
die  Kraft  und  der  ernste  Nachdruck  des  Präsidiums,  welches 
stets  bei  der  Majorität  Anklang  finden  wird,  schützen.  Übung 
und  Herkommen  ergänzen  allgemein  in  den  meisten  ständischen 
Versammlungen  die  immerhin  mangelhaft  bleibenden  schrift- 
lichen Regulative.  So  lange  die  ersteren  ausreichen,  erscheine 
es  daher  klüger,  den  „gewagten"  Versuch  neuer  Bruchstücke 
nicht  dem  unbegränzten  Gebiete  divergierender  Wünsche  und 
Erwartungen  preiszugeben.  Wende  man  sich  von  diesen  allge- 
meinen Betrachtungen  zu  dem  Geiste  und  der  Tendenz  der  hier 
vorgeschlagenen  Bestimmungen,  so  lassen  sich  die  wichtigsten 
derselben  offenbar  darauf  zurückführen :  den  Ständen  eine 
festere  Stellung  gegenüber  der  Regierung,  dem 
ständischen  Körper  als  solchem  eine  entschiedenere 
Einwirkung  auf  den  Landmarschall  als  Organ  der 
Regierung,  der  Minorität  in  gewissen  Fällen  ein  Übergewicht 
über  die  Mehrzahl  und  den  begüterten  Gliedern  über  die 
unbegüterten  einzuräumen.  Anderseits  lasse  der  Entwurf 
wichtige  Fragen  unbeantwortet,  wenn  schon  der  Prüfstein  der 
veränderten  Zeitverhältnisse  als  Maßstab  seiner  Beurteilung 
angenommen  werden  soll ;  dahin  gehöre  insbesondere  die 
würdigere  Repräsentation  der  Stadt  Wien. 

Die  Holkanzlei  strich  alle  die  Bestimmungen,  welche 
Neuerungen  enthielten  oder  ihr  sonstwie  bedenklich  erschienen, 
in  erster  Linie  die  Paragraphe  12,  18,  21,  22,  23,  39,  45,  54 
und  55 1),   und  hatte   dann,    als  das  Werk  des  Rotstiftes  voll- 

')  Die  §§  12,  18  und  55  haben  wir  gelegentlich  der  Debatte  im  Land- 
haus bereits  kennen  gelernt.  Die  §§  21  —  23  handeln  von  den  Rechten, 
welche  die  Stände  in  den  Versammlungen  ausübten  und  zwar  „Bitten  und 
Vorstellungen  an  den  Landesherrn  zu  beschließen  und  an  den  Thron 
gelangen  zu  lassen;  in  besonders  wichtigen  Angelegenheiten  Deputationen 
an  den  Landesherrn  abzusenden  ;  so  wie  nicht  minder  es  die  ständischen  Ver- 
sammlungen sind,  in  welchen  bei  den  wichtigeren  die  Provinz  betreffenden 
Angelegenheiten,  wo  die  Stände  durch  die  Landesfürsten  Österreichs  von  jeher 
gnädig  vernommen  wurden,  das  ständische  Recht,  respektive  die  Pflicht  des 
Beirates  geübt  wird''. 

Der  §  39  lautete  :  ,,Eine  Unterbrechung  des  Sprechenden  ist,  so  lange 
dessen  Vortrag  dauert,  nicht  gestattet-'  ;  §  45  :  „Alle  von  den  Kollegien  oder 
außerordentlichen,  zu  bestimmten  Zwecken  gewählten  ständischen  Kommissionen 
ausgehenden  Entwürte,  deren  Wortlaut  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  sind, 
bevor  sie  zur  Verhandlung  in  die  ständischen  Versammlungen  gelangen, 
lithographieren  zu  lassen,  und  solche  den  Herren  Ständen  mindestens  vor 
Beginn  der  Sitzung  zu  übergeben"  ;  und  der  §  54  :   „Eine  Majorität  von  Vs  der 


—   230  — 

endet  war,  nicht  so  Unrecht,  wenn  sie  erklärte,  daß  mit  diesem 
Torso  den  Ständen  keineswegs  geholfen  sei,  ja  daß  die 
„Lücken"  in  der  dermaligen  Zusammensetzung  des  ständischen 
Körpers  nur  noch  sichtbarer  hervortreten  würden.  Während 
sie  nun  den  Antrag  stellte,  den  Ständen  zu  erwidern,  daß  es 
Seine  Majestät  nicht  an  der  Zeit  fände,  neue  Normen  vorzu- 
zeichnen,  fanden  sich  zwei  Stimmen,  welche  mit  Rücksicht  auf 
ihren  fast  einstimmig  ausgesprochenen  Wunsch  die  Festsetzung 
einer  neuen  Ordnung  —  jedoch  mit  den  beantragten  Ab- 
änderungen —  befürworteten. 

Dieser  Ansicht  der  Minorität  pflichtete  auch  der  erste 
staatsrätliche  Referent  Hofrat  B  u  o  1  bei.  Zugegeben,  meinte 
er,  daß  die  in  Frage  gestellte  Norm  nicht  gerade  notwendig 
ist,  so  sei  doch  kein  Grund  vorhanden,  einen  so  einstimmig 
und  lebhaft  ausgesprochenen  Wunsch  der  Stände  zurück- 
zuweisen. Das  Bedürfnis  nach  einer  Änderung  mag  sich  bei 
ihren  letzten  Versammlungen,  die  bekanntlich  sehr  besucht  und 
aufgeregt  waren,  immerhin  fühlbar  gemacht  haben.  Aber  auch 
Buol  billigte  die  Streichung  der  Paragraphe  12,  18,21—23,39,45, 
54  und  55,  welche  teilweise  nicht  „unbedenkliche"  Neuerungen 
darstellten,  und  bemängelte  in  dem  „unverfänglichen"  Teil  der 
Geschäftsordnung  einzelne  „allzusehr  das  modern-kon- 
stitutionelle Gepräge  tragende"  Ausdrücke.  Hofrat  Weiß 
dagegen  gab  der  Mehrheit  der  Hofkanzlei  Recht  und  beantragte 
die  gänzliche  Abweisuiig  des  ständischen  Begehrens.  Die 
ganze  Zusammenstellung,  erklärte  er,  ist  ja  nur  für  die  vier 
Paragraphe  12,  18,  54  und  55  gemacht.  Scheidet  man  aus  ihr 
alles  aus,  was  neuartig  ist  und  was  die  Landesverfassung,  die 
Rechte  des  Landmarschalls  usw.  betrifft,  dann  ist  der  Rest 
offenbar  „höchst  überflüssig",  weil  er  ja  ohnehin  nur  das 
enthält,  was  in  jeder  Versammlung  geschieht.  Sollte  sich  aber 
jemals  wirklich  die  Notwendigkeit  solcher  schriftlichen  Normen 
ergeben,  so  wären  sie  von  der  Regierung  selbst  in  Form  einer 
Weisung  an  den  Landmarschall  zu  erteilen. 

Der  Gegenstand  erschien  dem  Staats-  und  Konferenz- 
minister Graf  Hartig  derart  wichtig,  daß  er  eine  mündliche 
Sektionsberatung  anordnete,  die  unter  seinem  Vorsitz  am 
24.  Februar  1845  stattfand.  Aus  seinen  späteren  Aufzeichnungen 
über  das  Sturmjahr  ist  bekannt,  daß  er  in  der  Geschäfts- 
ordnung eine   „Art  von  Charte"   erblickte,  aus  der  sich  eine 

anwesenden  Stimmenden  ist  aber  insbesondere  zur  Gültigkeit  des  Beschlusses 
erforderlich,  wenn  die  durch  das  Präsidium  formulierte  Frage  verändert  werden 
soll,  oder  wenn  es  sich  um  den  Beschluß  handelt,  daß  ein  von  einem 
ständischen  Mitgliede  in  einer  Versammlung  summarisch  gestellter  .■Antrag,  nach 
dessen  vorläufiger  Begutachtung  durch  eine  etwa  gewählte  eigene  Kommission, 
und  sohin  mittelst  der  ständischen  Kollegien,  noch  im  Laufe  derselben 
Versammlungs-Periode  bei  den  versammelten  Herren  Ständen  zur  Beschluß- 
fassung gebracht  werden  soll." 
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veränderte  Stellung  der  Stände  7;ur  Krone  hätte  ableiten  lassen. i) 
Diese  Auffassung  vertrat  Graf  Hartig  auch  in  der  Konferenz 
und  die  anderen  Räte  stimmten  mit  ihm  vollkommen  darin 
überein,  daß  die  Tendenz  der  niederösterreichischen  Stände 
„unverkennbar"  dahin  gehe,  „wesentliche  Abänderungen 
in  der  Landesverfassung  herbeizuführen  und  diesen 
Zweck  unter  dem  bescheidenen  Titel  einer  Geschäftsordnung 
zu  erreichen."  Der  Minister  hob  die  große  Gefahr  einer  Rück- 
wirkung auf  die  Stände  anderer  Provinzen  und  die  daraus 
sich  ergebende  Notwendigkeit  hervor,  mit  der  „größten  Vor- 
sicht" vorzugehen.  Seinem  Vorschlage  gemäß  wurde  die  Ab- 
stimmung nach  den  drei  Kategorien  „bedenklich",  „überflüssig" 
und  „unbedenklich",  vorgenommen.  Nach  einer  peinlichen 
Durchsiebung  der  55  Paragraphe  der  neuen  Ordnung  wurden 
endlich  1  —  8  als  überflüssig,  9 — 25  und  53 — 55  als 
bedenklich  befunden.  Aus  den  in  der  Konferenz  darüber 
gemachten  Äußerungen  verdient  mit  Rücksicht  auf  spätere 
Vorfälle  hervorgehoben  zu  werden,  daß  man  die  vier  über  die 
ständischen  Rechte  handelnden  Punkte  als  nicht  in  die 
Geschäftsordnung  gehörig,  endgültig  beseitigte  und  dazu 
bemerkte,  daß  eine  ständische  Deputation  an  den  Landes- 
herrn nur  mit  dessen  vorheriger  Erlaubnis  abgesendet  und  das 
Recht  des  Beirates  in  wichtigeren  Landesangelegenheiten 
„doch  wohl  nicht  förmlich  und  unbedingt"  aner- 
kannt werden  könnte.  Unter  den  schwer  beanständeten 
Bestimmungen  befand  sich  auch  der  §  24,  der  einzelnen 
ständischen  Mitgliedern  das  Recht  einräumte,  Anträge  zu 
stellen  (die  aber  nur  dann  zur  Abstimmung  gelangen  sollten, 
wenn  sie  von  mindestens  drei  Anwesenden  unterstützt  würden), 
und  zwar  wurde  gesagt,  daß  damit  nur  „zeitraubende,  zweck- 
lose Diskussionen  und  eine  ungebührliche  Verlängerung" 
herbeigeführt  werden  kennten. 

Nachdem  dann  einige  Paragraphe  noch  umstilisiert  worden 
waren,  blieben  schließlich  25  über,  welche  als  vollständig 
„unbedenklich"  gelten  durften,  wie  z.  B.  die  Bestimmung,  daß 
es  jedem  Mitgliede  frei  stehe,  auf  das  Wort  zu  verzichten.  Als 
es  sich  aber  nun  darum  handelte,  diese  revidierte  Norm  den 
Ständen  bekanntzugeben,  erhob  wieder  Holrat  \We\Q  Einwände. 
Er  machte  neuerdings  geltend,  daß  den  Ständen  damit  nicht 
geholfen  sein  würde.  Aber  nun  kam  der  wahre,  tiefere  Grund 
heraus :  es  erschien  ihm  auch  diese  auf  mehr  als  die  Hälfte 
zusammengestutzte  Ordnung  bedenklich  und  staatsgefährlich. 
Die  Stände  haben  davon  nichts,  erklärte  er  feierlich,  das  ist 
sicher,  aber  die  schlimmen  Folgen  ändern  sich  doch  nicht, 
„weil    die   Stellung    des   Landmarschalls    einmal    geändert  ist. 


')   ..Genesis  der  Revolution  in  Österreich",  S.   113, 
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weil  ferner  das  Ganze  aus  der/i  Bestreben  hervorgegangen  ist, 
die  niederösterreichische  ständische  Verfassung  zu  ändern,  und 
dieser  erste  Versuch,  wenn  er  nur  in  etwas  gelingt, 
auch  der  erste  Ring  einer  Kette  von  Ereignissen 
werden  kann,  welcher  zuvorzukommen  man  nicht 
vorsichtig  genug  sein  dürfte." 

Erst  als  der  Vorsitzende  bemerkte,  daß  es  allerdings  sehr 
zu  wünschen  gewesen  wäre,  wenn  man  die  Sache  gänzlich 
fallen  lassen  könnte,  die  Hinausgabe  einer  Norm  aber  zu  einem 
Bedürfnis  des  Augenblicks  geworden  sei,  gab  Weiß  nach,  und 
man  beschloß,  die  Ordnung  von  der  Hofkanzlei  einverständlich 
mit  dem  Landmarschall,  jedoch  ohne  Zuziehung  der  Stände, 
nach  den  beantragten  Änderungen  umarbeiten  zu  lassen.^)  Der 
Landmarschall  bemerkte  in  seinem  Gutachten,  daß  die  Authen- 
tisierung  der  Beratungsprotokolle,  welche  im  Staatsrat  eine 
so  üble  Auslegung  erfahren  hatte,  lediglich  als  eine  Kontrolle 
gegen  die  Protokollführer,  und  nicht  gegen  den  "v'orsitzenden, 
aufgefaßt  sei,  daß  ferner  das  Recht  des  Beirates  in  der 
ständischen  Verfassung  begründet  und  durch  kaiserliche  Ent- 
schließungen zugesichert  sei  und  daß  die  Stände  gerade  auf 
den  Paragraph  55  einen  besonderen  Wert  legten.  Er  bat  auch,  diese 
vor  der  definitiven  Sanktionierung  einzuvernehmen.  Der  ganze 
Erfolg  war  der,  daß  die  modifizierte  Norm  um  mehr  als  ein 
halbes  Jahr  später  hinausgegeben  wurde. 2) 

„Da  es  sich  gegenwärtig'",  lautete  die  Antwort  an  die 
Stände,  „nicht  darum  handeln  kann,  mit  der  verfassungs- 
mäßigen Wirksamkeit  der  niederösterreichischen  Stände  irgend- 
eine Veränderung  vorzunehmen,  und  es  der  allerhöchste  Wille 
Ihrer  Majestät  ist,  die  altherkömmlichen  Prärogative  der  Stände 
aufrecht  zu  erhalten,  wozu  eine  neue  Bestätigung  einzelner 
Punkte  derselben  ganz  üoerflüssig  ist,  und  da  ferner  das 
Bedürfnis  einer  Normierung  sich  nur  hinsichtlich  der  Behandlung 
der  Geschäfte  bei  den  ständischen  Versammlungen  kund  ge- 
geben hat,  so  haben  Ihre  Majestät  mit  allerhöchster  Ent- 
schließung vom  10.  d.  M.  die  von  den  drei  oberen  Herren 
Ständen  vorgelegte  Ordnung  in  folgender  Art  zu  genehmigen 
geruht."   Nun  kamen  die  ausgewählten  25  Paragraphen.^) 

Die  Stände  verstanden  die  Spitze  und  erwiderten  in  ihrem 
„Dankschreiben":  Sie  fühlten  sich  bemüssigt,  ihr  „lebhaftes 
Bedauern"  auszusprechen,  daß  sie  in  den  Verdacht  gekommen, 
„als  könnte  bei  ihnen  eine  unwürdige  Besorgnis  über  die 
durch  die  Erbhuldigung  geheiligte  Anerkennung 


')  Kais.  Entschl.  vom  28.  Juni  1845  über  Vortrag  vom  3.  Januar  1845. 
Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  465. 

-;   Kais.  Entschl.  vom   10.  März  1846.  Ebenda  Nr.  4588  ex  45. 

*)  Hofkanzleidekret  vom  16.  März  1846.  Landesregistratur,  Fasz.  1, 
Nr.  3376.  Abgodr    in  den  „Beiträgen"  S.   149  fg. 
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der  ständischen  V'erfassung  und  der  damit  ver- 
bundenen Rechte  der  Stände  bestehen,  und  als  ob  ein 
Versuch  zur  Erweiterung  des  ständischen  Wirkungs- 
kreises beabsichtigt  würde,  der  in  seiner  Form  und  in  der 
Anwendung  des  Mittels  selbst  bei  dem  dringendsten  Bedürfnisse 
einer  zeitgemäßen  Entwicklung  ständischer  Tätigkeit  nicht  zu 
rechtfertigen  wäre."  Wenn  sie  in  dieser  von  Baron  Doblhoff 
verfaßten  Erwiderung^)  ihren  ehrerbietigsten  Dank  über  die 
Genehmigung  einer  Norm  aussprachen,  da  sie,  v.ie  sie  sagten, 
auch  damit  schon  einer  geregelten  Verhandlung  ihrer  Geschäfte 
entgegensehen  könnten,  so  war  derselbe  insoferne  wirklich 
ehrlich  gemeint,  als  sie  sich  auf  den  Standpunkt  stellten,  daß 
die  ausgelassenen  Paragraphe  eo  ipso  die  „stillschweigende 
Sanktion"  erhalten  hätten,  weil  sie  sonst  „gerügt"  worden 
wären.  Übrigens  hatte  der  Landmarschall  schon  im  Landtag 
des  Jahres  1844  die  dringendsten  und  unbedenklichsten  Be- 
stimmungen der  Geschäftsordnung  in  Anwendung  gebracht, 
für  welches  Entgegenkommen  ihm  in  der  Versammlung  vom 
23.  Juni  1846,  wo  die  von  der  Hofkanzlei  genehmigte  Norm 
zum  Vortrage  gebracht  wurde,  auf  Antrag  des  Grafen  Breuner 
der  innigste  Dank  ausgesprochen  wurde.-)  Über  eine  separate 
Eingabe  des  Landmarschalls  wurde  den  Ständen  später  auch 
noch  die  Lithographierung  der  Ständebeschlüsse  bewilligt;^) 
jene  der  Verhandlungsprotokolle  aber  blieb  ihnen  versagt, 
weil  man  im  Staatsrate  die  Besorgnis  hegte,  es  könnten  sich 
daraus  „unliebsame"  Reibungen  der  Stände  mit  der  Zensur 
und  allerlei  „hämische  Artikel"  in  ausländischen  Blättern 
ergeben,  und  weil  man  nicht  das  geringste  Verlangen  hatte, 
das  Interesse  und  Verständnis  für  die  ständischen  Verhandlungen 
zu  wecken  und  zu  befördern. 

Noch  weit  schlimmer  erging  es  den  Ständen  mit  ihrer 
Wahlreform.  Dieselbe  war  als  weniger  dringlich  erst  in  der 
Versammlung  der  Stände  vom  11.  und  12.  Juni  1845  zur 
Beratung  gekommen  und  hatte  dort  namentlich  von  Seite  des 
Hofrats  Aichen,  der  ihm  schon  im  Ausschuß  opponiert  und 
die  Vertagung  der  ganzen  Angelegenheit  bewirkt  hatte,  die 
verschiedenartigsten  Anfechtungen  zu  erdulden  gehabt.^)  Die 
Tendenz  der  neuen,  vom  Grafen  Breuner  entworfenen  Be- 
stimmungen war  dahin  gerichtet,  die  Verordnetenstellen  mit 
in  jeder  Hinsicht  unabhängigen  Personen  zu  besetzen.  Der 
Verordnete  sollte  demnach  „wohlbegütert"  sein  und  in  keinem 
öffentlichen  oder  Privatdienst  stehen.  Nach  der  ursprünglichen 


')  Hofschrift  vom  23.  Juni   1846.     Landesregistratur,    Fasz.   1,   Nr.  6904. 
■^)  Ebenda,  S_vndikatsprotokolle. 

^)  Hofkanzleidekret   vom    8.   August   1846.    Ebenda,    Nr.    8955.    In    der 
Sitzung  vom   16.  März   1846  fungierten  zum  ersten  Male  zwei  Stenographen. 
*)  Landesregistratur,  Syndikatsprotokolle. 
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Fassung  war  ein  Mindestausmaß  von  500  Gulden  an  landesfürst- 
lichen direkten  Steuern  vom  Dominikaibesitztum  verlangt,  das 
dann  auf  200  Gulden  herabgesetzt  wurde.  Ferner  war  man  darauf 
bedacht,  der  früheren  Gepflogenheit,  die  Verordneten  und  Aus- 
schüsse immer  wieder  zu  wählen,  zu  steuern.  Nach  Paragraph  16 
der  neuen  Ordnung  sollten  sie  nur  dann  wiedergewählt  werden, 
wenn  dafür  zwei  Drittel  der  Anwesenden  gestimmt  hätten.  Für 
die  Gültigkeit  einer  Wahl  wurde  bestimmt,  daß  beim  Prälaten- 
stand mindestens  6,  beim  Herrenstand  20  und  beim  Ritterstand 
10  (nach  der  ersten  Fassung  sogar  6,  bezw.  24  und  12)  ,,be- 
güterte"^)  Mitglieder  anwesend  wären;  es  sollte  also  auch  hier 
wie  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten  der  Stände  dem  Über- 
gewicht der  von  der  Regierung  abhängigen  Elemente  vorge- 
beugt werden. 

Die  Hofkanzlei  bemängelte  wie  bei  der  Geschäftsordnung 
alles,  was  ihr  als  eine  Neuerung  erschien  und  aus  diesem 
Grunde  schon  in  der  Ständeversammlung  bekrittelt  worden 
war.  Diesmal  aber  tiat  dem  Referenten  der  liberale  Hofkanzler 
Freiherr  von  Pillersdorff  entgegen.  Die  Stände,  meinte  er,  sollen 
in  der  Wahl  ihrer  Repräsentanten  nicht  beschränkt  werden, 
damit  sich  ihr  Vertrauen  unbeschränkt  aussprechen  könne. 
Die  Wahlvorschriften  haben  nur  den  Zweck,  Parteigetriebe  und 
Intriguen  vom  Wahlakte  fernzuhalten  und  zu  verhindern,  daß 
Unwürdige  in  die  ständischen  Kollegien  gewählt  würden. 
Wollen  nun  die  Stände  sich  selbst  in  ihrer  Wahl  beschränken, 
so  dürfte  ihnen  umso  weniger  ein  Hindernis  in  den  Weg  gelegt 
werden,  als  es  doch  nur  von  den  Ständen  abhänge,  Personen, 
welche  nach  der  bisherigen  Übung  dazu  b*efähigt  waren, 
künftig  bei  den  Wahlen  zu  übergehen,  wenn  sie  auch  keine 
sanktionierte  Ausschließung  treffe.  Auch  könne  ja  die  Regierung 
später  das  über  Ansuchen  der  .Stände  Gewährte  über  ein 
gleiches  Ansuchen  wieder  zurücknehmen.  Die  Regierung  sei 
oft  gezwungen,  den  Anträgen  und  Wünschen  der  Stände 
entgegenzutreten,  wo  sie  öffentliche  Interessen  einseitig  oder 
doch  nicht  aus  dem  Standpunkt  der  gleichmäßigen  Beachtung 
der  Bedürfnisse  der  Gesellschaft  auffassen  ;  dagegen  sollte  sie 
da,  wo  es  sich  um  den  inneren  Vorgang  der  Stände  selbst 
und  um  formelle  Bestimmungen  über  die  Entwicklung  ihrer 
Wirksamkeit  handelt,  billigen  Wünschen  mit  Vertrauen  und 
Wohlwollen  entgegenkommen. 

Mit  dieser  Ansicht,  der  auch  der  Obersthofkanzler  beitrat, 
war  jedoch  der  Referent  im  Staatsrat,  Hofrat  Buol  keineswegs 
einverstanden  und  er  hielt  die  von  Seite  der  Majorität  der  Hof- 
kanzlei gemachten  Bemänglungen  aufrecht.  Darunter  befanden 
sich  auch  zwei  sehr  harmlose  Paragraphen,  wonach  für  gewisse 

')  Begütert  war,  wer  im  Lande  ansässig  war  und  mindestens  60  Gulden 
K.-M.  Dominii<alsteuer  zahlte. 
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Fälle,  wo  der  Gewählte  nicht  alle  vorgezeichneten  Eigen- 
schaften besäße  (§  21)  oder  wo  bei  einer  wiederholt  ausge- 
schriebenen Wahl  nicht  die  erforderliche  Anzahl  von  Be- 
güterten erschienen  wäre,  der  Gesamtheit  der  Stände  das  Recht 
der  Dispenserteilung  zugewiesen  wurde  (§  22).  Dieses  Dispens- 
recht der  Stände,  welches  schon  in  ihrem  eigenen  Schöße  als 
Eingriff  in  die  altherkömmlichen  Rechte  des  Einzelstandes 
lebhaft  bekämpft  worden  war,  strich  der  Staatsrat,  und  setzte 
dafür  die  Verfügung,  daß  derartige  Dispense  allerhöchstenorts 
nachzusuchen  wären. 

Als  den  Ständen  die  in  diesem  Sinne  erflossene  kaiserliche 
Verfügung  auf  dem  Landtag  des  Jahres  1847  bekanntgegeben 
wurde/)  erfuhr  sie  die  schärfste  Zurückweisung;  denn  es  wurde 
darin  ein  höchstbedenkliches  Novum,  ein  Eingriff  in  eines  ihrer 
ältesten  und  durch  die  Leopoldinische  Landesverfassung 
anerkannten  Pri\'ilegien:  die  freie  Wahl  ihrer  Aktivitätsorgane 
erblickt.-)  Auch  Kaiser  Franz  hatte  sich,  als  er  auf  diesem 
heiklen  Gebiet  einen  Vorstoß  versucht  hatte,  zurückgezogen, 
gab  aber  der  Erwartung  Ausdruck,  die  Stände  würden  von 
ihrem  Recht  der  freien  Wahl  nur  „mit  sorgfältiger  Rücksicht 
auf  die  dem  Dienste  vollkommen  zusagenden  Eigenschaften 
der  Gewählten"  Gebrauch  m.achen.  Auf  diese  Stelle  bezogen 
sich  nun  die  Stände  in  ihrer  Entgegnung,  um  zu  zeigen,  daß 
sie  —  dasselbe  hatte  ja  auch  der  Hof  kanzler  Pillersdorff  gesagt  — 
wohlbefugt  wären,  sich  selbst  eine  freiwillige  Beschränkung 
ihrer  Wahlhandlungen  aufzuerlegen.  Sollte  ihnen  aber,  fügten 
sie  hinzu,  die  Bitte  um  Beibehaltung  der  beiden  Paragraphe  21 
und  22  abgeschlagen  werden,  so  möge  man  ihnen  wenigstens 
gestatten,  daß  sie  von  ihrem  früheren  Ansuchen  überhaupt 
Abstand  nehmen  und  den  Status  quo  beibehalten    dürften.^) 

Die  Majorität  der  Hofkanzlei  bestritt  zunächst  sehr  ent- 
schieden die  Richtigkeit  der  ständischen  Gegenargumente,  weil, 
wie  sie  ausführte,  aus  dem  ständischen  Vorrecht,  die  Wahlen 
der  Aktivitätsorgane  nicht  der  Bestätigung  des  Landesfürsten 
unterziehen  zu  müssen,  noch  keineswegs  folge,  daß  sie  auch 
an  keine  Vorschriften  über  die  Eigenschaften  der  Wählenden 
und  Gewählten  gebunden  sein  sollten.  Sie  weigerte  sich  aber 
auch  auf  die  alternative  Bitte  einzugehen  und  —  wozu  sonst 


')  Kaiserliche  Entschließung  vom  <:.  März  1847  über  Vortrag  vom 
20.  April  1846.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Xr.   2302. 

2)  Bibl,  ,Die  Restauration  der  niederösterreichischen  Landesverfassung 
unter  Kaiser  Leopold  IL",  S.  42  fg.  Als  Kaiser  Franz  mit  Kabinettschreiben 
vom  10.  November  1831  verfügte,  daß  er  sich  künftighin  die  Bestätigung  der 
ständischen  Verordneten  vorbehalte,  remonstrierten  die  niederösterreichischen 
Stände  gegen  diese  Verletzung  ihres  Vorrechtes  und  der  Kaiser  zog  seine 
Anordnung  zurück  (23.  April  1833).  Landesregistratur,  S\'ndikatsprotokoll  vom 
6.  Mai   1833. 

')  Ständeschluß  vom  S.Juni  1847.  Landesregistratur,  Syndikatsprotokolle. 
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immer  die  Neigung  herrschte  —  alles  beim  Alten  zu  belassen. 
Das  geht  deshalb  nicht,  erklärte  sie,  weil  die  Stände  so 
bestimmt  erklärt  hatten,  ihre  bisherigen  Wahlvorschriften  seien 
nicht  mehr  entsprechend.  Die  anderen  dagegen  wollten  nicht 
einsehen,  weshalb  den  Ständen  nicht  erlaubt  werden  sollte, 
ihr  eigenes  Ansuchen  wieder  zurückzuziehen.  Ihnen  schloß 
sich  auch  der  Hofkanzler  Pillersdorff  an,  der  mit  Nachdruck 
davor  warnte,  die  Stände  unnötig  zu  reizen.  „Wird  den  Ständen", 
äußerte  er  sich,  „auch  diese  Bitte  versagt,  so  werden  sie  sich 
in  eine  ungünstigere  Stellung  versetzt  glauben,  als  diejenige 
war,  in  welcher  sie  sich  vor  ihrer  Bitte  befanden.  Ein  solcher 
Vorgang  wird  neuerdings  von  den  Ständen  als  eine  Kränkung 
und  Hintansetzung  der  ihnen  eingeräumten 
Rechte  gedeutet  werden,  ein  Eindruck,  welcher  in  neuerer 
Zeit  bei  der  Zurechtweisung  ständischer  Bitten  so  oft  hervor- 
tritt und  das  V  e  rt  r  au  en  und  das  gute  Ei  n  v  e  r  n  e  h  m  e  n 
stört,  umsomehr  als  ja  nicht  die  Regierung  die  Notwendigkeit 
einer  Änderung  der  Wahl  Vorschriften  erkannte." 

Weniger  wohlwollend  beurteilte  der  staatsrätliche  Referent 
Buol  das  neuerliche  Einschreiten.  Der  Anstoß,  erklärte  er, 
welchen  die  Stände  an  der  kaiserlichen  Verfügung  vom 
6.  März  1847  nehmen,  resultiere  lediglich  aus  dem  „sie  nun 
beherrschenden  Geiste  der  Opposition"  und  aus  einer  ganz 
unrichtigen  Auffassung  ihres  vermeintlichen  unbeschränkten 
Wahlrechtes  der  ständischen  Organe.  Wenn  die  Stände  das 
Bedürfnis  neuer  Vorschriften  tür  die  Wahlfähigkeit  in  Bezug  auf 
diese  Stellen  erkennend,  hiezu  die  allerhöchste  Genehmigung 
ansuchen  und  erhalten,  so  wird  wohl  kein  Unbefangener  darüber 
im  Zweifel  sein,  daß  Ausnahmen  von  diesen  Vorschriften 
nicht  einseitig  und  willkürlich  von  den  Ständen  allein,  sondern 
wieder  nur  mit  allerhöchster  Zustimmung  gemacht  werden 
dürfen.  „Es  ist  wahr",  schloß  er  sein  Votum,  „daß  kein  besonderes 
Regierungsinteresse  in  dieser  Angelegenheit  beteiligt  ist  und 
daß  daher  die  letztere  Alternative  den  Ständen  zugestanden 
werden  könnte,  allein  unangemessen,  ja  selbst  unschicklich 
finde  ich  es  doch,  daß  bloß  wegen  einer  irrigen  Ansicht  und 
einer  unzeitlichen  Empfindlichkeit  der  niederösterreichischen 
Stände  die  von  ihnen  selbst  für  notvv'endig  erkannte  neue 
Wahlordnung,  nachdem  sie  bereits  die  allerhöchste  Bestätigung 
erhalten  hat,  wieder  außer  Wirksamkeit  gesetzt  werden  soll.^) 
Knapp  vor  dem  Ausbruch  der  Katastrophe  —  man  war  schon 
etwas  behutsamer  geworden  —  wurde  es  den  Ständen  wenigstens 
freigestellt,  von  dem  ganzen  Vorschlag  neuer  Wahlvorschriften 
abzugehen  und  bei  der  alten  Ordnung  zu  bleiben. 2) 

')  Votum  vom  27.  Oktober  1847  über  Vortrag  vom  30.  September  1847. 
Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  5220. 

^)  Kaiserliche  Entschließung  vom  3.  März   1848.  Ebenda. 
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So  endete  die  im  Landtage  1843  von  frohen  Hot^nungen 
begleitete  Anregung  einer  neuen  Geschäfts-  und  Wahlordnung 
nach  jahrelangen  Verhandlungen  wie  das  Hornbergerschießen. 
Sie  sind  aber  deshalb  so  lehrreich,  weil  sie  uns  zeigen,  wie 
wenig  sympathisch  die  Regierung  dem  Streben  der  Stände 
nach  einer  inneren  Ausgestaltung  und  Wiederbelebung  ihres 
Institutes  gegenüberstand.  Man  könnte  da  noch  sagen,  daß 
dabei  wichtige  Hoheitsrechte  und  die  Ruhe  der  Monarchie  in 
Frage  gekommen  wären,  wenn  sie  nicht  denselben  Vorgang 
der  kleinHchen  und  engherzigen  Bevormundung  schon  früher 
zu  spüren  bekommen  hätten,  als  es  sich  bloß  um  die  äußere 
Gewandung,  um  den  in  politischer  Hinsicht  gewifj  unbedenk- 
lichen Neubau  des  Landhauses  handelte.  Es  ist  schon  erzählt 
worden,  wie  der  Unmut  der. Stände  über  die  fortwährenden 
Hindernisse,  die  dem  Landhausbau  von  Seite  der  Hofstelle  in 
den  Vveg  gelegt  wurden,  auf  dem  Landtage  1835  zu  einer 
spontanen  Entladung  führte.  Als  sie  seitdem  gegen  zwei  neue 
Projekte  wieder  und  wieder  Einwendungen  erhob,  fand  der  Propst 
Jakob  von  Klosterneuburg  im  nächsten  Landtag  das  richtige 
Wort:  „Es  wolle  ihm  bedünken,  ohne  auf  technische  Fragen 
einzugehen,  daß  einige  der  Anstände  rein  nur  aus  sicht- 
lichem Widerwillen  gegen  die  B  a  u  a  n  g  e  1  e  g  e  n- 
heit  überhaupt  und  viel  zu  weit  hergeholt  werden."^) 
Er  hätte  noch  besser  sagen  können:  gegen  die  Stände. 

Das  neue  Landhaus,  das  sich  an  der  Stelle  des  alten, 
im  Jahre  1513  angekauften  und  zur  bleibenden  Heimstätte 
adaptierten  Liechtenstein'schen  Hauses  erhob,  war  eben  das 
erste  sichtbare  Zeichen  des  Erwachens  der  Stände, 
ein  Symbol  der  Neubelebung  jenes  Geistes,  welcher  ihre  Vor- 
fahren zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  antrieb,  dem  Vordringen 
der  landesfürstlichen  Macht  unter  Kaiser  Maximilian  L  eine 
eigene  feste  Organisation  entgegenzusetzen.  Instinktiv  fühlte 
dies  die  Regierung,  als  ihr  die  ersten  Planskizzen  und  Kosten- 
überschläge unterbreitet  wurden,  und  als  sich  dann  immer 
deutlicher  zeigte,  daß  Hand  in  Hand  mit  der  Erweiterung  und 
Modernisierung  der  äußeren  Hülle  eine  innere  Umgestaltung 
der  Landstände  ging,  wurde  ihr  die  Bauangelegenheit  nicht 
sympathischer.  Als  der  Hofkanzlei  nach  Beendigung  der  ersten 
Bausektion  eine  Kostenüberschreitung  gemeldet  wurde,  langte, 
nachdem  schon  die  Absolution  erteilt  worden  war,  wie  ein 
Blitz  vom  heiteren  Himmel  die  Verständigung  herab,  „daß 
Se.  Majestät  in  Erledigung  des  wegen  Vollendung  des  Land- 
hausbaues erstatteten  Vortrages  anzuordnen  befunden  habe, 
daß  die  bei  diesem  Baue  stattgehabten  Mißgriffe  und 
Ordnungswidrigkeiten      durch      eine     landesfürstliche 


')  A.  Mayer,    ,Das    niederösterreichische    Landhaus    in  Wien    (1513  bis 
1848)",  S.  87. 
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Kommission  zu  untersuchen  seien,  um  die  Schuldtragenden 
auf  diesem  Wege  doch  zu  ermittehi".^)  Wie  verbitternd  mußte 
ein  derartig  schroffer  Tadel,  der  insoferne  auch  ganz  ungerecht- 
fertigt war,  als  durch  die  lange  Hinausziehung  des  Baues 
infolge  des  beständigen  Anwachsens  der  Preise  der  Bau- 
materialien die  urspri^inglichen  Berechnungen  eine  Rernedur 
erforderten,  auf  den  ständischen  Baubevollmächtigten  Ferdinand 
R.  V.  iMitis  wirken,  der  als  Fachmann  auf  dem  Gebiete  des 
Bauwesens  in  selbstloser  Hingabe  jahrelang  die  mühevollen 
Arbeiten  besorgte.  Er,  der  als  Offizier  bei  Aspern  verwundet 
worden  war  und  nach  Quittierung  des  iMilitärdienstes  in 
angesehener  Stellung  im  Hofbauamte  wirkte,  erklärte  erregt, 
hier  handle  es  sich  nicht  mehr  um  Zumutung  verzeihlicher 
Fehler,  sondern  um  Bezweiflung  der  Ehre,  und  er  bat  das 
Verordnetenkollegium,  ihm  die  verdiente  Gerechtigkeit  wider- 
fahren zu  lassen.  Wiederum  war  es  der  Hofkanzler  Pillersdorft, 
der  den  gegen  die  Stände  angeschlagenen  Ton  zu  hart  und 
unverdient  fand.  Allen  Schwierigkeiten  zum  Trotz  kam  der  Bad 
doch  Ende  1846,  freilich  erst  zwanzig  Jahre  nach  seiner  ersten 
Anregung,  zum  Abschluß  und  so  erhob  sich  unmittelbar  neben 
dem  Regierungsgebäude,  nur  durch  ein  schmales  Gäßchen 
getrennt,  der  vornehme  Ständepalast  mit  der  stolzen  Inschrift : 
„Die  Stände  Niederösterreichs  1839"  —  ein  weithinragendes 
Wahrzeichen  ihres  Erwachens,  ein  Symbol  ihrer  Stellung  im 
Staatsorganismus. 

Freilich  gab  es  für  die  engherzige  Gängelung  der  Bau- 
arbeiten einen  greifbaren  Vorwand  :  die  väterliche  Rücksicht- 
nahme auf  den  schon  seit  langem  dahinsiechenden  ständischen 
Domestikalfond  und  auf  die  Untertanen,  die  dazu  beisteuerten. 
Die  verletzende  Bevormundung  war  aber  wohl  geeignet,  bei 
den  Ständen  die  Frage  anzuregen,  wieso  es  denn  eigentlich 
gekommen,  daß  jener  derart  passiv  wurde,  und  da  sind  wir 
nun  zu  einem  Punkte  gelangt,  der  bei  ihrem  Streben  nach 
Geltung  und  Ausdehnung  ihrer  Befugnisse  eine  nicht  unwesent- 
liche Rolle  spielte  :  das  Geld,  das  nach  Montecuccolis  Wort 
das  Wichtigste  für  die  Kriegführung  ist.  Seine  Wahrheit  sollten 
sie  immer  lebhafter  fühlen,  je  mehr  sich  das  freundnachbar- 
liche Verhältnis  von  Regierung  und  Landesvertretung  auf  einen 
Kampf  zuspitzte,  der  zuerst  mit  den  feinsten  Nadelstichen, 
später  mit  scharf  geschliffenen,  schweren  Klingen  geführt  wurde. 
Wenn  der  Verordnete  Baron  Doblhoff  in  der  Denkschrift  in 
Angelegenheit  der  Ablösung  der  Robot-  und  Zehentrechte  am 
Schlüsse  die  Bemerkung  fallen  ließ,  die  Stände  wollten  „mit 
Hintansetzung  ihrer  Sonderinteressen  auch  in  den  Zeiten 
der  Ruhe  und  des  Friedens  die  Wohlfahrt  des  Landes 


')  Note   des  Oberst-Hofkanzlers   vom   5.  Februar   1841  ;    ebenda,   S.  93. 
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beraten  heUen",^)  so  sollte  damit  wohl  durch  die  Blume  ge- 
sagt sein,  daß  sie  in  der  schweren  Bedrängnis  der  Franzosen- 
kriege gut  genug  waren,  die  größten  Opfer  für  das  Vater- 
land zu  bringen.  Damals  geschah  es,  daß  sie  dem  Staate 
viele  Millionen  \- erstreckten,  die  sie  aber  noch 
immer  nicht  zurückgezahlt  erhalten  hatten,  so 
daß  also  die  Passivität  ihres  Dominikaivermögens  zum  nicht 
geringsten  Teil  auf  die  Invasionen  der  Jahre  1805  und  1809 
zurückging. 2)  Die  Frage  der  Invasionsschulden  bildete  seit  dem 
Jahre  1810,  da  eine  eigene  Hofkommission  aufgestellt  worden 
war,  den  Gegenstand  eifrigster  \'erhandlungen,^)  ohne  daß 
jedoch  eine  Liquidierung  erfolgt  wäre.  Man  beschränkte  sich 
darauf,  die  Vermögensgebarung  der  Stände  noch  strenger  zu 
überwachen. 

Für  die  Regierung,  die  ohnehin  in  der  ärgsten  Klemme 
saß,  war  es  nun  ein  höchst  unliebsames  Symptom  des  Er- 
wachens der  Stände,  daß  diese  zu  Beginn  der  Vierziger  Jahre 
ihre  Rechte  als  Millionen-Gläubiger  anmeldeten  und  in  ziemlich 
kategorischer  Weise  um  endgültige  Regelung  dieser  wichtigen, 
seit  mehr  als  30  Jahren  sich  hinschleppenden  Angelegenheit 
baten.*)  Wie  ganz  anders  würden  sie  doch  dagestanden  sein, 
wenn  sie  in  der  Lage  gewesen  wären,  der  mit  beständigen 
Geldkalamitäten  ringenden  Staatsverwaltung  mit  größeren  Vor- 
schüssen unter  die  Arme  zu  greifen,  statt  bei  jeder  Gelegen- 
heit die  bevormundende  Hand  der  Kontrollbehörde  verspüren 
zu  müssen.  Daß  die  Stände  gerne  die  dankbare  Rolle  des 
Bankiers  gespielt  hätten,  zeigt  jene  Stelle  im  Entwürfe  der 
Denkschrift,  welche  in  der  Angelegenheit  der  Wegweiser  im 
Landtage  1835  vorgetragen  wurde,  worin  sie  auf  ihre  einst  in 
Anspruch  genommene  „uneigennützige"  Hilfe  und  die  Ersparnis 
„vieler  Millionen",  die  „jetzt  die  Börsenspekulanten  so  leicht" 
gewannen,  anspielten. °)  Die  Regierung  konnte  die  volle  Be- 
rechtigung des  ständischen  Begehrens  keineswegs  in  Abrede 
stellen.  Weil  ihr  aber  die  Sache  im  höchsten  Grade  unangenehm, 
überdies   die   genaue   ziffermäßige  Feststellung   der  Forderung 


')  Siehe   oben  S.   209. 

^)  Vgl.  darüber  den  auf  sorgfältigen  Quellenstudien  beruhenden  Aufsatz 
Boguths,  „Die  Okkupation  Wiens  und  Niederösterreichs  durch  die  Franzosen  im 
Jahre  1809  und  ihre  Folgen  für  das  Land"  im  „Jahrbuch  für  Landeskunde  von 
Niederösterreich"   (1908),  S.  277  fg. 

3)  Gutachten  des  ständischen  Ausschusses  R.  v.  Ma3-enberg  vom  6.  Mai 
1841.  Landesregistratur,  Fasz.  58,  Nr.  1596.  Danach  wurde  die  Gesamtsumme 
der  aushaftenden  ständischen  Vorschüsse  mit  7,556.227  fl  26  Obligationen  und 
3,664.348  fl  14^/g  Metallmünze  angegeben.  Die  Forderungen  der  Stände  an  das 
Ärar  betrugen  1830  nach  einem  von  der  Landesbuchhaltung  verfaßten  Ausweis 
733.142  fl  5OV4  Wiener  Währung  und  2,340.282  fl  Obligationen. 

*)  Hofbericht  vom  23.  Mai   1841.  Ebenda. 

5)  Siehe  oben  S.  138  fg. 
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sehr  kompliziert  war.  so  schlug  sie  die  in  solchen  Fällen  be- 
liebte Taktik  ein  und  schob  sie  auf  die  lange  Bank. 

Als  sich  die  Stände  im  Herbst  1844  zum  Landtag  ver- 
sammelten, hatten  sie  weder  auf  diese  noch  auf  die  vielen 
anderen  Petitionen  der  letzten  zehn  Jahre  eine  willfährige  Er- 
ledigung oder  überhaupt  nur  eine  Antwort  erhalten  und  die 
Erregung  fand  in  der  von  Doblhoff  verfaßten  Landtagserklärung 
ihren  drastischen  Ausdruck,  wo  in  womöglich  noch  nach- 
drücklicherer Weise  als  in  jener  von  1843  auf  die  „hart  be- 
drängte Lage  des  österreichischen  Grundbesitzers",  die  „be- 
jammernswerte'" Lage  des  Weinbauers  und  die  erschreckende 
Zunahme  der  Militärexekutionen  hingewiesen  wurde.  Wiederum 
wird  auf  die  Gefahr  angespielt,  daß  eines  Tages  die  Quelle 
versiegen  werde,  aus  welcher  ein  mit  den  Kräften  des  Landes 
im  Gleichgewicht  stehender  Staatsaufwand  die  sicherste  Be- 
deckung finde.  Aber  dann  heißt  es  weiter:  „Wie  sehr  müssen 
es  Euer  Majestät  treugehorsamste  Stände  beklagen,  für  die 
ärmsten  ihrer  Kontribuenten  nur  bitten  und  nicht  auch 
handeln  zu  können;  allein  ihre  mit  den  erschöpfendsten 
Nachweisungen  zu  einer  definitiven  Schlußfassung  von  längst 
unterbreiteten  Ansprüche  auf  Ersatz  ihrer  während  der 
Invasionen  in  den  Jahren  1805  und  1809  geleisteten  namhaften 
Vorschüsse  werden  der  endlichen  Ausgleichung,  welche  von 
Euer  Majestät  Behörden  selbst  als  notwendig  erkannt  wurde 
und  sich  auf  allerhöchster  Anerkennung  und  Zusagen  gründet, 
fortwährend  und  mit  jener  Beharrlichkeit  vor- 
enthalten, welche  selbst  die  Beantwortung  jeder  noch  so 
dringlichen  Anfrage  über  die  Lösung  dieser 
wichtigen  Angelegenheit  lästig  und  überflüssig 
erachtet.  Hiedurch  sind  Euer  Majestät  treugehorsamsten 
Ständen  die  Mittel  entzogen,  aus  eigenem  Vermögen 
die  Domestikalerfordernisse  zu  bedecken,  arme  und  verunglückte 
Kontribuenten  wirksam  zu  unterstützen,  denselben  die  Beitrags- 
leistungen zur  Dotierung  öffentlicher  Anstalten  zu  erleichtern 
und  manche  zur  Sicherung  des  Eigentumes,  zur 
Bildung  des  Volkes  und  zum  Aufschwung  der 
Bodenkultur  in  den  gegenwärtigen  Zeitverhältnissen  unent- 
behrliche Anstalt  ins  Leben  zu  rufen."  Die  Stände  könnten 
nicht  umhin,  ihre  „tiefste"  Bekümmernis  darüber  auszusprechen, 
„daß  ihre  dringendsten  Bitten  und  Vorstellungen  in  An- 
gelegenheiten, die  ihre  Lebensinteressen  berühren  oder 
sie  in  den  Stand  setzen,  ihrem  Berufe  gemäß  hülfeleistend  und 
gemeinsam  mit  Euer  Majestät  Regierungsorganen  das  Wohl 
des  teuren  Vaterlandes  zu  fördern,  nicht  beachtet  würden, 
welcher  Mangel  an  Geltung  den  Ständen  bei  den  Behörden 
zuteil  werde,  was  sie  tief  beklagen  müßten,  zumal  da  der 
regste   Eifer   an   dem   tötenden   Gefühle,    daß   der   beste   Wille 
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keine  Geltung  finde,  nur  erlahme.  In  ihrer  Treue  und  Untere- 
tänigkeit  könnten  sie  zwar  nie  wanken,  jedoch  würden  sie 
ihrem  erhabenen  Berufe  als  Stützen  des  Thrones 
nicht  zu  genügen  vermögen,  wenn  im  Wechsel  der  Zeit  ein§ 
Mahnung  an  Stände  erginge,  welche  ohne  höhere  Geltung 
und  allem  Selbstgefühle,  zu  den  dann  nötigen  Anstrengungen 
oder  Selbstaufopferungen  wohl  den  Willen,  aber  weder  Kraft 
noch  Mittel  fänden."^)  An  die  Schlußworte  werden  wir 
uns  zu  erinnern  haben,  wenn  von  den  anarchischen  Zuständen 
nach  den  Märzereignissen  die  Rede  ist. 

Wie  sich  die  Regierung  den  „erhabenen  Beruf  als 
Stützen  des  Thrones"  vorstellte,  hatte  sie  knapp  vor  der 
Eröffnung  dieses  Landtages  in  einer  nicht  mißzuverstehenden 
Weise  demonstriert.  Die  unglückliche  Lösung  der  Urbarial- 
frage  hatte  den  Ständen  ein  uraltes  Recht  in  lebhafte  Erin- 
nerung gebracht;  den  Beirat.  Derselbe  war  trotz  ihrer  aus- 
drücklichen Bitte  nicht  eingeholt  worden  ;  die  Hofkanzlei  hatte 
die  Fassionsbestimmungen  selbständig  verfügt  und  die  Stände 
nicht  einmal  nach  ihrer  Erlassung  davon  in  Kenntnis  gesetzt. 
In  der  Frühjahrstagung  1844  beschlossen  sie,  sich  über 
dieses  verletzende  \'orgehen  zu  beschweren.  Nach  Aufzählung 
einer  ganzen  Reihe  solcher  Fälle  machte  das  Verordneten- 
kollegium  die  Hofbehörde  darauf  aufmerksam,  daß  die  Stände 
von  allen  das  Steuerwesen  berührenden  Angelegenheiten,  wenn 
sie  schon  nicht  wie  das  „früher  immer"  geschehen,  im  voraus 
zu  Rate  gezogen  wurden,  „wenigstens  nachher  in  Kenntnis" 
gesetzt  zu  werden  den  Anspruch  hätten.  Zum  Beweise,  zu 
welchen  Nachteilen  eine  solche  Außerachtlassung  der  „von 
jeher  befolgten  Übung"  führen  müßte,  werden  sodann  die 
neuen  Instruktionen  tür  die  Urbarial-  und  Zehentfassionen 
angeführt,  welche  „sehr  bedeutende,  kostspielige,  ganz  un- 
brauchbare" Arbeiten  veranlaßten  und  das  ganze  Land  in 
Unruhe  stürzten.  Die  Stände  sehen  sich  also,  heißt  es  zum 
Schlüsse,  bemüßigt,  Se.  Majestät  zu  bitten,  „daß  Allerhöchstr 
dero  Hof  kanzlei  die  Beobachtung  handhaben  möge :  in  allen, 
die  Steuern  ganz  vorzüglich,  dann  aber  auch  die  sonst  das 
Wohl  des  Landes  betreffenden  Anordnungen 
fortwährend,  uäe  dies  sonst  immer  geschehen,  die  treu- 
gehorsamsten Stände  als  diejenigen  zu  beraten,  welche  dabei 
am  meisten  beteiligt  sind,  und  zuverlässig  auch  die 
vollständigste  Kenntnis  aller  berücksichtigungswür- 
digen Verhältnisse  besitzen,  und  demnach  auch  von  alle^ 
dahin  zielenden  Vorschriften  und  Entschließungen  ihr  Ver- 
ordnetenkollegium    in    Kenntnis    zu  setzen. "2)     Gewiß,     diese 

)  Landtagserklärung  vom  16.  Sept.  1844.  Landesregistratur.  Fasz.  49,  Nr. 
8729  —  31.    Abgedruckt    in  den  „Gränzboten"  Jahrg.   1846,    Bd.    III,  S.  329  fg. 
■-)  Ständebeschluß  vom  30.  April;  Hofbericht  vom  21.  Mai   1844,  Archiv 
des  Finanzministeriums,  Nr.   17.042. 

Bibl,   Vorraär2  '■^ 
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Vorstellung  war  etwas  grob,  aber  noch  gröber  war  die  Ant- 
wort der  Hofkanzlei, 

Die  vom  ständischen  Verordnetenkollegium  angeführten 
Beschwerdefälle,  bemerkte  sie  kurz,  könnte  sie  nicht  als  stich- 
hältig anerkennen,  im  übrigen  sollte  dasselbe  versichert  sein, 
„daß  sie  auch  in  Hinkunft  über  alle,  die  Berechtigung  der 
niederösterreichischen  Stände  zur  Übernahme,  Repar- 
tition  und  Einhebung  der  Steuern  berührenden  Ver- 
handlungen ohne  Unterschied  vorläufig  die  Ansicht  der  nieder- 
österreichischen Stände  oder  ihrer  Organe  einholen  werde,  bei 
den  übrigen  das  allgemeine  Wohl  betreffenden  Gegenständen 
aber  dies  dann  zu  tun  sich  vorbehalte,  wenn  sie  es  dem  In- 
teresse des  Dienstes  entsprechend  oder  wünschenswert  er- 
kennen werde."  1)  Das  war  deutlich!  Die  Besorgnis  des  Refe- 
renten Hofrat  Salzgeber,  daß  eine  vorläufige  Einvernahme  der 
Stände  über  alle  Regierungsmaßregeln  nur  zu  „weitläufigen 
und  aufregenden  Erörterungen"  führen  könnte,  hatte  im  Rats- 
gremium den  allgemeinen  Beifall  gefunden.  Diese  Resolution, 
welche  übrigens  später  selbst  im  Staatsrat  als  nicht  sehr 
glücklich  bezeichnet  wurde,  mußte  auf  die  Stände  wie  ein 
Keulenschlag  ins  Gesicht  wirken.  Denn  es  war  ihnen  in 
wenigen  dürren  Worten  das  Recht,  in  allen  wichtigen  Landes- 
angelegenheiten gehört  zu  werden,  grundsätzlich  abgesprochen 
und  die  Ausübung  des  „Beirates"  der  Gnade  des  Landes- 
fürsten und  dem  Ermessen  der  Hofkanzlei  vorbehalten  worden. 
Besonders  empfindlich  berührte  es  sie  aber,  daß  auch  ihre 
Kompetenz  in  Steuerangelegenheiten  in  die  engsten  Grenzen 
gewiesen  wurde.  In  der  Landstube  fiel  später  die  bittere  Be- 
merkung, die  Stände  scheinen  vom  Hofe  lediglich  als  „Kol- 
lektiv  Organe  zur  rechtzeitigen  Abfuhr  der  lan- 
de s  fü  r  st  1  i  c  h  en  Steuer"  in  Betracht  zu  kommen.  Das 
war  also  die  hochauthentische  Auffassung  des  „erhabenen 
Berufes  der  Stände  als  Stützen  des  Thrones".  Das  in  der 
Folge  öfter  zitierte  Hofdekret  vom  7.  Juni  1844  war  es  denn  auch, 
welches  auf  die  folgende  Ständeversammlung  seine  schweren 
Schatten  warf  und  unsichtbar  über  der  geharnischten  Landtags- 
erklärung mit  der  Klage  über  „Mangel  an  Geltung"  schwebte. 

Die  Landtagserklärung  wurde  von  der  Hofkanzlei  als 
ein  „Vorwurf  pflichtwidriger  Vorgänge  von  Seite  der  Behörden" 
gedeutet.  Während  sie  aber  darüber  hinweggehen  zu  können 
vermeinte,  würdigte  der  Staatsrat  in  einer  gemeinschaftlichen 
Sitzung  der  Sektionen  B  und  C  die  Auffassung  des  Hofrats 
Kraus,  der  auf  die  „ernste"  Beschaffenheit  der  „schweren 
Anklage"  hinwies  und  den  Antrag  stellte,  die  Stände  zur 
genaueren  Bezeichnung    ihrer    Beschwerden    aufzufordern.    In 


')  Hofkanzleidekret  vom  7.  Juni   1844.   Ebenda. 
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diesem  Sinne  wurden  die  Stände  acht  Monate  nach  Schluß 
des  Landtages  aufgefordert,  jene  Fälle  bekanntzugeben,  in 
denen  sie  keine  Geltung  d.  h.  ihre  Petitionen  -  so  legte  man 
etwas  einseitig  den  „Mangel  an  Geltung"  aus  —  noch  keine 
Erledigung  gefunden  hätten. i)  Kurz  vorher  hatte  die  Staats- 
konferenz, die  in  diesem  Punkte  kein  ganz  reines  Gewissen 
hatte,  eine  ganze  Reihe  der  dringendsten,  noch  unerledigten 
Vorlagen  hervorgeholt  und  Verhandlungen  angeordnet,  die 
freilich,  wie  wir  gleich  konstatieren  wollen,  niemals  über  die 
Einleitung  hinausgekommen  sind:  so  in  der  Frage  der  In- 
väsionsschulde  n.-)  der  Reform  der  Kriminalgerichts- 
und Schuborganisation^)  und  der  Notlage  des  Wein- 
bauers.*) *  * 

Es  war  nach  einer  Sitzung  jenes  Landtags,  in  welchem 
die  fulminante  Landtagserklärung  beschlossen  wurde,  da  einige 
Mitglieder  des  Ständekörpers  zu  einem  gemeinschaftlichen 
Mittagessen  zusammentrafen  und  den  dort  niedergelegten 
Grundgedanken  weiterspinnend  die  Anregung  gaben,  man 
sollte  sich  ab  und  zu  auch  außerhalb  des  Landtagsaales 
zwanglos  versamineln,  sich  näher  kennen  lernen,  ständische 
Angelegenheiten  besprechen,  um  so  das  Interesse  an  diesen 
zu  heben.  Damit  wäre  der  erste  Schritt  getan,  ihrer  unwür- 
digen Rolle  ein  Ende  zu  machen  und  zu  einer  besseren  Gel- 
tung zu  kommen.  Man  trat  dann  an  den  Landmarschall  heran 
und  stellte  ihm  vor,  wie  wichtig  es  für  die  Stände  sei,  sich 
über  ihren  Vv''irkungskreis  zu  informieren,  insbesondere  aber 
sich  von  den  der  jeweiligen  Beratung  zu  unterziehenden 
Gegenständen  „stets  vorläufige,  genaue,  aktenmässige  Kenntnis" 
zu  verschaffen.  Der  Landmarschall  willfahrte  nach  einigem 
Zögern  dieser  gewiß  nicht  unberechtigten  Bitte  und  bestimmte 
ein  Lokal  im  dritten  Stockwerke  neben  dem  Expedit,  wo 
die  Ständemitglieder  die  von  ihnen  gewünschten  Akten  und 
Protokolle  einsehen  konnten.  Ein  Beamter  der  ständischen 
Registratur  hatte  daselbst  den  Dienst  zu  versehen.^) 
Die  Freude  dauerte  indes  nicht  lange;  schon  nach 
zwei    Monaten    wurde    das     ständische     „Lesezimmer"     über 


^)  Kais.  Entschl.  vom  28.  Juni  1845  über    Vortrag    vom    27.  September 

1844.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  5151. 

-)  Eine  Erledigung  ist  unter  der  Regierung  Kaiser  Ferdinands  nicht 
erfolgt.  Erst  im  Jahre  1895  kam  bezüglich  der  noch  bestehenden  Forderung 
des  Landes  Niederösterreich  von  1,653.936  fl.  16Vs  Ö.  W.  und  2,193  846  fl. 
23%  Obligationen  zwischen  dem  .Ärar  und  dem  Landtag  als  Rechtsnachlolger 
der  Stände  ein  Ausgleich  zustande ;  vgl.  Boguth  im  „Jahrbuch  für  Landes- 
kunde von  Niederösterreich'   (1908),  S.  329. 

3)  Siehe  oben  S.   175,  Anm.  5. 

*)  Siehe  oben  S.   219,  Anm.   2. 

»)  Ständische  Gebäude-Inspektion  an  Anton  Graf  Pergen  vom  7.  Januar 

1845.  Privatbesitz. 

16* 
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Auftrag  des  Landmarschalls  geschlossen  —  „aus  Rücksichten 
pflichtgemässer  Fürsorge  zur  Hintanhaltung  von  Mißvertänd- 
nissen." ^) 

Was  hatte  den  Landmarschall  bewogen,  seine  Bewilli- 
gung so  bald  wieder  zurückzunehmen  ?  Die  Versammlungen 
im  Lesezimmer  waren  dem  wachsamen  Auge  der  Hofkanzlei 
nicht  entgangen,  die  darüber  sehr  beunruhigt  war  und  vom 
Landmarschall  „Aufklärungen"  verlangte.  Dies  war  die 
Situation,  da  es  dieser  für  geraten  hielt,  die  Schließung  zu 
verfügen.  Er  berichtete  darauf  wahrheitsgemäß,  wie  im  Lese- 
zimmer täglich  einzelne  Landesmitglieder,  mitunter  auch  in 
größerer  Anzahl,  zum  Zwecke  des  Studiums  der  Verhandlungen 
zusammenkamen  und  sich  auch  manchesmal  über  ständische 
Angelegenheiten  besprachen ;  doch  sei,  wie  er  hinzufügte, 
nichts  vorgefallen,  „was  bedenklich  oder  geeignet  wäre, 
Besorgnisse  zu  erregen,  ja  daß  im  Gegenteile  die  hiebei  statt- 
findenden Erörterungen  und  der  gegenseitige  Ideen-Austausch 
nur  zur  Aufklärung  der  Sache,  zur  Berichtigung  der  Ansichten 
und  Meinungen  und  somit  teils  zum  gemeinsamen  beruhi- 
genden Verständnisse,  teils  zur  reiferen  Erwägung  mancher 
Gegenstände  führen."  Der  Landmarschall  setzte  die  Ver- 
sicherung bei,  daß  diesen  Zusammenkünften  jeder  amtliche 
Charakter  mangle,  alle  aus  solchen  Besprechungen  resul- 
tierenden Anträge  oder  Petitionen  als  bloße  Privatanbringen 
zu  betrachten  seien  und  nur  dann  zur  Kenntnis  und  Schluß- 
fassung der  Stände  gebracht  werden  könnten,  wenn  sie  der 
ständischen  Verfassung  gemäß  vorher  von  den  beiden  Kol- 
legien beraten  und  vergutachtet  wären. 

Diese  Aufklärung  nahm  die  Hofkanzlei  zu  ihrer  „beruhi- 
genden" Kenntnis,  machte  aber  den  Landmarschall  darauf 
aufmerksarn,  daß  jede  nicht  von  ihm  selbst  einberufene  und 
geleitete  Versammlung  der  bestehenden  Ordnung  entgegen 
sei.  Graf  Goeß  setzte  nun  seinerseits  die  Ständemitglieder, 
die  ihn  wegen  der  Sistierung  der  Zusammenkünfte  schriftlich 
interpelliert  hatten,  von  diesem  seinen  Schritte  und  der  Rück- 
antwort der  Hofkanzlei  in  Kenntnis  und  erlaubte  ihnen  den 
ferneren  Besuch  des  Lesezimmers,  um  „sich  von  allen  das 
Land  und  die  Stände  betreffenden  Angelegenheiten  in  die  volle 
aktenmässige  Kenntnis  zu  setzen".  Der  Verfügung  der  Hof- 
kanzlei, bemerkte  er,  liege  durchaus  kein  Mißtrauen  in  ihre 
bewährte  Treue,  Anhänglichkeit  und  loyalen  Gesinnungen  zu 
Grunde,  und  es  handle  sich  lediglich  darum,  Versammlungen, 
wobei  sich  nicht  strenge  an  die  vorgezeichneten  Formen 
gehalten  werde,  zu  unterlassen. 2) 

Die  Versammlungen  im  Lesezimmer    fanden  also  wieder 

*)  Syndikus  Nehamtner  an  Ebendiesen  ddo.  11.  März  1845.  Ebenda,. 
2)  Präsidialnote  vom  27.  März   1845.  Ebenda. 
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Statt,  nur  daß  sie  jetzt  offiziell  Registratursakten  und  Ver- 
handlungsprotokolle studierten  und  sich,  um  ungestört  und 
unbewacht  auch  diskutieren  zu  können,  derart  abschlössen, 
daß  keine  fremde  Person,  nicht  einmal  die  Beamten  Zutritt 
erhielten  und  so  zum  Leidwesen  der  Polizei  nichts  in  Erfahrung 
gebracht  werden  konnte. i)  Das  war  die  Antwort  darauf,  daß 
ihr  gewiß  nicht  unbilliges  Verlangen,  in  die  ständischen  Ver- 
handlungen auf  dem  Wege  lithographierter  Abschriften  der 
Protokolle  Einsicht  zu  nehmen,  weit  zurückgewiesen  wurde. 
vSelbstverständlich  sah  die  Regierung  in  dieser  Durchkreuzung 
ihrer  Absicht,  jede  Wiederbelebung  des  Ständeinstitutes,  jedes 
Interesse  an  den  Furagen  des  öffentlichen  Lebens  zu  unter- 
binden, nichts  anderes  als  den  Ausdruck  einer  unangemessenen 
„Opposition"  ;  aber  schließlich  konnte  sie  das  Aktenstudium  in 
einem  vom  Landmarschall  eingeräumten  Zimmer  des  Stände- 
hauses nicht  verbieten.  Daß  aber  ihre  Beunruhigung  über  den 
Lesezirkel  und  die  Konventikel  nicht  aus  der  Luft  geholt  war, 
dafür  hatte  sie  bald  nach  der  Eröffnung  des  Lesezimmers 
einen  urkundlichen  Beleg  erhalten,  indem  offenbar  hier  jene 
merkwürdige  Kundgebung  geboren  wurde,  welche  sie  auf  der 
abschüssigen  Bahn  des  Strebens  nach  „Popularität"  schon 
beim  Demagogentum  angekommen  erscheinen  ließ. 

Mit  Patent  vom  14.  Februar  1845  war  die  Militärdienst- 
zeit von  14  auf  8  Jahre  herabgesetzt  worden.  Es  war  das  nach 
langer  Zeit  eine  Reform,  die  nicht  verfehlte,  auf  die  Freunde 
des  Fortschrittes  einen  sehr  günstigen  Eindruck  zu  machen. 
Wenige  Tage  darauf  lief  beim  Landmarschall  ein  von  mehreren 
Ständemitgliedern  gefertigtes  Schreiben  ein,  worin  sie  ihrem 
Wunsche  Ausdruck  gaben,  für  diese  ihren  Untertanen 
gewährte  Erleichterung  den  Dank  auf  eine  feierliche  Weise 
auszusprechen,  und  um  die  Einleitung  der  geeigneten  Schritte 
ersuchten,  daß  diesem  Wunsche,  den  sie  für  eine  Pflicht 
betrachteten,  baldigst  entsprochen  werde,  „weil  es  sich  sonst 
fügen  könnte,  daß  die  Stände  Niederösterreichs,  die  das  un- 
schätzbare Glück  genießen,  daß  der  geliebte  Monarch  in  ihrer 
Provinz  residiert,  von  den  im  weiten  Kreise  der  Monarchie 
gewiß  bald  und  allgemein  sich  äußernden  Dankgefühlen 
überflügelt  werden. "2)  Der  Landmarschall  gab  der  Anregung 
unverzüglich  Folge  und  betraute  den  Verordneten  Doblhofif 
mit  der  Bearbeitung  der  Dankadresse.   Sie  brachte  in  überaus 

1)  Bericht  des  Polizei-Oberdirektors  vom  11.  Januar  1848.  Archiv  des 
Ministeriums  des  Innern.  Polizeiakten. 

'^)  Datiert  vom  21.  Februar  1845.  Unterzeichnet  waren:  M.  Graf  Fries, 
Karl  Freih.  v.  Tinti,  Josef  Freih.  v.  Sardagna,  Baron  Louis  Pereira,  Baron 
Walterskirchen,  G.  P.  Freih.  v.  Wezlar,  Josef  Graf  Seidern,  Anton  v.  Schmer- 
ling, Karl  v.  Klejie,  Philipp  v.  Holger,  Colloredo-Mannsfeld,  Josef  und  Anton 
Doblhoff,  Ferdinand  v.  Mitis,  Josef  v.  Hempel,  Julius  Freih.  v.  Redl,  R.  v. 
Suttner  und  Graf  Pergen.   Landesregistratur,  Fasz.   18,  Nr.  2211. 
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schwungvollen  Worten  die  „lebhaftesten  Gefühle  der  Freude 
und  Dankbarkeit"  über  die  Gewährung  eines  allgemeinen 
Wunsches  zum  Ausdruck  und  gedachte  der  „süßen  Pflicht, 
den  heißen  Dank,  von  welchem  ein  ganzes  Volk  tief  bewegt 
ist,  an  die  Stufen  eines  Thrones  niederzulegen,  von  welchem 
herab  der  Geist  des  Friedens  und  der  Liebe  seine  frucht- 
bringenden Segnungen  bis  in  die  fernste  Hütte  dieses  Landes 
verbreitet",  den  Dank  für  die  „Verringerung  des  Verlustes  an 
produktiver  Arbeitskraft",  welche  die  Gesamtheit  und  das  ganze 
Land  zu  beklagen  hatte.  Das  ganze  Land  habe  ein  hohes  Fest 
gefeiert,  „jenes  der  Steigerung  von  Friedenskräften  in  der  Hand 
eines  ei leuchteten  gütigen  Monarchen,  das  ganze  Land  ist 
von  neuen  schönen  Hoffnungen  erfüllt,  von  Hoffnungen  für 
einen  wesentlichen  Kultursfortschritt,  für  die  Vereinigung  der 
Arbeits-  und  Geisteskraft  zu  einem  zeugenden  Bunde,  um  den 
Wachstum  des  Nationalreichtums  zu  befördern  .  .  .  Diese 
Hoffnungen  werden  in  Erfüllung  gehen,  ruhig  wie  die  Saat 
unter  der  Frühlingssonne  freier  Tätigkeit  .  .  ."^) 

Diese  Adresse  sollte  durch  eine  aus  drei  Mitgliedern 
jedes  Standes  gebildete  Deputation  dem  Kaiser  persönlich 
überreicht  werden.  Der  Landmarschall,  der  sofort  die  nötigen 
Schritte  bei  Hofe  tat,  erhielt  am  1.  März  im  kurzen  Wege  den 
in  den  huldvollsten  Worten  gefaßten  Bescheid,  daß  jene  Maß- 
regel nach  reifster  Prüfung  der  Verhältnisse  und  im  vollen 
Gefühle,  daß  sie  zum  Wohle  der  Untertanen  gereichen  werde, 
erfolgte,  daß  Se.  Majestät  die  gute  Absicht  der  getreuen 
Stände  erkenne,  sie  jedoch  von  der  Sendung  der  Deputation  — 
„dispen  s  iere".2)  £)as  hieß  aber  nicht  am  Ende,  wie  man  nach 
dem  Wortlaut  annehmen  könnte :  Se.  Majestät  wolle,  gerührt 
von  dem  begeisterten  Echo,  welches  die  landesväterliche  Sorge 
für  das  Wohl  der  Untertanen  gefunden,  den  Ständen  in  der 
wohlmeinendsten  Absicht  die  Mühe  und  Kosten  einer  feierlichen 
Auffahrt  ersparen.  Die  Regierung  brauchte  keinen  Tadel,  aber 
auch  kein  Lob,  und  dies  war  schließlich  nur  konsequent,  weil 
beides  eine  Kritik  enthält.  Sie  merkte  überdies  recht  wohl  die 
Absicht  der  Stände,  durch  die  Adresse  sich  als  die  berufenen 
Vertreter  des  Landes  aufzuspielen.  Es  wird  ihr  auch  keines- 
wegs entgangen  sein,  daß  aus  dem  überströmenden  Danke 
die  Aufmunterung  herauslugte,  der  Herabsetzung  der  Militär- 
dienstzeit bald  andere  das  Nationalwohl  entfesselnde  Reformen 
folgen  zu  lassen.  Die  Auffahrt  der  Ständedeputation  in  ihren  Prunk- 
karossen und  glänzenden  Uniformen  wäre  wohl  gar  geeignet 
gewesen,  die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  auf  die  Stände 
und  ihren  neuentdeckten  „Beruf"  als  Volksvertreter  zu  lenken. 


')  Datiert  vom  26.  Februar.  Ebenda.  Abgedruckt  mit  dem  falschen  Datum 
vom   15.  Juni  in   „Österreich  und  dessen  Zukunft"  II,  S.   292  fg..  Beil.  7. 
2)  Landesregistratur,  Fasz.   18,  N.  2211. 
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Der  Empfang  der  Deputation  wurde  also  abgelehnt  und 
dem  Landmarschall  bedeutet,  die  Dankadresse  im  „vorschrifts- 
mäßigen" Wege,  das  heißt  durch  die  Hofkanzlei  an  den  Kaiser 
gelangen  zu  lassen.  Nachdem  dies  geschehen  war,  kam  den 
Ständen  später  die  schriftliche  Mitteilung  zu,  daß  Se,  Majestät 
die  Adresse  „mit  Vergnügen"  aufgenommen  habe  und  auf- 
bewahren werde.  Die  Stände,  welche  in  der  Zurückweisung 
der  Deputation  die  Verletzung  eines  uralten  Rechtes  erblickten, 
waren  jedenfalls  von  der  Dispens  sehr  unangenehm  berührt  — 
und  bald  sollte  sich  ein  zweiter,  noch  gravierenderer  Fall 
ereignen. 


VII.  BUCH 

DENKSCHRIFT  ÜBER  DIE  STELLUNG  DER 
STÄNDE   UND  DIE  LAGE   DER   DOMINIEN 


Als  die  Stände  in  dem  fatalen  Hofdekret  vom  7.  Juni  1844 
offiziell  belehrt  wurden,  da(3  sich  ihr  öffentlicher  Wirkungskreis, 
ihr  „Beruf",  auf  die  Umlegung  und  Einhebung  der  direkten 
Staatssteuern  zu  beschränken  und  die  übrigen  Fälle,  vv^o  ihr 
„Beirat"  eingeholt  werden  sollte,  v^on  dem  Ermessen  der  Hof- 
stelle abzuhängen  habe,  konnten  sie  sich  noch  damit  trösten, 
daß  ihre  Schlappe  nur  ein  verlorenes  Vorpostengeplänkel 
bedeute.  Die  Hauptschlacht  sollte  erst  geschlagen  werden.  An 
demselben  Tag,  an  welchem  sie  den  Beschluß  gefaßt  hatten, 
der  Hofkanzlei  in  Erinnerung  zu  bringen,  daß  sie  ein  uraltes 
Recht  hätten,  von  allen  in  Steuersachen  erflossenen  Maßnahmen 
„wenigstens"  in  Kenntnis  gesetzt  zu  werden,  wenn  sie  schon 
nicht,  wie  das  früher  immer  üblich  gewesen,  vorher  darüber 
einvernommen  würden,  war  auch  über  Antrag  des  Freiherrn 
von  Walterskirchen  einstimmig  beschlossen  worden,  „mit 
gehöriger  Vorsicht"  um  die  gesetzliche  Festlegung  dieses  bei 
der  Erneuerung  der  ständischen  Verfassung  ausdrücklich 
gewährleisteten  Rechtes^)  vorstellig  zu  werden.  Die  Anerkennung 
des  Beirates  war  für  die  Stände,  wenn  sie  ihren  Beruf  als 
Landesvertreter  in  halbwegs  erspi'ießlicher  Weise  ausüben 
wollten,  zu  einer  „Lebensfrage"  geworden;  er  würde  der 
Ständeverfassung  den  eigentlichen  Kern  gegeben  haben,  für 
welchen  die  neue  Geschäfts- und  Wahlordnung  nur  den  Rahmen 
abgegeben  hätte.  Seine  regelmäßige  Handhabung  wäre  aber 
auch  das  einzige  Mittel  gewesen,  den  unliebsamen  Über- 
raschungen seitens  der  politischen  Behörden,  ihren  fortgesetzten 
Eingriffen  in  die  Dominikai  Verfassung  einen  Riegel  vorzuschieben. 
In  diesem  Zusammenhang  war  die  Frage  des  Beirates  schon 
auf  dem  Landtag  1835,  da  man  zum  ersten  Male  in  entschiedener 
Form  gegen  die  Übergriffe  der  Behörden  Stellung  nahm,  auf- 
gerollt worden  und  das  gleiche  war  jetzt  der  Fall. 

Dem     einstimmigen     Beschluß    der    Ständeversammlung 


1)  Siehe  oben  S.  33  und   159. 
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vom  30.  April  1844  war  eine  lebhafte  Erörterung  der  schwierigen 
Situation  der  Grundherrschaften  verausgegangen.  Aus  Anlaß 
einer  Beschwerde  der  Herrschaft  Thürnthal  hatte  das  Ver- 
ordnetenkollegium  wieder  einmal  ein  langes  Register  von 
Beeinträchtigungen  der  Dominien  mit  dem  Antrage  vorgelegt, 
eine  neuerliche  gründliche  Vorstellung  zu  machen  und  sie  dem 
Erzherzog  Ludwig  persönlich  zu  überreichen.  Der  Antrag  fand 
allseits  lebhafte  Zustimmung.  „Unerträglich  ist  der  Druck, 
Avelcher  auf  den  Herrschaften  lastet,"  ließ  sich  Walterskirchen 
bei  dem  dankbaren  Kapitel  des  Schubwesens  vernehmen.  In 
seiner  Herrschaft  Wolfsthal  habe  er  im  1.  Quartal  1700  Schub- 
portionen gehabt  und  für  die  Bekleidung  der  Schüblinge  allein 
in  einem  Jahre  200  Gulden  gezahlt.  „Leider  ist  nicht  in  Abrede 
zu  stellen,"  sekundierte  ihm  Fürst  Liechtenstein,  „daß  an  die 
Dominien  in  neuerer  Zeit  Anforderungen  gestellt  werden,  die 
nicht  mehr  zu  leisten  sind.  Fast  entsteht  der  Wunsch, 
mit  der  Ortsobrigkeit  und  dem  Patrimonialgericht  gar  nichts 
mehr  zu  schaffen  zu  haben."  Doch  müsse  die  Textierung, 
fügte  er  hinzu,  „äußerst  delikat"  gehalten  sein,  um  nicht  zu 
verletzen.  Es  wurde  sodann  der  Beschluß  gefaßt,  durch  ein 
neungliedriges  Komitee  eine  „nachdrucksvolle  und  genau 
begründete"  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Beschwerden 
zu  veranstalten  und  in  feierlicher  Weise  den  Landesfürsten 
selbst  um  Abhilfe  zu  bitten.^)  Das  Komitee,  in  welches  die 
Äbte  von  Wiener-Neustadt  und  Herzogenburg,  Baron  Walters- 
kirchen, Graf  Breuncr,  Baron  Tinti,  Heinrich  Graf  Hoyos, 
R.  v.  Stettner,  R.  v.  Schreibers  und  R.  v.  Mack  gewählt 
wurden,  konstituierte  sich  vier  Tage  später  unter  dem  Vorsitze 
des  Landmarschalls  und  bestimmte  Schreibers  zum  Referenten. 
Nichts  vermag  uns  deutlicher  den  grossen  Wandlungsprozeß, 
der  sich  in  der  Innenstruktur  der  Stände  vollzog,  zu  demon- 
strieren, als  die  Beratungen  dieses  Komitees,  die  sich  über  den 
Zeitraum  eines  Jahres  erstreckten:  stand  bei  ihrem  Beginne 
im  Juni  desselben  Jahres  noch  das  beschränkte,  persönliche 
Interesse  des  beschwerten  Herrschaftsbesitzers  im  Vordergrund, 
so  verschwindet  dasselbe  im  Laufe  des  nächsten  Jahres  immer 
mehr  vor  der  idealen  Auffassung  der  Stände  als  eines  morali- 
schen Körpers,  der  zur  Vertretung  der  allgemeinen 
Interessen  berufen  ist. 

In  der  ersten  Sitzung  am  17.  Juni  1844  erstattete 
Schreibers  ein  ausführliches  Referat  über  die  Beeinträchtigungen 
und  Überbürdungen,  welche  den  Dominien  in  den  letzten 
Jahren  widerfuhren.  Im  Vordertreffen  stand  das  Schubsystem, 
dessen  Unzulänglichkeit  ja  auch  von  Seite  der  Staatsverwaltung 
anerkannt  worden  war.   Keine  Provinz  der  ganzen  Monarchie, 

^)  Ständeversammlung  vom  30.  April  1844.  Landesregistratur,  Syndikats- 
protokolle. 
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führte  er  aus,  ist  in  diesem  Punkte  so  geplagt  wie  das  Land 
Niederösterreich :  die  Zentrale  des  Kaiserstaates  enthält  den 
„Abschaum  der  ganzen  Erbreichspopulation, 
welcher  in  Tausende  von  Individuen  sich  auf- 
lösend, aus  der  Residenzstadt  abgeschoben 
immer  und  immer  wieder  dorthin  zurückkehrt", 
und  den  Dominien  fällt  die  undankbare  Aufgabe  zu,  sie  ebenso 
oft  in  ihre  Heimat  zurückzuschieben.  Wenn  die  Regierung 
Anstalten  träfe,  daß  dem  „ewigen"  Wiederkehren  der  nämlichen 
Individuen  vorgebeugt  werde,  dann  würde  sich  die  Zahl  der 
Schüblinge  wesentlich  verringern  —  und  natürlich  auch  die  auf 
jenen  ruhende  Last.  Damit  hatte  er  den  wundesten  Punkt 
berührt :  die  Kostenfrage. 

Die  Auslagen  für  den  Schubtransport,  die  einstmals  die 
Gemeinden  getragen  hatten,  waren  in  der  Tat  nicht  unbeträcht- 
lich. Die  Dorfobrigkeit  hatte  fürs  erste  alle  in  ihrem  Bezirk 
paß-  und  bestimmungslos  herumziehenden  Individuen  auf- 
zugreifen, in  Gewahrsam  zu  nehmen  und  für  die  Verköstigung 
zu  sorgen.  Die  Haft  nahm  oft  längere  Zeit  in  Anspruch, 
weil  erst  Erhebungen  und  Korrespondenzen  mit  der  zuständigen 
Herrschaft,  wohin  der  Häftling  abzuschieben  war,  gepflogen 
werden  mußten.  Was  sollte  aber  die  Herrschaft  tun,  wenn 
derselbe  seine  Herrschaft  nicht  nennen  wollte,  weil  er  ein 
schlechtes  Gewissen  hatte?  Dann  konnte  sie,  um  ihm  die 
Sprache  zu  erleichtern  und  die  Haft  abzukürzen,  allenfalls 
zur  Prügelstrafe  schreiten.  Was  geschah  aber,  wenn  der 
Betreffende  keine  Auskunft  geben  konnte,  weil  er  —  taubstumm 
war?  Dieser  Fall  ereignete  sich  in  der  Doblhofr'schen  Herr- 
schaft Wcikersdorf.  Sie  wandte  sich  an  das  Kreisamt  mit  dem 
Ersuchen,  den  Mann  in  eine  öffentliche  Anstalt  unterzubringen; 
dann,  als  sie  abgewiesen  wurde,  an  die  Landesregierung  und 
schließlich  an  die  Hofkanzlei,  die  der  Abweisung  des  Rekurses 
die  Anordnung  beifügte,  daß  der  taubstumme  Vagabund  unter 
polizeilicher  Aufsicht  der  Herrschaft  zu  behalten  und  zur 
Arbeit  anzuweisen  sei.^)  Die  Angelegenheit  erledigte  sich 
dadurch,  daß  der  Arrestant  am  zweiten  Tage,  da  er  zur  Arbeit 
angehalten  wurde,  entwischte.  Der  Fall  scheint  öfter  vorge- 
kommen zu  sein,  und  es  gab  böse  Zungen,  die  da  von  einer 
absichtlichen  Unachtsamkeit  sprachen,  weil  so,  wie  sie  meinten, 
der  Herrschaft  die  Kosten  der  Internierung  und  des  Schubes 
erspart  wurden. 2)  Konnte  der  Inhaftierte  endlich  in  Schub 
gesetzt  werden,  so  mußte  die  Herrschaft  ihn  vorher  noch 
ärztlich    visitieren,    reinigen    und  bekleiden    lassen.     In  seiner 


*)  Hofkanzleidekret  vom  28.  Oktober  1843.  Landesregistratur,  Fasz.  2, 
Nr.  3988  ex  46. 

2)  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Hans  Jörgl"  in  der  „Neuen  Freien  Presse*^ 
vom  7.  September  1909, 
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Heimat  angelangt,  konnte  der  Schübling  seine  Bekleidung  fijr 
eine  Wirtshauszeche  verkaufen  und  die  Wanderung  wieder 
antreten,  um  dann  von  der  erstbesten  Herrschaft,  wo  er  als 
Vagabund  oder  Bettler  eingezogen  wurde,  neuerlich  bekleidet, 
verköstigt  und  zurückgeschoben  zu  werden.  Es  war  also  ein 
beständiges  Hin-  und  Herschieben,  dem  die  Ortsobrigkeiten 
machtlos  gegenüberstanden.  Das  alleraufreizendste  aber  war 
die  ungleiche  Verteilung  dieser  Last,  indem  sie  fast  aus- 
schließlich die  an  den  großen  X'erkehrsstraßen  oder  an  der  Grenze 
gelegenen  Dominien  traf  —  eine  Ungerechtigkeit,  welche  auch 
behördlicherseits  schon  längst  vollkommen  anerkannt  worden 
war^)  und  der  nur  dadurch  begegnet  werden  konnte,  daß  die 
Schubkosten,  wie  dies  die  Landesregierung  bereits  vor  dreißig 
Jahren  vorgeschlagen  hatte,  als  Provinziallast  erklärt  und  auf 
den  Steuergulden  umgelegt  wurden. 2) 

Dieser  Vorschlag  wurde  auch  jetzt  gemacht  und  der 
Referent  warf  noch  die  Frage  auf,  ob  nicht  die  anderen 
Provinzen,  deren  Abschaum  sich  nach  dem  Zentrum  der 
Monarchie  drängte,  ebenfalls  ins  Mitleiden  zu  ziehen  wären, 
mit  anderen  Worten,  ob  nicht  die  Provinziallast  in  eine  Staats- 
last verwandelt  werden  sollte.  Nach  dem  Schubwesen  kamen 
die  anderen  den  Herrschaften  aufgebürdeten  Lasten  zur 
Sprache:  die  Sicherheitskommissariate,  die  unentgeltliche 
Besorgung  der  Vorspanns-  und  Einquartierungsgeschäfte,  die 
Paßvidimierung  und  Instradierung  nebst  allen  damit  verbundenen 
Untersuchungen  und  Schreibereien  und  die  sich  beständig 
steigernden  Anforderungen  an  ihre  Mitwirkung  zu  öffentlichen 
Zwecken  (Gerichtsstandsdelegationen,  Einhebung  und  Abfuhr 
der  Verzehrungssteuer  u.  s.  w.).  Auch  die  Schmälerung  der 
grundobrigkeitlichen  Rechte  von  Seite  der  Kreisämter  bei 
Stipulierung  der  Urbarialbezüge  in  Grundtrennungs-  und 
Anstiftungsfällen  wurde  erwähnt.^)  Schließlich  wurde  noch  auf 

1)  Siehe  oben  S.   160  fg. 

2)  Siehe  oben  S.   134  fg. 

^)  Mit  dieser  Klage  hatte  es  folgende  Bewandtnis.  Die  Herrschaft  hatte 
seit  undenklichen  Zeiten  das  Recht,  bei  Grundlrennungen  von  den  neu 
angestifteten  Untertanen  sich  gewisse  Gaben  und  Dienste  auszubedingen.  In 
den  Dreißiger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  wurde  nun  aus  Anlaß  eines 
■bestimmten  Falles  (Weinsberg  in  Oberösterreich)  der  Grundsatz  ausgesprochen, 
die  auf  dem  Stammgute  verbleibenden  und  die  auf  die  neu  entstandene  Besitzung 
zu  übertragenden  Lasten  hätten  zusammen  das  Ausmaß  der  ursprünglich  auf 
der  ungeteilten  Stammrealität  haftenden  nicht  zu  übersteigen.  Als  im  Jahre  1843 
das  Kreisamt  ober  dem  IManhardsberg  diesen  Grundsatz  auf  einen  bei  der 
Herrschaft  Drosendorf  sich  ergebenden  Grundtrennungsfall  anwendend  eine 
Herabsetzung  der  Dienslanforderungen  verlangte,  beschwerten  sich  die  Stände 
über  diese  Einschränkung  des  obrigkeitlichen  Eigentumsrechtes  (Hofschrift 
vom  8.  Juni  1844).  Da  mit  dem  Fortschreiten  der  Verarmung  die  Grund- 
trennungen kontinuierlich  zunahmen  die  Hofkanzlei  gab  die  Zahl  der  in 
Niederösterreich  jährlich  neu  entstehenden  Häuser  mit  6ü0  an  —  so  entbehrte 
das  Vorgehen  des  Kreisamtes  nicht  einer  gewissen  Bedeutung.  Zur  Beleuchtung 
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die  verletzenden  Formen  hingewiesen,  welcher  sich  die  Behörden 
im  amtlichen  Verkehr  bedienten  und  die  nicht  geeignet  erschienen, 
die  Achtung  der  Untertanen  vor  ihrer  Obrigkeit  zu  befestigen. 
Die  übrigen  Komiteemitglieder  hatten  gleichfalls  schrift- 
liche Aufsätze  mitgebracht,  von  welchen  jener  des  Baron  Tinti 
den  größten  Anklang  fand.  Er  ist  für  uns  deshalb  von  Interesse, 
weil  er  sich  nicht  auf  eine  Aufzählung  der  verschiedenen 
Gravamina  beschränkte,  sondern  sich  bemühte,  die  mißliche 
Lage  des  herrschaftlichen  Grundbesitzes  auf  die  tieferen  Quellen 
hin  zu  untersuchen,  und  da  kam  er  denn  zu  dem  Resultat, 
daß  nicht  die  Staatsverwaltung  allein  die  ganze  Schuld  träfe, 
sondern  die  Dominienbesitzer  vor  ihrer  eigenen  Türe  zu  kehren 
hätten.  Wenn  Selbsterkenntnis  der  erste  Schritt  zur  Besserung 
ist,  so  bietet  Tintis  Gutachten  ,ein  erfreuliches  Symptom  dafür, 
daß  Hand  in  Hand  mit  dem  Streben  nach  besserer  Ausgestaltung 
der  ständischen  Verfassung  auch  ein  innerer  Läuterungsprozeß 
im  modern-fortschrittlichen  Geiste,  wie  er  sich  aller  Welt  in 
der  aufsehenerregenden  Schrift  des  Freiherrn  v.  Andrian  enthüllt 
hatte,  einherging.  Die  fortwährende  Entziehung  und  Schmälerung 
der  altherkömmlichen  Dominikairechte,  führte  Tinti  aus,  haben 
ebenso,  wie  die  beständige  Steigerung  der  Anforderungen  an 
ihre  Verwaltungstätigkeit  eine  gemeinsame  Wurzel :  die  Un- 
kenntnis der  Provinzialverhältnisse.  Die  Kreis- 
ämter haben  ein  viel  zu  geringes  Personale,  um  sie  neben 
ihren  vielen  anderweitigen  Aufgaben  näher  kennen  lernen  zu 
können.  Die  Landesstelle  aber  besitzt  keine  genügende  Anzahl 
von  Räten,  die  mit  dem  inneren  Wesen  der  Provinz  vollkommen 
vertraut  sind  und  dasselbe  gilt  in  noch  weit  höherem  Maße 
von  der  Hof  kanzlei.  Die  Stände  selbst  kennen  nur  ihre  eigenen 
Besitzungen  und  ihrem  V'erordnetenkollegium  mangelt  die 
Übersicht  über  das  Ganze,  um  mit  voller  Beruhigung  in 
Angelegenheiten  der  ganzen  Provinz  urteilen,  raten  und  abhelfen 
zu  können.  Diesem  Ubelstand  zu  begegnen,  sollen  ständische 
Bezirkskommissäre  aufgestellt  werden,  welche  aus  dem  Stande 
der  Dominikaibesitzer  ohne  Rücksicht  auf  die  Landstandschaft 
auf  die  Dauer  eines  Jahres  gewählt,  unentgeltlich  alles  für  das 
Wohl  ihres  Bezirkes  (10  —  20  Herrschaften)  Erforderliche,  in 
schwierigen  Fällen  mit  Beiziehung  der  Gutsbesitzer,  vor- 
zukehren und  in  allen  Streitigkeiten  zwischen  Dominien  und 
Untertanen  sowohl  als  auch  zwischen  den  ersteren  selbst  als 
Friedensrichter  zu  walten  hätten.  Dieses  Institut  würde  die  Kreis- 


des  Falles  muß  hinzugefügt  werden,  daß  bei  der  Hofkanzlei,  als  die  gesetz- 
liche Regelung  dieser  Angelegenheit  zur  Diskussion  stand,  gewichtige  Stimmen 
sich  gegen  jede  Verfügung  aussprachen;  der  Hofkanzler  Pillersdorff  warnte 
damals  vor  einem  .^trop  gouverner"  (Vortrag  vom  12.  Mai  1841.  Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.  3633).  Das  Gehässige  dieser  Verfügung  hätte  nur  durch  ein 
Einvernehmen  mit  den  Ständen  beseitigt  werden  können. 
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ämter  entlasten,  das  allgemeine  Vertrauen  erwecken  und  den 
Gemeinsinn  fördern. 

Im  Komitee  fand  diese  Anregung  nicht  viel  Beifall.  Man 
machte  alle  möglichen  Einwände,  unter  welchen  einer  beson- 
ders hervorgehoben  zu  werden  verdient,  weil  er  neben  vielem 
anderen,  was  hier  im  Schöße  der  Kommission  vertraulich 
besprochen  wurde,  auf  die  gutsherrlichen  Verhältnisse  ein 
ganz  eigenartiges  Licht  zu  werfen  geeignet  erscheint.  Es  fehle 
so  vielen  der  Gutsbesitzer,  sagte  man,  an  der  nötigen  „Intelli- 
genz", und  von  den  Intelligenten  blieben  wieder  viele  ihren 
Gütern  ferne,  so  daß  sie  auch  nicht  viel  von  den  Bedürfnissen 
der  Provinz  verständen.  Tinti  stellte  die  Berechtigung  dieses 
Bedenkens  keineswegs  in  Abrede;  legte  er  doch  selbst  einmal 
im  Laufe  der  Debatte  freimütig  den  Finger  auf  diese  offene 
Wunde.  Ja,  wenn  die  Herrschaftsbesitzer,  meinte  er,  tätigeren 
Anteil  an  der  Bewirtschaftung  ihrer  Güter  und  der  Besorgung 
der  öffentlichen  Verwaltung  nehmen  möchten,  so  würde  sich 
ihr  Ansehen  von  selbst  heben,  das  Zutrauen  der  Untertanen 
zunehmen  und  auch  das  Benehmen  der  Behörden  ihnen  gegen- 
über sich  anders  gestalten.  Selbst  der  Beirat,  dessen  Rekla- 
mierung beabsichtigt  sei,  werde  gewißlich  von  selbst  von 
einer  Körperschaft  gesucht  werden,  „deren  Mitglieder  durch 
Intelligenz,  Teilnahme  an  den  Landesinteressen  und  durch 
praktisch  erworbene  Kenntnisse  und  Erfahrungen  die  allge- 
meine Aufmerksamkeit  auf  sich  lenken  und  Vertrauen  zu  er- 
werben imstande  sind."  Er  leugnete  also  durchaus  nicht  den 
Krebsschaden  der  Gleichgültigkeit  und  Interesselosigkeit ;  aber 
er  war  der  Ansicht,  daß  eben  das  von  ihm  vorgeschlagene, 
nach  englischen,  französischen  und  deutschen  Mustern  ge- 
bildete Institut  der  Kreiskommissäre  hier  Wandel  schaffen 
würde. 

Walterskirchen  brachte  in  seinem  Elaborate  bemerkens- 
werte Details  über  die  Lasten  der  Justizverwaltung.  Er  er- 
wähnte, daß  sie  über  ganze  Staatsanstalten  wie  die  Finanz- 
wache die  Jurisdiktion  zu  üben  hätten,  ebenso  über  die  ständig 
wachsende  Masse  der  von  allen  Leistungen  befreiten  industriellen 
Arbeiter.  „In  einem  Staate,  dessen  Kraft  doch  noch  größtenteils  im 
Grundbesitze  wurzelt,  sind  es  die  agronomischen  und  agrikolen 
Interessen,  welche  hier  gegenüber  den  industriellen  nicht  ganz 
so  im  Schatten  stehen  sollten."  Auch  über  die  Gerichtstands- 
delegationen gebe  es  viel  zu  klagen.  Seiner  Herrschaft  Wolfs- 
thal wurde  eine  Voruntersuchung  gegen  etwa  dreißig  Ange- 
stellte der  landesfürstlichen  Tabakfabrik  in  Hainburg  wegen 
Veruntreuung  übertragen,  wobei  mehr  als  300  Zeugen  vorge- 
laden werden  mußten  und  die  Aktenkonvolute  nicht  auf  einem 
Wagen  fortzuschleppen  waren.  Derlei  Delegationen,  welche 
übrigens    die    Dominien    vollständig   ungleich  treffen,  müssen 
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auf  die  ganze  innere  Administration  der  Herrschaft  auflösend 
und  zerrüttend  wirken,  weil  die  Beamten  ihrer  eigentlichen 
Berufssphäre  gänzlich  entzogen  werden.  Die  Überbürdung  der 
Herrschaften  mit  polizeilichen  und  gerichtlichen  Agenden,  vor 
allem  aber  die  Unsicherheit,  in  der  sie  schweben,  drückt  sich 
bereits  in  beängstigender  Weise  in  der  Entwertung  der  Land- 
tafelgüter gegenüber  dem  bürgerlichen  Besitztum  aus.  Schreibers 
wurde  nun  beauftragt  auf  Grund  der  Komiteeberatungen  einen 
Vorstellungsentwurf  zu  verfassen. 

Als  das  Komitee  nach  mehr  als  einem  halben  Jahre 
wieder  zusammentrat  (17.  März  1845),  schwebte  ein  ganz 
anderer  Geist  über  den  Verhandlungen.  Sichtlich  tritt  die 
Tehden£  hervor,  den  Gegenstand  der  obrigkeitlichen  Be- 
s^ohwerdert  vom  einseitigen  Privatinteresse  auf  das  Niveau  der 
Ällgemeiriheit  zu  heben.  Walterskirchen  war  es,  der  den 
Grundton  anschlug,  in  den  die  anderen  alle  einstimmten. 
Seiner  Ansicht  nach,  erklärte  er,  ist  es  nicht  mehr  an  der 
Zeit,  Beschwerden  über  Beeinträchtigungen,  die  einzelne  Domi- 
nien trafen,  dem  Landesfürsten  zu  überreichen,  vielmehr  sollte 
diesem  „in  allgemeinen  Umrissen  die  Lage  des  Landes  dar- 
gestellt \\'erden,  wie  sie  sich  bis  zur  Gegenwart  gleich 
hart  fürHerren  und  Untertan  fortgestaltet  habe.  Beiden 
ist  durch  das  Gesetz  und  durch  die  Rechtlichkeitsliebe  des 
Monarchen  der  ungeschmälerte  Besitz  ihres  wohlerworbenen 
Eigentums  verbürgt,  für  beide  wäre  daher  Schutz  und  Abhilfe 
zu  erbitten,  gegen  das  nicht  immer  gleichen  Schritt  haltende 
Benehmen  der  Behörden."  In  dieser  Vorstellung  wäre  auch 
unter  Hinweis  auf  die  allgemeinen  Interessen  des 
ganzen  Landes  in  dieAngelegenheit  der  Stände 
als  einer  moralischen  Körperschaft  einzugehen.  Be- 
stimmt und  ausführlich  wäre  da  ihr  gesetzlicher  Bestand  dar- 
zustellen, der  zwar  de  jure  noch  bestehe,  faktisch  aber  nicht 
zugestanden,  in  Frage  gestellt  zu  sein  scheine.  Vorzüglich 
sollte  auf  den  ständischen  Beirat  hingedeutet  werden,  welcher 
Einfluß  ihnen  durch  die  Behörden  förmlich  vorenthalten  werde. 
Dem  kaiserlichen  Herrn  wäre  in  Ausdrücken  der  größten  Hoch- 
achtung die  Frage  zu  unterlegen,  ob  und  inwieferne  er  die  n.-ö. 
Stände  in  ihrer  gegenwärtig  gefährdeten  und  gelähmten  Stellung 
belassen  oder  ob  er  es  nicht  vorziehen  wollte,  zwischen  sich 
und  den  Regierten  Stände  gestellt  zu  sehen,  welche  seit  Jahr- 
hunderten bestanden  und  gesetzlich  noch  bestehen,  und  welche 
teils  durch  den  Besitz  von  Gütern  und  Patrimonialgerichtsbar- 
keiten, teils  durch  ihre  Stellung  im  öffentlichen  Leben  in  der 
Lage  sind,  die  Bedürfnisse  des  Gemeinwesens  zu  kennen. 

R.  V.  Stettner,  der  nachher  das  Wort  ergriff,  wies  auf 
die  Gefahren  hin,  welche  den  Ständen  aus  der  Nichtbeachtung 
ihrer  Wünsche  und  ihrer  Stellung  auf  dem  Lande   erwachsen 

BibI  :  Vormärz  1  ' 
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müßten.  Ein  großer  Teil  der  Untertanen,  meinte  er,  rechnet 
und  hofft  auf  einen  Erfolg  der  ständischen  Vertretung.  Wenn 
er  sich  aber  in  einem  oder  dem  anderen  Punkte  getäuscht 
sieht,  dann  schwindet  das  Vertrauen  auf  das  Ansehen  des 
Gutsherrn  und  er  sieht  mit  Gleichgültigkeit  dessen  Abreise 
nach  Wien  zum  Landtag.  Diese  Gleichgültigkeit  er- 
wächst öfter  zur  Abneigung  gegen  den  Guts- 
herrn, und  die  Behörden  sehen  dieser  Wandlung  gelassen 
zu.  Wohin  das  führen  werde,  wolle  er  nicht  näher  ausmalen. 
R.  V.  Mack  trat  ebenfalls  dafür  ein,  daß  die  Stellung  der 
Stände  in  erster  Linie  gerügt  \A'erde.  Das  ständische  Ehren- 
kleid tragen,  sagte  er,  und  sich  jährlich  ein  oder  zweimal 
versammeln  dürfen,  ohne  erhebliche  Gegenstände  zur  Beratung 
vorliegen  zu  haben,  darin  könne  wahrlich  nicht  das  Wesen 
ihrer  Verfassung  liegen.  Die  Stände  wünschten  wirksam 
zu  sein,  und  dazu  scheinen  sie  überdies  verpflichtet  zu  sein. 
Baron  Tinti  hob  den  bösen,  verderblichen  Zirkel  hervor,  in 
welchem  sich  die  Behörden  bewegten.  Deren  Maxime,  die 
Untertanen  immer  nur  auf  Kosten  der  Dominien, 
statt  durch  die  Hinwegräumung  der  sich  stets 
mehrenden  Hindernisse  des  Produktenabsatzes, 
durch  x\uf munterung  des  Gewerbsfleisses  und 
der  Industrie  zu  erleichtern,  müsse  schließlich  zum  g  ä  n  z- 
lichenRuin  derHerr  Schäften  v\^ie  der  Untertanen 
führen.  Er  stellte  den  Antrag,  den  Kaiser  um  die  Anordnung  einer 
Hof  kommission  mit  Beiziehung  der  Stände  zu  bitten,  und  so  eine 
Verständigung  mit  den  Behörden  herbeizuführen,  die  gerade  den 
entgegengesetzten  Weg  gingen  von  jenem,  den  sie  gehen 
sollten.  Walterskirchen  fügte  noch  hinzu,  die  Vorstellung  müsse 
dem  Kaiser  unmittelbar  überreicht  werden,  und  er  schlug  vor, 
Tinti  mit  deren  Entwurf  zu  betrauen.  Beide  Anträge  fanden  den 
allgemeinen  Beifall  und  Tinti  entwarf  darauf  die  Petition. 

Als  Tinti  in  der  nächsten  vSitzung  (2.  April)  seinen  Ent- 
wurf zur  Verlesung  brachte,  wurde  er  vorn  Grafen  Breuner  zu 
lang,  „zu  wenig  bündig  und  kräftig"  befunden.  Dieser  legte  dann 
selbst  einen  solchen  vor,  während  Tinti  den  seinen  umarbeitete. 
In  der  Hauptsache  war  das  Komitee,  als  die  beiden  Elaborate 
zur  Beratung  kamen  (15.  April),  darüber  einig,  daß  die  einzelnen 
Beschwerden,  welche  den  Ausgangspunkt  gebildet  hatten, 
zurückzutreten  hätten,  um  nicht  den  Eindruck  des  Wichtigsten 
zu  schwächen:  die  Stellung  der  Stände  als  solcher. 
Die  Darstellung  des  Ständewesens  sollte  demgemäß  an  erste 
Stelle  rücken  und  ihr  sich  dann  eine  allgemein  gehaltene  Schil- 
derung der  bedrängten  Lage  der  Dominien  unter  Anführung  ihrer 
Verpflichtungen  und  Leistungen  anreihen,  wobei  die  in  der 
ersten  Komiteeberatung  von  Stettner  aufgezählten  Beschwerde- 
punkte als  Grundlage  zu  dienen  hätten. 
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Die  beiden  Entwürfe  kamen  nun  mit  allen  Verhandlungs- 
protokollen des  Komitees  in  das  Verordnetenkollegium,  wo 
sie  neuerdings  einer  eingehenden  Durchberatung  unterzogen 
wurden.  Hier  war  es  vornehmlich  Baron  Doblhoff,  welcher 
mit  Worten  warmer  Anerkennung  den  Standpunkt  des  Komitees, 
daß  man  das  Übel  von  einem  höheren  Gesichtskreis  betrachten 
müsse,  um  es  an  der  Wurzel  zu  fassen,  befürwortete  und 
seinerseits  noch  einige  wirkungsvolle  Bemerkungen  machte, 
die  im  großen  und  ganzen  den  Grundgedanken  der  von  ihm 
vorbereiteten  Denkschrift  bezüglich  des  ständischen  Beirates^) 
wiedergeben.  Er  griff  auch  auf  den  im  Komitee  vom  Baron 
Tinti  angeregten  Gedanken  der  Bezirkskommissäre  zurück, 
der  dort  keinen  besonderen  Anklang  gefunden  hatte.  Er,  der 
freisinnige  Volksmann,  der  ganz  von  dem  Andrianschen  Ideal 
der  Selbstverwaltung  durchdrungen  war,  versprach  sich  von 
einem  solchen  „volksmäßigen"'  Mittelglied  zwischen  Gemeinde, 
Dominium  und  Ständen  einerseits  und  den  Staatsbehörden 
anderseits  die  Beseitigung  so  mancher  Nachteile,  die  not- 
wendigerweise dann  hervorgingen,  „wenn  die  Verwaltung  der 
wichtigsten  Interessen  und  Rechte  der  Staatsbürger  lediglich 
von  entfernt  wohnenden,  theoretisch  gebildeten  Regierungs- 
beamten in  verschlossenen  Ämtern  beraten  und  entschieden 
werde  und  die  übrigen  Bürger  des  Staates  nur  passiv  bleiben". 
In  dem  Geiste  des  Komiteebeschlusses  müsse,  so  schloß  er 
sein  Referat,  die  Staatsschrift  abgefaßt  werden,  „wenn  sie 
nicht  bloß  eine  sehr  prekäre  Abstellung  an  und  für  sich  un- 
wesentlicher und  nur  durch  ihre  Natur  bedeutungsvoller 
Beschwerden  erzielen,  sondern  einen  Boden  gewinnen  wollen, 
auf  dem  sie  fest  genug  stehen  können,  um  dem  monarchischen 
Prinzip  in  seiner  alten  Reinheit,  um  der  politischen  Ehre  ihres 
Vaterlandes  und  um  dem  Bestehenden  mit  Beförderung  des 
organischen,  vernunftgemäßen  Fortschrittes, 
dem  Zweck  des  Staatsverbandes,  feste  Stützen  sein  zu  können". 2) 
Nachdem  die  beiden  Elaborate  Tintis  und  Breuners  bezüglich 
der  Dominikaiverfassung  und  jenes  DoblhofTs  wegen  des  Bei- 
rates im  verstärkten  Ausschuß  gebilligt  worden  waren,  kamen 
sie  in  den  Landtag.  In  der  Versammlung  vom  13.  Juni  1845 
fand  Doblhoffs  Entwurf  den  „ungeteilten  Beifall  aller  An- 
wesenden" als  ein  „Meisterwerk  einer  gediegenen  Darstellungs- 
gabe" und  es  wurde  beschlossen,  beide  Vorlagen  durch  eine 
sechsköpfige  Deputation  dem  Kaiser  zu  überreichen.^) 

»)  Siehe  oben  S.  251. 

»)  Votum  vom  22.  Mai   1845.  Landesregistratur,   Fasz.  2,  Nr.  6295. 

')  Ebenda.  Syndikatsprotokolle.  —  Es  war  dies  der  erste  Landtag,  der 
nicht  mehr  im  Herbste  abgehalten  wurde.  Die  Stände  hatten  nämlich  mit  Rück- 
sicht darauf,  daß  es  gerade  zu  dieser  Zeit  in  der  Ökonomie  am  meisten  zu 
tun  gab,  die  Bitte  um  Verlegung  gestellt  (1841),  der  schließlich,  nachdem  sie 
zunächst  abgewiesen  worden  war,  willfahrt  wurde. 

17* 
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Die  von  Doblhoff  ausgearbeitete  Petition  war  in  der  Tat 
dem  Inhalt  wie  der  Form  nach  ein  Meisterwerk,  welches  in 
ruhigem  und  bestimmtem  Tone  alles  das  enthielt,  was  zu 
Gunsten  des  ständischen  Rechtes  des  Beirates  gesagt  werden 
konnte.  Die  Schrift  beginnt  mit  dem  wirksamen,  schon  von 
Andrian  ins  Treffen  geführten  Hinweis,  daß  sich  das  ständische 
Institut  in  all  den  Stürmen,  welche  die  Monarchie  bedrohten, 
als  sicherer  Hort  der  Legitimität  und  des  Rechtes  erwiesen 
habe,  um  sodann  die  Notwendigkeit  darzutun,  daß  ihre  alte 
„gelähmte"  Verfassung  wieder  zum  Leben  erweckt  werde,  „in 
einer  Zeitperiode,  welche  der  harmonischen  Entwicklung  aller 
Interessen  und  Kräfte,  der  gemeinsamen  Teilnahme  aller  an 
der  gemeinsamen  Aufgabe  günstig,  und  welche  fruchtbar  ist 
in  der  Lösung  des  Zwiespaltes  zwischen  dem  faktisch  Be- 
stehenden und  dem  grundgesetzlich  Berechtigten".  „Es  liegt 
nicht  nur  in  dem  Begriff  einer  ständischen  Verfassung,"  heißt 
es  weiter,  „sondern  ist  auch  ihr  teuerstes  Pfand  :  jene  Teilnahme 
und  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  des  Landes,  welche 
durch  den  Beirat,  d.  i.  durch  die  Beratung  über  alle,  die 
persönlichen  und  die  Eigentumsrechte  aller  Insassen  des 
Landes  betreffenden  Gesetze  und  Vorschriften,  ausgeübt  wird." 
Zum  Schlüsse  wird  unter  Anspielung  auf  das  Hofdekret  vom 
7.  Juni  1844  gesagt:  „Die  treugehorsamsten  Stände  müssen 
die  Ausübung  ihrer  verfassungsmäßigen  Rechte  dem  höchsten 
Willen  und  der  besten  Einsicht  ihres  Landesherrn  .  .  ,  anheim- 
stellen, allein  sie  können  ein  wichtiges  Vorrecht  der  Ver- 
fassung nicht  aufgeben  und  nicht  anerkennen,  daß  die  Ausübung 
desselben  von  dem  alleinigen  Befunde  einer  Behörde  ab- 
hängig sei." 

Die  zweite,  von  Doblhoff  im  Vereine  mit  Tinti  und 
Breuner  redigierte  Vorstellung  schildert  die  traurige  Lage  des 
Dominikaiverbandes  und  die  Gefahr  seines  gänzlichen  Verfalles. 
Mit  dem  Gefühle  des  „bittersten  Schmerzes"  müßten  sie  sehen, 
wie  die  „Rechte,  welche  fest  im  Boden  wurzelten,  durch  ihre 
Nichtachtung  so  schwankend  gemacht  werden,  daß  sie  wenig 
Stütze  miehr  gewähren  können".  Seit  dem  Regierungsantritte 
Sr.  Majestät  hätten  sie  oft  dagegen  Vorstellungen  erhoben,  um 
die  Gefahr  abzuwenden,  doch  ihren  Zweck  „beinahe  nie"  erreicht. 
Es  erfordert  die  Pflicht  der  Treue,  auf  ihre  schlimme  Lage 
aufmerksam  zu  machen,  weil  es  einst  nicht  mehr  möglich  sein 
könnte,  den  Keim,  welcher  die  Stetigkeit  des  Staates 
in  seinem  gegenwärtigen  Zustande,  wenn  auch 
in  späterer  Zeit,  aber  unausweichlich  verder- 
benwürde, zu  vernichten.  Die  Stände  haben  es  sich  zur 
Aufgabe  gemacht,  den  Grund  dieser  höchst  beklagenswerten 
Verhältnisse  zu  untersuchen,  um  die  Mittel  zur  Behebung  des 
krankhaften  Zustandes  des  Ganzen  auffinden  zu  können.    Die 
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Stände  sind  zur  Vertretung  des  ganzen  Landes  Niederösterreich 
beruten,  befähigt,  und  diese  ihre  „hohe  Bestimmung"  erscheint 
in  denkwürdiger  Weise  in  dem  i^aiserUchen  Patent  vom  6.  April 
1790  ausgesprochen,  wo  es  heißt:  „Die  Wiedereinsetzung  der  um 
einen  beträchtlichen  Teil  ihrer  Einkünfte  gebrachten  Obrigkeiten 
in  ihre  rechtmäßigen  Bezüge  ward  Uns  also  einerseits  zur 
Pflicht,  anderseits  fanden  Wir  dieselbe  mit  dem  W'ohlstande 
der  Untertanen  selbst  innig  verbunden,  weil 
nur  dadurch  das  natürliche  Band  zwischen 
Herrn  und  Untertan,  woraus  letzterem  so  we- 
sentliche Unterstützung  in  allen  Umständen 
zufließt,  zum  beiderseitig  gemeinschaftlichen 
Besten  wiederhergestellt  und  befestigt  werden 
kann."  Mit  diesen  Worten  ist' also  der  Grundsatz  anerkannt 
worden,  daß  das  Wohl  und  Wehe  der  Dominien  mit  jenem  der 
Untertanen  derart  innig  verquickt  ist,  daß  das  Eine  nicht  ohne 
das  Andere  bestehen  kann.  Gerne  würden  sie  auch  weiterhin 
dieser  ihrer  schönen  Aufgabe  nachkommen  und  mit  Rat  und 
Tat  an  der  Wohlfahrt  des  ganzen  Landes  mitarbeiten ;  leider 
nehmen  jedoch  gegenwärtig  die  Behörden,  wie  sie  zu  ihrem 
tiefsten  Bedauern  wahrnehmen  müssen,  nicht  mehr  jenen 
Standpunkt  ein.  Anstatt  von  diesen  in  der  Erfüllung  ihrer 
schweren  Obhegenheiten  „aufgemuntert"  zu  werden,  wird  jetzt 
der  „entgegengesetzte  Weg"  eingeschlagen.  Den  Dominien 
wird  eine  ganze  Reihe  von  Lasten  aufgebürdet,  die  sie  einst 
nicht  hatten  ;  dagegen  genießen  sie  nicht  mehr  jene  Rechte, 
beziehen  sie  nicht  mehr  jene  Einkünfte,  die  sie  früher  besessen. 
Einstmals  steuerfrei,  müssen  sie  jetzt  alle  Genüsse,  ja  sogar 
das  bloße  Recht  dazu,  besteuern,  was  bei  anderen  Klassen 
der  Staatsbürger  nicht  der  Fall  ist.  Das  Weiderecht  und 
der  Pannschanknutzen  vergüteten  vordem  reichlich  die  Aus- 
lagen der  Polizeiverwaltung;  die  Waisendienste  lieferten  einen 
Entgelt  für  die  obervormundschaftlichen  Geschäfte  ;  sie  bezogen 
die  Abfahrtgelder  und  andere  für  die  damaligen  Geldverhältnisse 
namhafte  Taxen.  Gegenwärtig  ist  das  Weiderecht  durch  die 
allgemeine  Benützung  der  Brache  größtenteils  unausführbar 
geworden  ;  der  Pannschanknutzen  ist  durch  die  Einführung 
der  Verzehrungssteuer  und  durch  die  Leichtigkeit  der  Erlangung 
von  Schankbefugnissen  beinahe  erloschen ;  die  Waisendienste, 
das  Abfahrtgeld,  das  Einstands-  oder  Verkaufsrecht,  die  Privat- 
mauten, die  Maut-  und  Zollbefreiung  des  ständischen  Dominikal- 
besitzes sind  aufgehoben.  Von  allen  diesen  Rechten  und 
Genüssen  ist  ihnen  also  nur  das  Äquivalent,  die  Verpflichtungen, 
geblieben,  die  sich  beständig  steigern,  und  sie  tragen  heute 
die  „h  ö  ch  st  en  Lasten"  im  Staate.  Nie  haben  sie  die 
äußersten  Opfer  gescheut,  wenn  es  zum  allgemeinen  Besten 
erforderlich  war.  Aber  schließlich  muß  die  von  den  Behörden 


582 


fortgesetzte  Praxis  zu  ihrem  Untergang  führen  und  in  weiterer 
Folge  auch  zu  jenem  der  Untertanen,  die  sich  ohnedies  eben- 
falls schon  in  einer  weit  übleren  Lage  als  früher  befinden. 
Bei  den  gegenwärtigen  geschwächten  Kräften  sind  die  Herr- 
schaften nicht  mehr  in  der  Lage,  ihren  Untertanen  so  wie 
einstmals  helfend  beizuspringen;  dazu  kommt  dann  noch  die 
Notwendigkeit  einer  immer  größeren  Vorsicht  und  Zurückhaltung 
bei  der  Erteilung  von  Zugeständnissen  und  zeitweiligen  Er- 
leichterungen, die  nur  übel  ausgelegt  und  mißdeutet  werden 
könnten.  Die  Folge  aber  davon  ist  wieder  eine  Lockerung  des 
Bandes,  das  beide  miteinander  verknüpft,  wozu  auch  die  ver- 
letzende Sprache  und  Form,  in  welcher  die  Behörden  mit  den 
Dominien  verkehren,  nicht  wenig  beiträgt.  Ihre  Autorität  ist  es 
aber  allein,  welche  den  Erfolg  ihrer  pflichtgemäßen  Bemühung 
zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  sichert.  Alle  diese 
angeführten  Benachteiligungen  der  Dominien  wirken  also 
wieder  auf  den  Untertan  nachteilig  zurück,  der  sich  an  und 
für  sich  schon  in  einer  ungünstigen  Situation  befindet,  weil  die 
Staatsverwaltung  das  wesentlichste  Mittel  zum  wirtschaft- 
lichem Aufschwünge,  die  Entfernung  der  Hindernisse  des 
Produktenabsatzes,  fast  gar  nicht  beachtet.  Die  Stände  können 
den  ., Urgrund  dieser  Übel"  nur  darin  erkennen,  daß  ihre 
Kenntnisse  der  verschiedenen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der 
Bewohner  des  Landes  n  i  e  in  Anspruch  genommen  oder  beachtet 
werden.  Die  Kreisämter  waren  bei  ihrem  wechselnden  Personal- 
stand und  bei  ihrer  Überhäufung  mit  zum  Teil  formellen 
Geschäften  niemals  in  der  Lage,  sich  jene  Kenntnisse  anzueignen. 
Die  höheren  Behörden  dagegen  gingen  „aus  Mangel  an  Daten 
und  begründetem  Beirat"  meist  von  leeren  Voraussetzungen 
und  vorgefaßten  Meinungen  aus,  denen  zufolge  die  Herrschatts- 
besitzer  als  „nutzlose  Rentiers  und  als  Aussauger  ihrer 
Untertanen",  die  von  diesen  allmählich  befreit  werden  müßten, 
erscheinen  —  ohne  Bedachtnahme  auf  die  Rechtsverhältnisse 
und  auf  die  Folgen  der  Auflösung  der  Dominikaiverfassung. 
Zur  näheren  Beleuchtung  dieser  Übelstände  wird  nun  eine 
stattliche  Liste  der  uns  aus  den  Komiteeberatungen  bekannten 
Klagepunkte  angeführt,  mit  dem  vielsagenden  Beisatze,  daß 
dies  nur  „einige  Beispiele"   seien. ^) 

Diese  beiden  Denkschriften  sollten  durch  eine  Deputation, 
bestehend  aus  dem  Abt  von  Melk  und  dem  Propst  von 
Klosterneuburg  aus  dem  Prälatenstand,  den  Grafen  Ernst  Hoyos 
und  Breuner  aus  dem  Herrenstand  und  den  Freiherren  von 
Aichen  und  Sardagna  aus  dem  Ritterstand  dem  Kaiser  persön- 
lich überreicht  werden.  Die  Stände  erbaten  sich  dazu  in  einem 
besonderen  Majestätsgesuch  die  Erlaubnis,  „durch  das  un- 
schätzbare Vorrecht,  Bitten  und  Wünsche  unmittelbar  an  den 

')  Ausgefertigt  am  30.  Juni   1845.    Landesregistratur,  Fasz.  2,  Nr.  6295. 
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geheiligten  Thron  ihres  Landesfürsten  niederzulegen,  noch  mehr 
aber  durch  das  unerschütterliche  Vertrauen  in  Euer  Majestät 
Gerechtigkeitsliebe  ermutigt".  Sie  führten  auch  darin  an,  daß 
jene  Petitionen,  das  Resultat  einer  reiflichen  und  ruhigen 
Beratung,  für  die  dauerhafte  Erhaltung  ihrer  Verfassung  und 
für  die  Befestigung  der  inneren  Administration  des  Landes  von 
höchster  Wichtigkeit  seien.  Der  Landmarschall  Graf  Goeß  wandte 
sich  nun  behufs  Erwirkung  einer  Audienz  an  den  Oberstkämmerer 
des  Kaisers,  Moriz  Graf  von  Dietrichstein,  und  verwandte  sich 
überdies  durch  Graf  Coudenhove  bei  Erzherzog  Ludwig. i) 

Das  Ansuchen  wurde  ohne  jede  Begründung  abgelehnt 
und  der  Landmarschall  wieder  auf  den  „vorschriftsmäßigen" 
Weg  gewiesen.-)  Die  Stände  ließen  sich  aber  diesmal  im  Ver- 
trauen auf  ihr  gutes  Recht  nicht  so  kurzer  Hand  abspeisen. 
Der  Landmarschall  richtete  an  den  Hofkanzler  Freiherrn  von 
Pillersdorf  eine  Eingabe,  vv"orin  er  sagte,  es  sei  der  einhel- 
lige Wunsch  der  Stände,  daß  die  Hofkanzlei  gestatte,  die 
beiden  Petitionen  in  einer  Privataudienz  dem  Kaiser  unmittelbar 
überreichen  zu  dürfen.  Um  jedes  Bedenken  zu  beseitigen, 
wurden  sie  mit  samt  dem  Einbegleitungsschreiben  vorgelegt. 
Vielleicht  war  die  Durchsicht  der  beiden  Denkschriften  eher 
geeignet,  die  Bedenken  zu  vermehren,  statt  sie  zu  beseitigen ; 
jedenfalls  hatte  der  neuerliche  Schritt  des  Landmarschalls 
keinen  Erfolg.  Das  Präsidium  der  Hofkanzlei  sprach  sich  aus 
„wichtigen"  Gründen  für  die  Ablehnung  aus.  „Die  nieder- 
österreicnischen  Stände  haben  zwar",  wurde  in  der  näheren 
Begründung  ausgeführt,  „in  früherer  Zeit  zuweilen  aus  Anlaß 
besonderer  Ereignisse  in  der  Allerhöchsten  Regentenfamilie 
oder  zur  Dankesäusserung  für  empfangene  Wohltaten  oder 
bei  größeren  Weltbegebenheiten  die  Begünstigung  des  Aller- 
höchsten Empfanges  einer  Deputation  nachgesucht  und  er- 
halten. Allein  Bitten,  Vorstellungen  und  Beschwerden,  welche 
von  ihnen  auf  dem  Landtage  besprochen  und  erörtert  worden 
sind,  haben  sie  entweder  im  Wege  der  Hofkanzlei  oder  un- 
mittelbar durch  eine  eigene  schriftliche  Eingabe  Euer  Majestät 
zu  unterbreiten.  Von  diesem  vorschriftsmässigen  Wege  den 
niederösterreichischen  Ständen  eine  Ausnahme  zu  gestatten, 
sei  schon  deshalb  nicht  rätlich,  weil  hieraus  leicht  Konse- 
quenzen von  zehn  ständischen  Körpern  in  den  der  Hofkanzlei 
unterstehenden  Provinzen  abzuleiten  versucht  werden  könnten 
und  es  zu  Kränkungen  und  Beschwerden  Anlaß  geben  würde, 
wenn  denselben  eine  den  niederösterreichischen  Ständen  zuge- 
standene Allerhöchste  Begünstigung  verweigert  und  sie  auf 
den  vorschriftsmässigen  Weg  verwiesen  würden.  Selbst  dann, 

1)  Note  des  Landmarschalls  vom  12.  Juli  1845.  Landesregistratur,  Fasz.  2. 
Nr.  9667. 

3)  Ebenda. 
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wenn  auch  die  Deputation,  wie  der  Landmarschall  glaubt, 
ganz  aufsehenslos  erscheinen  würde,  läßt  sich  doch 
nicht  verhindern,  daß  die  Tatsache  des  ihr  zuteil  gewordenen 
Allerhöchsten  Empfanges  eine  weitere  Verbreitung 
erlangt  und  dadurch  den  von  derselben  zu  über- 
reichenden \''orstellungen  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit zugewendet  und  ein  größeres  Ge- 
wicht beigelegt  würde,  als  sie  wirklich  ver- 
dienen, da  dieselben  eigentlich  nur  oft  wiederholte,  einer 
tatsächlichen  Begründung  und  ruhiger  Erörterung  entbehrende 
Beschwerden  gegen  Entscheidungen  sind,  die  wenigstens  zum 
Teil  schon  die  Allerhöchste  Bestätigung  Eurer  Majestät  er- 
halten haben.  Unter  diesen  Verhältnissen  und  nachdem  Eure 
Majestät  erst  heuer  die  niederösterreichischen  Stände  von 
der  beabsichtigten  Sendung  einer  Deputation  zur  Abstattung 
des  Dankes  für  die  Allerhöchste  Herabsetzung  der  Militär- 
Kapitulationszeit  zu  dispensieren  geruhten,  glaubt  das  Präsi- 
dium den  Antrag  stellen  zu  sollen,  den  niederösterreichischen 
Ständen  bedeuten  zu  lassen,  daß  Allerhöchstdieselben  über 
die  auf  dem  diesjährigen  Landtag  beschlossenen  Eingaben  die 
weitere  ordnungsmässige  Verhandlung  eintreten  zu  lassen  und 
Ihre  Allerhöchste  Willensmeinung  auszusprechen  sich  vorbe- 
halten, sobald  dieselben  im  vorschriftsmässigen  Wege  an 
Eure  Majestät  gelangen  werden." 

Aus  diesem  Präsidialvortrag  erfahren  wir  die  bemerkens- 
werte Tatsache,  daß  für  die  Ablehnung  der  früheren  Depu- 
tation, welche  den  Dank  der  Stände  für  die  Herabsetzung  der 
Militärzeit  hätte  ausdrücken  sollen,  eigentlich  kein  verfassungs- 
mässiger Grund  vorlag,  da  sie  ja  einen  Dank  und  keine  im 
Landtag  verhandelte  Bitte  oder  Beschwerde  enthielt ;  dass 
aber  die  zweite  Deputation  zurückgewiesen  werden  mußte, 
weil  schon  die  erste  abgelehnt  worden  war,  und  weil  endlich 
eine  diesbezügliche  Bewilligung  insoferne  zu  unliebsamen 
Konsequenzen  führen  würde,  als  man  etwas,  was  den  Ständen 
Niederösterreichs  gewährt  wurde,  jenen  der  übrigen  Provinzen 
füglich  nicht  gut  abschlagen  könne.  Diese  letzte  Motivierung 
entbehrt  nicht  einer  grotesken  Komik,  wenn  man  erfährt,  daß 
wenige  Wochen  vorher  eine  aus  vierzehn  Herren  bestehende 
Deputation  des  böhmischen  Landtages  nach  Wien  zu  dem 
Zwecke  abgesandt  worden  war,  um  ebenfalls  die  Anerkennung 
der  ständischen  Rechte  und  Gewährung  verschiedener  Wünsche 
durchzusetzen,  und  vom  Kaiser  in  Audienz  empfangen  wurde, 
daß  sie  dann  auch  eine  Hofkonferenz  erw^irkten,  die  am 
14.  Mai  zusammentrat.^)    Damit    hatten    also  die  Böhmen  das 

')  Instruktion  der  böhmischen  Stände  vom  22.  April  1845;  vgl.  Springer, 
„Geschichte  Österreichs"  I,  S.  527.  Siehe  auch  die  Nummer  138  der  Augs- 
burger  „Allgemeinen  Zeitung"  vom   18.  Mai   1845. 
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erreicht,  was  den  Niederösterreichern  abgeschlagen  wurde. 
Da  auch  der  staatsrätliche  Referent  Hofrat  Buol  dem  Präsi- 
dium der  Hofkanzlei  Recht  gab,  indem  er  bemerkte,  der  Schritt 
der  niederösterreichischen  Stände  erscheine  ihm  „vorzüglich 
auf  den  Effekt  berechnet",  welchen  die  eigenhändige  Empfang- 
nahme solcher  Vorstellungen  herv^orzubringen  geeignet  sei, 
auf  das  „Gewicht,  welches  sie  dadurch  in  der  öffentlichen 
Meinung  erlangen",  während  die  darin  gestellten  Petita  „keines- 
wegs von  der  Art  wären,  um  eine  so  ausgezeichnete  Aufnahme 
zu  verdienen",  so  wurde  den  Ständen  mit  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  19.  September  1845^)  bedeutet,  ihre  Vorstel- 
lungen „im  vorschriftsmässigen  Wege"   einzureichen. 2) 

Die  neuerliche  Zurückweisung  einer  Audienz,  die  kurz 
vorher  den  böhmischen  Ständen  gewährt  worden  war,  erschien 
schließlich  nicht  geeignet,  die  niederösterreichischen  Stände 
gegen  die  Behörden  freundlicher  zu  stimmen.  Das  Verord- 
netenkollegium  stellte  sich  eine  lange,  bis  auf  das  Jahr  1510 
zurückreichende,  Liste  von  dem  Landesfürsten  persönlich  durch 
eine  Deputation  überreichten  Petitionen  aller  Art  zusammen, 
zum  Beweise,  daß  der  von  ihnen  nachgesuchte  Weg  durchaus 
kein  „vorschriftswidriger"  sei,  sondern  auf  einem  uralten 
Vorrecht  beruhe,  und  beschloß,  die  beiden  Denkschriften  zu- 
rückzuhalten und  die  Willensmeinung  der  Stände  einzuholen. 
Nachdem  diesem  Beschluß  auch  der  verstärkte  Ausschuß  bei- 
getreten war,  setzte  der  Landmarschall  das  Präsidium  der 
Hofkanzlei  davon  in  Kenntnis,  mit  dem  Bemerken,  daß  die 
Abweisung  bei  den  Ständen  einen  „höchst  schmerzlichen  und 
bedauerlichen  Eindruck"  hervorrufen  würde,  da  sie  seit  Jahr- 
hunderten jenes  Recht,  Bitten  und  Vorstellungen  unmittelbar 
an  den  Stufen  des  Thrones  niederzulegen,  ausübten  und  der 
Kaiser  auch  dem  „Geringsten"  seiner  Untertanen  die  Beruhi- 
gung zu  gewähren  jederzeit  bereit  wäre,  ihm  persönlich  Bitten 
und  Beschwerden  zu  überreichen.  Wenn  aber  wirklich  die 
Annahme  der  Deputation  „unzulässig"  gefunden  werden  sollte, 
dann  möge  den  Ständen  wenigstens  eine  „beruhigende"  huld- 
reiche Erklärung  erwirkt  werden.^) 

Das  Einschreiten  des  Landmarschalls  hatte  den  Effekt, 
daß  nach  längeren,  umständlichen  Beratungen  in  der  Hot- 
kanzlei und  im  Staatsrat  der  Deputationsweg  wenigstens  nicht 
direkt  als  vorschriftswidrig,  sondern  nur  als  „ausserge- 
wöhnlic-h"    erklärt    wurde.     Die    kaiserliche    Entschließung 


1)  Präsidialvortrag    der    Hofkanzlei    vom     23.    Juli    1845.    Staatsarchiv. 
Staatsratsakten  Nr.  3970. 

2)  Note  des  Obersthofkanzlers  an  den  Landmarschall  vom  23.  September 
1845,  Z.  980.  Landesregistratur.  Fasz.  2,  Nr.  9667. 
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vom  13.  Februar  1846  besagte:  „Da  Ich  Mich  bestimmt  fand, 
über  die  auf  dem  diesjährigen  Landtage  beschlossenen  Ein- 
gaben die  weitere  ordnungsmäßige  Verhandlung  eintreten  zu 
lassen,  und  Mir  vorbehielt,  Meine  Willensmeinung  auszu- 
sprechen, sobald  jene  Eingaben  im  vorschriftsmäßigen  Wege 
an  Mich  gelangen  werden,  so  bedarf  es  keiner  Erklärung,  daß 
die  Stände  wie  bisher  so  auch  künftig  sich  von  Mir  die 
Bewilligung  erbitten  (-"ürfen,  auch  in  dem  außergewöhnlichen 
Wege  einer  Deputation  ihre  Wünsche  und  Anträge  insoferne 
Ich  es  für  angemessen  erkenne  —  unmittelbar  zu  Meiner 
Kenntnis  zu  bringen."  ^)  Also,  dieselbe  Auffassung  wie  bezüglich 
des  „Beirates"  :  derselbe  ist  kein  Recht  der  Stände,  sondern 
eine  Gnade  des  Landesfürsten,  die  von  dem  Ermessen  und 
Gutbefinden  der  Hofstelle  oder  der  Staatskonferenz  abhängig  ist. 2) 
Die  kaiserliche  Entscheidung,  welche  eigentlich  nichts 
anderes  besagte,  als  daß  die  Stände  „wie  bisher"  um  die 
Bewilligung  zur  Absendung  einer  Deputaüon  einschreiten 
könnten,  die  ihnen  dann  „auch  künftig"  würde  abgeschlagen 
werden,  übte  auf  diese,  als  sie  in  der  Landtagsversammlung 
vom  16.  März  1846  vorgetragen  wurde,  keineswegs  jene 
„beruhigende"  Wirkung  aus,  die  sie  nach  der  wohlmeinenden 
Absicht  des  Landmarschalls  hätte  haben  sollen.  Graf  Breuner 
ergriff  zuerst  das  Wort,  um  seinem  „innigsten  Bedauern"  über 
die  Zurückweisung  der  ständischen  Bitte  auszusprechen.  Seit 
Jahrhunderten  sei  es  ein  stets  unbestrittenes  Recht  der  Stände 
gewesen,  ihre  Bitten  und  Beschwerden  unmittelbar  dem 
Monarchen  überreichen  zu  dürfen.  Dieses  Recht,  wenn  es  sich 
gleich  auf  kein  ausdrückliches  Pri'/ilegium  gründe,  beruhe  doch 
auf  uraltem  Herkommen  und  sei  demnach,  da  alle  herkömm- 
lichen Gerechtsame,  Gewohnheiten  und  Freiheiten  von  Sr. 
Majestät  bei  der  Erbhuldigung  bestätigt  wurden,  allerdings 
zum  Rechte  erwachsen,  welches  wohl  um  so  weniger  bezweifelt 
werden  könne,  als  in  Österreich,  wie  das  schon  in  der  an  die 
Hofkanzlei  gerichteten  Präsidialnote  gesagt  wurde,  jedermann 
das  Recht  gewährt  werde,  sein  Anliegen  dem  Kaiser  persönlich 
zu  übermitteln.  Für  die  Stände  könne  es  sich  durchaus  nicht 
gleich  bleiben,  ob  sie  ihre  Wünsche  von  Wichtigkeit  der 
Hof  kanzlei  oder  unmittelbar  dem  Kaiser  zu  überreichen  hätten  ; 
schon  deshalb  nicht,  weil  man  sie  im  ersteren  Falle,  wenn  sie 
auch  dann  diesem  vorgelegt  würden  —  obschon  auch 
dies  nicht  immer  geschehen  sei  —  als  bloße  Bei- 
lagen des  Einbegleitungsvortrages  behandle,  während  sie  im 
letzteren  Falle  die  Eingabe  selbst  bildeten  und  eine  aufmerk- 
samere Würdigung  erführen.  Er  beantragte  übrigens,  die  beiden 

*)  Präsidialvoitrag  der  Hofkanzlei  vom  19.  November  1845.  Staatsarchiv, 
Staatsratsakten  Nr.  G108. 

2)  Siehe  oben  S.  242. 


Vorstellungen,  die  heute  in  vielen  Punkten  nicht  mehr  zuträfen 
und  ergänzt  werden  müßten,  gar  nicht  mehr  zu  überreichen, 
sondern  sie  mit  entsprechenden  Abänderungen  in  eine  einzige 
zu  verschmelzen  und  mit  dieser  Aufgabe  ein  eigenes  Komitee 
zu  betrauen. 

Breuners  Antrag  fand  lebhafte  Zustimmung.  Zur  Klage 
über  die  Nichteinholung  des  ständischen  Beirates,  meinte 
Doblhoff,  sei  nun  eine  neue,  nicht  minder  wichtige  Beschwerde 
gekommen  :  die  Verweigerung  der  Annahme  einer  Deputation. 
Umsonst  mahnte  der  Landmarschall  von  dem  geplanten  Schritte 
ab,  weil  er  den  .,Anschein  eines  Ausbruches  von  übler  Laune 
oder  gar  einer  Art  von  Renitenz"  gewinnen  könnte,  indem  er 
hinzusetzte,  daß  es  sich  ja  nur  um  einen  außergewöhnlichen 
Fall  handle.  Dem  gegenüber  wurde  geltend  gemacht,  daß  die 
Stände  nicht  aufgefordert  wurden,  ihre  Petition  im  vorschrifts- 
mäßigen Wege  zu  überreichen,  sondern  daß  es  ihnen  anheim- 
gestellt wurde,  dieses  zu  tun.  Eine  einzige  Stimime  ausgenommen, 
die  für  eine  Erwiderung  eintrat,  sprach  sich  die  ganze  Ver- 
sammlung für  Breuners  Antrag  aus,  worauf  ein  Komitee, 
bestehend  aus  dem  Abt  von  Wiener-Neustadt,  dem  Grafen 
Breuner,  Heinrich  Graf  Hoyos,  Tinti,  Mack  und  Doblhoff 
gewählt  wurde,  welches  die  Umarbeitung  vorzunehmen  und 
den  neuen  Entwurf  der  nächsten  Land  Lagsversammlung  vor- 
zulegen hatte. 1) 

Baron  Doblhoff  war  es  wieder,  dessen  bewährter  Feder 
die  Ausarbeitung  der  neuen  Denkschrift  anvertraut  wurde.  Er 
kam  seiner  Aufgabe  mit  gewohnter  Hingabe  und  Geschicklich- 
keit nach,  indem  er  in  gewandter  Sprache,  die  sich  stellenweise 
wie  eine  zündende  Parlamentsrede  liest,  alles  dasjenige  aus- 
spricht, was  den  Ständen  auf  dem  Herzen  lag,  und  dazu  hatte 
sich  im  Laufe  der  Jahre  reichlicher  Stoff  angehäuft.  Wir 
erinnern  uns,  wie  die  Stände  in  ihrer  Landtagserklärung  vom 
16.  September  1844  über  „Mangel  an  Geltung"  klagten  und 
darauf  die  Weisung  erhielten,  die  Fälle  bekanntzugeben,  wo 
ihre  Petitionen  keine  Erledigung  gefunden  hätten.  Dieser  Auf- 
forderung leisteten  sie  alsbald  Folge,  indem  sie  eilf  der  „wichtig- 
sten" Gegenstände  bezeichneten,  die  seitdem  Regierungsantritte 
Kaiser  Ferdinands  unerledigt  geblieben  waren ;  darunter  die 
Bitte  um  Bestätigung  der  alten  Exekutionsweise  zur  Einbringung 
der  rückständigen  Dominikalgaben,  Herstellung  der  für  den 
Verkehr  und  Wohlstand  unentbehrlichen  Verbindungswege, 
Regelung  der  Invasionsschulden,  Ablösung  der  Robot-  und 
Zehentrechte  und  Herabsetzung  der  auf  dem  Weine  liegenden 
Verzehrungssteuer. 2)  Den  damals  gerügten  Mangel  an 
Geltung  näher  nachzuweisen,   dies  ist  der  Leitgedanke  der 


1)  Landesregistratur,  S}md:katsprotokolle. 

-)  Hofbericht  vom  21.  März  1846.  Landesregistratur,  Fasz.  47,  Nr.  4191. 
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umfangreichen  Staatsschrift,  die  nach  den  einleitenden  Worten 
ein  „getreues  Bild  des  traurigen  Zustandes  umfaßt,  in  welchem 
sich  die  ständische  Repräsentation  dieser  Provinz  und  die 
Dominikaiverfassung  auf  dem  Lande  gegenwärtig  befindet". 
Da  diese  „magna  Charta"  der  niederösterreichischen  Stände 
später  als  ein  „Wendepunkt"  des  Ständewesens  einiges  Auf- 
sehen hervorrief,  dürfte  es  sich  der  Mühe  verlohnen,  ihren 
Inhalt  näher  kennen  zu  lernen. 

Die  Stände  verlangen  für  das  Glück  und  die  Wohlfahrt 
ihres  Vaterlandes  nichts  sehnlicher  als  einen  „das  monarchische 
Prinzip  ehrenden  und  sichernden  Zustand".  Dieser  ihr  Wunsch, 
ihre  aufopferungsvolle  Hingabe  und  Treue,  hat  sich  in  den 
letzten  Bewegungen  und  Kriegen  der  Franzosenzeit,  welche 
die  Monarchie  zu  vernichten  drohten,  glänzend  bewährt.  „E.  M. ! 
es  schien  dennoch  beschlossen,  mit  dieser  letzten  nationalen 
Erhebung  die  Geschichte  der  Stände  Niederösterreichs  abzu- 
schließen, denn  ungeachtet  iihres,  im  Angesichte  von  Europa 
einem  neuen  deutschen  Staatenbunde  verkündeten  rechtlichen 
Bestandes,^)  —  ungeachtet  der  einem  siegreichen  Volke 
zugesicherten  Belebung  ständischer  Mitwirkung,  sank  das 
Institut  der  Stände  fast  zur  leeren  Form  herab."  Es  wurde 
als  ein  „überflüssiges,  in  manchen  Fällen  selbst  hinderliches" 
Element  im  Staate  betrachtet  und  auf  einem  anderen  Wege, 
als  dem  in  der  Entschließung  Kaiser  Leopolds  II. 
vom  4.  A  u  g  u  s  t  1791^)  b  e  z  e  i  c  h  n  e  t  e  n,  die  genaue  Kennt- 
nis der  verschiedenen  Verhältnisse,  Wünsche  und  Bedürfnisse 
aller  Klassen  der  Bewohner  dieser  Provinz  zu  erlangen  ver- 
sucht. Schweigend  zogen  sich  diejenigen  zurück,  die  nach 
ihren  Erfahrungen  berufen  waren,  mit  Rat  und  Tat  zur  Er- 
forschung desjenigen,  was  Not  tut,  beizutragen  ;  mit  Ergebung 
in  den  Willen  ihres  Monarchen  harrten  sie  in  ruhiger  Er- 
wartung auf  die  Segnungen  eines  dauerhaften  Friedens  und 
auf  die  Erfolge  einer  erweiterten  ausschließenden  Regsamkeit 
der  öffentlichen  Verwaltung  zum  allgemeinen  Besten.  Dieser 
Zustand  der  Resignation  würde  bereits  bis  zur  gänzlichen 
Vergessenheit  der  Stände  gediehen  sein,  hätten  die  angehofften 
Resultate  jenen  Erwartungen  entsprochen;  allein  der  Erfolg 
ober wähnter  Maxime  war  kein  glücklicher:  das 
wichtigste  Interesse  dieses  Landes,  das  des  Grundbesitzes, 
wurde  in  den  Hintergrund  gedrängt,  die  hierauf  Bezug  nehmende 
Gesetzgebung  nicht  geordnet  und  das  Verhältnis  zwischen 
Obrigkeit  und  Untertan  nicht  geläutert.  Die  peinlichste  Sorge 
über  diesen  Gang  der  Dinge  im  tiefsten  Frieden  ließ 
die  Stände  sich  wieder  aufraffen  und  auf  manche  dringende 
Bedürfnisse    und    gefährliche    Mängel     aufmerksam    machen, 

')  Anspielung  auf  Artikel   15.  der  Bundesakte;  siehe  oben  S.  35. 
2)  Siehe  oben  S.   140. 
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Dieses  neu  erwachte  Bewußtsein  der  niederösterreichisclien 
Stände  fand  wenig  Beifall  und  es  erfordert  kein  geringes 

Maß  von  Selbstverleugnung  und  Ausdauer,  ja  von  wahrer 
Vaterlandsliebe,  um  nicht  aus  Hoffnungslosigkeit  in  jene 
frühere  Untätigkeit  zurückzusinken.  Sie  rechnen  jedoch  mit 
Bestimmtheit  darauf,  daß  der  Monarch  sie  in  der  Ausübung 
jener  Rechte  nicht  beschränken  werde,  die  mit  dem  Namen 
auch  das  Wesen  von  Landständen  verbinden. 

Das  unschätzbarste  dieser  Rechte  ist  unstreitig  das  Vor- 
recht, Bitten  und  Beschwerden  ihrem  Landesfürsten  unmittelbar 
zu  überreichen.  Dieses  unbestrittene  Vorrecht  gehört  offenbar 
zu  jenen  guten  Gewohnheiten  und  alten  Freiheiten,  welche 
der  Monarch  den  Ständen  bei  der  Erbhuldigung  zu  bestätigen 
geruhte.  Wenn  ihnen  nun  trotzdem  letzthin  die  unmittelbare 
Überreichung  ihrer  Vorstellungen  versagt  wurde,  so  geben  sie 
sich  der  tröstenden  Beruhigung  hin,  daß  die  Abweisung  aus 
Gründen  erfolgte,  die  mit  einer  grundgesetzlichen  Beschränkung 
des  alten  Petitionsrechtes  in  keinem  Zusammenhang  standen. 
Es  drängt  sie  jedoch,  die  Veranlassung  wenigstens  tief  zu 
beklagen,  welche  den  Monarchen  bestimmte,  den  getreuesten 
Untertanen  die  altherkömmliche  Gunst  zu  versagen,  vor  seinem 
erhabenen  Throne  zu  erscheinen  und  an  dessen  Stufen  eine 
ehrfurchtsvolle  Vorstellung  niederzulegen,  deren  Würdigung 
und  Entscheidung  sie  nur  dem  edlen  und  großen  Herzen 
ihres  Monarchen  und  nur  seinem  Willen  unterwerfen  können, 
weil  sie  ein  von  der  obersten  politischen  Behörde 
in  Frage  gestelltes  wichtiges  Recht  der  Stände 
—  das  des  Beirates  —  und  die  Mißverhältnisse  in 
der  politischen  Verwaltung  auf  dem  Lande  zum 
Gegenstande  hatte.  Die  Hofkanzlei  hat  mit  ihrem  Dekret  vom 
7.  Juni  1844  den  Beirat  auf  alle  die  Repartition  und  Einhebung 
der  Steuern  betreffenden  Verhandlungen  eingeschränkt  und 
ausdrücklich  erklärt,  daß  sie  denselben  in  den  übrigen,  das 
allgemeine  Wohl  berührenden  Gegenständen  nur  dann  einholen 
werde,  wenn  sie  es  dem  Interesse  des  Dienstes  entsprechend 
oder  wünschenswert  halte.  Es  kann  nicht  angenommen  werden, 
daß  der  Hofkanzlei  der  Inhalt  der  Hofdekrete  vom  30.  bzw. 
9.  September  1791  unbekannt  war,  in  welchen  in  einer  jeden 
Zweifel  ausschließenden  Weise  bestimmt  wurde,  daß  die  Stände 
jedesmal  um  ihre  allfälligen^)  Erinnerungen  zu  vernehmen 
seien,  wenn  es  sich  um  „neue,  allgemeine  Gesetze"  oder  um 
„wichtige  Veränderungen  der  politischen  Gesetze"  handle^). 
Trotzdem  will  die  Hofkanzlei  die  Ausübung  eines  verfassungs- 
mäßigen Rechtes  von    ihrem    alleinigen    Befunde    ab- 

1)  Bei  der  Wiedergabe  dieser  Denkschrift  in  den  „Beiträgen  etc."  (S.  169) 
hat  sich  ein  böser  Druckfehler  eingeschlichen,  indem  es  dort  ,ab  fällig"  heißt. 

2)  Siehe  oben  S.  33. 
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hängig  machen.  Die  Teihiahme  und  Mitwirkung  an  der  Gesetz- 
gebung des  Landes  aber  ist  für  sie  eine  Lebensfrage.  „Dieses 
Recht  des  Beirates  ist  die  geistige  Grundlage  jeder  provinzial- 
ständischen  Verfassung,  wie  es  die  urkundHche  Basis  aller 
Provinzialstände  war;  es  ist  kein  Teil  der  Staats-  und 
R  e  g  i  e  r  u  n  g  s  g  e  wal  t,  sondern  nur  ein  Mittel  zu  ihrer 
Kräftigung,  indem  es  der  landesherrlichen  Gewalt  das  tauglichste 
Werkzeug  ist,  das  Gute  zu  wirken,  was  in  ihr  liegt,  und  der 
klare  Spiegel  zugleich  der  wahren  Bedürfnisse  des  Volkes  — 
offen  ausgesprochen  durch  die  Stimme  der  Edleren-)  aller 
Stände,  welche  durch  das  Grundgesetz  berufen  sind,  die  Stimme 
des  Volkes  zu  vertreten.  Stände,  welche  von  der  Beratung 
der  Gesetze  ausgeschlossen  sind,  erlangen  weder  die  lebendige 
Anschauung  der  Bedürfnisse  des  Landes,  noch  die  notwendige 
Kenntnis  seiner  Gesetze."  Vv'enn  dieses  geistige  Element  des 
Staates  den  Ständen  ferne  liegt,  so  wird  ihre  Wachsamkeit 
auf  die  allgemeinen  Bedürfnisse  des  Landes  in  Schlummer 
gewiegt:,  ihre  echte  Hingebung  für  das  allgemeine  Wohl  ertötet, 
ein  unentbehrliches  Organ  des  Staates  in  Untätigkeit  gesetzt, 
weil  die  Behörden  selbst  bei  dem  besten  Willen  nicht  immer 
in  der  Lage  sind,  die  wahren  Verhältnisse  der  Provinz  genau 
zu  kennen,  weil  sie  daher  oft  von  Voraussetzungen  ausgehen 
müssen,  die  der  Wirklichkeit  widersprechen  und  die  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  unbeachtet  lassen,  und  weil  sie 
bei  manchen  Entscheidungen  in  Ermangelung  einer  anderen 
Basis  auf  Theorien  sich  stützen,  die  sich  in  der  Ausführung 
schwankend  oder  unhaltbar  erweisen.  Der  obberührte  Erlaß 
der  Hofkarizlei  ist  jedoch  nur  der  schlagendste,  nicht  aber  der 
einzige  Beleg  für  die  Berechtigung  ihrer  in  der  Landtags- 
erklärung von  1844  ausgesprochenen  Bekümmernis  über  den 
Mangel  an  Geltung  in  einem  Grade,  der  sie  zu  einer  Schein- 
existenz verurteilt:  sie  müssen  als  eine  weitere  Entmutigung 
und  Beseitigung  ständischer  Aktivität  auch  die  ungewöhnliche 
Verzögerung  in  Erledigung  der  meisten  und  gerade  der  wich- 
tigeren Vorstellungen  und  Eingaben  der  Stände  bedauern. 
Eine  solche  mehrjährige  Vertagung  ständischer  Eingaben  kann 
in  den  meisten  Fällen  einer  vorausbestimmten  gewissen  V  e  r- 
werfung  gleichgestellt  werden.  „Diese  Eingaben  betreffen 
nämlich  entweder  Vorstellungen  gegen  legislative  und  admini- 
strative, bereits  erlassene  Verfügungen  oder  Anträge  im  Interesse 
der  Provinz  und  einzelner  Stände.  Durch  den  Verlauf  von 
Jahren  werden  erstere  der  Berücksichtigung  schon  deshalb 
entzogen,  weil  die  beschwerten  Verfügungen  inzwischen  eine 
so  allgemeine  Anwendung  gefunden  haben,  daß  ihre  Ab- 
änderung, wenn  sie  auch  noch  so  zweckmässig  oder  billig 
erschiene,    schon    wegen    einer    oft  bedenklichen  Störung  des 

*■)  Anspielung  auf   die   „Meliores  et  maiores    terrae;"    siehe  oben  S.  51. 
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festgestellten  faktischen  Zustandes  unmöglich  oder  schwierig 
geworden  ist;  letztere  aber  verlieren  durch  die  bis  zu  ihrer 
Erledigung  eingetretene  Änderung  der  v'erhältnisse  und  zu- 
gewachsenen Bedürfnisse  allen  höheren  Wert.  Die  Stände 
können  zwar  nicht  behaupten,  daß  diese  Eingaben  als  lästige 
Behelligungen  und  unberufene  Einmischungen  betrachtet \\erden 
—  allein  sie  müssen  dies  aus  dem  weiteren  Grunde  besorgen, 
weil  sie  in  dem  Inhalte  der  endlichen  Erledigungen  allen  guten 
Willen  einer  gründlichen  Belehrung  oder  Zurechtweisung  und 
einer  klaren  Verständigung  oder  Anleitung  vermissen,  weil  eine 
nähere  Begründung  der  Entscheidungen  —  dieser  loj^ale  Grund- 
satz der  österreichischen  Regierung  —  auf  die  Stände  selten 
Anwendung  findet,  und  weil  sie  somit  geringer  geschätzt  werden, 
als  der  einzelne,  sein  Privatinteresse  verfolgende  Staatsbürger. 
Unter  diesen  Verhältnissen  ist  nicht  allein  jeder  Fort- 
schritt zur  Verwirklichung  der  ständischen  Institution  und  zur 
notwendigen  Erfüllung  ihrer  guten  Zwecke  unerreichbar,  son- 
dern es  gewinnt  auch  die  öffentliche  Meinung  ein  immer 
weiteres  Feld,  um  ihre  Angriffe  gegen  die  Brauchbarkeit  der 
österreichischen  Ständeverfassung  und  die  Tendenz  der  nieder- 
österreichischen Stände  siegreich  durchzuführen  —  denn  es 
ist  Euer  Majestät  treugehorsamsten  Ständen  die  Gelegenheit 
benommen,  ihre  wahren  Gesinnungen  durch  die  Tat  zu 
bekräftigen,  —  es  ist  ihnen  versagt,  den  Beweis  zu  führen, 
daß  nicht  ihre  Partikular -Interessen,  sondern 
d  i  e  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  W  0  h  1  f  a  h  r  t  des  Landes,  d  i  e  r  u  - 
hige,  geordnete,  allgemeine  Entwicklung  der 
geistigen  und  materiellen  Interessen  das  Ziel 
ihrer  Wünsche  und  Bestrebungen  ist,  —  daß  sie 
keine  Opposition,  sondern  eine  klare,  innige  Verstän- 
digung mit  den  leitenden  und  verwaltenden  Organen  der 
Regierung  beabsichtigen,  sondern  daß  sie  das  dringende  Be- 
dürfnis der  vereinigten,  wechselseitig  unterstützenden  Tätigkeit 
aller  Stände  anerkennen  und  zu  einer  dem  Aufschwünge  der 
Gewerbe,  der  Industrie,  des  Handels  und  der  Wissenschaften 
entsprechenden  Ausbildung  des  ständischen  Institutes,  insbe- 
sondere aber  zur  zweckmässig  erneuerten  Berechti- 
gung des  vierten  Standes  freudig  die  Hand  bieten. 
Diese  schmerzliche  Lähmung  ständischer  Mitwirkung  verhindert 
nicht  allein  die  Anregung  dringender  Bedürfnisse  im  Lande 
und  die  lebendige  Teilnahme  zur  Befriedigung  derselben, 
sondern  sie  hat  bereits  in  altbestehende  Verhältnisse  störend 
eingewirkt,  und  namentlich  auf  die  mit  den  Besitzverhältnissen 
des  Landes  eng  verwebte  Do  minikal  Verfassung  den 
nachteiligsten  Einfluß  ausgeübt.  Der  alte  natürliche  Verband 
zwischen  Obrigkeit  und  Untertan  wird  immer  mehr  gelockert 
und  er  wird  bald  ganz  gelöst  sein,  wenn  die  einseitige  Meinung 
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keine  Widerlegung  findet,  daß  die  n.-ö.  Dominikaiverfassung  nur 
den  Grundherrn  Vorteily gewähre,  daher  das  Vertrauen  des  Volkes 
und  der  Staatsverwaltung  entbehre  und  durch  eine  den  Zeit- 
bedürfnissen angemessene  Administration  zu  ersetzen  sei." 

Die  Denkschrift  bemiäht  sich  nun  an  der  Hand  der  uns 
schon  bekannten  Daten^)  zu  zeigen,  daß  die  „gerühmten"  Vor- 
teile längst  nicht  mehr  der  Wahrheit  entsprächen,  wie  sich 
vielmehr  ihre  Bezüge  und  Genüsse  kontinuierlich  in  dem- 
selben Verhältnisse  verringerten,  als  die  Verpflichtungen  und 
Lasten  stiegen.  Die  Dominikaiverfassung  liegt  ebenso  im 
Interesse  der  Untertanen,  wie  dies  von  höchster  Stelle  im 
Patent  vom  6.  April  1790  klar  und  deutlich  ausgesprochen 
erscheint.''^]  Die  Dominien  haben  sich  „ungeachtet  der  sehr 
unvollkommenen"  Erfüllung  der  dort  gemachten  Zusicherung 
und  trotz  der  ungünstigsten  Verhältnisse,  welche  nachfolgten, 
jederzeit  bemüht,  jenen  in  allen  Fällen  die  erwartete  Unter- 
stützung angedeihen  zu  lassen.  „Für  die  Wahrheit  dieser  Be- 
hauptung kann  der  Umstand  das  vollgültigste  Zeugnis  ab- 
legen, daß  noch  einiges  Vertrauen,  noch  einige  Anhänglichkeit 
für  diejenige  Herrschaft  vorhanden  ist,  welche  alle  Verord- 
nungen und  höheren  Befehle  zu  vollziehen  hat,  welche  strafend 
und  verurteilend  auftreten,  welche  alle  direkten  und  indirekten 
Steuern  mit  unnachsichtlicher  Strenge  eintreiben,  kurz  welche 
alle  Bitterkeiten  des  Lebens  jene  Untertanen  empfinden  lassen 
muß,  die  in  den  Kreisämtern  nur  ihre  bereitwilligen  Vertreter 
gegen  diese  .ihre  Herrschaft  erkennen,  für  deren  Ansprüche 
und  Anforderungen  im  Zweifel  meistens  die  Vermutung  der 
Unbilligkeit  und  Ungerechtigkeit  ausgesprochen  wird."  Aller- 
dings läßt  der  Wohlstand  des  Rustikalbesitzes  vieles  zu 
wünschen  übrig ;  seine  Bestiftung  ist  häufig  zu  gering,  in 
anderen  Fällen  spärlich  im  Ertrage,  in  allen  Fällen  hoch  be- 
lastet —  „allein  die  darauf  haftenden  Urbarialgiebigkeiten 
sind  auf  einen  Zeitpunkt  zurückzuführen,  wo  er  zu  den 
Staatslasten  nichts  oder  nur  sehr  wenig  beizu- 
steuern hatte,  und  es  ist  also  nicht  die  Grundherrschaft, 
welche  an  seiner  Überbürdung  Schuld  trägt."  Die  Auflösung 
der  Dominikaiverfassung,  welche  auf  dem  wechselseitigen 
Interesse  von  Herren  und  Untertan  beruht,  kann  nicht  in  den 
weisen  und  gerechten  Absichten  Sr.  Majestät  gelegen  sein ; 
aber  es  wird  dahin  kommen,  weil  die  Grundbestim- 
mungen der  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  immer  un- 
klarer, die  darin  begründeten  Rechte  immer  schwankender  und 
an  die  Dominien  solche  Anforderungen  gestellt  werden,  die 
ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Kräfte  überschreiten.  Noch  immer 
gilt  der  Tractatus  de  juribus  incorporalibus    vom  Jahre   1679, 

1)  Siehe  oben  S.  261. 
*)  Ebenda. 
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der  schon  von  der  Kaiserin  Maria  Theresia  für  „dunkel  und 
der  Umarbeitung  bedürftig"  befunden  wurde ;  es  gelten  die 
meisten  Theresianischen,  Josefinischen  und  die  übrigen,  seit 
einem  halben  Jahrhundert  unter  ganz  anderen  Verhältnissen 
erflossenen,  oft  sich  geradezu  widersprechenden  Vorschriften, 
die  heute  ihren  Zweck  nicht  mehr  erfüllen  können,  aber  für 
jede  individuelle  Ansicht  eine  gesetzliche  Begründung  finden 
lassen.  Die  Folge  davon  ist,  daß  „Partikularentscheidungen 
zum  Vorschein  kommen,  welche  mit  den  gewohnten  Grund- 
sätzen in  geradem  Widerspruche  stehen,  um  in  einiger  Zeit 
wieder  Entscheidungen  im  entgegengesetzten  Sinne  zu  weichen." 
Diese  Partikularentscheidungen  werden  ohne  Rücksicht  darauf, 
wie  wichtig  die  Konsequenz  der  Grundsätze,  die  Gleichartig- 
keit der  Behandlung  und  die  entschiedene,  gerade  Richtung 
der  Behörden  vorzugsweise  in  Untertanssachen  ist,  als  Normen 
betrachtet,  so  daß  schließlich  nicht  mehr  nach  Gesetzen, 
sondern  lediglich  nach  Partikularentscheidungen  wird  regiert 
werden.  Der  „verworrene"  Zustand  der  Gesetzgebung  muss 
noch  greller  hervortreten,  wenn  das  Verhältnis  in  Betracht 
gezogen  wird,  das  zwischen  Dominien  und  den  ihnen  vor- 
gesetzten Behörden  besteht.  Das  Kreisamt,  mit  welchem  jene 
vor  allem  in  unmittelbarer,  fortwährender  Berührung  stehen, 
nimmt  instruktionsgemäss  die  Stellung  einer  Schutzbehörde 
der  Untertanen  gegen  die  Herrschaft  ein  und  ist  somit,  da  es 
in  allen  Untertanssachen  als  erste  richterliche  Instanz  bestimmt 
ist,  Richter  und  Partei  zugleich.  Es  haben  sich  auch 
bei  den  Kreisämtern  Grundsätze  herausgebildet,  welche  für 
die  „unbefangene  und  gerechte"  Ausübung  des  Richteramtes 
ernstliche  Bedenken  erwecken  müssen.  Sie  haben  nämlich  die 
Meinung  gefaßt,  daß  die  Untertanen  durch  die  Obrigkeiten 
gedrückt  sind  und  daß  ihnen  Erleichterung  in  allen  Wegen 
geboten  ist.  „Sie  glauben  gütliche  Zugeständnisse  der  Dominien, 
sobald  sie  einige  Zeit  währten,  als  Schuldigkeit,  die  Eingriffe 
der  Untertanen  dagegen  in  das  herrschaftliche  Eigentum, 
namentlich  den  Waldfrevel,  mit  der  größten  Milde  und  Nach- 
sicht behandeln  zu  müssen  —  sie  glauben  ihre  vorgefaßte 
Meinung  auch  bei  jeder  Gelegenheit  auf  schonungslose  Weise 
aussprechen  zu  müssen,  und  alle  diese  Ansichten  sind  so 
mächtig,  daß  die  Folgen  übersehen  werden,  welche  nicht  zu 
vermeiden  sind,  wenn  das  Mißtrauen  der  Untertanen  dadurch 
fortwährend  angeregt  wird,  daß  die  Dominien  nur  als  ihre 
Bedrücker  dargestellt  werden,  und  wenn  die  Achtung  für 
das  Eigentum,  für  die  Rechte  und  für  die  Stellung  der  Herr- 
schaften aufgehoben  wird." 

Nun  gibt  es  freilich  eine  Berufung  an  die  höheren  und 
höchsten  Instanzen.  Diese  wohltätige  Einrichtung  wird  aber 
für  sie  dadurch  illusorisch,    daß  die  hier  entscheidenden  Räte 

Bibl  :  Vormärz  18 
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bei  den  Unterbehörden  herangebildet  wurden,  überdies  wird, 
„abgesehen  von  der  wohlbsgründeten  Maxime,  den  Entschei- 
dungen der  Unterbehörden  zur  Wahrung  ihres  Ansehens  und 
Vertrauens  nur  in  aufliegenden  Fällen  zu  widersprechen."  in 
allen  verwickelten  Streitfällen  die  Kammerprokuratur  und  bei 
dieser  wieder  nur  der  Untertansadvokat  um  das  Gutachten 
angegangen,  der  nicht  weniger  als  das  Kreisamt  den  Stand- 
punkt des  Untertans  vertritt. 

Die  Denkschrift  zählt  sodann  die  beständig  wachsenden 
Geschäftsanforderungen  auf,  welche  an  die  Dominien  in  ihrem 
berufsmäßigen  und  im  übertragenen  Wirkungskreise  gestellt 
werden,  worunter  sich  auch  solche  befinden,  „welche  wirklich 
keinen  Zweck  erfüllen,  wie  die  Verfassung  der  sich  fort- 
während noch  vervielfältigenden  periodischen  Ausweise  über 
alle  Geschäftszweige,  zu  deren  nur  oberflächlicher  Durchsicht 
ein  bei  weitem  größerer  Status  des  Kreisamtspersonals  nicht 
zureichen  würde,"  und  schließt  mit  der  Bitte  um  „Schutz 
gegen  beschränkende  Auslegungen  ihrer  verfassungsmäßigen 
Tätigkeit,  um  Vornahme  der  durch  das  Patent  vom  6.  Sep- 
tember 1791  zugesicherten  Revision  der  politischen  Gesetze 
und  um  Sicherstellung  der  durch  die  n.-ö.  Dominikaiverfassung 
bestimmten  Verhältnisse  und  Rechte."  ^) 

Es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  der  Staatsschrift  ein 
Zug  schwerer  Verstimmung  anhaftet,  der  allerdings  begreiflich 
ist,  wenn  man  die  Verhältnisse,  unter  denen  sie  geschrieben 
wurde,  berücksichtigt.  Die  Stellung  der  Stände  als  moralische 
Körperschaft  war,  seitdem  ^ie  im  Landtage  1844  über  Mangel 
an  Geltung  klagten,  nicht  um  ein  Haar  besser  geworden, 
dagegen  hatte  die  Lage  der  Dominien  infolge  der  von  der 
Regierung  beliebten  Politik  des  „Garnichterledigens,  des  Ver- 
tröstens,  des  Ajournierens,  des  nochmaligen  und  abermaligen 
Berichtabforderns"  2)  eine  wesentliche  Verschlimmerung,  ja  eine 
gefährhche  Wendung  bekommen.  In  diesem  Zeichen  der  Krise 
stand  4er  Landtag  1846,  auf  welchem  die  Denkschrift  zum 
yprtrjage  gelangen  sollte. 


1)  Abgedruckt    in    den   „Beiträgen    zum  Verständnisse    der    ständischen 
B.ewegung",  S.   164—185. 

2)  „Die  n.-ö.  Lapdstände  und  die  Genesis  der  Revolution",  S.  6. 


VIII.  BUCH 

DER  LANDTAG  1846 
DAS  ABLÖSUNGSPATENT 


18« 


Wenn  die  Stände,  die  sich  am  22.  Juni  1846  zum  Landtag 
versammelten,  über  den  positiven  Erfolg  ihrer  Petitionen  Um- 
schau hielten,  so  war  er  wenig  ermunternd.  Man  kann  ihn 
kurz  dahin  zusammenfassen :  entweder  hatten  sie  überhaupt 
noch  keine  Erledigung  gefunden  oder  sie  war  nicht  befriedigend. 
An  diesem  Resultate  änderten  auch  nichts  die  in  dem  ersten 
Viertel  des  Vorjahres  herabgelangten  Entschließungen,  welche 
alle  in  die  Sackgasse  kommissioneller  Verhandlungen  wiesen 
und  schon  in  den  dafür  gegebenen  Direktiven  keinen  gedeih- 
lichen Ausgang  versprachen. 

Die  Lösung  der  Justiz-  und  Polizeireform^)  rief,  als  sie 
im  folgenden  Landtag  zum  Vortrage  kam,  die  allgemeine 
Unzufriedenheit  hervor.  Die  Hochkonservativen  waren  darüber 
entrüstet,  daß  man  ohne  Vorwissen  und  Zustimmung  der 
Landgerichtsinhaber  ein  seit  Jahrhunderten  ausgeübtes  Recht 
schlankweg  beseitigte  und  ihnen  noch  obendrein  die  Kosten 
der  neuen  Kollegialgerichte  aufbürden  wollte,  während  der 
fortschrittlich  gesinnte  Flügel  darüber  murrte,  daß  die  Reform 
sowohl  hinsichtlich  ihrer  Zusammensetzung  als  ihrer  Zahl  in 
einer  so  unglücklichen  Halbheit  erfolgte.  Alle  aber  fühlten  die 
kränkende  Zurücksetzung  vor  dem  vierten  Stande,  dem  die 
ihnen  entzogene  Kriminalgerichtsbarkeit  übertragen  werden 
sollte.  Über  Ständebeschluß  vom  10.  Juni  1845  arbeitete  Anton 
R.  v.  Schmerling  eine  Petition  um  Errichtung  selbständiger 
landestürstlicher  Kollegialgerichte  und  Übernahme  der  Kosten 
auf  den  Staatsschatz  aus. 2)  Auch  die  Polizeireform,  welche 
sich  auf  die  Frage  der  Schubkosten  zu  beschränken  hatte,  war 
keineswegs  geeignet,  das  Manko  der  Justizreform  zu  decken. 
Nicht  anders  verhielt  es  sich  mit  der  allerdringendsten  Vor- 
stellung wegen  Erleichterung  der  auf  dem  Grundbesitze  lastenden 
Steuern.    Hier  sollten  sich  die  Verhandlungen   allein  mit  dem 


1)  Hofkanzleidekret  vom  5.  Mai   1845;  siehe  oben  S.   175. 

2)  Landesregistratur,  Fasz.  38/i,  Nr.  7158. 
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Studium  der  Rückwirkung  der  Verzehrungssteuer  auf  die  Wein- 
produktion beschäftigen,  während  der  Hinweis  auf  die  über- 
mäßige Höhe  der  Grundsteuer  vollständig  ignoriert  wurde. i) 
Die  Stände  wurden  nun  etwas  deutlicher  und  baten  um  einen 
Steuernachlaß,  und  zwar  sollte  der  sogenannte  „Zuschuß", 
dessen  Aufhebung  bei  seiner  Einführung  (1818)  in  Aussicht 
gestellt  worden,  beseitigt  werden. 2)  Dieses  Ansuchen  wurde  kurz 
zurückgewiesen,  mit  einer  Begründung,  die  in  der  Tat  etwas 
Aufreizendes  hatte.  Er  bestehe  ohnehin  nicht  mehr,  erklärte  die 
Hofkanzlei,  und  dies  war  insoferne  richtig,  als  seit  1834  die 
übliche  Unterteilung  der  Postulate  im  Ausschreibungspatente 
unterblieb,  der  Zuschuß  also  nicht  mehr  separat  aufgeführt 
wurde. 3) 

Waren  also  diese  Erledigungen  durchaus  nicht  geeignet, 
die  Stände  mit  Vertrauen  in  die  Fürsorge  der  Staatsverwaltung 
zu  erfüllen,  so  hatten  sie  auf  viele  als  „Lebensfragen"  bezeich- 
neten Petitionen  überhaupt  noch  gar  keine  Antwort  erhalten. 
Dazu  gehörte  vor  allem  das  im  Landtag  1843  ausgesprochene 
Anerbieten,  bei  der  Ablösung  der  Robot-  und  Zehentrechte 
mitwirken  zu  wollen.  Diesen,  von  der  Hof  kanzlei  selbst  als  ein 
„sehr  erfreuliches  und  wichtiges  Ereignis"  bezeichneten  Antrag 
mochte  wohl  Doblhoff  in  erster  Linie  gemeint  haben,  wenn  er 
in  der  großen  Denkschrift  von  Vorschlägen  „im  Interesse  der 
Provinz"  sprach,  die  durch  die  jahrislange  Nichterledigung 
„allen  höheren  Wert"  verlören,  weil  sich  mittlerweile  die  Ver- 
hältnisse geändert,  neue  Bedürfnisse  sich  fühlbar  gemacht 
hätten.*)  Was  damals  noch  eine  Tat  gewesen  wäre,  war  zwei 
Jahre  später  schon  mehr  als  selbstverständlich,  und  nicht  ein- 
mal das  war  erreicht. 

Zu  Ausgang  des  Winters  1846  war  in  Galizien  uhter  den 
polnischen  Edelleuten  eine  Erhebung  ausgebrochen,  die  von  der 
Regierung  sehr  rasch  unterdrückt  wurde  —  dank  des  Eingreifens 
der  entmenschten  Bauern,  die  sich  wie  wütend  gegen  ihre  Grund- 
herren wandten  und  mehrere  Tage  in  der  schrecklichsten  Weise 
brannten  und  mordeten.^)  Die  bewaffneten  Bauernscharen,  die 
am  Morgen  des  19.  Februar  in  einer  langen  Wagenkolonne  an 
dem  Kreisamtsgebäude  von  Tarnow  vorfuhren,  um  dem  Kreis- 
hauptmann ihre  furchtbar  verstümmelten  Herren  als  Beute  zu 
bringen,  bezeugten  damit  in  symbolischer  Weise  das  hilfs- 
bereite, einträchtige  Zusammengehen  der  Bauern  mit  der 
Regierung  gegenüber  den  Grundherrschaften.  Mit  Entsetzen 
wandte  die  ganze  gebildete  Welt  ihre  Blicke  nach  jenem  ent- 


')  Hofkanzleidekret  vom  10.  Februar  1845;  siehe  oben  S.  278. 

2)  Landtagserklärung  vom  9.  Juni   1845.  Ebenda,  Fasz.   49,  Nr.  5983. 

3)  Hofkanzleidekret  vom   12.  Februar   1846,  Z.  4832. 
*)  Siehe  oben  S.  270  fg. 

*)  Springer,  „Geschichte  Österreichs*  I.,  S.  579  fg. 
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legenen  Winkel  des  Kaiserstaates,  aus  dem  die  schaurige  Kunde 
von  dem  Blutbade  drang.  In  den  Abscheu  vor  den  Gräueltäten, 
woran  nach  einem  bald  aufflatternden  Gerücht  der  Kreishaupt- 
mann nicht  ganz  schuldlos  gewesen  sein  söU,^)  mischte  sich 
das  Mitleid  mit  dem  armen  mißhandelten,  geknechteten  Bauer. 
Die  Lage  der  galizischen  Untertanen  wurde  verallgemeinert, 
der  Gutsuntertänigkeitsverband  trat  in  den  Vordergrund  des 
öffentlichen  Interesses,  vor  allem,  natürlich  das  so  lange  und 
vielfach  erörterte  Robotproblem.  Die  unmittelbare  Folge  der 
galizischen  Jacquerie  war  ein  Aufschäumen  der  demokratischen 
Strömung:  die  Angriffe  auf  die  „vorsintflutlichen"  Rechte  der 
„Gaugrafen  und  Burgherren"  häuften  sich  in  besorgniserregender 
Weise.  Daß  die  obrigkeitlichen  Rechte  und  ihre  berufsmäßigen 
Vertreter  im  Landtage  nicht  populär  waren,  darüber  waren 
sich  diese  schon  lange  nicht  im  unklaren  ;  sie  hatten  sich  aber 
auch  bemüht,  diesem  \'orurteile  durch  volkstümliche  Reformen 
zu  begegnen.  Wie  hart  mußten  sie  es  nun  empfinden,  daß  von 
allen  ihren  Anregungen  nicht  eine  einzige  noch  verwirklicht 
War,  daß  von  ihren  gemeinnützigen  Bestrebungen  und  Arbeiten 
im  großen  und  ganzen  nur  die  eine  Tatsache  ihres  Erwachens 
und  der  Reklamierung  der  ständischen  Rechte  in  die  Öffent- 
lichkeit gedrungen  war  und  diese  eine  Tatsache  genügte, 
daß  das  Treiben  der  adeligen  Herren  und  Prälaten  in  der  Land- 
itube  mit  dem  größten  Mißtrauen  beobachtet  wurde. 

Die  Begeisterung,  welche  das  Buch  Andrians  bei  seinem 
Erscheinen  erweckte,  erfuhr  bald  bei  einem  Teile  des  Publikums 
eine  merkliche  Abkühlung :  man  brachte  dasselbe  mit  der 
Ständebewegung,  die  sich  kurz  nachher  in  Prag  und  Wien 
bemerkbar  machte,  in  einen  kausalen  Zusammenhang  und 
empfand  nun  darüber  Reue.  Diesem  Gefühle  lieh  ein  beissender 
Artikel  der  von  Ignaz  Kuranda  trefflich  geleiteten  Leipziger 
„Gränzboten",  die  in  Österreich,  obwohl  verboten,  sehr  stark 
gelesen  wurden,  kräftigen  Ausdruck.  „Die  Folgen  des  famosen 
Buches  , Österreich  und  dessen  Zukunft'",  hieß  es  da,  „zeigen 
sich  erst  jetzt.  Der  liberale,  reformatorische  Zuckeraufguß,  mit 
welchem  jenes  Buch  seine  Mandeln  zu  versüssen  wußte,  hat 
die  deutsche  Presse  verführt,  sie  hat  des  Pudels  Kern  nicht 
erkannt,  die  aristokratischen  Reaktionsprinzipien,  die  darin 
gepredigt  wurden,  übersehen.  Aber  die  Auserwählten,  die 
Aristokratie,  haben  das  Stichwort  darin  wohl  verstanden,  und 
nun  sehen  wir  in  Niederösterreich  und  Böhmen  eine  größere 
Adelsbewegung,  als  seit  fünfzig  Jahren  stattgefunden.  Die 
ständischen  Versammlungen  werden  der  Mittelpunkt  —  Ver- 
sammlungen, in  denen  das  Bürgertum  von  ganz  Böhmen  durch 
die  Bürgermeister  von  vier  Städten  vertreten  ist.  Die  Regierung, 
treu    ihren  Gouvernementsformen,    gibt    nach    und    so    sehen 

1)  Vgl.   „Gränzboten",  Jahrg.    1846,  Bd.  L,  S.   549  fg. 
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denn  die  Freunde  des  mouvement  ä  tout  prix  einen  halb  ein- 
geschlafenen  Geist  wieder  aufstehen,  der  wie  der  Geist  des 
Hamlet  geharnischt  einherschreitet,  ohne  daß  man  das  Ziel, 
wohin  er  führt,  noch  absehen  könnte."  Mit  sichtlicher  Freude 
stellt  der  Schreiber  des  Artikels  fest,  daß  die  Regierung  auf  den  von 
den  böhmischen  Ständen  angeregten  Plan  der  Errichtung  einer 
Hypothekenbank  nicht  eingehen  werde,  und  findet  dies  ganz  in 
der  Ordnung,  denn  „die  bürgerlichen  Elemente  sind  überall, 
ganz  besonders  aber  in  Österreich,  die  größte  und  sicherste 
Stütze  der  Staatsverwaltung".^)  Ihm  reihte  sich  bald  ein  zweiter, 
wohl  aus  derselben  Feder  stammender  Aufsatz  an,  worin  die 
merkwürdige  Tatsache,  daß  die  Mißerfolge  der  Stände  in  den 
bürgerlichen  Kreisen  förmlich  mit  Genugtuung  begrüßt  wurden, 
unterstrichen  wurde,  Sie  reicht  vollkommen  dazu  aus,  besagte 
er,  um  die  ständischen  Tendenzen  zu  charakterisieren.-) 

Das  klang  wenig  freundlich  und  ermutigend;  und  es  war 
ein  schwacher  Trost,  wenn  die  ständische  Bewegungspartei 
in  dem  gut  informierten  Artikelschreiber,  der  sich  zum  Wort- 
führer der  „intelligenten  Mittelklasse"  aufwarf,  wohl  nicht  mit 
Unrecht  —  ein  Organ  der  Regierung  selbst  erblickte,  das  sich 
berufen  fühlte,  gegen  die  ständischen  Bestrebungen  Stimmung 
zu  machen.  Diese  hämischen  Angriffe  forderten  zur  Abwehr 
heraus.  „Die  Stände  machen  sich,"  ließ  sich  jetzt  eine  Stimme 
vernehmen,  „über  ihre  Popularität  keine  Illusionen".  Sie  sehen 
auch  sehr  gut  ein,  daß  ihnen  die  Bureaukratie,  „die  den 
Mittelklassen  den  größten  Teil  ihrer  Intelligenzen  verschlingt", 
nicht  hold  sein  könne.  „Wer  aber  seinen  Kopf  von  allen 
schädlichen  Einflüssen  mechanischer  Aktenfabrikation  und 
sein  Gemüt  von  Neid  und  Mißgunst  frei  erhalten  hat,  dem 
muß  jedes  Zeichen  verjüngender  Regsamkeit  in  seinem  Vater- 
lande willkommen  sein ;  er  wird  nicht  ohne  weitere  Unter- 
suchung Bestrebungen  zum  Bessern  schon  deshalb  verdammen, 
weil  sie  von  einer  Körperschaft  ausgehen,  der  er  nicht  angehört, 
und  die  ihre  Reihen  bis  jetzt  allerdings  noch  eng  geschlossen 
hält,  doch  auch  noch  keineswegs  zu  dem  Vorwurf  retrograder 
Tendenzen  gerechten  Anlaß  gegeben  hat."  Es  ist  ungerecht, 
heißt  es  zum  Schluße,  „jetzt  über  die  neuerwachte  Tätigkeit 
der  Stände  ein  verdammendes  Urteil  voreilig  auszusprechen, 
während  früher  ihre  Untätigkeit  gerechter  Weise  getadelt 
wurde. "3)  Grob  wurde  dem  „bürgerlichen.''"  Einsender  erwidert: 
„Das  bestehende  Ständewesen  etwa  als  möglichen  Anfangs- 
punkt einer  freien  Verfassung  im  Stile  der  Neuzeit  zu  be- 
trachten und  willkommen  zu  heißen,  mute  man  uns  nicht  zu. 
Wir    wünschen    lieber    gar   nicht  als  so  anzufangen ;  was  ist 


0  Jahrg.    1845,  Bd.  II,  S.   578. 

2)  Ebenda   1846,  Bd.  I,  S.   131. 

3)  Ebenda,  S.  387. 
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dieses  Ständewesen  anderes  als  der  iossile  Mammutsknochen 
der  Feudalzeit,  der  noch  immer  nicht  in  befruchtender  Erde 
zerfallen  will,  und  auf  solchem  Grunde  baut  es  sieht  schlecht. 
Das  aristokratische  Element  als  Schildknappe  der  Stabilität 
dient  in  modernen  Verfassungen  nur  als  Regulator  etwa  zu 
raschen  Fortschrittes,  als  Hemmschuh  und  Bremse  am  Wagen 
des  dahinbrausenden  Volkswillens,  und  man  bietet  uns  den 
Hemmschuh  ohne  Wagen.  Der  Hemmschuhe  haben  wir  über- 
genug, wir  wollen  getrost  den  Wagen  abwarten,  der  Hemm- 
schuh wird  sich  schon  finden,  unerwünscht  und  unerwartet."^) 
Der  Hemmschuh!  Ja,  das  waren  die  Stände  lange  Zeit  hin- 
durch gewesen,  und  jetzt,  wo  ein  neuer  Geist  sie  beseelte, 
wollte  niemand  recht  daran  glauben,  weil  alle  ihre  volkstüm- 
lichen Anträge  in  der  Staatskonferenz  unerledigt  schlummerten 
und  nichts  davon  in  die  Öffentlichkeit  dringen  durfte.  Ihre 
Bestrebungen  zu  verdächtigen,  war  sehr  leicht,  wenn  man  auf 
den  wunden  Punkt  hinzielte,  der  in  ihrer  Zusammensetzung 
lag:  die  Aristokratie. 

Daß  man  die  Aristokratie,  die  in  allen  leitenden  Stellen 
ihre  Vertreter  hatte,  für  den  Zustand  der  Stagnation  in  Österreich 
verantwortlich  machte, 2)  das  konnte  noch  hingehen.  Man  ging 
aber  im  Kampf  gegen  sie  noch  weiter,  indem  man  unter  An- 
spielung auf  die  Fehden  des  Mittelalters  und  der  Zeit  der 
Reformation  ihre  fürstentreue  Gesinnung  in  Frage  stellte,  und 
das  geschah  nicht  etwa  bloß  von  Seite  der  überzeugten  oder 
bezahlten  Parteigänger  der  Regierung,  sondern  auch  von  deren 
Gegnern,  die  gleich  den  Ständen  auf  Beseitigung  des  „Systems" 
drangen.  So  hatte  Franz  Schuselka  bald  nach  dem  Erscheinen 
der  Andrianschen  Broschüre  den  Monarchen  vor  den  „eifer- 
süchtigen Großen"  gewarnt,  „die  ihn  immer  nur  als  den  Ersten 
unter  ihres  Gleichen  ansehen,  die  sich  an  ihn  drängen,  nicht 
um  ihn  zu  unterstützen,  um  ihn  zu  verteidigen,  sondern  um 
ihn  in  ihrem  engen  Gesichtskreise  gefangen  zu  halten  und  zu 
beherrschen ;  die  sich  nie  als  Vermittler,  sondern  immer  als 
Entzweier  zwischen  Volk  und  Thron  stellen,  um  bei  dieser 
Entzweiung  von  beiden  Seiten  Nutzen  zu  ziehen.  Dem  Adel 
liegt  an  der  Erhaltung  seiner  Privilegien,  nicht  an  der  des 
Thrones ;  er  verteidigt  ihn  daher  nur  so  lange,  als  er  eine 
Quelle  und  Stütze  desselben  sein  will  und  sein  kann,  und 
verläßt  oder  bekämpft  ihn,  sobald  dies  nicht  mehr  der  Fall 
ist.  .  .  Nie  und  nirgends  hat  der  Adel  so  für  einen  Thron 
gekämpft,  wie  die  Tiroler  für  den  ihrigen.  .  .  Nur  aus  Furcht 
vor  der  Demokratie  schmiegt  sich  der  Adel  an  die  Monarchie; 
in  seinem  Wesen  ist  er  keineswegs  monarchisch,  sondern 
oUgarchisch  gesinnt,  und  wenn  er  die  Macht  hätte,  so  würde 

1)  Ebenda,  Bd.  IL,  S.  8. 

-)  (Koch),   „Österreichs  Innere  PoHtik",  S.    120  fg. 
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die  Welt  alsbald  nur  venetianische  oder  noch  scheußlichere 
Republiken  haben. "^)  Wenige  Jahre  später  hätte  Schuselka 
zur  Bekräftigung  seines  Leitsatzes,  daß  der  Monarchie  alles 
Heil  nur  von  der  Demokratie  komme,  den  Tirolern  noch  die  '■ — 
galizischen  Bauern  anfügen  können,  welche  mit  bewaffneter 
Hand  für  die  Regierung  eintraten,  während  die  polnischen 
Adeligen  tatsächlich  auf  eine  „Republik"  lossteuerten. 2)  Harld 
in  Hand  mit  den  Angriffen  auf  die  Stände  regnete  es  solche 
aut  die  obrigkeitlichen  Rechte  und  in  dieser  Hinsicht  war  es 
ganz  besonders  das  vielgelesene  Wiener  Volksblatt,  der 
„Hans  Jörgl",  der  sie  durch  seine  fortwährenden  Ausfälle  in 
Harnisch  brachte. 

BaM  wußte  er  von  ejnem  Selbstmörder  zu  berichten,  der 
an  einem  Baume  vier  volle  Tage  hängen  blieb,  weil  die  davon 
in  Kenntnis  gesetzte  Ortsobrigkeit  erklärte,  der  Gehenkte 
gehöre  nicht  in  ihren  Bezirk ;  ^)  bald  war  es  die  Unsicherheit 
in  der  nächsten  Nähe  von  Wien,  die  ihn  zur  Bemerkung  ver- 
anlaßte,  daß  man  in  den  Abruzzen  sicherer  reisen  könne  *). 
Den  meisten  Stoff  aber  bot  die  herrschaftliche  Justiz.  Da  wird 
von  einem  Diebe  berichtet,  der  dabei  ertappt  wurde,  wie  er  in 
ein  Haus  eingestiegen  war,  sich  darauf  berief,  daß  er  zu  einem 
Grenadierregiment  einrücken  müsse,  und  auf  sein  „Ehrenwort" 
hin,  daß  seine  Angabe  richtig  sei,  entlassen  wurde,  oder  von 
einem  Delinquenten,  der  den  Moment,  da  sich  der  Gerichtshof 
unter  Beiziehung  des  Gerichtsdieners  zur  Urteilsfällung  in  ein 
Nebenzimmer  begab,  benützte,  um  das  Weite  zu  suchen.  An 
solche  Erzählungen  knüpften  sich  allgemeine  Betrachtungen 
über  die  „Pflichtvergessenheit"  der  grundobrigkeitlichen  Organe 
mit  der  hämischen  Frage,  ob  es  ihnen  nicht  sehr  recht  sei, 
daß  die  Arrestanten  wieder  davonliefen,  damit  sie  sich  die 
Atzungskosten  ersparten.  „Möchte  da  nicht,"  gibt  er  in  der 
Nummer  vom  1.  Mai  1846  zu  bedenken,  „die  Errichtung  von 
kaiserlichen  Pfleggerichten,  v\^ie  sie  in  Oberösterreich,  Salzburg 
und  Tirol  von  den  heilsamsten  Wirkungen  sein,  eine  wohl- 
tätige Veränderung  hervorbringen  ?"  ^)  Wir  wissen  uns  daran 
zu  erinnern,  daß  die  Stände  erst  im  vorigen  Landtag  um  die 
Errichtung  landesfürstlicher  Kollegialgerichte  eingeschritten 
waren.  Wenn  die  Leipziger  „Gränzboten"  gegen  die  Stände 
und  die  obrigkeitlichen  Rechte  Stellung  nahmen,  so  konnte 
füglich  gesagt  werden,  es  wäre  ein  auswärtiges  Blatt,  das  in 
der  Monarchie  verboten  war.  Viel  mehr  bedeutete  schon,  daß 

1)  „Deutsche  Worte  eines  Österreichers",  Hamburg,   1843. 

2)  Diese    Konsequenz    aus    der    galizischen    Adelsempörung    zog    Koch 
(„Österreichs  Innere  Politik",  S.  21   fg.) 

3)  Jahrg.   1844,  Heft   1. 
*)  Jahrg.    1846,   Heft  9. 

*)  Vgl.    meinen    Aufsatz    „Die    n.-ö.   Stände    und    Hans    Jörgl"    in    der 
„Neuen  Freien  Presse"  vom  7.  September   1909. 
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die  Augsburger  „Allgemeine  Zeitung",  die  als  das  Organ  der 
österreichischen  Regierung  gelten  konnte,  auf  alle  erdenkliche 
Art  ihre  Bestrebungen  verunglimpfte.  Vollends  verbittern  mußte 
sie  aber,  wenn  solche  Ausfälle  und  Sticheleien  in  einem  i  n- 
ländischen  Blatte,  das  der  strengen  Zensur  unterlag,  also 
gleichsarn  unter  der  stillen  Patronanz  der  Regierung  erschienen. 

Wir  werden  also  nach  all  dem,  was  wir  hörten,  den 
hlsi-ben  Ton  der  Klagen  über  Nichtbeachtung  der  ständischen 
Wünsche,  wie  er  aus  der  Denkschrift  spricht,  begreiflich 
finden.  Nicht  daß  die  Stände  je  den  Verdacht  hätten  laut 
werden  lassen,  die  Regierung  habe  das  Blutbad  in  Gaiizien 
angestiftet  oder  begünstigt ;  den  einen  Vorwurf  aber  konnten 
sie  ihr  doch  nicht  ersparen,  daß  sie  durch  ihre  Untätigkeit, 
durch  ihren  Widerstand,  auch  nur  zur  kleinsten  Reform  des 
Untertanswesens  die  Hand  zu  bieten,  eine  Mitschuld  auf  sich 
geladen  habe.  Was  heute  den  polnischen  Edelleuten  geschah, 
konnte  ihnen  morgen  ebenfalls  passieren.  Genug,  wenn  m.an 
den  Herrschaften  alle  Dienste  und  Abgaben  verweigerte!  Die 
Ansätze  dazu  waren  schon  lange  vorhanden,  und  die  Bauern- 
unruhen des  Jahres  1834  bildeten  in  dieser  Hinsicht  ein  ein- 
drucksvolles Mene  Tekel.  Es  ist  daher  kein  Zufall  gewesen, 
daß  im  darauffolgenden  Landtag  der  Gedanke  einer  Ablösung 
der  Urbarialschuldigkeiten  auftauchte,  der  dann  acht  Jahre 
später  in  dem  außerordentlichen  Landtag  1843  greifbare  Formen 
erhielt.^)  Die  Äußerung,  die  einmal  in  der  Landstube  fiel,  es 
sei  wünschenswerter,  etwas  Weniges,  aber  ganz  Gesichertes 
zu  erhalten,  als  das  Ganze  dem  Zufall  und  der  Gnade  über- 
lassen zu  wissen,  war  bezeichnend  für  die  Situation  der  Herr- 
schaftsbesitzer. An  eine  vollwertige  Entschädigung  der  obrig- 
keitlichen Forderungen  war  ja  ohnehin  nicht  mehr  zu  denken; 
aber  mit  jedem  Jahre  wurden  die  Aussichten,  überhaupt  etwas 
zu  bekommen,  geringer. 

Diese  trübselige  Perspektive  war  es,  welche  dem  Ver- 
fasser der  Denkschrift  die  Feder  fühlte  und  über  den  Ver- 
handlungen des  Landtages  1846  schwebte.  Die  Stände  hatten 
unter  dem  unmittelbaren  Eindrucke  der  Vorgänge  in  Gaiizien 
schon  im  Frühjahr  der  Regierung  die  Ablösungsfrage  in  Er- 
innerung gebracht, 2)  ohne  natürlich  eine  Antwort  zu  erhalten. 
„Mit  jedem  Tage  wird  die  Frage  schwieriger",  ließ  sich  nun  Kleyle 
in  der  Landtagsversammlung  vom  24.  Juni  vernehmen.  Er 
habe  sich  in  seiner  Eigenschaft  als  Güteradministrator  des 
Erzherzogs  Karl  auf  dessenBesitzungen  in  Mähren  Mühe  gegeben, 
freiwillige  Übereinkommen  zu  schließen,    doch    umsonst.    Die 


')  Es  war  eine  gehässige  Verdrehung,  wenn  gesagt  wurde,  erst  die 
galizische  Bauel-nrevolte  habe  die  Stände  zu  Reformen  bewogen  ;  vgl.  „Beiträge"' 
S.  XIX. 

-)  Landesregistratur.  Syndikatsprotokolle  vom   19.  März   1846. 
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Meinung,  daß  Robot  und  Zehent  ganz  aufhören  würden,  habe 
schon  zu  tiefe  Wurzel  gefaßt.  Wir  werden,  fürchte  er,  in 
einigen  Jahren  auf  einen  Punkt  kommen,  wo  Zehent  und 
Robot  ein  verlorenes  Recht  sind.  Damit  war  das 
Stichwort  dafür  gegeben,  um  der  Erbitterung  über  die  Angriffe 
der  Presse  auf  die  Dominikairechte  Luft  zu  machen.  Der  Ver- 
öffentlichung solcher  Auställe,  erklärte  Baron  Walterskirchen, 
müsse  Einhalt  getan  und  der  Regierung  gesagt  werden,  wie 
durch  ein  „verbrecherisches  Beginnen"  in  einem  „Zensur- 
staate" Zeitungsartikel  erschienen,  welche  ihre  Rechte  als 
„mittelalterlichen  Unfug''  ^)  hinstellten,  ja  noch  mehr,  das 
Volksblatt  des  Eipeldauer  („Hans  Jörgl")  entblöde  sich  nicht, 
Hiebe  auf  Hiebe  auszuteilen,  und  scheine  sich  dieses  Recht 
zum  Gesetz  gemacht  zu  haben.  Es  wäre  ihnen  daher  wenig- 
stens die  Möglichkeit  in  die  Hand  zu  geben,  solchen  Miß- 
bräuchen der  Presse  entgegentreten  zu  dürfen.  Walterskirchens 
Worte  fanden  allseitige  Zustimmung.  Kleyle  meinte  nur,  die 
Anregung  dürfe  nicht  am  Ende  auf  eine  Verschärfung  der 
Zensur  abzielen,  weil  dies  auf  sie  kein  günstiges  Licht  werfen 
werde.  Man  beschloß,  vom  Polizeipräsidenten  die  Erlaubnis  zu 
erwirken,  gegen  solche  Hetzartikel  an  derselben  Stelle  mit 
Zustimmung  des  Landmarschalls  ungesäumt  Entgegnungen 
einzurücken,  damit  sie  nicht  durch  die  im  gewöhnlichen  Zensur- 
verfahren eintretenden  Verzögerungen  als  verspätet  ihre  Wir- 
kung verfehlten. 

In  derselben  Sitzung  kam  auch  die  Denkschrift  zur  Ver- 
lesung, die  mit  großem  Beifall  aufgenommen  wurde  und  dem 
Verfasser  Baron  Doblhoff  den  Dank  der  ganzen  Versammlung 
durch  Erheben  von  den  Sitzen  eintrug.  Es  handelte  sich  nun 
darum,  zu  bestimmen,  auf  welchem  Wege  sie  in  die  Hände 
des  Monarchen  gelangen  sollte.  Das  konnte  auf  dreierlei  Art 
geschehen :  durch  eine  Deputation,  durch  das  Verordneten- 
koUegium  unter  Führung  des  Landmarschalls  und  durch  diesen 
allein.  Man  entschied  sich  für  den  dritten  Modus,  weil  in  der 
Versammlung  die  Besorgnis  ausgesprochen  wurde,  der  Kaiser 
könnte  eine  ständische  Abordnung  mit  Rücksicht  auf  andere 
Provinzen  übel  aufnehmen  und  neuerdings  ablehnen.  Der 
Landmarschall  erklärte  sich  bereit,  den  Beschluß  der  Stände, 
eventuell  durch  persönliche  Vermittlung  des  Erzherzogs  Lud- 
wig, zur  Ausführung  zu  bringen  und  sich  dafür  zu  verwenden, 
daß  die  Hofkanzlei  der  Petition  eine  ganz  besondere  Auf- 
merksamkeit widme. 2) 

')  Es  wird  uns  dies  nicht  wundern,  wenn  in  dem  vielgelesenen  Rotteck- 
Welckerschen  Staatslexikon  (..Ablösung")  von  der  „Verwerflichkeit"  der  „soge- 
nannten Berechtigungen"  und  von  dem  durch  alle  ..zivilisierten"  Länder  er- 
klingenden Ruf  nach  Abschaffung  der  „m  ittelalter  liehen  Bedrückungen" 
gesprochen  wird. 

2)  Landesregistratur.  Syndikatsprotokolle. 
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Der  Landmarschall  kam  nicht  mehr  in  die  Lage,  diese 
Mission  zu  erfüllen.  Ein  paar  Tage  darauf  erkrankte  der  hoch- 
betagte Graf  und  starb  (11.  Juli).  An  seiner  Stelle  überreichte 
die  Denkschrift  am  folgenden  Tag  sein  Stellvertreter  Ferdinand 
Graf  Colloredo-Mannsfeld.  Die  Hofkanzlei,  mit  Kabinettschreiben 
vom  13.  August  zur  Abgabe  eines  „vvohlbegründeten"  Gut- 
achtens aufgefordert,  bereitete  der  Eingabe,  die  in  erster  Linie 
gegen  ihre  Entscheidung  vom  7.  Juni  1844  gerichtet  war  und 
eine  tödliche  Spitze  gegen  das  ganze  Regierungssj^stem  ent- 
hielt, keinen  sehr  freundlichen  Empfang:  sie  fühlte  sich 
berufen,  dasselbe  in  Schutz  zu  nehmen  und  den  Anspruch 
der  Stände,  die  Bedürfnisse  des  Landes  besser  zu  verstehen, 
mit  Bestimmtheit  zurückzuweisen.  Es  dränge  sich  bei  ihr, 
äusserte  sie  sich,  neuerdings  die- Wahrnehmung  auf,  „daß  in 
einem  ruhigen  Fortschreiten  der  Gesetzgebung,  welches  die 
Bedürfnisse  der  Zeit  und  ihrer  Erscheinungen  sorgfältig  be- 
obachtet und  gegen  die  streitenden  Interessen  der  Gesellschaft 
vermittelnd  and  schützend  einschreitet,  das  sicherste  Mittel 
liege,  Besorgnissen  zu  begegnen,  welche  aus  dem  Wahne 
entspringen,  als  ob  diese  Bedürfnisse  und  die  Sorge  für  ihre 
Befriedigung  den  Bemühungen  der  Regierung  fremd  geblieben 
wären.  Diese  Bedürfnisse  zu  erkennen  und  die  richtigen  Mittel 
zu  ihrer  Befriedigung  aufzufinden,  liege  offenbar  der  Stellung, 
der  Aufgabe  und  den  Hilfsmitteln  der  öffentlichen  Verwaltung 
näher,  und  darum  sei  sie  auch  vorzugsweise  berufen,  wenn 
nicht  ausschließend  befähigt,  durch  die  Initiative 
hierzu  einen  Gang  einzuschlagen,  welcher  der  Regierung 
würdig  und  dem  Lande  segenbringend  ist.  Wenn  die  Stände, 
deren  treue  Gesinnung  und  reger  Eifer  für  das  Wohl  des 
Landes  unverkennbar  durchleuchtet,  diesen  praktischen  Weg 
betreten  und  statt  durch  allgemeine  Beschuldigungen  und 
Anklagen  gegen  geringfügigere  Unvollkommenheiten,  die  von 
jedem  Gange  der  Verwaltung  unzertrennlich  sind,  ihr  Mißtrauen 
gegen  die  Organe  der  Regierung  auszusprechen,  diesen  Be- 
mühungen durch  überdachte  Vorschläge  und  durch 
ihre  Mitwirkung  —  wozu  ihre  Stellung  sowie  ihre  Er- 
fahrungen ihnen  reichen  Stoff  bieten  —  mit  Vertrauen  und 
Unbefangenheit  entgegenkommen  wollten,  dann  würden  ihre 
Wünsche  und  Anträge  bei  den  Behörden  stets  die  gebührende 
Beachtung  finden  und  die  fördernden  Allerhöchsten  Ent- 
schließungen ihrem  beifallswürdigen  Streben  gewiß  die  ver- 
diente Anerkennung  nicht  versagen." 

Also :  die  Stände  sollten  lieber,  anstatt  die  Behörden  mit 
Anklagen  zu  behelligen,  die  Bestrebungen  der  Regierung  unter- 
stützen und  dieser  ihre  „Mitwirkung"  leihen,  worauf  ihr  die 
verdiente  Anerkennung  nicht  versagt  werden  würde !  Besser 
hätte    die  Hofkanzlei    die  Sachlage    nicht    verdrehen    können. 
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Die  rechtlich  fixierte,  regelmäßige  Mitwirkung  in  den  beschei- 
denen Gränzen  des  Beirates  —  ohne  Beschränkung  der 
Regierungsgewalt,  wie  sie  dies  in  der  Denkschrift  absichtlich 
betonten^)  —  war  es  ja  eben,  welche  sie  anstrebten,  und  erst 
die  kontinuierliche  Nichtbeachtung  dieses  ihnen  verfassungs- 
mäßig gewährleisteten  Rechtes  hatte  den  Anlaß  dazu  gegeben, 
gegen  die  Behörden  klagend  aufzutreten.  Hatte  übrigens  die 
Hofkanzlei  zu  der  Zeit,  als  sie  ihr  „wohlgegründetes"  Gut- 
achten niederschrieb,  wirklich  noch  keine  „überdachten"  Vor- 
schläge in  Händen?  Gerade  der  letzte  Landtag  hatte  eine 
ganze  Reihe  solcher  Anregungen  gebracht,  welche  die  Förderung 
der  Landwirtschatt  bzw.  die  Erleichterung  der  auf  ihr  haften- 
den Lasten  bezweckten  und  der  Beachtung  im  hohen  Grade 
würdig  erschienen. 

Daß  der  Antrag  auf  Ablösung  der  Robot-  und  Zehent- 
rechte einen  rein  akademischen  Wert  besaß,  so  lange  nicht 
der  Verpflichtete  über  das  dazu  erforderliche  Kapital  verfügte, 
war  den  Ständen  von  allem  Anfang  an  klar,  weshalb  sie 
gleichzeitig  die  Errichtung  einer  Hypothekenbank  ins  Auge 
faßten^),  die  übrigens  auch  sonst  einem  lange  gehegten, 
dringenden  Bedürfnisse  entsprach,  weil  es  der  Landwirtschaft 
an  dem  zum  Aufschwung  erforderlichen  Kredit  gebrach. 
Nachdem  schon  früher  einmal  Baron  Stifft  diesen  wunden 
Punkt  zur  Sprache  gebracht  hatte^),  war  es  Schmerling,  der 
im  Landtag  1845  den  formellen  Antrag  auf  Errichtung  einer 
ständischen  Kreditanstalt  einbrachte  und  mit  wirksamen 
Argumenten  begründete. 

Der  Schuldner  bekommt  hier  gegenwärtig,  führte  er  aus, 
das  Geld  nur  unter  ungünstigen  Bedingungen.  Während  es 
der  Realitätenbesitzer  mit  allem  Fleiße  nicht  zu  einem  Ertrag 
von  4%  bringt,  ist  der  Zinsfuß  bsim  versicherten  Kapital 
immer  noch  ö^c  Derselbe  verzinst  daher  ein  Kapital,  das 
ihm  nur  4%  trägt,  mit  5%,  und  es  ist  klar,  daß  eine  solche 
fortgesetzte  unverhältnismäßige  Leistung  jedem  Gedeihen  ent- 
gegenwirken müsse.  Per  Gläubiger  fordert  indeß  nicht  nur 
Zinsen,  sondern  auch  die  Rückzahlung  des  ganzen  Kapitals 
und  zwar  auf  einmal.  Daran  kann  aber  jener  gar  nicht  denken; 
er  hinterläßt    das    verschuldete  Gut    seinen  Nachkommen,  die 


>)  Siehe  oben  S.   270. 

■)  Siehe  oben  S.   209. 

^1  In  der  Versammlung  vom  22.  April  1839  beantragte  Stifft,  bei  der 
bevorstehenden  Erneuerung  des  Privilegs  der  Nationalbank  auf  die  Regierung 
dahin  zu  wirken,  daß  jene  auch  zur  Einführung  des  Darlehensgeschäftes  auf 
Realitäten  verpflichtet  werde.  Die  ständischen  Kollegien  sprachen  sich  damals 
gegen  die  Motion  aus,  aber  in  der  Debatte,  die  sich  darüber  entspann,  fehlte 
es  nicht  an  zustimmenden  Äußerungen.  So  wies  Fürst  Alois  Liechtenstein  auf 
das  Beispiel  Preußens  hin,  „welches  mit  Österreich  am  meisten  rivalisiere''. 
Landesrqgistratur,  Syndikats-Protokolle. 
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ihrerseits  ^vieJer  neue  Darlehen  aufzunehmen  sich  genötigt 
sehen,  und  so  ist  der  Ruin  besiegelt.  Die  Aufgabe  der  von 
den  Ständen  zu  gründenden  Kreditanstalt  soll  es  nun  sein, 
derp  Grundbesitzer  ein  unaufkündbares  Kapital  zu  mäßigen 
Zinsen  zu  überlassen  und  ihm  zugleich  die  allmählige  Rück- 
zahlung durch  eine  geringe  Quote  zu  ermöglichen.  Die  jetzigen 
Geldverhältnisse  lassen  hoffen,  daß  Pfandbriefe  zu  3V27o 
Verzinsung  im  Publiku:n  leichter  Absatz  finden  und  sich 
wenig  unter  pari  stellen  werden,  da  sie  eine  fundierte  Schuld 
darstellten.  Der  Schuldner  wird  demgemäß  nur  SV^^'/o  (statt 
5?/o)  Zinsen  und  l9/o  zur  Amortisierung  der  Schuld  zu  zahlen 
haben  und  diese  in  beiläufig  60  Jahren  gänzlich  abgetragen 
haben. 

Schmerlings  Anregung  wurde  sehr  beifällig  aufgenommen, 
ein  Komitee  mit  den  vorbereitenden  Arbeiten  betraut,  i)  das 
dann  im  nächsten  Landtag  die  Statuten  vorlegte.  Hier  wurde 
demselben  für  seine  „mit  Ausdauer,  Anstrengung,  Sachkenntnis 
und  Umsicht"  zustandegebrachten  Ausarbeitungen  einstimmig 
der  Dank  ausgesprochen  und  der  Beschluß  gefaßt,  um  die 
Bewilligung  zur  Errichtung  einer  ständischen  Kreditanstalt 
einzuschreiten. 2) 

Es  kann  nicht  genügen,  heißt  es  in  dem  von  Doblhoff 
verfaßten  Hofbericht,  den  traurigen  Zustand  der  Landwirtschaft 
zu  schildern  und  „noch  so  oft"  um  Erleichterung  und  Unter- 
stützung des  bedrängten  Grundbesitzes  zu  flehen,  sondern  es 
ist  eine  nicht  minder  dringende  Pflicht  der  Stände,  die  „wunde 
Stelle"  aufzudecken,  welche  das  Wachstum  und  Aufblühen 
von  der  wichtigsten  Beschäftigung  im  Lande  ableitet:  der 
Mangel  an  Kapital.  Es  liegt  am  Tage,  daß  mit  den 
gesteigerten  Anforderungen  an  die  Produktion  des  Landes  auch 
die  geistigen  und  materiellen  Mittel  zu  deren  Er- 
reichung in  das  Gleichgewicht  gestellt  werden  müssen,  daß 
der  Landbau  nicht  weniger  Ermunterung  und  Unterstützung 
bedürfe,  als  andere  Zweige  der  Industrie,  in  deren  Kampf  die 
Landwirtschaft  gegenwärtig  schon  hineingezogen  ist,  und  daß 
insbesondere  für  den  vermehrten  Bedarf  an  Kapital  genügende 
und  geeignete  Sorge  getragen  werden  müsse.  Diese  „Haupt- 
bedingung" der  gleichzeitigen  und  gleichmäßigen  Entwicklung 
der  Landwirtschaft  kann  nur  durch  einen  geregelten  und 
sicheren  Kredit  erfüllt  werden.  Der  Kredit  ist  das 
„belebende  Prinzip"  des  landwirtschaftlichen  Unternehmungs- 
geistes; er  bedarf  aber  der  Voraussetzung,  daß  derjenige,  welchem 
er  erteilt  wird,  die  übernommenen  Verpflichtungen  zu  erfüllen 
imstande  ist.   So  lange  jedoch  der  Gläubiger  unmittelbar  dem 

1)  Das  Komitee  bestand  aus  Schmerling,    Stifft,    L.  Pereira,    Kle3'le  jun., 
E)oblhoff  und  Tinti.  Ständeversaramlung  vom   16.  Juni    1845.  Ebenda. 
-)  Ständeversaramlung  vom  25.  und  26.  Juni   1846.   Ebenda. 
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Schuldner  gegenübersteht,  kann  jenem  selbst  die  Verpfändung 
einer  unbeweglichen  Sache  oder  das  Hypothekarrecht  weder 
die  Sicherheit  pünktlicher  Rückzahlung  noch  regelmäßiger 
Zinsenerhebung  gewähren.  Der  Gläubiger  kann  beides  nur  auf 
dem  Wege  richterlicher  Hilfe  erlangen,  welcher  Weg  immer 
mit  Zeitversäumnis,  oft  mit  Kosten  und  nicht  selten  mit  dem 
Verlust  des  Kapitals  verbunden  ist,  wenn  er  den  Wert  des 
Pfandes  überschätzt,  das  in  der  freien  Hand  des  Schuldners 
sich  verschlechtern  kann.  Anderseits  hat  es  der  Schuldner  mit 
einem  Gläubiger  zu  tun,  der  mit  den  auf-  und  niedersteigenden 
Wellen  des  Geldmarktes  schwimmt,  dessen  Bedingungen  daher 
unstät  sind  wie  das  Vertrauen  in  die  Sicherheit  seiner  Kapitals- 
anlage, und  der  meist  unerwartet  in  den  ungünstigsten  Momenten 
sein  Kapital  zurückziehen  will.  Es  ist  also  für  beide  Teile  ein 
Bedürfnis,  daß  ein  Dritter  zwischen  sie  tritt  und  alle  lästigen 
Zufälligkeiten  und  Gefahren  übernimmt :  die  Kreditanstalten, 
welche  dem  Gläubiger  die  sichere  Rückzahlung  und  Verzinsung 
seines  Kapitals  und  dem  Schuldner  einen  unkündbaren,  durch 
Amortisation  sich  selbst  wieder  tilgenden  Kredit  unter  unver- 
änderlich billigen  Bedingungen  und  durch  denselben  einen 
gesicherten,  geordneten  und  nutzbringenden  Besitz  verbürgen. 
Das  mögliche  Bedenken,  die  Emission  neuer  Pfandbriefe  könnte 
eine  ungünstige  Störung  im  Geldumlauf  hervorbringen,  vermag 
vor  der  Erfahrung  nicht  zu  bestehen.  Denn  abgesehen  davon, 
daß  sich  dieser  nachteilige  Einfluß  noch  nirgends,  wo  solche 
Kreditanstalten  errichtet  wurden,  gezeigt  hat  und  im  Grunde 
nur  eine  Umwandlung  der  Privatschuldscheine^)  in  Pfandbriefe 
erfolgt,  daß  also  kein  neues  Vorstellungsmittel  des  Geldes 
geschaffen  wird,  so  könnte  nur  zwischen  zwei  Übeln  die  Wahl 
getroffen  werden  und  in  diesem  Falle  würde  eine  problematische 
transitorische  Störung  des  Geldumlaufes  gewiß  nur  als  das 
kleinere  Übel  erscheinen,  gegen  jenes,  das  mit  der  Abweisung 
des  so  unentbehrlichen  Fortschrittes  der  Bodenkultur  und 
der  Kräftigung  des  im  Staate  wichtigsten  und  zahlreichsten 
Standes  notwendig  verbunden  wäre.  Die  Errichtung  einer  Kredit- 
anstalt stellt  sich  als  eine  „unabweisliche"  Notwendigkeit  dar, 
wenn  man  auf  die  „nicht  länger  v  er  m  e  i  d  1  i  c  h  e" 
Regelung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  und  insbesondere  auf 
die  Ablösung  des  Zehents  und  der  Robot  hin- 
blickt, welche  ohne  diese  die  Mittel  darbietende 
Anstalt  zu  einem  erwünschten  Ziele  nie  gelangen 
wird.  Aus  allen  diesen  Gründen  finden  sie  sich  bestimmt, 
ihre  Bereitwilligkeit   zur  Errichtung    einer  ständischen  Kredit- 


')  Im  Hinblick  auf  das  über  die  große  Verschuldung  des  herrschaftlichen 
Grundbesitzes  Gesagte  (siehe  oben  S.  54  fg.)  sei  erwähnt,  daß  sich  damals  bei 
dem  gesamten  im  Jahre  1751  mit  62,042.363  fl.  3IV3  fatierten  Dominikal- 
grundbesitze Niederösterreichs    die  Passiven    auf   19,741.638    fl.  4572    beliefen. 
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anstalt  auszusprechen  und  zu  diesem  Behufe  die  Statuten 
samt  dem  Motivenbericht  vorzulegen.  Um  der  Regierung  die 
Genehmigung  zu  erleichtern,  beriefen  sie  sich  auf  die  mit 
kaiserlicher  Sanktion  1841  ins  Leben  gerufene  galizische  Kredit- 
anstalt, deren  Einrichtung  sie  sich  zum  Muster  nahmen. i) 

Zwei  Tage  vorher  hatte  den  Landtag  ein  zweites  gemein- 
nütziges Projekt  passiert,  welches  die  Kollegien  schon  seit 
Jahren  beschäftigte.  Es  war  gelegentlich  einer  Notstandsdebatte, 
da  Graf  Dietrichstein  die  Bemerkung  fallen  ließ,  es  wäre 
zweckmäßig,  den  Beitritt  zur  Wechselseitigen  Brandschaden- 
Versicherungsanstalt  nach  dem  Muster  von  Baiern  zwangs- 
weise zu  erwirken  und  die  Assekuranzbeiträge  gleichzeitig 
mit  den  Steuern  einzuheben,  wodurch  die  Regiekosten  der 
Anstalt  wesentlich  vermindert  würden.  Dort  war  nämlich,  wie 
dann  Baron  Hohenbruck  näher  auseinandersetzte,  eine  allgemeine 
Landesversicherungsanstalt  geschaffen  worden,  die  nach  und 
nach  sämtliche  Privatanstalten  aufsaugte. 

Im  weiteren  Verlaufe  der  Debatte  stellte  Ferdinand  Graf 
Colloredo-Mannsfeld,  der  Direktor  dieser  Anstalt  war,  den 
Antrag,  sie  in  die  Verwaltung  des  Landes  zu  übernehmen 
und  zu  diesem  Zwecke  mit  der  Direktion  in  Verhandlung  zu 
treten. 2)  Nachdem  sich  diese  damit  einverstanden  erklärte, 
wurde  im  nächsten  Landtag  zum  Studium  dieser  Frage  ein 
Komitee^)  eingesetzt,  das  sich  für  die  Übernahme  der  Anstalt . 
in  die  ständische  Regie  aussprach,  jedoch  daran  die  Bedingung 
der  allgemeinen  Beitragspflicht  knüpfte,  weil  nur  in  diesem 
Falle  die  Aussicht  bestand,  das  Unternehmen  rentabel  zu 
gestalten.  Freilich  war  es  gerade  der  Versicherungszwang, 
welcher  vielfach  auf  Widerspruch  stieß,  allein  die  über- 
wiegende Mehrheit  sprach  sich  für  die  Beschlüsse  des  Komitees 
aus.^) 

Hatten  diese  Anträge  die  materielle  Förderung  des  Grund- 
besitzes im  Auge,  so  war  im  vorigen  Landtag  eine  Anregung 
erfolgt,  welche  sie  nach  der  geistigen  Seite  hin  ergänzen 
sollte.  Daß  die  traurige  Lage  des  Landmanns  nicht  bloß  in 
der  Ungunst  der  Verhältnisse,  sondern  auch  in  seiner  fach- 
lichen Unbildung  lag,  gehörte  zu  jenen  Binsenwahrheiten, 
denen  wir  bei  der  Besprechung  der  bäuerlichen  Lage  in 
Österreich  beständig  begegnen.  Der  Gedanke,  hier  durch  einen 
systematischen  Unterricht  Wandel  zu    schaffen,  ging  von  der 


1)  Hofbericht  vom   11.  Juli  1846.  Landesregistratur,  Fasz.  3/4  Nr. 
Der  Statutenentwurf   und  das  Reglement    sind    abgedruckt    in    den  „Beiträgen 
zum  Verständnisse    der    ständischen    Bewegung",    S.     186    fg.   und  S.  210  fg. 

2)  Versammlung  vom  30.  April   1844.    Landesregistr.,  Syndikats. -Protok. 
')  Dasselbe  bestand  aus  den  Äbten  von  Melk  und  Lilienfeld,  Colloredo, 

Stifft  und  Schmerling.  Ebenda  (13.  Juni   1845). 

*)  Hofberiaht  vom  23.  Juni   1846,  Ebenda,  S.  539  fg. 
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Wiener  Landwirtschaftsgesellschaft  aus,  in  deren  Ausschuß 
viele  Ständemitglieder  saßen.  Nachdem  dort  am  13.  Januar 
1845  Hofrat  Franz  v.  Kleyle  ein  ausführliches  Referat  erstattet 
hatte^),  beschloß  sie,  sich  mit  den  Ständen  in  Verbindung  zu 
setzen,  damit  diese  bei  der  Regierung  die  erforderlichen  Schritte 
unternähmen.  Es  sollte  eine  landwirtschaftliche  Lehrkanzel 
an  der  Universität  errichtet  und  für  die  Ausbildung  von  land- 
wirtschaftlich geschulten  Lehrern,  Systemisierung  von  Sonn- 
tags- und  Abendschulen  usw.  gesorgt  werden.  Die  Stände 
erklärten  sich  bereit,  diesen  Gegenstand  von  „höchster  Wichtigkeit" 
tatkräftigst  zu  unterstützen,  und  Doblhoff  verfaßte  die  Petition, 
in  der  er  wieder  Gelegenheit  fand,  die  Bedeutung  der  Boden- 
kultur und  ihre  stiefmütterliche  Behandlung  seitens  der  Staats- 
verwaltung darzutun,  um  sodann  mit  schwungvollen  Worten 
die  Notwendigkeit  einer  tieferen  Fachausbildung  zu  beleuchten. 
Er  wies  auf  die  mächtigen  Fortschritte  hin,  welche  die  Land- 
wirtschatt  in  der  neuen  Zeit  dort  zu  Tage  förderten,  wo  sie 
Hand  in  Hand  mit  der  naturwissenschaftlichen  Bildung  gehe, 
und  zog  das  Beispiel  Deutschlands  heran,  wo  Nationalökonomie, 
Technologie,  Gewerbepolizei,  Finanzwissenschaft,  landwirt- 
schattliche  Betriebslehre,  kurz  alle  jene  Wissenschaften,  welche 
unter  dem  Namen  „Kamerahvissenschaften"  beinahe  auf  allen 
Universitäten  die  fünfte  Fakultät  ausfüllten,  gelehrt  würden. 
„Allein  auf  welchem  Wege  soll  sich  der  wichtigste  und  un- 
entbehrlichste Stand  im  Staate  neben  den  übrigen  zeitgemäß 
vorschreitenden  Beschäftigungen  und  Bestrebungen  Anerken- 
nung und  Geltung  erwerben,  auf  welchem  Wege  soll  sich 
das  für  die  intensive  Bewirtschaftung  größerer  Güter  und 
deren  höhere  Verwertung  so  wohltätige  Institut  der  Pächter 
heranbilden,  da  es  weder  landwirtschaftliche  Institute,  noch 
Ackerbauschulen,  noch  landwirtschaftliche  Vorträge  auf  Real- 
schulen und  kameralistische  Fakultäten  auf  den  Universitäten 
gibt  I  Wohin  soll  dieser  gedrückte  Zustand  einer  überwiegenden 
Klasse  der  österreichischen  Untertanen  führen,  ohne  deren 
gleichmäßig  fortschreitende  Bildung  und  Produktivität  alle 
anderen  materiellen  und  industriellen  Interessen  Träume  eines 
kranken  Schlafes  sind,  und  ohne  deren  parallele  Entwicklung 
und  Kräftigung  die  Vermehrung  und  Konsolidierung  des 
National  Wohlstandes  eine  traurige  Täuschung  ist!"  Die  Stände 
halten  es  daher  für  ihre  „heilige  Pflicht",  ihrem  Landesfürsten 
die  Bitte  zu  unterbreiten,  die  landwirtschaftlichen  Interessen 
an  jenen  Aufmunterungen  und  Unterstützungen  teilnehmen  zu 
lassen,  welche  den    industriellen  Bestrebungen   und  Instituten 


')  „Über  den  gegenwärtigen  Stand  und  die  Bedürfnisse  des  Unterrichts 
des  Landwirts  mit  einigen  Vorschlägen  zur  zeitgemäßen  Erweiterung  desselben." 
Abgedr.  in  den  „Verhandlungen  der  k.  k.  Landwirtschaftsgesellschaft".  IL  Folge, 
Bd.  2  (1845),  S.  34  fg. 
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mit  so  hoher  Munifizierung  zugewandt  würden,  und  zu  diesem 
Ende  eine  Konferenz  mit  ihrer  Zuziehung  anzuordnen.^) 

Neben  diesen  Vorschlägen  zur  Förderung  der  Boden- 
kultur brachte  der  Landtag  auch  wieder  eine  Petition  um 
Erleichterung  des  an  dem  Grundbesitze  zehrenden  Steuer- 
druckes, die  sich  unter  dem  Eindrucke  ungijnstiger  Ernteaus- 
sichten und  der  Notlage  der  arbeitenden  Klassen  zu  einem 
flammenden  Appell  an  die  Regierung  gestaltete,  ihre  unglück- 
liche Finanzpolitik  zu  revidieren.  Zu  den  üblichen  Klagen 
über  die  unverhältnismässig  hohe  Grund-  und  die  Verzehrungs- 
steuer gesellte  sich  diesmal  auch  eme  Vorstellung  gegen  das 
so  unpopuläre  Stempelgesetz. 2)  „Die  Stempelzahlungen,"  er- 
klärten sie,  „lasten  vorzüglich  auf  den  minder  vermöglichen 
Grundbesitzern  und  untertänigen  Kontribuenten  mit  für  diese 
sehr  beträchtlichen  Auslagen,  und  sind  überhaupt  gerade  für 
die  ärmere  Klasse  eine  drückende  Bürde,  während  die  Ver- 
möglicheren sie  kaum  fühlen."  Sie  trifft  ihn  noch  viel  härter 
als  den  Gewerbetreibenden.  Überhaupt  ist  der  Grundbesitzer 
gegenüber  diesem  weitaus  schlechter  daran.  Der  Grundbesitzer 
hat  seine  jährliche  Abgabe  nach  einem  unveränderlichen  Perzent 
zu  entrichten.  „Der  Gewerbetreibende  ist  dagegen  nur  mit 
einer  Abgabe  belegt,  welche  seinem  mutmaßlichen  Erwerbe 
entsprechend,  sich  bei  einem  beschränkten  Gewinne  wohl  der 
Wahrheit  nähern  kann,  bei  einem  grösseren  Erwerbe  aber 
durch  die  Begrenzung  ihrer  höchsten  Bemessung  nicht  selten 
zu  einer  solchen  Unbedeutenheit  herabsinkt,  daß  sie  nicht 
mehr  als  eine  Besteuerung  betrachtet  zu  werden  vermag. 
Große  industrielle  Unternehmungen,  die  als  Schöpfungen  der 
neuesten  Zeit  im  allgemeinen  zur  Aufnahme  des  Landes  bei- 
tragen, im  einzelnen  aber  die  Erwerbsfähigkeit  beirren  und 
viele  bisher  einträglich  gewesene  Steuerobjekte  entwerten, 
bezahlen  eine  nicht  angemessene  oder  gar  keine  Abgabe. 
Hypothekarposten  und  die  Staatsschuld,  deren  Zinsen  einen 
großen  Teil  der  Abgaben  in  Anspruch  nehmen,  sind  ganz 
steuerfrei.  Der  Grundbesitzer  ist  demnach  derjenige,  der  vor- 
zugsweise den  größten  Anteil  an  den  Staatslasten  zu  tragen 
hat,  dessen  Eigentum  dem  Steuergulden  offen  und  zugänglich 
ist,  selbst  dort,  wo  es  nicht  auf  ihn  abgesehen  war."  Um  die 
dringend  gebotene  Herabsetzung  der  Steuern  ohne  Schädi- 
gung des  Staatseinkommens  durchführen  zu  können,  möge 
die  Regierung  „alles  Einkommen,  das  nicht  von 
Grund  und  Boden  herkommt,  welches  ohnedies  schon 
besteuert  ist",  gleichmässig  mit  demselben  besteuern,  „um 
auf  diese  Weise  eine  gerechte,  den  Grundsätzen  eines  weisen 

1)  Hofschrift  vom  17.  November  1845.  Landesregistratur,  Fasz.  23, 
Nr.   10.424. 

»)  Siehe  oben  S.  22  fg. 
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Steuersystems    entsprechende     Ausgleichung    der    Be- 
lastung aller  Stände  zu  erzwecken."^) 

Überblicken  wir  alle  diese    Anträge    im    Zusammenhang 
mit  jenem  Gutachten  der  Hofkanzlei  über  die  Denkschrift,  so 
versteht  man  wirklich  nicht  recht,  wie  sie  dort  sagen  konnte, 
die    Stände    sollten    lieber,    statt  fortwährend  Anklagen  gegen 
die  Behörden  zu  erheben,  durch  „überdachte  Vorschläge"  und 
ihre  „Mitwirkung"   den  Bestrebungen  der  Regierung  entgegen- 
kommen,   dann    würde    ihnen    die  Anerkennung  nicht  versagt 
werden.    Einen  solchen  Antrag  führte  sie  übrigens  selbst  an : 
die  Ablösung  der  Robot-  und  Zehentrechte.  Nach  der  traurigen 
Lektion  des  galizischen  Blutbades  war  diese  dringende  PYage 
endlich    ins    Rollen    gekommen.     Die    Hofkanzlei    erhielt  den 
Auftrag,    legislative    Erleichterungen    vorzuschlagen,    und    am 
6.  Juni  1846  fand  unter  dem  Vorsitze  des  Hofkanzlers  Pillers- 
dorff  eine    Konferenz    statt,    deren    Verhandlungen    sich   ganz 
im  Rahmen  des    Landtags    vom  6.  November  1843  bewegten. 
Auch    hier    gab    es    Stimmen,    welche    sich  von  einem  frei- 
willigen Übereinkommen  keinen  Erfolg  versprachen,  worauf 
dann  der  Vermittlungsgedanke  auftauchte,    nach   Ablauf  einer 
bestimmten  Frist  den  obligatorischen  Weg  einzuschlagen.  Über- 
einstimmend wurde  betont,  daß  von  einer  unentgeltlichen  Auf- 
hebung der  Untertansleistungen    keine    Rede    sein    könne  und 
man    daher    als    erste    Bedingung    des    Zustandekommens  der 
freiwilligen    Ablösungsverträge    durch     eine     Erklärung    dem 
„Wahne"    entgegentreten    müsse,    daß    eine    eigentliche    Ver- 
pflichtung   dazu    nicht    mehr    bestehe. 2)     Unter  Berufung   auf 
den  über  diese  Konferenzbeschlüsse    erstatteten    Vortrag  vom 
11.  Juli   1846  meinte    sie,    daß    mit    dessen    Genehmigung  ein 
großer  Teil  der  ständischen    Gravamina    abgetan    sein  dürfte, 
die    mit    ihren    „so    allgemeinen    und    von    näheren  Beweisen 
entblößten"    Angaben    hoffentlich  nicht  geeignet  sein  würden, 
den  Behörden  das  allerhöchste  Vertrauen  zu  entziehen. 

Die  Denkschrift  kam  nun  in  den  Staatsrat.  Hofrat  Buol^ 
der  wieder  das  Referat  hatte,  stellte  sich  zu  den  beiden  Haupt- 
fragen durchaus  ablehnend.  Was  das  von  den  Ständen  bean- 
spruchte Recht  des  Beirates  betraf,  bestritt  er,  daß  die  von 
diesen  angezogenen  Hofentscheidungen  von  1791  eine  derartige 
Bedeutung  haben  könnten.  „Die  n.-ö.  Stände,"  äußerte  er  sich, 
„welche  den  Behörden  so  oft  den  Vorwurf  der  Mißkennung 
ihrer  Stellung  machen,  verkennen  hier  selbst  das  Wesen  ihrer 
Institution,  welche  sie  zu  keiner  notwendigen,  auch  nur  kon- 


>)  Landtagserklärung  vom  24.  Juni  1846.  Landesregistratur,  Fasz.  49, 
Nr.  6804—6.  Abgedruckt  in  den  „Beiträgen  zum  Verständnisse  der  ständischen 
Bewegung",  S.   157  fg. 

2)  Grünberg,  ,Die  Grundentlastung«  in  der  „Geschichte  der  österr. 
Land-  und  Forstwirtschaft"  I,  S.  29  fg. 
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sultativen  Teilnahme  an  der  allgemeinen  Gesetzgebung  beruft 
und  dazu  in  einer  aus  so  verschiedenartigen  Bestandteilen 
zusammengesetzten  Monarchie,  wie  es  der  Kaiserstaat  ist, 
auch  nicht  berufen  kann.  Nur  von  Euer  Majestät,  der  in  den 
deutsch-erbländischen  Provinzen  das  Gesetzgebungsrecht  allein 
und  unbeschränkt  zusteht,  hängt  es  ab,  zu  bestimmen,  invvieferne 
die  Stände  über  einzelne  legislative  Maßregeln  und  Einrichtungen 
vorläufig  zu  hören  seien,  und  diese  Einvernehmung  pflegt  auch 
da,  wo  es  sich  um  verfassungsmäßige  Prärogative  der  Stände, 
um  die  ihrer  Wirksamkeit  zugewiesenen  Gegenstände  und  um 
die  Berücksichtigung  eigentümlicher  Provinzialverhältnisse  und 
Interessen  handelt,  nie  unterlassen  zu  werden."  Ebensowenig 
wollte  ihm  die  Notwendigkeit  einer  Revision  der.  politischen 
Gesetze  zur  Sicherstellung  der  in  ihren  Grundvesten  bedrohten 
Dominikaiverfassung  einleuchten.  „Die  Dominikaiverhältnisse, " 
erklärte  er,  „sind  durch  die  bestehenden  Gesetze  zureichend 
geordnet,  und  mögen  auch  über  deren  Anwendung  in  einzelnen 
Fällen  Zweifel  bestehen  und  verschiedenartige  Meinungen  sich 
geltend  machen,  so  liegt  hierin  doch  gewiß  kein  entscheidender 
Grund,  diese  Gesetze  in  der  beabsichtigten  Richtung  einer 
allgemeinen  Revision  zu  unterziehen.  Die  Wirkung  einer  solchen 
Maßregel  würde  auch  schwerlich  die,  welche  sich  die  Stände 
davon  versprechen,  sein  und  gar  leicht  möchten  unter  den 
jetzigen  Umständen  daraus  Erscheinungen  sich  entwickeln, 
welche  statt  zur  Beruhigung,  zur  Lockerung  der  Dominikairechte 
führen  könnten."  Die  gegen  die  Behörden  gerichteten  „vagen" 
Anschuldigungen  bieten  keinerlei  Stoff  zu  irgendeiner  beson- 
deren Maßnahme,  und  wenn  auch  die  Klagen  über  die  ver- 
mehrten Ausgaben  für  die  politische  Verwaltung  besser  begründet 
sind,  so  übersehen  sie  dabei,  daß  die  Steigerung  dieses  Auf- 
wandes eine  natürliche  und  notwendige  Folge  der  zunehmenden 
Bevölkerung,  der  fortschreitenden  Entwicklung  aller  gesell- 
schaftlichen Verhältnisse  sei,  aus  welcher  auch  die  Dominien, 
namentlich  in  Niederösterreich,  wo  das  Grundbuchsgefälle  nun 
eine  weit  reichlichere  als  einst  fliessende  Einnahmsquelle 
geworden  ist,  nicht  zu  verkennende  Vorteile  ziehen.  Auf  so 
allgemein  gefaßte  Beschwerden  braucht  man  wirklich  nicht 
näher  einzugehen,  sondern  es  wäre  den  Ständen  zu  überlassen, 
speziell  die  Vorschriften  zu  bezeichnen,  welche  einer  Erläuterung 
oder  Ergänzung  bedürfen  sollen,  und  so  auch  im  einzelnen  jene 
Verfügungen  und  Einrichtungen  zur  Sprache  zu  bringen,  durch 
welche  sie  sich  ungebührlich  beschwert  und  wogegen  sie  eine 
Abhilfe  für  nötig  erachten. 

Es  war  das  alte  Lied.  Allein  diesmal  erfuhr  Buol  sogar 
von  Hofrat  Weiß,  dem  unerreichten  Meister  der  Verschleppungs- 
taktik, eine  Zurechtweisung,  indem  derselbe  darauf  drang,  die 
„allgemeinen  Negationen"  wegzulassen  und  über  die  von  der 
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Hofkanzlei  aufgeführten  Punkte  spezielle  Verhandlungen  und 
Entscheidungen  zu  veranlassen.  In  einer  mündlichen  Konferenz, 
die  unter  Vorsitz  des  Graten  Hartig  am  26.  November  1846 
stattfand,  setzte  er  dann  seinen  Standpunkt  näher  auseinander. 
Unbestreitbar  haben  die  Stände  schon  in  früheren  Zeiten, 
meinte  er,  den  jetzt  reklamierten  Beirat  in  allen  Provinzial- 
angelegenheiten  und  selbst  bei  Behandlung  allgemeiner  Gesetze, 
wenn  sich  diese  auf  das  Land  Niederösterreich  bezogen,  öfters 
ausgeübt,  und  ebensowenig  läßt  sich  in  Abrede  stellen,  daß 
ihnen  das  Hofdekret  vom  30.  September  1791  einen  derart 
allgemeinen  Einfluß  auf  die  Gesetze  der  ganzen  Monarchie 
einräumt,  „wie  es  zwar  zur  jetzigen  Zeit  nicht 
wünschenswert  erscheint  und  in  solcher  Aus- 
dehnung wohl  niemals  hätte  zugesichert  wer- 
den sollen".  Man  könne  diese  „nicht  mit  gehöriger  Vorsicht" 
gemachte  Zusicherung,  die  in  der  damaligen  kritischen  Situation 
der  Monarchie  zur  Beruhigung  der  Gemüter  gegeben  wurde, 
bedauern:  sobald  sie  aber  einmal  besteht,  erheischt  es  schon 
die  „Klugheit",  den  Beirat  „nicht  geradezu  zu  negieren, 
sondern  eine  definitive  Entscheidung  über  einen 
so  generellen  Gegenstand,  insoferne  man  ihn 
aus  was  im»  mar  fürUrsachen  doch  nicht  ganz  in 
Abrede  stellen  kann,  durch  die  Erledigung  der 
speziellen  Beschwerden  einstweilen  einem 
späteren  Zeitpunkte  vorzubehalten,  wenn  nämlich 
die  Gehaltlosigkeit  aller  Aufreizungen  und  die  Zweckwidrigkeit 
aller  Umtriebe  dargetan  sein  wird".  In  den  letzten  Dezennien 
sei  es  wohl  angegangen,  die  Stände  immer  mit  „allgemeinen 
Erledigungslormen"  zu  vertrösten  und  zu  beruhigen.  Nach 
diesen  Beispielen  auch  jetzt  vorzugehen,  scheine  ihm  aber 
nicht  mehr  passend,  weil  bei  denselben  unverkennbar 
ein  Mißtrauen  entstanden  sei,  das  sich  bei  den  nichtigsten 
Anlässen  immer  wieder  zeige,  weil  sich  dadurch  ein 
„Oppositionsgeist"  eingenistet  habe,  daß  selbst 
mehrere  „besser  gesinnte"  Ständemitglieder  sich  auch  dann 
gegen  die  Regierung  stimmen  und  mißleiten  lassen,  wenn  sich 
diese  unbestreitbar  nur  in  ihrem  Rechte  bewegt.  Die  Regierung 
habe  aut  ihrem  monarchischen  Standpunkte  keine  Angriffe  und 
keine  Umtriebe  zu  scheuen,  sie  müsse  daher  einer  „systematisch 
werden  wollenden  Opposition"  in  der  gehörigen  Wahrhaftigkeit 
begegnen.  Diese  würde  aber  durch  die  Negation  früherer  schrift- 
licher Zusicherungen  und  historischer  Tatsachen  in  ein  schiefes 
Licht  gestellt  werden.  Seiner  Ansicht  nach  müssen  die  eigent- 
lichen „Querulanten,  welche  von  der  Erfolglosigkeit  ihrer 
Wünsche  gegenüber  der  Regierung  wohl  selbst  überzeugt  sein 
dürften  und  vielleicht  nur  Privat.^.wecke  in  ihrem  Consortio 
verfolgen  oder  Selbsttäuschungen  sich  überlassen",  durch  das 
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Gehaltlose  ihrer  Bestrebungen  den  Ständen  in  ihrem  wahren 
Lichte  kennbar  gemacht  werden.  Es  wären  daher  die  einzelnen 
Beschwerdepunkte  aus  der  Petition  hervorzuheben  und  zur 
Finalisierung  zu  bringen. 

Der  Vorschlag  des  Hofrats  Weiß,  durch  eine  Erledigung 
der  einzelnen  Beschwerdepunkte  der  Erörterung  der  heiklen 
Verfassungsfrage  aus  dem  Wege  zu  gehen,  fand  allseitige 
Zustimmung,  auch  bei  Buol,  der  im  übrigen  noch  einmal  ver- 
sicherte, daß  es  in  einem  rein  monarchischen  Staate  jederzeit 
dem  Landesfürsten  freistehen  müsse,  sich  des  ständischen 
Beirates  nach  eigenem  Ermessen  zu  bedienen,  daher  dabei 
nicht  sowohl  von  einem  Rechte,  als  von  der  Erfüllung  einer 
durch  die  ergangene  spezielle  Aufforderung  den  Ständen  er- 
wachsene Verpflichtung  die  Rede  sein  könne.  Weiß  wurde 
aufgefordert,  eine  Liste  aller  zur  Verhandlung  geeigneten 
Gegenstände,  über  welche  die  Stände  einvernommen  werden 
sollten,  anzulegen,  die  in  der  Konferenz  vom  21.  Januar  1847 
vorgetragen  und  gutgeheißen  wurde.  Einstimmig  wurde  dabei 
die  Notwendigkeit  einer  Erledigung  der  bezüglichen  Vorträge 
betont.  Indes  auch  dieser  Vortrag  blieb  über  ein  Jahr  lang  in 
der  Staatskonferenz  liegen  und  erhielt  erst  in  den  kritischen 
Märztagen  die  kaiserliche  Sanktion.^) 

Während  die  Denkschrift  über  den  Mangel  an  Geltung 
im  Staatsrate  eifrig  diskutiert  wurde,  erhielten  die  Stände  einen 
neuerlichen  sinnfälligen  Beweis,  in  welcher  Weise  ihr  „wich- 
tigstes und  heiligstes"  -)  Recht  des  Beirates  aufgefaßt  wurde. 
Die  im  letzten  Frühjahre  eingeleiteten  Verhandlungen  über  die 
Ablösungsfrage  wurden  bei  der  Hofkanzlei  ohne  Zuziehung 
der  Stände  geführt,  obwohl  sie  wiederholt  darum  ersucht  und 
sogar  schon  ihre  Vertreter  namhaft  gemacht  hatten.^)  Als  dann 
endlich  ihr  Vortrag  am  14.  Dezember  1846  die  kaiserliche 
Sanktion  erhielt  und  das  neue  Ablösungsgesetz  kundgemacht 
wurde,*)  war  der  ständischen  Anregung  mit  keinem  einzigen 
Worte  gedacht.  In  den  „Gränzboten"  erschien  alsbald  ein 
stimmun;;machender  Artikel,  worin  es  als  ein  „erfreulicher  Fort- 
schritt" und  der  Hofkanzler  Pillersdorff  als  derjenige  bezeichnet 
wurde,  „dem  der  wesentlichste  Anteil  an  der  liberalen  Gestaltung 
des  Gesetzes  mit  allgemeinem   Danke    zugeschrieben  wird."  ^) 


1)  Kaiserliche  Entschließung  vom  11.  März  1848  über  Vortrag  vom 
11.  September  1846.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  4895.  Hofdekret  vom 
11.  März  1848.  Landesregistratur,  Fasz.   1,  Nr.   3296. 

2)  „Über  die  damalige  Stellung  der  Stände."  Rede  des  Grafen  Fries,  ge- 
halten im  ständischen  Lesezimmer  (Januar   1848).  Privatbesitz. 

')  Es  waren  dies :  der  Melker  Abt,  Breuner  und  Doblhoff.  Hofschrift 
vom  24.  Juni   1846.  Landesregistratur,  Fasz.  31/4,  Nr.  7286. 

*)  Hofdekret  vom  18.  und  Regierungszirkulare  vom  25.  Dezember  1846. 
Abgedruckt  bei  Grünberg,  ,,Die  Grundentlastung",  S.  33  fg. 

'-)  Jahrg.   1847,  Bd.  I,  S.   162  fg. 
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Das  Gute  hatte  ausschließlich  von  der  Regierung  selbst 
zu  kommen;  der  Bauer  sollte  allein  zur  Regierung  dankbar 
emporblicken,  welche  seine  Interessen  so  tatkräftig  förderte, 
nicht  zu  seinem  Herrn,  nicht  zu  den  Ständen.  Aber  —  war 
überhaupt  das  neue  Gesetz  so  besonders  gut,  daß  er  dankbar 
sein  konnte  ?  Der  erste  Punkt  der  mit  Spannung  erwarteten 
Regierungskundgebung,  für  die  schon  vorher  die  Reklame- 
trommel gerührt  worden  war,  enthielt  die  pompöse  Erklärung : 
„Alle  untertänigen  Arbeitsleistungen  (Roboten)  und  zehent- 
herrlichen  Rechte  können  auf  dem  Wege  freiwilligen  Über- 
einkommens in  andere  Leistungen  umgestaltet  oder  durch  den 
Erlag  eines  Kapitals,  durch  Grundabtretung  oder  durch  die 
Verzichtleistung  auf  gegenseitige  Verpflichtungen  abgelöst 
werden."  Das  konnten  sie  auch  früher.  Immerhin  waren  in 
den  folgenden  Paragraphen  einige  Bestimmungen  angeführt, 
die  gegenüber  jenen  des  alten  Ablösungspatentes  vom  1.  Sep- 
tember 1798  als  Erleichterungen  angesehen  werden  konnten  — 
Erleichterungen,  die  aber  in  der  Praxis  keinen  besonderen 
Wert  hatten.  So  war  bestimmt  worden,  daß  der  Bauer  als 
Ablösungsäquivalent  auch  (Rustikal-)Grundstücke  abtreten 
konnte.  Dieser  Modus,  den  übrigens  auch  die  Stände  vorge- 
schlagen hatten,  war  aber  mit  Recht  an  die  Voraussetzung 
geknüpft,  daß  die  Subsistenz  der  Untertanen  nicht  gefährdet 
werde;  er  war  also  wohl  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  unan- 
wendbar. 

Das  allerwichtigste  aber  war  in  dem  langatmigen  Patente 
mit  keinem  Worte  angedeutet:  wie  der  Bauer  das  zur 
Ablösung  erforderliche  Geld  auftreiben  sollte, 
wenn  derselbe  auf  seinen  Grundbesitz  nicht  verzichten  wollte 
oder  konnte.  Das  „Haupthindernis"  der  Ablösung :  der  Mangel 
an  Geld,  die  gedrückte  Lage  der  Landwirtschaft,  war  keines- 
wegs aus  der  Welt  geschafft  worden.  Allgemein  wurde  ge- 
tadelt, daß  die  Ablösung  nicht  obligatorisch,  mit  Angabe  eines 
Präklusivtermines  eingeführt  wurde. i)  Es  war  somit  von  allem 
Anfang  an  wirkungslos  und  bereitete  in  den  Kreisen  der  Land- 
bevölkerung eine  herbe  Enttäuschung:  nicht  mit  Unrecht 
wurde    es    als    „eine    der  treibenden  Ursachen"   der  Umsturz- 


bewegung bezeichnet.2) 


1)  Ebenda  S.  155  fg.    und   199  fg.  ;    Tebeldi,    ..Die  Geldangelegenheiten 
Österreichs-',  S.  231   fg. 

2)  Grünberg,  „Die  Grundentlastung",  S.   36. 


IX.  BUCH 

VOLKSTÜiMLICHE  WENDUNG 
DIE  KRISE  UND  DER  13,  MÄRZ 


Wenn  die  Hofkanzlei  bei  der  Begutachtung  der  „Magna 
Charta"  der  n.-ö.  Stände  die  Erwartung  aussprach,  mit  der 
Herausgabe  des  Ablösungsgesetzes  werde  ein  großer  Teil 
ihrer  Klagen  hinfällig  werden,  so  war  dies  ein  Irrtum.  Dasselbe 
bildete  für  sie  vielmehr  einen  neuerlichen  Beweis  für  den 
„Mangel  an  Geltung",  und  die  Verstimmung  kam  in  der 
nächsten  Frühjahrsversammlung  zu  lautem  Ausdruck.  Der 
Inhalt  der  dort  beschlossenen  langen  „Dankadresse"  i)  läßt 
sich  kurz  dahin  zusammenfassen,  daß  das  Gute  des  Ablösungs- 
patentes nicht  neu,  und  das  Neue  nicht  besonders  gut  sei, 
und  dasselbe  sicher  besser  ausgefallen  wäre,  wenn  die 
Regierung  ihren  Beirat  eingeholt  und  befolgt  hätte.  Trotz 
„einiger  höchst  zweckmäßiger"  Bestimmungen  sei  es  eine 
Totgeburt,  müsse  es  wirkungslos  bleiben,  „weil  die  Grund- 
bedingungen ihrer  Anwendung  fehlen  oder  wenigstens  im 
Verhältnis  zu  den  Bedürfnissen  und  zu  den  mächtig  angeregten 
Wünschen  des  Landes  nicht  zureichen."  Zu  einer  Zeit,  da 
in  ganz  Europa  die  Lösung  der  Urbarialfrage  als  dringende 
Notwendigkeit  gefühlt  werde,  sei  mit  einer  „halben  oder 
scheinbaren  Abhilfe"  nicht  mehr  geholfen.  So  lange  der 
„bei  weitem  größte  Teil"  der  Ablösungen  einer  Ausgleichung 
durch  Kapital  vorbehalten  sei,  hätte  die  Regierung,  sobald 
sie  sich  für  den  „freiwilligen"  Weg  entschieden,  für  das  aller- 
wichtigste,  die  „erste  Grundlage"  sorgen  und  ihrer  Bitte  gemäß 
eine  Kreditanstalt  ins  Leben  rufen  müssen.  Sie  baten 
schließlich,  behufs  „Ergänzung"  des  Patentes  ihre  Bedenken, 
die  in  langer  Reihe  dem  Dank  für  die  „teilweise"  Berück- 
sichtigung ihrer  Petitionen  folgten,  mit  Zuziehung  der  von 
ihnen  bereits  gewählten  Abgeordneten  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Das  einzige,  wofür  sie  sich  wirklich  bedankten,  war  die  darin 
enthaltene  Erklärung,  daß  die  Herrschaftsrechte  „ungeschmälert" 
aufrecht  erhalten  würden ;  denn  sie  war  ebenfalls  eine  der 
Hauptbedingungen     des    Zustandekommens     der    Ablösungs- 

1)  Hofbcricht  v.  8.  März   1847.  Landesregistratur,  Fasz.  31/4,  Nr.  3296. 
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vertrage.  Allein  auch  dieser  Lichtpunkt  sollte  sich  bald  als 
wirkungslos  erweisen. 

Während  die  in  dieser  Adresse  in  Erinnerung  gebrachte 
Petition  um  Errichtung  einer  ständischen  Kreditanstalt  gleich 
anderen  Anregungen  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  im 
Kabinette  schlummerte,  war  auf  die  Landtagserklärung  von 
1846  bereits  eine  Erledigung  herabgelangt,  die  auf  die  Stände 
geradezu  verblüffend  wirkte.  Ihre  dort  ausgesprochene  Bitte, 
angesichts  der  offenkundigen  Notlage  weiter  Schichten  der 
Bevölkerung  eine  Herabsetzung  der  Grundsteuer,  Abänderung 
der  vorzüglich  auf  den  ärmsten  Klassen  drückenden  Ver- 
zehrungs-  und  Stempelsteuer  eintreten  zu  lassen  und  zur 
besseren  Ausgleichung  der  Steuerlast  die  Einführung  einer 
Einkommensteuer  in  Erwägung  zu  ziehen,  wurde  kurz  mit  der 
Zusicherung  beantwortet,  „daß  Ihrer  M.  die  Wohlfahrt  aller 
Klassen  der  Bewohner  der  Provinz  Niederösterreich  stets  der 
Gegenstand  Allerhöchster  Aufmerksamkeit  bleiben  werde", 
und  dieser  Versicherung  die  weitere  Zusage  beigefügt,  daß 
die  am  l.  Februar  1845  angeordnete  Verhandlung  über  die 
Besteuerung  des  Weinlandes  und  den  Einfluß  der  V  e  r- 
z  e  h  run  gs  Steuer  auf  die  Weinproduktion^)  „beschleunigt" 
werden  sollte. 2)  Sie  war  also  in  den  seither  verstrichenen 
zwei  Jahren  noch  nicht  abgeschlossen  worden.  Nun  handelte 
es  sich  also  schon  lange  nicht  mehr  um  die  Verzehrungs- 
steuer und  den  Weinbauer  allein,  sondern  um  den  Grund- 
besitzer überhaupt  und  die  anderen  auf  ihm  in  erster  Linie 
lastenden  Steuern. 

In  jener  Landtagserklärung  hatten  die  Stände  ihm  über- 
dies ein  anderes  Stiefkind  der  Staats-  und  Gesellschafts- 
ordnung in  Erinnerung  gebracht:  den  Lohnarbeiter,  jene 
Klasse,  „die  anerkannt  als  eine  der  unentbehrlichsten,  aus- 
geschlossen von  dem  Anteile  an  der  steigenden  Entwicklung 
des  Wohlstandes,  zurückgewiesen  von  allen  Genüssen  des 
Lebens,  unter  immer  steigenden  Entbehrungen  den  Lebens- 
kampf zum  Gedeihen  des  Ganzen  in  geduldiger  Ergebung 
besteht,"  aber  durch  Elend  und  Verzweiflung  zum  „ärgsten 
Feinde  der  Ordnung  und  Sicherheit"  werden  kann, 
wenn  ihrer  Not  keine  Grenze  gesetzt  werde. 

Im  Hintergrunde  dieses  Appells  stand  die  Mißernte  des 
Jahres  1846,  und  nun  hatten  sich  im  Winter  ihre  Folgen  in 
erschreckender  Weise  bemerkbar  gemacht:  die  Lebensmittel 
wurden  teurer;  es  kam  in  mehreren  Bezirken  Wiens  zur 
Plünderung  von  Bäckerladen,  ebenso  in  Stockerau,  wo  es 
sogar    Tote    gab.    Schaudergeschichten    kursierten    von    halb 

»)  Siehe  oben  S.  219,  Anm.  2. 

2)  Hofkanzleidekret  v.  14.  September  1846.  Landesregistratur,  Fasz.  49. 
Nr.  9989  ;  siehe  „Beiträge"  S.   197  fg. 


—  301    — 

verhungerten  Eltern,  die  ihre  Kinder  verkauften  oder  schlach- 
teten^.) Die  Regierung,  durch  die  blutigen  Arbeiterunruhen  in 
Prag  erschreckt,  sah  sich  veranlaßt,  auch  in  Wien  Erhebungen 
über  die  Quellen  des  Arbeiterelends  einzuleiten,  die  damit 
endeten,  daß  der  Bürgermeister  beauftragt  wurde,  die  Fabrikanten 
daran  zu  erinnern,  daß  sie  im  Staate  eine  ehrenvolle  und  meist 
gewinnreiche  Existenz  gefunden  hätten,  wodurch  sie  sich  auf- 
gefordert fühlen  dürften,  nach  Kräften  dazu  beizutragen,  daß 
der  öffentlichen  Verwaltung  keine  Verlegenheiten  bereitet 
würden. 2)  Während  Not  und  Elend  zum  Himmel  schrieen, 
wurde  zu  Beginn  des  Jahres  1847  eine  neue  Anleihe  von 
80  Millionen  mit  den  Bankhäusern  Sina,  Arnstein  und  Eskeles, 
unter  ungünstigeren  Bedingungen  als  vordem,  abgeschlossen. 
Unter  solchen  Umständen  fand  die  Erledigung  der  Hof- 
kanzlei, als  sie  in  der  Ständeversammlung  vom  1.  März  1847 
zum  Vortrag  gelangte,  keine  sehr  günstige  Aufnahme.  „Eine 
die  verschiedenen  in  unserer  Landtagserklärung  enthaltenen 
Anträge  speziell  berührende  Antwort  hätten  wir  schon  erwarten 
dürfen",  erklärte  Grat  Fries,  worauf  dann  Baron  Stifft  in 
längerer  Rede  die  traurige  Lage  des  Fabriksarbeiters  besprach 
und  die  dringende  Notwendigkeit  von  Fabriksgesetzen,  von 
Konzessionen  der  Reichen  an  die  Armen  und  eines  entsprechen- 
den Zusammenwirkens  großer  Korporationen,  in  erster  Linie 
des  Staates,  hervorhob.  Die  über  Antrag  des  ersteren  beschlossene 
neuerliche  Vorstellung  gestaltete  sich  zu  einer  scharfen  Kritik 
der  unglücklichen,  die  Plutokratie  bevorzugenden  Finanzpolitik 
der  Regierung,  zu  einer  eindringlichen  Mahnung,  den  „zer- 
störenden Elementen"  der  so  reissende  Fortschritte  machenden 
Verarmung  „bei  guter  Zeit"  entgegenzuwirken,  die  Leiden  des 
„arbeitsamsten"  Teiles  der  Untertanen  durch  Ermäßigung  der 
Verzehrungssteuer  zu  erleichtern  und  eine  „Ausgleichung 
seines  Elendes  durch  den  Überfluß  begünstigter 
Klassen,  welche  durch  die  Macht  der  Verhält- 
nisse und  noch  mehr  durch  eine  immer  greller 
hervortretende  Immunität  von  einer  verhält- 
nismäßigen Beitragsleistung  geschützt  sind", 
ins  Auge  zu  fassen.  „Es  ist  tatsächlich  erwiesen,"  heißt  es 
weiter,  „daß  der  Lohn  des  Arbeiters  im  allgemeinen  kaum,  im 
einzelnen  aber  bestimmt  nicht  mehr  genügt,  die  gewöhnlichen 
Lebensbedürfnisse  anzuschaffen ;  für  Krankheitsfälle  und 
Arbeitslosigkeit  bleibt  kein  Überschuß.  Der  Gewinn,  der 
sonst  der  Lohn  der  Arbeit  war,  hat  sich  von  ihr 
losgerissen  und  ist  auf  dieMittel  übergegangen, 
die  sie  in  Bewegung  setzen.  Ihre  Besitzer  beuten  die 
Vorteile  aus,  die  jener  gebühren,  und  von  ihnen  wird  der  Anteil 

1)  Vgl.  Reschauer,   „Das  Jahr  1848",  S.  51   fg. 

2)  Zenker,   „Die  Wiener  Revolution",  S.  96  fg. 
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bemessen,  den  sie  dem  Arbeiter  davon  abtreten  wollen.  So 
mußte  es  wohl  kommen,  daß  auch  der  Lohnarbeiter  zum  Teile 
auf  Mitleid  oder  Nebenquellen  oder  Verschuldung  angewiesen 
ist,  um  seine  Ausfälle  auszugleichen.  Gegen  dieses  Mißver- 
hältnis gibt  es  nur  eine  Hülfe:  wohlfeilere  Nahrung,  als  erste 
und  Grundbedingung  der  Zufriedenheit  des  Volkes."  Es  wird 
nun  wieder  auf  die  unverhältnismäßige  Höhe  der  Grundsteuer 
und  die  Verzehrungssteuer  als  Ursachen  der  stetigen  Verteuerung 
der  Lebensmittel,  dann  auf  die  den  Wohlstand  der  geringeren 
Klassen  nachteilig  beeinflußende,  den  Reichtum  „schonend" 
behandelnde  Stempelsteuer  hingewiesen,  um  daraus  den  Schluß 
zu  ziehen:  „Ohne  Zweifel  müssen  von  anderen  Seiten  Opfer 
gebracht  werden,  um  die  Lücken  auszufüllen,  die  durch  die 
Ermäßigung  der  Verzehrungssteuer  und  der  Stempeltaxe  im 
Staatshaushalte  entstehen  werden ;  aber  sie  werden  nur  zu 
fordern  sein,  wo  das  Versagen  eines  Wunsches  noch  möglich 
ist,  wo  vom  Überflusse  zu  geben  sein  wird,  wo  einem  mäßigen 
Zugeständnisse  die  Versicherung  des  Besitzes  als  Gewinn 
entgegensteht.  Euer  Majestät  treugehorsamste  Stände  werden 
von  diesen  Opfern  nicht  ausgeschlossen  sein, 
insorerne  sie  ihr  nicht  im  Grundeigentum  liegendes  Vermögen 
treffen  werden;  geruhen  Euer  Majestät  darin  die  Reinheit  ihrer 
Absicht  und  ihre  Selbstverleugnung  auch  in  diesem  Falle  zu 
erkennen,  wo  es  sich  um  das  Wohl  der  zahlreichsten 
und  bedürftigsten,  zugleich  aber  auch  der  n  ü  t  z  1  i  c  h  s  t  e  n^) 
Klasse  der  Untertanen  handelt.  Die  treugehorsamsten  Stände 
überlassen  es  der  Weisheit  Euer  Majestät,  die  Mittel  zu 
wählen,  welche  durch  eine  annähernd  gleichmäßige  Besteuerung 
alles  Einkommens  oder  Eigentums  dem  Verlalle,  womit  das 
Land  bedroht  ist,  Grenzen  setzen  werden;  sie  sind  weit  ent- 
fernt, sich  darüber  irgendeine  Bestimmung  anzumassen,  sie 
müssen  aber  wiederholt  die  Überzeugung  aussprechen,  daß 
nur  in  jener  von  ihnen  angetragenen  Gleich- 
mäßigkeit der  Besteuerung  die  Bürgschaft  zu 
finden  ist  für  die  Erhaltung  des  allgemeinen 
Wohlstandes,  der  Ruhe  und  Sicherheit  im 
Lande."2) 

Die  Stände  hatten  mit  diesem  vom  dumpfen  Grollen  der 
herannahenden  Gährung  begleiteten  Mahnruf  den  Beweis  er- 
bracht, daß  sie  keine  „Partikularinteressen"  im  „bornierten 
Geiste  des  Tory-Aristokratismus",  sondern,  wie  sie  in  ihrer 
großen  Denkschrift  sagten,  die  „allgemeine  Wohlfahrt  des 
Landes"   verfolgten.    Nun  galt  es  auch  mit  der  dort  angekün- 


1)  Siehe  oben  S.  62.    Man  sieht,    daß    die  Stände    nicht    nur  die  Ideen, 
sondern  auch  die  Ausdrucksweise  der  Aufklärung  übernommen  hatten. 

2)  Hofschrift  vom   1.  März   1847.    Landesregistratur,  Fasz.  49,  Nr.  2671. 
Abgedruckt  in  den   „Beiträgen",  S.  200—09. 
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digten  Heranziehung  des  vierten  Standes  Wort  zu  halten. 
Diese  heikle  Angelegenheit  war  schon  in  früheren  Versamm- 
lungen gelegentlich  berührt  worden.  So  hatte  vor  drei  Jahren 
in  der  Debatte  über  die  neue  Geschäftsordnung  Baron  Stifft 
die  Frage  aufgeworfen,  ob  die  „Passivität"  des  vierten  Standes, 
welcher  der  Verlesung  der  Steuerpostulate  stehend  beiwohnte 
und  sich  dann  entfernte,  „gesetzlich"  sei,  worauf  ihm  Baron 
Walterskirchen  die  Belehrung  zuteil  werden  ließ,  daß  sie  eine 
Folge  des  Bauernaufstandes  sei,i)  es  übrigens  nicht  an  der 
Zeit  sein  dürfte,  diesen  Punkt  in  Anregung  zu  bringen. 2)  Im 
folgenden  Landtag  war  es  Baron  Louis  Pereira,  der  sie  wieder 
aufrührte.  Er  höre  so  viel  von  althergebrachten  Gewohnheiten 
und  Formen,  erklärte  er,  allein  nur  wenig  von  der  Existenz 
des  vierten  Standes,  die  ebenfalls  Jahrhunderte  hinaufreiche. 
Er  erlaube  sich  die  Frage,  warum  derselbe  nicht  auch  an  der 
Abhörung  und  Beratung  der  Landtagserklärung  teilnehme. 
Warum  gibt  nur  der  halbe  vierte  Stand,  Wien,  durch  seinen 
Bürgermeister  eine  schriftliche  Erklärung  ab,  nicht  aber  der 
andere  halbe  Stand,  die  18  mitleidigen  Städte  und  Märkte?^) 
Im  vierten  Stande  gibt  es  sicherlich  viele  intelligente,  eifrige 
und  an  dem  Wohle  des  Landes  interessierte  Männer,  deren 
Kenntnisse,  Erfahrungen  und  Patriotismus  den  ständischen 
Beratungen  nur  förderlich  sein  könnten.  Da  die  Stände  auf 
die  Ausübung  des  Beirates  Gewicht  legen,  so  läge  es  im 
allgemeinen  Interesse,  daß  derselbe  auf  die  vollständigste  und 
erschöpfendste  Weise  gehandhabt  werden  könne.  Er  beantrage 
daher,  durch  ein  Komitee  über  diese  Frage  eingehende  Er- 
hebungen zu  pflegen. 

Pereiras  Antrag,  von  Schmerling,  Breuner,  Stifft  und 
Pergen  lebhaft  begrüf3t,  kam  indes  nicht  zur  Abstimmung,  da 
der  Landmarschall  erklärte,  er  habe  mit  der  in  Verhandlung 
stehenden  Landtagserklärung  nichts  zu  tun  und  es  sei  Sache 
des  vierten  Standes  selbst,  im  Wege  der  Aktivitätsorgane  die 
erforderlichen  Schritte  zu  tun.*)  Die  Angelegenheit  ruhte  jetzt 

')  Diese  Behauptung  entsprach  nicht  ganz  den  Tatsachen.  Der  eigent- 
liche Grund  war  vielmehr  die  im  16.  Jahrhundert  zunehmende  Verarmung  der 
Städte,  welche  zur  Folge  hatte,  daß  sie  nicht  mehr  imstande  w^aren,  den  gleichen 
Teil  wie  die  drei  oberen  Stände  zu  steuern,  und  auch  mit  ihren  herabgesetzten 
Anlagen  im  Rückstande  blieben.  Derlei  Restanten  bildeten  aber  einen  Aus- 
schließungsgrund für  die  Wahl  ins  Verordnetenkollegium.  Vgl.  Bibl,  ,.Die  katho- 
lischen und  protestantischen  Stände  Niederösterreichs"  irn  „Jahrbuch  für  Landes- 
kunde von  Niederösterreich"  (1903),  S.  20;  ferner  „Österreich  und  dessen 
Zukunft"  II,  S.  29,  Anm. 

^)  Ständeversammlung  vom  2.  Mai  1844.  Landesregistratur,  Syndikats- 
protokolle. 

ä)  Dies  waren  :  die  Städte  Brück  a.  d.  Leitha,  Zwettl,  Laa,  Stein,  Waid- 
hofen  a.  d.  Thaya,  Korneuburg,  Krems,  Tulln,  Ybbs,  Klosterneuburg,  Eggen- 
burg, Baden,  Retz,  Hainburg  und  die  Märkte  Gumpoldskirchen,  Mödling, 
Perchtholdsdorf  und  Langenlois. 

*)  Landtagsvers,  vom  11.  Juni  1845.  Landesregistr.,  Syndikatsprotokolle. 
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wieder,  bis  sie  in  der  Ständeversammlung  vom  8  .März  1847 
Graf  Breuner  ins  Rollen  brachte.  Diesmal  waren  schon  die 
erforderlichen  Erhebungen  gepflogen  worden,  und  Baron  Stifft 
konnte  an  der  Hand  einer  aktenmäßigen  Darstellung  den  Nach- 
weis führen,  daß  der  vierte  Stand  einstmals  die  wichtigsten 
Angelegenheiten  des  Landes  wie  z.  B.  —  um  nicht  von  den 
älteren  Zeiten  zu  reden  —  den  Erbvertrag  vom  Jahre  1720 
mitberaten  habe.  Dies  entsprach  allerdings  der  Wahrheit,  aber 
ebenso  gewiß  war  es,  daß  er  in  den  letzten  fünfzig  Jahren 
vollkommen  mundtod  war.  Wie  sich  dieser  Wandel  vollzogen, 
darüber  schwiegen  die  Akten.  Man  könne  nur  annehmen, 
meinte  Stifft,  daß  der  Bürgerstand  entweder  infolge  seiner 
eigenen  Indolenz  oder  infolge  des  geringen  Gewichtes,  welches 
er  auf  die  ständischen  Verhandlungen  legte,  oder  welches  die 
drei  oberen  Stände  seiner  Mitwirkung  beimaßen,  auf  jenen 
Standpunkt  herabgesunken  sei,  wo  man  ihn  leider  gegen- 
wärtig sehe.  Die  drei  oberen  Stände  wären  insoferne  nicht 
ganz  ohne  Schuld,  als  sie  immer  die  Notwendigkeit  seiner 
Teilnahme  vor  Augen  haben  und  ihn  auf  seine  Pflicht  hätten 
aufmerksam  machen  sollen.  Da  das  Einberufungsschreiben  an 
alle  vier  Stände  gerichtet  war,  so  stand,  wie  allgemein  betont 
wurde,  seine  Berechtigung  zur  Teilnahme,  soweit  es  sich 
wenigstens  um  die  Beratung  der  Steuerpostulate  handelte, 
zweifellos  fest.  Kleyle  stellte,  um  den  „Fehler"  baldigst  gut- 
zumachen, den  Antrag,  schon  im  nächsten  Landtag  den  vierten 
Stand  in  sein  ihm  zustehendes  Recht  einzusetzen.  Der  neue 
Landmarschall  Graf  Montecuccoli  machte  sich  die  Anschau- 
ung, daß  es  sich  hier  um  eine  bloße  restitutio  in  integrum 
handle,  zu  eigen  und  versprach,  dem  Wunsche  Rechnung  zu 
tragen/') 

Selbstverständlich  war  mit  der  Heranziehung  einiger 
Bürgermeister  und  Ratsherren,  welche  nach  den  damaligen 
Verhältnissen  die  Stellung  von  Regierungsbeamten,  und  zwar 
der  „untersten,  also  abhängigsten  Klasse"  2)  einnahmen  und, 
wie  dies  der  Erfolg  bewies,  vollständig  mundtot  waren,  noch 
nicht  alles  getan.  Es  mußte  vor  allem  das  Gemeinde- 
wesen selbst  auf  andere  Grundlagen  gestellt  werden  und  in 
diesem  Sinne  hatte  Andrian  seine  „freie,  kräftige  Entwicklung" 


1)  Landesregistratur,  Syndikatsprotokolle.  Die  Vertreter  des  vierten 
Standes  wurden  im  nächsten  Landtag  (7.  Juni  1847)  nach  der  Verlesung  der 
Steuerpostulate  eingeladen,  im  Bibliothekssaale  darüber  zu  beraten,  und  er- 
schienen dann  wieder  mit  den  andern  im  Landtagssaal,  worauf  sie  ersucht 
wurden,  so  bald  als  möglich  ihre  Erklärung  abzugeben  und  am  10.  Juni 
wiederzuerscheinen  Sie  nahmen  auch  an  der  bewegten  Beratung  dieses  und 
des  folgenden  Tages  teil,  ohne  aber  ein  Wort  zu  reden.  Offenbar  war  ihnen 
dies  von  der  Regierung  verboten  worden. 

2)  „Österreich  und  dessen  Zukunft"  II,  Seite  53  fg.;  siehe  oben 
Seite  34. 
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als  die  „erste"  Aufgabe  der  Stände  bezeichnet.^)  Die  Frage 
einer  neuen  Gemeindeverfassung  war  drei  Tage  vorher  aus 
Anlaß  eines  speziellen  Falles,  der  die  vollständige  Unzuläng- 
lichkeit des  Feldschutzes')  an  den  Tag  brachte,  aufgerollt 
worden.  Unter  Gemeinde,  bemerkte  Graf  Colloredo,  verstehe 
jeder  etwas  anderes  und  es  sei  unbedingt  notwendig,  deren 
Pflichten  und  Rechte  festzustellen.  Diese  Anregung  schlug 
alsbald  ein.  Eine  Gemeindeordnung,  erklärte  Schmerling,  sei 
gegenwärtig  eine  „Lebensfrage",  weil  anerkannter  Weise  nur 
da  ein  lebendiges  Interesse  für  die  Allgemeinheit  zu  erwarten 
stünde,  wo  eine  freie  Bewegung  in  den  eigenen 
Angelegenheiten  gestattet  werde.  So  wurde  denn  die 
Ausarbeitung  einer  solchen  durch  ein  Komitee  beschlossen. 3) 
In  derselben  Sitzung  kam  ein  Gegenstand  zur  Sprache, 
der  mit  der  freien,  gesunden  Entfaltung  des  Gemeindelebens 
gleichsam  als  Vorbedingung  derselben  im  innigen  Zusammen- 
hang stand:  die  Reform  des  Unterrichtssystems,  das 
trotz  guter  Grundlagen  nicht  mehr  auf  der  Höhe  der  Zeit  war. 
Den  Anstoß  dazu  gab  der  Antrag  der  Kollegien,  zu  Gunsten 
der  Schullehrer  und  ihrer  Gehülfen,  deren  Notlage  zum  Himmel 
schrie,*)  einen  Unterstützungsverein  ins  Leben  zu  rufen.  Da 
das  Substrat  der  Vorlage  die  anonyme  Anzeige  eines  Schul- 
lehrers bildete  und  sich  daran  einige  Mitglieder  stießen,  erklärte 
Schmerling:  Es  sei  als  ein  Beweis  des  Vertrauens  anzusehen, 
wenn  sich  im  Lande  die  Meinung  verbreite,  daß  die  Stände 
alle  Interessen  des  Volkes  verträten.  Die  Angelegenheit  sei 
auch  sehr  wichtig,  weil  sie  in  naher  Verbindung  mit  der  Volk  s- 
erziehung  stehe,  weil  es  sich  um  die  Verbesserung  der 
Lage  einer  Klasse  von  Menschen  handle,  welche  einen  großen 
Einfluß   auf  die  Bildung    und  den  Zustand    des  Volkes    habe. 

1)  Ebenda  I.  S.   191;  siehe  oben  S.  46  und  64  fg. 

2|  Das  Hofdekret  vom  20.  Oktober  1832  hatte  entschieden,  daß  der 
Feldschutz  nicht  als  Gemeindeangelegenheit  zu  betrachten  sei,  da  nach  der 
Natur  des  Eigentumsrechtes  die  Feldhut  den  einzelnen  Grundbesitzern  selbst 
überlassen  bleiben  müsse.  Damit  sich  der  Schutz  des  unversperrten  Eigentums, 
der  durch  die  allgemeine  Not  sehr  brennend  geworden  war,  nicht  allzu  wirksam 
gestalte,  untersagte  die  Regierung  den  Weingartenhütern  das  Tragen  eines 
Säbels  und  wies  sie  an,  Übertretern  „mit  Artigkeit"  zu  begegnen,  welche 
Verfügung,  wie  Graf  Fries  sich  ausdrückte,  bei  den  Weingartenbesitzern  einen 
, Schrei  des  Entsetzens"'  hervorrief.  Baron  Doblhoff  hielt  über  diese  Zustände 
am  28.  Dezember  1846  in  der  Landwirtschaftsgesellschaft  einen  Vortrag  (ab- 
gedruckt in  den  „Verhandlungen",  2.  Folge,  Bd.  IV,  S.  48  fg.)  und  diese 
wandte  sich  dann  an  die  Stände,  um  bei  der  Regierung  die  Erwirkung  eines 
geeigneten  Schutzes  anzuregen.  (Hofschrift  vom  21.  März  1847,  Landesregistratur, 
Fasz.  23,  Nr.   2961.) 

')  In  dasselbe  wurden  gewählt :  Ferdinand  und  Josef  Colloredo- 
Mannsfeld,  Breuner,  Fries,  Doblhoff,  Schmerling,  Heinrich  v.  Mertens  und  Karl 
V.  Kleyle. 

*)  Die  Kongrua  der  Landschullehrer  betrug  jährlich  oft  nur  100  Gulden 
und  davon  war  noch  der  Gehilfe  zu  bezahlen,  der  manchmal  gar  nur 
20  Gulden  bekam. 

Bibl,  VormäTf.  tO 
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Einen  Schritt  weiter  ging  dann  Gustav  Fürst  zu  Lamberg, 
der  das  ganze  Unterrichtswesen  von  der  Trivialschule  angefangen 
bis  hinauf  zur  Hochschule  einer  vernichtenden  Kritik  unterzog 
und  zeitgemäße  Reformen  beantragte.  Da  sein  Antrag  im 
Augenblick  nicht  die  erforderliche  Unterstützung  von  drei 
Mitgliedern  erhielt,  so  unterbreitete  er  ihn  einige  Tage  später 
schriftlich  dem  Verordnetenkollegium.  Seine  Vorschläge  formu- 
lierte er  dahin :  Errichtung  von  Lehrer-Seminarien  nach  Art  der 
preußischen  und  bessere  Dotierung  der  Schullehrer;  Gründung 
einer  ökonomischen  Lehranstalt  nach  dem  Muster  von  Hohen- 
heim  in  Württemberg,  von  Ackerbau-  und  Gewerbeschulen,  An- 
stellung tüchtiger  Fachlehrer  in  den  Gymnasien  statt  der  Klassen- 
lehrer^) und  Umänderung  des  Lehrplanes  nach  praktischen,  frei- 
sinnigen und  wissenschaftlichen  Grundsätzen;  bei  den  höheren 
Studien  endlich  die  Zulassung  von  Privatdozenten,  möglichste 
Freiheit  der  Vorträge  sowohl  nach  ihrem  Inhalte,  als  nach  ihrer 
Ausdehnung  und  vor  allem  die  Festlegung  des  Grundsatzes,  daß 
der  Zweck  der  öffentlichen  Lehranstalten  der  sei,  die  Wissen- 
schaft und  die  allgemeine  Bildung  zu  befördern  und  nicht  bloß 
Staatsbeamte  zu  erziehen. 2)  „Nur  auf  diese  Weise,"  heißt  es 
weiter,  „kann  den  fühlbarsten  Mängeln  unseres  Studienwesens 
gründlich  abgeholfen  werden,  was  umso  wünschenswerter  wäre, 
da  bei  der  durch  die  eiserne  Strenge  derZensur 
zur  gänzlichen  Gehaltlosigkeit  verdammten 
Presse  dem  Volke  tast  alle  Mittel  genommen 
sind,  eine  dem  Geiste  derZeit  entsprechende 
Geistesbildung  zu  erringen. "3)  Die  Regelung  des 
Preßwesens,  auf  das  Fürst  Lamberg  anspielte,  kam  bald  nach- 
her ins  Rollen.  Eine  von  15  Ständemitgliedern  unterzeichnete 
Petition^)  forderte  das  Verordnetenkollegium  auf,  den  „bedenk- 
lichen" Zustand  der  inländischen  Presse  auf  dem  nächsten 
Landtag  zur  Verhandlung  zu  bringen,  und  zwar  sollte  auf 
dem  Bundestag  mit  Österreichs  „gewichtiger"  Stimme  auf  die 

>)  Die  Einrichtung  der  Klassenlehrer,  wonach  die  Lehrer  mit  Ausnahme 
der  Religion  alle  Gegenstände  vorzutragen  hatten,  datierte  von  1819  (vorher 
gab  es  ebenfalls  Fachlehrer);  vgl.   ßeidtel  II,  S.  294. 

2)  Vgl.  dazu  die  Bemerkung  des  Verfassers  der  Schrift  „Die  n.-ö, 
Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution-'  (S.  21),  wonach  der  höchste 
Zweck  des  Studienplanes  war:  „mit  grausamer  Unterdrückung  jeder  freien 
geistigen  Regung  fleissige  Aktenerlediger  und  gehorsame  Steuerzahler  zu 
drechseln".  Vgl.  auch  „Österreich  und  dessen  Zukunft"  1,  S.  56  fg. 

3)  Landesregistratur,  Syndikatsprotokolle.  Abgedruckt  in  den  „Beiträgen" 
S.  228  fg.  Im  nächsten  Landtag  (11.  Juni  1847)  wurde  dann  ein  Komitee 
eingesetzt,  in  welches  Fürst  Lamberg,  Schmerling,  Doblhoff,  Holger,  Professor 
Peithner  Freiherr  v.  Lichtenfels  und  der  Propst  von  Klosterneuburg  gewählt 
wurden. 

*)  Datiert  vom  24.  Mai  1847.  Unterzeichnet  waren:  Breuner,  Tinti,  Holger, 
Mertens,  Schmerling,  Ferdinand  CoUoredo-Mannsfeld,  Pergen,  Kari  v.  Suttner, 
Fries,  Schmeriing,  Kari  v.  Klejie,  Heinrich  Graf  Hoyos,  Kari  Freih.  v.  Lederer- 
Trattnern,  Josef  Freih.  v.  Doblhoff  und  Ferdinand  v.  Mitis. 
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Erlassung  eines  auch  für  dieses  geltenden  Preßgesetzes 
gedrungen  werden.  Einstweilen  aber  sollte  die  vollständige 
Veröffentlichung  der  ständischen  Verhandlungen  gestattet  und 
die  für  die  Leitung  des  Zensurwesens  noch  zu  Recht  bestehende 
Vorschrift  vom  10.  September  1810  als  Richtschnur  gelten. 
Zur  Begründung  dieses  Einschreitens  wurde  ausgeführt,  daß 
sie  in  dem  Recht  des  Beirates  und  in  der  Heranziehung  der 
Bürgerschaft  noch  keine  hinreichende  Bürgschaft  für  dessen 
gedeihliche  Ausübung  erblickten,  sondern  die  Überzeugung 
hegten,  daß  sie,  sobald  sie  alle  Interessen  ihrer  Provinz  wahr- 
haft vertreten  wollten,  auch  die  öffentliche  Meinung  zu  ver- 
nehmen imstande  sein  müßten.  „Denn  die  materielle  und  geistige 
Entwicklung  des  Landes  schreitet  jetzt  in  Jahrzehnten  weiter 
vor  als  sonst  in  Jahrhunderten,-  die  sozialen  und  politischen 
Zustände  haben  eine  Vielseitigkeit  und  eine  Bedeutung 
gewonnen,  daß  sich  keine  Versammlung,  und  wäre  sie  aus  den 
Tüchtigsten  aller  Stände  zusammengesetzt,  damit  schmeicheln 
darf,  ihre  Leuchte  in  alle  Tiefen  des  Staatslebens  senken  und 
mit  sicherer  Hand  jeden  Knoten  lösen  zu  können."  „Die 
gegenwärtigen  Beschränkungen  der  Zensur,"  heißt  es  weiter, 
„ersticken  das  Element  des  ständischen  Beirates,  sie  lösen  aber 
noch  überdies  durch  die  erzwungene  Geheimhaltung  der 
ständischen  Verhandlungen  jede  geistige  Verbindung  der 
Stände  mit  der  von  ihnen  vertretenen  Provinz,  verdächtigen 
die  Tendenzen  der  Stände,  entziehen  dieser  einzigen 
politisch  berechtigten  Körperschaft  das  Vertrauen  des  Landes 
und  lenken  somit  in  jene  gefährliche  Bahn,  wo  alle  historischen 
Rechte  in  Frage  gestellt  werden."  Doch  auch  im  Interesse  der 
Gesamtheit  müsse  der  gegenwärtige  Zustand  der  Presse  beseitigt 
werden,  demzufolge  der  anständigsten  und  lehrreichsten 
Besprechung  der  Landesangelegenheiten  die  Bewilligung  zum 
Drucke  versagt  sei,  während  eine  erbitterte  Opposition  Öster- 
reich mit  ihren  in  Deutschland  gedruckten  Zeitungsartikeln 
und  Flugschriften  derart  überschwemme,  daß  selbst  die  Staats- 
verwaltung genötigt  sei,  sich  in  auswärtigen  Zeitungen  zu 
verteidigen,  um  im  eigenen  Lande  gerechtfertigt  zu  erscheinen. 
Baron  Doblhoff  befürwortete  diese  Anregung  im  Ver- 
ordnetenkollegium  wärmstens.  Sie  entspreche,  erklärte  er,  einem 
in  allen  Klassen  der  Gesellschaft  lebhaft  gefühlten  und  täglich 
mehr  zum  Bewußtsein  gelangenden  Bedürfnis.  Die  öffentliche 
Meinung  sei  unleugbar  eine  Macht  geworden,  die  mit  wach- 
sender Kraft  vorwärtsschreite  und  auch  in  die  bisher  teilnahms- 
losen Massen  des  Volkes  eindringe.  Aber  ebenso  gewiß  sei 
es,  daß  diese  Macht  die  Natur  eines  Elementes  in  sich  trage, 
das  durch  direkten  Widerstand  eine  gewaltsame  und  verderb- 
liche, durch  Verweisung  in  eine  freie,  aber  geregelte, 
gesetzmäßige  Bahn    eine    klare,    unschädliche    und  nutz- 

20 
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bringende  Strömung  gewinnt.  In  dem  Grade  nun,  als  der 
Ausdruck  der  öffentlichen  Meinung  deutlicher,  allgemeiner  und 
entschiedener  werde,  wüchsen  und  schärften  sich  die  Präventiv- 
maßregeln der  Zensur-  und  Polizeibehörden  zur  Unterdrückung 
jeder  selbständigen  Ansicht  und  geistigen  Offenbarung  in  einer 
das  Maß  des  Notwendigen  derart  überschreitenden  Weise,  daß 
gerade  die  verkehrte  Wirkung  erzielt  und  bedrohliche  Gegen- 
sätze erzeugt  würden.  Die  Ängstlichkeit,  Strenge  und  Willkür 
der  Zensur  habe  nämlich  ihre  Umgehung  „zur  Tages- 
ordnung" gebracht  und  im  Ausland  eine  sich  ausschließlich 
mit  Österreich  beschäftigte  Presse  begründet,  die  mit  Hilfe  eines 
streng  organisierten  Schleichhandels  Österreich  bereits  überflute. 
„Auf  fremdem  Boden  werden  die  Schriften  über  unsere  inneren, 
vaterländischen  Angelegenheiten  gewechselt,  um  sie  später 
einzuschmuggeln,  und  da  sie  in  Form  und  Inhalt  keinen  Rück- 
halt zu  scheuen  nötig  haben,  so  hat  sich  aus  diesen  Diskus- 
sionen bereits  ein  literarischer  Kampf  der  Parteien 
gestaltet,  welcher  auf  die  Meinungen  und  Gemüter  .  .  . 
übertragen  wird.  Zur  Bestätigung  des  Gesagten  wird 
vorläufig  nur  auf  die  schon  zur  Genüge  ausgeprägte  Partei 
derjenigen  gewiesen,  welche  nicht  müde  werden,  Adel  und 
Klerus  als  das  größte  Hindernis  in  der  Verbesserung  der 
Volkszustände  und  in  der  Erleichterung  seiner  Lasten  zu  be- 
zeichnen, oder  auf  die  Fahne  derjenigen,  welche  nicht  auf- 
hören, die  vielregierende  Bureaukratie  und  die  endlos 
sich  anhäufenden  Aktenmassen  der  bevormundenden  Staats- 
behörden als  erste  Quelle  der  Leiden  des  Volkes  mit  grellen 
Farben  zu  schildern,  während  die  Vertreter  des  un- 
bedingten Umsturzes  alles  Bestehenden  diese 
Kontroversen  für  ihre  Zwecke  ausbeuten."  Die 
Zensurverschärfung  sei  es,  welche  in  die  Flammen  stets 
„frisches  Öl"  gieße  und  die  „letzten  Hoffnungen  auf  eine 
friedliche  Verständigung"  in  Asche  lege.^)  Es  waren  dies 
wahrhaft  prophetische  Worte  ! 

Während  die  n.-ö.  Landstände  rührig  am  Werke  waren, 
im  Geiste  Andrians  die  Saat  des  Fortschrittes  auszustreuen 
und  das  Vertrauen  des  Volkes  zu  gewinnen,  erschien  von 
seiner  Broschüre  „Österreich  und  dessen  Zukunft"  der  zweite 
Teil. 2)  Gleich  im  Eingang  wird  anerkennend  hervorgehoben, 
daß  seit  dem  Erscheinen  des  ersten  Bandes  unleugbar  „be- 
deutende Fortschritte"  geschehen  seien.  In  materieller  Hinsicht 
zählt  der  Verfasser  die  Postreform,  die  Eisenbahnen,  die  Ent- 

1)  Landesregistratur,  Fasz.  2,  Nr.  5619.  Im  Landtag  vom  9.  Juni  1847 
wurde  in  dieser  „wichtigen"  Sache  die  Konstituierung  eines  Komitees  be- 
schlossen, in  welches  Tags  darauf  Ferd.  Graf  CoUoredo-Mannsfeld,  der  Propst 
V.  Klosterneuburg,  Doblhoff,  Schmerling,  Karl  v.  Klej-le  und  Georg  v.  Mitis. 
gewählt  wurden. 

2)  Hamburg,   1847. 
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Wicklung  der  technischen  Lehranstalten,  Herabsetzung  der 
Militärdienstzeit,  Förderung  des  Gewerbes,  die  freilich  noch 
lange  nicht  vollständig  durchgeführte  Revision  des  Zoll- 
tarifes  etc.  auf.  Er  konstatiert  auch  mit  Freuden  den  sicht- 
lichen Aufschwung  der  Industrie  und  selbst  der  Bodenkultur. 
Auf  geistigem  Gebiete  rechnet  er  hieher  vorzüglich  das  Er- 
wachen einer  öffentlichen  Meinung  und  die  steigende  Bedeutung 
und  Tätigkeit  der  Landstände.  Trotz  dieses  erfreulichen 
Wandels  findet  Andrian  den  Zustand  der  Monarchie  nach  wie 
vor  unhaltbar.  „Denn  wir  leiden  noch  immer  und  mehr  als 
je,"  sagt  er,  „an  jener  trostlosen  Halbheit  und  Unsicherheit 
aller  unserer  Zustände,  welche  uns  zu  keinem  heilsamen  Ent- 
schlüsse kommen  läßt  —  noch  immer  und  mehr  als  jemals 
erstickt  eine  stagnierende  und  doch  an  Zahl  täglich  wachsende 
Bureaukratie  jede  selbständige  Regung  im  Staate  —  noch 
immer  schleppen  wir  unsere  Finanzen  zwischen  kümmerlichen 
Ersparnissen  und  fortdauernden  Anleihen  mühsam  fort  —  mit 
jedem  Jahre  bröckelt  der  Zement  weiter  ab,  welcher  bisher 
die  Provinzen  Eines  Staates  zusammenhielt  .  .  .  Wir  fragen 
laut  und  zuversichtlich :  Wer  in  Österreich,  wer  vom  Throne 
herab  bis  in  die  niedrigste  Hütte  wähnt  nicht  im  Innersten 
seiner  Seele  die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit,  der 
eminenten  Notwendigkeit  einer  durchgreifenden  Systemsände- 
rung ...  So  wie  es  jetzt  ist,  kann  es  nicht  bleiben,  soll  es 
auch  nicht,  denn  nur  im  Fortschritt  liegt  das  Leben,  Stillstand 
aber  ist  Tod ;  klar  und  offen  liegt  der  Weg  vor  uns,  welcher 
uns  in  das  Land  der  Verheißung  führen  soll  ■ —  nicht  durch 
das  rote  Meer  einer  Revolution,  sondern  auf 
dem  friedlichen  Wege  einer  stufen  weisen,  aber 
durchgreifenden  Reform.  Es  müßte  uns  der  Herr  mit 
Blindheit  schlagen,  daß  wir  die  uralte  Panazee  nicht  erkannten, 
die  ewige  Trias  jeder  wohlgeordneten  Staatsverfassung:  Ari- 
stokratie, Intelligenz  und  Munizipalfreiheit." 
Dieser  schon  im  ersten  Teile  skizzierte  Grundgedanke 
wird  nun  näher  ausgeführt,  wobei  vom  Verfasser  stets  nach- 
drücklich hervorgehoben  wird,  daß  es  sich  ihm  nur  um  das 
zunächst  Erreichbare,  um  den  stufenweisen  Ausbau  der  neuen 
Ordnung,  nicht  um  die  Ausführung  abstrakter,  allgemeiner 
Verfassungsformen  handle,  und  daß  der  Kampf  sich  nicht 
gegen  die  absolute  Monarchie,  sondern  gegen  die  Bureaukratie 
richte.  Von  den  Reichständen  spricht  er  kein  Wort  mehr.^) 
Dagegen  betont  er  noch  stärker  als    früher,    daß    die  Rettung 


')  Die  Idee  eines  Reichsparlamentes  fand  nicht  bei  allen  Fortschrittlichen 
Anklang.  M.  Koch  z.  B.  („Österreichs  innere  Politik  mit  Beziehung  auf  die 
Verfassungsfrage",  S.  21.)  besorgte,  daß  dort  nur  die  ,.Sonderinteressen"  der 
Provinz  vertreten  und  infolge  des  numerischen  Übergewichtes  der  Fremdnationen 
die  Deutschen  majorisiert  würden. 
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Österreichs  von  den  Landständen  ausgehen  müsse.  Diese 
hätten  durch  ihre  in  den  letzten  Jahren  entfaltete  Tätigkeit 
den  Beweis  erbracht,  daß  sie  ihre  Aufgabe  als  Volksvertreter 
richtig  erfaßten  und  nicht  ihre  feudalen  Sonderinteressen 
verträten.  Erfolg  hatten  sie  freilich  keinen.  Seit  fünf  Jahren 
sei  kein  Antrag  derselben  von  irgendeiner  höheren  Bedeutung 
erledigt  worden,  niemals  hätten  sie  irgend  eine  definitive  Ant- 
wort erhalten.  „Die  Regierung  hat  die  ständischen  Anträge 
nicht  zurückgewiesen  —  dafür  bürgte  die  erwachte  Volks- 
meinung und  ihre  Scheu  vor  der  Publizität  eines  solchen 
Schrittes  —  sie  hat  ein  geräuschloseres  Mittel  gewählt  und 
sie  still  bei  Seite  geschoben."  Dagegen  sei  man  um  so  eifriger 
bemüht  gewesen,  die  Stände  als  aristokratische  Egoisten,  als 
Vertreter  eines  mittelalterlichen  Absonderungs-Prinzips  darzu- 
stellen und  in  diesem  Sinne  die  deutsche  und  ausländische 
Presse  mit  bezahlten  Artikeln  zu  versorgen. i)  „Calumniare 
audacter,  semper  aliquid  haeret." 

Bezüglich  der  Reform  des  landständischen  Institutes 
schlägt  Andrian  vor,  die  Verschmelzung  des  Herren-  und 
Ritterstandes  in  einen  einzigen  Stand  auszusprechen,  das 
Stimmrecht  im  ständischen  Adel  aut  die  Besitzenden  zu 
beschränken,  die  Repräsentanten  des  Bürger-  und  Bauern- 
standes in  angemessener  Weise  heranzuziehen  und  für  das 
numerische  Verhältnis  der  Vertretung  die  Summe  der  direkten 
Steuern,  welche  jeder  Stand  entrichtet,  zum  Maßstabe  zu 
nehmen.  Als  „Minimum"  der  landständischen  Rechte  wäre  in 
allen  Provinzen  festzusetzen :  das  Recht  der  Bewilligung 
sämtlicher  Steuern,  dann  die  Verteilung,  Einhebung  und  Ab- 
fuhr der  Grundsteuern  an  die  Regierungskassen ;  das  Recht 
des  Beirates  bei  allen  die  Provinz  betreffenden  Angelegen- 
heiten und  legislativen  Verfügungen;  das  Petitionsrecht;  das 
ausschließliche  Recht  zur  Aufnahme  neuer  Landstände  oder 
landtagsiähigen  Korporationen ;  das  Recht,  die  ständischen 
Beamten  zu  wählen,  und  wo  es  sich  um  die  Besetzung  der 
höchsten  landständischen  Stellen  handelt,  z.  B.  des  Land- 
marschalls, Landeshauptmanns  etc.,  selbe  bei  dem  Souverän  in 
Vorschlag  zu  bringen ;  das  Recht,  sich  bei  Angelegenheiten 
von  gemeinsamem  Interesse  mit  den  Landständen  der  anderen 
Provinzen  in  Korrespondenz  zu  setzen,  und  Öffentlichkeit  der 
Landtagssitzungen  unter  den  gewöhnlichen  Vorsichten  und 
Beschränkungen. 

„In  Euch,"  apostrophiert  er  die  Stände,  „liegt  die  Zukunft 
des  Landes,  seine  nahe  und  nächste  Zukunft!  Werft  von  Euch 
jeden  Anschein  kleinlicher  Selbstsucht,  kurzsichtiger  Partikular- 
interessen ;  denn  dieses  würde  Euren  Gegnern  gewonnenes 
Spiel  geben  —  gewonnenes  Spiel  gegen  Euch,  wie  gegen  das 

1)  Siehe  oben  S.   279  fg. 
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Land.  Pflanzt  Eure  Fahnen  offen  und  ehrlich  auf,  die  Fahne 
des  freisinnigen  Fortschrittes,  der  Intelligenz  und  einer  einfachen 
naturgemäßeren  Verwaltung ;  nur  auf  diesem  Wege  könnt 
Ihr  Euren  Zweck  erfüllen  und  Euch  Geltung  erringen.  Gebt 
Euch  eine  breitere  Basis,  stützt  Euch  auf  die  öffentliche 
Meinung,  auf  die  Intelligenz,  auf  die  Sympathien  des  Volkes; 
nur  so  könnt  Ihr  für  Euch,  für  Euer  Land,  für  Euere  Fürsten 
wirken  !" 

Unter  seinen  Reformvorschlägen  zur  Erneuerung  Öster- 
reichs prangt  an  erster  Stelle  die  Vereinfachung  der  Verwaltung 
als  „eines  unserer  dringendsten  Bedürfnisse".  Sie  würde  ohne 
die  leiseste  Erschütterung  im  staatlichen  Organismus,  als 
notwendige  Folge  des  Prinzipes  der  Selbstregierung  ins  Leben 
treten.  Andrian  beantragt  bei  dieser  Gelegenheit  die  Kreisämter 
durch  das  anderwärts  bestehende  Institut  der  Landräte  und 
Kreisversammlungen  zu  ersetzen.  Er  befürwortet  ferner  die 
Abschaffung  der  Gremialverfassung  bei  den  administrativen 
Behörden  und  die  Einführung  ordentlicher  Ministerien,  an 
deren  Spitze  Minister  mit  Portefeuille  zu  treten  hätten.  Für 
wichtigere  Angelegenheiten  wäre  ein  Ministerkonseil  zu  bilden. 
Unbedingt  erforderlich  sei  auch  eine  Revision  des  ganzen 
Steuersystems;  denn  nicht  in  der  Höhe  der  Abgaben  liege  der 
große  Fehler,  sondern  in  der  schlechten  Anlage  und  Verteilung 
derselben,  und  er  verweist  hier  auf  die  von  den  n.-ö.  Ständen 
empfohlene  Einkommensteuer.  Neuerdings  tritt  er  für 
eine  Herabsetzung  der  unvernünftig  hohen  Eingangszölle  auf 
Rohstoffe  und  Kolonialwaren  ein,  wodurch  sich  die  Zollein- 
nahmen des  Staates  verdoppeln  und  die  Auslagen  für  das 
Heer  der  Grenzwächter  reduzieren  würden,  und  für  eine  Er- 
leichterung des  inneren  Verkehres  durch  Beseitigung  der  Zoll- 
und  Mautvexationen.  Er  verlangt  weiters :  Gevverbefreiheit, 
Errichtung  von  Handelskammern  mit  möglichster  Öffentlichkeit 
der  Verhandlungen,  Abschaffung  der  herrschaftlichen  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit und  Polizei,  Einführung  des  Instituts  der  Friedens- 
richter, Beseitigung  des  geheimen  und  schriftlichen  Gerichts- 
verfahrens, eine  durchgängige  Reform  des  Unterrichtswesens 
und  nicht  zuletzt  eine  Regelung  des  Zensur-  und  Preßwesens. 
Hinsichtlich  der  äußeren  Politik  rät  er:  Die  Regierung  möge 
durch  liberale  Reformen  die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland 
für  sich  zu  gewinnen  und  dort  die  Führung  an  sich  zu  nehmen 
trachten,  um  so  den  besorgniserregenden  Slavisierungs- 
bestrebungen  „mit  der  Entschiedenheit  der  ersten  deutschen 
Macht"  zu  begegnen. 

Auch  dieser  zweite  Teil  der  Andrianschen  Schrift  machte 
großes  Aufsehen,  und  wenn  es  ihr  ausgesprochener  Zweck 
war,  eine  „öffentliche  Diskussion"  anzuregen,  so  wurde  er 
vollkommen  erreicht.  Es  fehlte  zwar  auch  jetzt  nicht  an  gift- 
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geschwollenen  und  derben  Zurückweisungen  der  ständischen 
Bestrebungen,  aber  man  sieht  doch,  wie  allmählich  ein  maß- 
vollerer, sachlicher  Ton  platzgreift.  Die  Mitteilungen  aus  der 
Landstube  in  Wien,  welche  die  Leipziger  „Gränzboten" 
brachten,  verfehlten  nicht  ihre  günstige  Wirkung.  Selbst  von 
gegnerischer  Seite  wird  den  Ständen  das  Verdienst  zugesprochen, 
das  „erste  Lebenszeichen"  gegeben  zu  haben,  und  ihnen  die 
„langgenährte  und  fettgezogene  Indifferenz"  des  Bürgertums 
entgegenstellt.  Die  Beschlüsse  der  Märzversammlung  leitete 
ihr  Herausgeber  Ignaz  Kuranda  mit  einigen  warmen  Worten 
der  Anerkennung  ein.  Er  wies  auf  den  „großen  praktischen 
Nutzen  der  neuen  Bewegung  für  die  Gesamtheit"  hin,  weil 
durch  die  Landtage  ein  „wichtiger  und  legaler"  Boden  gewonnen 
sei,  gegen  den  das  „historische  Rechtsprinzip"  der  Regierung 
sich  auf  die  Länge  keineswegs  so  stark  sträuben  könne,  wie 
gegen  die  Presse  und  andere  moderne  Oppositionshebel. 
Zudem  werde  den  Progressisten  ein  Zuwachs  von  einflußreichen 
Personen,  von  Geldmitteln  und  Kapazitäten  zugeführt,  die 
bisher  brach  lagen.  „Dem  Ehrgeiz  der  Aristokratie  ist  ein 
neues  reiches  Feld  geöffnet  und  der  österreichische  Adel 
besitzt  der  hochherzigen,  wahrhaft  adeligen  Männer  genug, 
die,  wenn  sie  erst  der  tieferen  Bedeutung  ihres  Wirkungs- 
kreises sich  klarer  bewußt  werden,  weit  größerer  und  schwung- 
vollerer Opfer  fähig  sind,  als  das  lederne,  zusammengeschrumpfte 
Herz  der  Aristokratie  vom  Geldsäckel.  Und  so  dürfen  wir 
anderen  die  dargebotene  Hand  keineswegs  von  uns  weisen 
und  durch  Standesvorurteile  und  unzeitiges  Mißtrauen  unsere 
ohnehin  schwachen  Kräfte  zersplittem.  Vor  der  Hand  gilt  es 
Einigkeit  und  Zusammenwirken  aller,  die  in  Österreich  eine 
bessere  Zeit  heranzubilden  bemüht  sind.  Jeder  Zuwachs  an 
Streitkräften,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  die  Revolution  erzielen, 
sei  uns  willkommen."  ') 

Während  die  Diskussion  im  besten  Gange  war,  kam  ein 
neues,  die  öffentliche  Meinung  belebendes  Moment  hinzu: 
die  Verhandlungen  des  im  April  eröffneten  Landtages  in 
Preußen,  welche  auch  in  Österreich  mit  gespanntem  Interesse 
verfolgt  wurden. 2)  Es  ergaben  sich  naturgemäß  allerlei  Be- 
trachtungen über  Beruf  und  Aufgabe  der  Stände,  und  der 
Vergleich  mit  der  Stellung  der  preußischen  Volksrepräsentanten 
fiel  sehr  zu  Ungunsten  jener  der  österreichischen  Stände  aus. 
Es  ist  gewiß  kein  Zufall,  daß  sich  gerade  in  dieser  Zeit  eine 
Episode  abspielte,  die  tür  das  erwachte  Selbstbewußtsein  der 
Stände  sehr  bezeichnend  ist.  Bei  dem  Leichenbegängnis  des 
Erzherzogs  Karl  (2.  Mai)  versammelten  sich  die  verschiedenen 
Staatskörper  in  großer  Gala  in  der  Hofburg.  Jeder  Korporation 

')  Jahrg.   1847,  Bd.  2,  Nr.   16. 

'Ö  Ebenda,   Nr.   18. 
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war  ein  besonderer  Platz  eingeräumt :  der  erste  Platz  nächst 
der  kaiserlichen  Familie  den  Ministern  und  geheimen  Räten, 
der  zweite  der  Generalität,  der  dritte  den  Landständen  und 
dem  Wiener  Magistrat  usw.  Als  nun  die  Landstände  in  den 
Zeremoniensaal  traten  und  ihnen  der  für  sie  bestimmte  Platz 
angewiesen  wurde,  erklärte  der  neue  Landmarschall  Albert 
Graf  Montecuccoli^) :  „Die  Landstände  sind  die  nächsten  Bei- 
räte der  Krone  und  sie  nehmen  daher  auch  den  ihnen  ge- 
bührenden Platz  in  Anspruch."  Gefolgt  von  den  Landständen 
schritt  er  sodann  nach  vorne  und  stellte  sich  unter  die 
geheimen  Räte^).  Für  das  Ansehen  der  Landstände  war  es 
jedenfalls  von  großer  Bedeutung,  daß  gerade  damals  ihre 
geistigen  Führer  Hand  in  Hand  mit  den  Vertretern  des  Bürger- 
tums im  „Allgemeinen  Hilfsverein"  werktätig  bemüht  waren,  das 
soziale  Elend,  das  seit  der  Märztagung  eine  weitere  Steigerung 
erfahren  hatte,  zu  lindern. 

Am  l.  Juni  war  eine  neuerliche  Erhöhung  der  Brot-  und 
Fieischpreise  erfolgt  und  selbst  die  Polizei  erklärte  dieselbe 
als  einen  „Gradmesser  der  menschlichen  Geduld"^).  Die  Lage 
war  so  ernst,  daß  sich  die  Regierung  entschloß,  ein  Verbot 
der  Getreidetiusfuhr*)  zu  erlassen  und  an  die  Unterstützung 
und  Opferwilligkeit  der  Dominien  zu  appellieren^).  Im  übrigen 
beschränkte  sie  sich  darauf,  die  Wiener  Garnison  zu  verstärken 
und  den  Leitern  der  Polizeibezirke  den  Auftrag  zu  erteilen, 
sie  von  der  Stimmung  und  den  Absichten  der  Arbeiterbevöl- 
kerung „fortdauernd  in  genauester  Kenntnis"  zu  erhalten.^) 

Der  Ernst  der  Situation  spiegelte  sich  in  den  Beratungen 
des  Landtages  wieder,  der  unter  den  üblichen  Förmlichkeiten 
am  7.  Juni  in  dem  neu  restaurierten  Landtagssaale  eröffnet 
wurde.  Neben  den  alten  Klagen  und  Vorstellungen  tauchte 
diesmal  in  den  Kurien  des  Herren-  und  Ritterstandes  ein  neuer 
Gedanke  auf,  der  damals  in  der  Luft  lag'^):  es  sollte  die  von 
der  Regierung  beliebte  Geheimniskrämerei  in  den  Finanz- 
angelegenheiten beseitigt  und  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die 
Öffentlichkeit  „Stütze  und  Bedingung  des  Vertrauens"  sei, 
künftighin  der  Staatshaushalt  veröffentlicht  werden.  Als  der 
von  Colloredo  verfaßte  Erklärungsentwurf  in  der  Versammlung 
vom  10.  Juni,  der  auch  —  zum  ersten  Male  nach  Jahrhunderten  — 

^)  Montecuccoli,  der  die  Stelle  eines  Vizepräsidenten  des  lombardischen 
Guberniums  bekleidete,  war  mit  kais.  Entschl  vom  7.  November  1846  zum 
Landmarschall  ernannt  und  am   19.  Dezember  feierlich  installiert  worden. 

2)  „Gränzboten",  Jahrg.  1847,  Bd.  2.  Nr.  26  ;  Reschauer,  ,.Das  Jahr  1848" 
S.  29  fg, 

»)  „Gränzboten"   Jahrg.   1847,  Bd.  2,  Nr.  23. 

*)  Hofkanzlei-Präsidialschr.  v.  7.  Mai  1847;  Prov.-Gesetzsammlung  Nr.  68. 

'")  Präsidialdekret  der  Landesregierung  vom  7.  Mai  1847  ;  Landes- 
registratur, Fasz.  2,  Nr.  5391. 

«)  Reschauer,   ,.Das  Jahr   1848",  S.  54. 

■')  „Österreich  und  dessen  Zukunft"   II,  S.   171. 
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die  Vertreter   des  vierten  Standes  beiwohnten,    zur  Verlesung 
gekommen  war,  beantragte  Fürst  Liechtenstein,  der  im  Prinzipe 
damit    einverstanden  war,    die  Beseitigung    einiger   zu  starker 
Ausdrücke,  welche  geeignet  wären,  nach  unten  hin  Beunruhigung 
hervorzurufen.     Dem   Antrage    wurde  Folge  gegeben,    und  als 
nun  am  nächsten  Tage  der  umgeänderte  Entwurl  zur  Verlesung 
kam,  wurde  von  einigen  gegen  das  Meritum  der  Sache  selbst 
Verwahrung  eingelegt,   „Eine  Veröffentlichung  ohne  das  Recht 
der  Beurteilung  kann  wohl  nicht  statthaben,"   erklärte  Freiherr 
v.  Aichen,    „und  wie  können  die  Stände    der  Provinz  Nieder- 
österreich das  Recht  zur  Beurteilung  des  Staatshaushaltes  der 
Gesamtmonarchie    für    sich    in  Anspruch    nehmen  ?"    „Warum 
fordern  wir  etwas,"    sekundierte  ihm  Graf  Kuefstein,    „wovon 
wir  im    vorhinein    mit  apodiktischer  Gewißheit  sagen  können, 
daß  wir  abgewiesen  werden  ?"     In  der  Debatte,    die    sich  nun 
darüber    entspann,    war    es    namentlich    Schmerling,     der    mit 
wirksamen  Argumenten  die  Notwendigkeit  der  Veröffentlichung 
im  Interesse  des  Staates  und  die  Unbedenklichkeit  ihrer  Bitte 
darlegte.    Von  der  Finanzverwaltung  selbst,  führte  er  aus,  ist 
der  Weg  bereits  betreten  worden,  indem  verschiedene  Tabellen 
über  die  Ergebnisse  der  Gebarung  veröffentlicht  und  sogar  im 
Buchhandel  verbreitet  wurden.  Auch  habe  sie  die  Postreform, 
die  Eisenbahnunternehmung  mit  lobenswerter  Umständlichkeit 
bekannt  gemacht  und  aus  Anlaß    der  jüngsten  Anleihe  sogar 
in    der    Wiener   Zeitung,    wenngleich     unter    Fertigung    eines 
Privaten,  das  Wort  ergriffen.  Sie  hat  sich  somit  selbst  zu  der 
Anschauung    bekannt,    daß    die  Veröffentlichung   im  Interesee 
des  Vertrauens  notwendig  sei.  Nahezu  einstimmig  wurde  hierauf 
die  Landtagserklärung    genehmigt.     In    derselben  erklärten  sie 
sich  bereit,  nach  wie  vor  alle  von  ihnen  geforderten,   auch  die 
größten  Opfer    zu  bringen.     „Allein,"   so  heißt  es  weiter,   „die 
steigende    Belastung    im    tiefsten    Frieden,    deren    Veran- 
lassung   ihnen     unbekannt    ist,     erweckt     in     ihnen 
Zweifel  über  die  Zulänglichkeit  ihrer  Bewilligungen   und  über 
die  schweren  Folgen,    wenn    die  Gesamtkräfte    der   Provinzen 
einst    nicht    mehr    genügen    sollten,     den    Anforderungen    des 
Steuersystems  zu  entsprechen.    Diese  Zweifel,    die    das  Land 
mit  ihnen  teilt,    vermag    nur  die  Veröffentlichung    des 
Staatshaushaltes  zu  beschwichtigen.    Die    Öffentlichkeit 
ist  eine  Stütze  des  Vertrauens,  sie  gibt  dem  Landesfürsten  die 
Beruhigung,  seinen  Untertanen  die  Unerläßlichkeit  der  Anfor- 
derungen gezeigt  zu  haben  ;    sie  gibt  dem  Untertan  die  Kraft 
und  stärkt  seinen  Willen,    diesen  Anforderungen  zu  genügen. 
Selbst  die  Schrecken  eines  offen  dargelegten  Ausfalles  finden 
ihre  Grenzen  in  der  Veröffentlichung."^) 

')  Landtagserklärung  vom  11.  Juni  1847.  Abgedruckt  in  den  „Beiträgen", 
S.  277  fg. 
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In  derselben  Sitzung  vom  11.  Juni  kam  auch  die  Frage, 
die  am  allerbrennendsten  geworden  war,  zur  Sprache :  die 
ländliche  Krise.  Das  Ablösungspatent  hatte  bereits  seine 
Wirkung  getan.  Die  Bauern  faßten  das  „nur  Juristen  verständ- 
liche" i)  Zirkulare  als  eine  Aufforderung  zur  Ablösung  auf. 
Wie  so  oft  war  dabei  der  Wunsch  der  Vater  des  Gedankens, 
indem  nämlich  die  durch  die  Teuerung  veranlaßten  ungewöhn- 
lich hohen  Produktenpreise  dazu  verlockten,  die  Naturalgaben 
in  einen  Geldzins  zu  verwandeln.  Sie  wollten  sich  alle  ablösen, 
und  da  der  Mehrzahl  das  Geld  fehlte,  bemächtigte  sich  ihrer 
große  Aufregung.  Teilweise  wurde  auch,  wie  das  in  der  Stifts- 
herrschaft Altenburg  vorkam,  die  „freiwillige"  Ablösung 
so  aufgefaßt,  als  stünde  es  jedermann  frei,  sich  abzulösen 
oder  nicht,  d.  h,  einfach  garnichts  zu  zahlen.  Diesmal  bildete 
das  Viertel  unter  dem  Manhardsberg  den  Herd  des  Aufruhrs  : 
in  den  Herrschaften  Kadolz,  Altenburg  und  Raabs  wurden 
Robot  und  Zehent  verweigert.  Die  Untertanen,  berichtete  Graf 
Colloredo,  werden  von  böswilligen  Menschen  aufgereizt,  die 
eigens  auf  dem  Lande  herumwandern  und  ihnen  sagen:  „Laßt 
Euch  nicht  ein  in  die  Ablösung,  denn  Robot  und  Zehent 
werden  ohnedem  ganz  aufhören."  Die  Stände  müßten  auf  eine 
Abhilfe  dringen. 

Die  ganze  böhmisch-mährische  Grenze  ist  in  Aufregung, 
äußerte  sich  Graf  Breuner.  Böhmen  und  Mährer  kommen  nach 
Raabs  herüber  und  sagen  zu  den  Untertanen  :  „Wenn  Ihr 
arbeitet,  so  zünden  wir  Eure  Häuser  an,"  wodurch  die  sonst 
gutmütigen  Einwohner  dieser  Gegend  aufgereizt  wurden. 
Das  Zirkulare  sei  nur  eine  Verordnung  des  Kreisamtes  und 
finde  keinen  Glauben.  Von  höchster  Stelle  müsse  erklärt  werden, 
daß  diese  Rechte  bestehen  und  aufrecht  erhalten  werden  sollen. 
Dagegen  meinte  Kleyle  :  „Verstehen  tun  die  Bauern  das  Patent 
schon,  aber  an  der  Exekution  fehlt  es,  und  da  sollte 
eingesetzt  werden."  Damit  hatte  er  den  richtigen  Punkt 
getroffen.  Fürst  Liechtenstein  berichtete  über  einen  Fall,  wo 
auf  sein  Einschreiten  um  Militärassistenz  gar  nichts  geschah. 
Die  Herrschaft  Kadolz  wurde  auf  das  Untertanspatent  ver- 
wiesen, in  der  Stiftsherrschaft  Altenburg  eine  Kommission 
angeordnet. 2)  Es  hatte  sich  also  seit  den  Bauernunruhen  im 
Jahre  1834  nicht  viel  verändert.^)  Die  Stände  beschlossen, 
unverzüglich  die  Intervention  der  Regierung  anzurufen,  und 
Doblhoff,  der  die  Petition  verfaßte,  versäumte  nicht,  ihr  die 
Unterlassungssünden,  namentlich  wegen  der  Kreditanstalt, 
in  Erinnerung  zu  bringen.  Beinahe  überall,  heißt  es  darin,  sei 
das  Zirkulare  als  ein  förmlicher  Aufruf  zur  Ablösung  aufgefaßt 

>)   ^Gränzboten",  Jahrg.   1847,  Bd.  I,  S.  299. 
*)  Landesregistratur,  S3'ndikatsprotokolle. 
^)  Siehe  oben  S.  1 1 1    fg. 
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worden.  Da  aber  die  dazu  nötigen  Mittel  fehlten,  so  sei  das 
Resultat  der  so  wohlmeinend  erlassenen  Maßregel:  „das  herbe 
Gefühl  unbefriedigter  Hoffnung  und  das  Bewußtsein,  auf 
gewöhnliche  Weise  einer  lästigen  Bürde  sich  nicht  entledigen 
zu  können."  Eine  solche  Stimmung  aber  sei  der  Nährboden 
zur  Verbreitung  falscher  Doktrinen  und  könne  zur  „Brand- 
fackel gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit"  werden.^) 

Der  Ernst  der  Lage  drückte  sich  auch  in  der  ungemein 
beziehungsreichen  Rede  des  Landmarschalles  Grafen  Monte- 
cuccoli  aus,  mit  der  er  den  Landtag  schloß.  Er  sprach  da 
von  dem  „ernsten  Angesicht"  der  sie  „umlagernden  Gefahren", 
über  die  sie  keinen  Schleier  werfen,  die  sie  aber  auch  weder 
schrecken  noch  ängstigen  dürften.  „Stirn  gegen  Stirn  zeige 
sich  uns  das  Geschick,  wir  wollen  es  mutig  bekämpfen  und 
werden  in  diesem  Kampf  nicht  allein  stehen,  denn  die  weise 
Fürsorge  der  Staatsverwaltung  wird  uns  schützend  zur  Seite 
stehen.  Sie  hat  ja  längst  die  Notwendigkeit  erfaßt,  zur  Ver- 
besserung der  allgemeinen  Zustände  zeitgemäße  Änderungen 
vorzukehren,  und  wenn  sie  darin  nicht  mit  jener  Eile  fort- 
schreitet, die  manchem  wünschenswert  scheinen  mag,  so  dürfen 
wir  den  Grund  davon  weder  im  Mangel  am  Willen  oder  in  der 
Nichtkenntnis  der  bestehenden  Übelstände  suchen,  deren  Be- 
seitigung derzeit  noch  außer  dem  Bereiche  der  Möglichkeit 
und  vielleicht  auch  außer  den  Gränzen  unserer  Beurteilung 
liegt.  Lassen  Sie  uns  daher  vertrauend  auf  sie  und  Hand  in 
Hand  mit  ihr  auf  der  betretenen  Bahn  fortfahrend  unsere 
Kräfte  zur  Förderung  des  gemeinsamen  Wohles  wirksam  zeigen 
und  jede  unserer  künftigen  Versammlungen  in  dem  Geiste 
beginnen,  mit  welchem  wir  heute  auseinandergehen  1"  2) 

Während  die  Flammen  schon  aus  dem  Dache  züngelten, 
wurde  im  Staatsrat  eifrigst  über  die  „Dankadresse"  verhan- 
delt. Die  Beratungen  sind  insoferne  sehr  interessant,  als  sie 
uns  zeigen,  daß  die  Stände  der  Regierung  nicht  mit  Unrecht 
dort  den  Vorwurf  machten,  daß  das  Ablösungspatent  nur  zum 
Scheine  gemacht  sei.  Man  war  dort  über  die  prompte  Wir- 
kung desselben  sehr  unangenehm  überrascht.  Die  Absicht, 
die  dem  Patente  zugrunde  lag,  äußerte  sich  der  Minister  Graf 
Hartig,  ging  dahin,  durch  freiwillige  Übereinkommen  die  Ab- 
lösung „allmählig"  zu  befördern  --  und  nun  sollte  durch 
positive  Einwirkungen  ein  „rascherer  Gang"  eingeschlagen 
werden !  Seiner  Ansicht  nach  müsse  vom  Throne  aus  alles 
vermieden  werden,  „was  diese  Tendenz  begünstigen  könnte". 
Denn  insolange  die  Staatsverwaltung  sich  nicht  bestimmt  und 


1)  Hofbericht  vom  25.  Juni  1847.  Landesregistratur,  Fasz.  31/4,  Nr.  6298. 
Die  Hofkanzlei  verfügte  darauf  mit  Erlaß  vom  28.  Juni  die  Militärassistenz. 
Ebenda  Nr.  6702. 

2)  Landesregistratur,  Sjmdikatsprotokolle. 


—  317  — 

in  der  Lage  befindet,  als  Vermittler  zwischen  Berechtigten  und 
Verpflichteten  aufzutreten,  \v  ozu  die  Beischaffung  der 
Geldmittel  die  Grundlage  wäre,  scheint  sie  am  besten 
zu  tun,  „möglicht  passiv"  zu  bleiben.  Am  16.  Dezember  fand 
dann  unter  seinem  Vorsitz  eine  gemeinsame  Beratung  der 
Sektionen  A,  B  und  C  statt,  in  welcher  er  seinen  Standpunkt 
wiederholte,  daß  alles  vermieden  werden  müsse,  was  den  An- 
schein hervorrufen  könnte,  als  hielte  die  Staatsverwaltung  das 
Bestehen  der  Robot  und  Zehentrechte  nicht  mehr  für  haltbar 
und  wollte  deshalb  deren  möglichst  baldige  Ablösung.  Aus 
diesem  Grunde  trat  er  auch  dem  Vorschlage  des  Referenten 
der  Hofkanzlei,  mit  den  Ständen  eine  gemeinsame  Konferenz 
abzuhalten,  energisch  entgegen,  weil  dadurch  diese  falsche 
Meinung  bestärkt,  bei  den  Beteiligten  Hoffnungen  erregt  würden, 
die  „beim  Mangel  der  finanziellen  Mittel"  nicht  realisiert  werden 
könnten.  Hartig  verfiel  wieder  auf  das  bewährte  Mittel,  die 
Sache  auf  die  lange  Bank  zu  schieben,  indem  er  dahin 
votierte,  die  Stände  sollten  aufgefordert  werden,  ihre 
„generell"  gehaltenen  Vorschläge  durch  konkrete  Beispiele  zu 
ergänzen.  Die  anderen  Räte  sprachen  sich  aber  dagegen  aus. 
Den  Ständen  könne,  bemerkte  Pilgram,  der  Wunsch  nach 
Beschleunigung  der  Ablösung  nicht  verargt  werden,  weil  sie 
das  Beispiel  Ungarns  vor  sich  hätten,  wo  eine  ähnliche  Be- 
stimmung seit  1840  erlassen,  nun  schon  sieben  Jahre 
ohne  Erfolg  geblieben  sei  und  ihnen  vor  der  Möglichkeit 
bange,  daß  sich  in  der  Folge  die  Untertanen  auch  zur  Ab- 
lösung nicht  mehr  herbeiließen.  Hartigs  Bemerkung  aber,  es 
wären  am  besten  weitere  Erfahrungen  über  die  Wirkung  des 
Patentes  „abzuwarten",  fand  in  der  Staatskonferenz  freundliches 
Echo  und  in  diesem  Sinne  wurden  die  Stände  wenige  Tage 
vor  dem  Ausbruch  der  Märzkatastrophe  beschieden. ^) 

Die  Errichtung  einer  ständischen  Kreditanstalt,  welche 
das  Ablösungskapital  herbeischaffen  sollte,  war  den  Ständen 
schon  früher  abgeschlagen  worden,  unter  Hinweis  auf  jene 
„Rücksichten",  die  „teils  in  den  Zuständen  der  Gegenwart, 
teils  in  Meiner  Aufgabe  der  Fürsorge  für  die  Gesamtmonarchie 
liegen".  „Den  Ständen  sind  die  Schwierigkeiten,"  heißt  es 
weiter,  „zu  bekannt,  welche  die  Kreditanstrengungen  fast  aller 
Staaten  Europas  in  den  Geld-  und  Kapitalienverkehr  brachten 
und  deren  Behebung;  unleugbar  Zeit  und  große  Vorsicht  der 
beteiligten  Regierungen  erfordern.  Es  leuchtet  ein,  daß  unter 
solchen  Zuständen  die  Erschaffung  neuer  großer  Kreditinstitute 
die  allgemeinen  Schwierigkeiten  steigern  und  dem  Gedeihen 
der  Institute  selbst  gefährlich  werden  müßte."  Den  Ständen 
mag  dies  zwar  nicht  „eingeleuchtet"  haben,  weil  sie  schon  in 

1)  Kais.  Entschl.  vom  3.  März  1848  über  Vortrag  vom  22.  Juli  1847. 
Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  5565. 
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ihrer  Petition  diesen  Einwand  mit  Berufung  auf  die  in  anderen 
Staaten  mit  Erfolg  bestehenden  Kreditinstitute  widerlegt  hatten. 
Sie  werden  auch  schwer  eingesehen  haben,  warum  ihnen  das 
verweigert  wurde,  was  kurz  vorher  den  Galiziern  bewilligt 
wurde.  „Meine  Regentenpflicht  der  Fürsorge  für  die  ganze 
Monarchie,"  lautet  der  orakelhafte  Schluß,  „gestattet  Mir  ander- 
seits nicht,  eine  so  eingreifende  Maßregel  ohne  Rücksicht  auf 
den  ganzen  Staat  aufzufassen  und  würde,  wenn  sie  als 
gedeihlich  erkannt  wird,  es  rätlich  machen,  ihr  eine  allgemeine 
Ausdehnung  mit  gehöriger  Beachtung  der  in  den  verschiedenen 
Teilen  des  Reiches  bestehenden  eigentümlichen  Verhältnisse 
zu  geben."  In  diesem  Sinne  habe  man  bereits  aus  Anlaß  einer 
von  den  Ständen  einer  anderen  Provinz  (Böhmen)  vorgelegten 
gleichlautenden  Bitte  die  nötigen  Aufträge  erteilt.^)  Das  hieß 
also  kurz  so  viel  wie :  Wenn  die  Staatsverwaltung  die  Er- 
richtung einer  Kreditanstalt  für  notwendig  erachtet,  dann  wird 
sie  selbst  eine  solche  ins  Leben  rufen,  und  dies  geschah  auch 
in  Prag,  über  ein  gleiches  Ansuchen  von  —  Kaufleuten.-) 

Nicht  besser  ging  es  den  anderen  Petitionen.  Dem  Projekt 
der  ständischen  Brandschaden  Versicherungsanstalt 
gab  der  Staatsrat  Weiß  den  Todesstoß,  indem  er  erklärte,  „er 
halte  den  gegenwärtigen  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Untertan 
auf  verschiedene  Weise  sich  angeregt  findet,  nicht  für  geeignet, 
um  ein  neues  Steuerquantum  für  immer  und  in  unbestimmbarer 
Ziffer  (sei  es  auch  für  den  wohltätigsten  Zweck)  aufzwingen 
zu  können,  besonders  da  ein  nicht  unbedeutender  Teil  der 
Bevölkerung  zu  Privatanstalten  vielleicht  mehr  Zutrauen  haben 
dürfte,  als  zu  einer  solchen  ständischen  Anstalt."  3)  Die  Anträge 
zum  Zweck  einer  besseren  fachlichen  Ausbildung  des  Land- 
wirtes wurden  der  Hofstudienkommission  abgetreten  und  ver- 
schwanden in  dem.  Organisationsentwurf  zur  Ausgestaltung 
der  technischen  Hochschule.^)  Die  Vorstellungen  wegen  einer 
gerechteren  Ausgleichung  der  Steuerlast  wurden  von  der  Hof- 
kanzlei, die  darin  nur  „unausgearbeitete  Ideen  und  unreife 
Vorschläge"  fand,  der  Hofkammer  abgetreten  und  Kübeck,  der 
selbst  einmal  den  Plan  einer  Einkommensteuer  erwogen  hatte, ^) 
äußerte  sich  über  die  „vermutlich  durch  die  Tagespresse" 
angeregten  Wünsche  wenig  wohlwollend  dahin,  daß  den  Bitt- 
stellern weder  die  mit  dieser  Steuer  für  die  Regierung  ver- 
knüpften   Schwierigkeiten,    noch  die    für    die    Parteien    damit 

^)  Kais.  Entschl.  v.  17.  September  über  Vortrag  vom  30.  Juli  1847. 
Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  4036.  Hofkanzleidekret  vom  20.  September. 
Landesregistr.  Fasz.  49,  Nr.  9705. 

-)  Springer,   ,.Geschichte  Österreichs",  I,  S.  531. 

3)  Kaiserliche  Entschließung  vom  29.  Januar  1848  über  Vortrag  vom 
3.  September   1847.  Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  4825. 

*)  Die  Lehrkanzel  wurde  in  dem  Organisationsstatut  von  1865  systemisiert. 

5)  Siehe  oben  S.   24. 
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verbundenen  Plackereien,  noch  der  Umstand  bekannt  sein 
dürfte,  daß  auch  in  England,  wo  sie  eingeführt  sei,  die  Ver- 
brauchssteuern nicht  abgeschafft  oder  verringert  wurden.  Im 
übrigen  wurden  sie  wieder  auf  die  „demnächst"  stattfindende 
Beratung  über  den  Einfluß  der  Verzehrungssteuer  auf  die 
Weinproduktion  und  auf  die  „im  Zuge"  befindlichen  Ver- 
handlungen über  angemessene  Veränderungen  im  Tax-  und 
Stempelpatente  vertröstet.^)  Die  Bitte  um  Veröffentlichung  des 
Staatshaushaltes  aber  wurde  gar  nicht  weitergegeben,  weil 
Hofrat  Buol  es  vorzog,  diesen  „offenbar  ganz  außer  der  Sphäre 
derProvinzialstände"  liegenden  Gegenstand  „mit  Stillschweigen" 
zu  übergehen.^) 

Der  üble  Eindruck,  den  diese  der  Rüstkammer  des 
Parlamentarismus  entnommene  Bitte  hervorrief,  wurde  dadurch 
wesentlich  verstärkt,  daß  sie  zur  selben  Zeit  auch  in  der 
Prager  Landstube  laut  wurde.  Damit  gewann  der  von  der 
Regierung  schon  seit  einiger  Zeit  gehegte  Verdacht,  daß  die 
Stände  Niederösterreichs  und  Böhmens  einverständlich  vor- 
gingen, neue  Nahrung.  Er  war  ihr  zuerst  gekommen,  als  die 
Leipziger  „Gränzboten"  seit  Ende  1846  nicht  nur  regelmäßige 
Mitteilungen  über  die  ständischen  Verhandlungen,  sondern 
auch  ganze  Aktenstücke  brachten.  Die  Veröffentlichung  der 
Denkschriften  wurde  von  ihi-  als  ein  böswilliger  Akt  der 
„Verunglimpfung"  3)  angesehen  ;  er  war  aber  das  einzige  Mittel, 
um  den  unausgesetzten  Angriffen  auf  die  Stände,  an  denen 
sie  sich  ebenfalls  beteiligte,  zu  begegnen.  Wenn  diese  damit 
einen  „unerlaubten"  Weg  betraten,  so  darf  man  nicht  über- 
sehen, daß  sie  sich  wiederholt  in  loyaler  Weise  bemühten, 
die  Bewilligung  zur  Veröffentlichung  ihrer  Verhandlungen  in 
der  Wiener  Zeitung  zu  erhalten,  aber  wie  gewöhnlich  keinen 
Erfolg  hatten.*)  Unmittelbar  nach  der  Publikation  der  „Magna 
Charta"^),  die  besonders  peinlich  berührte,  erhielt  der  Wiener 
Polizeidirektor  Hofrat  Muth  die  dringende  Weisung,  „mit  \'er- 
meidung  jeder  Verlautbarung  des  diesfälligen  Anlasses,  jedoch 
mit  Benützung  aller  zu  Gebote  stehenden  geheimen  und  ein- 
dringlichen Dienstwege"  die  Korrespondenten  ausfindig  zu 
machen,  da  hier  offenbar  der  Fall  einer  „Verletzung  des  Amts- 
geheimnisses"  vorlag.^)  Die  Erhebungen  lenkten  den  Verdacht 


1)  Kais.  Entschließung  vom  10,  November  1847  über  Vortrag  vom  28.  Alai, 
Staatsarchiv,  Staatsratsakten  Nr.  3221   und  4362. 

2)  Vortrag  vom  25.  Juni   1847.  Ebenda  Nr.  3635, 

*)  Äußerung  des  Staatsrats  Pilgram.  Ebenda  Nr.  4825. 

*)  Zuletzt  mit  Hofschrift  vom  28.  Juni  1847,  wo  Doblhoff  die  Erwartung 
aussprach,  man  werde  sie  in  diesem  Punkte  nicht  ,, Privatvereinen"  nachsetzen, 
Landesregistratur,  Fasz.  2,  Nr.  6394, 

5)  Jahrg.   1846,  Bd.  3,  S.  472  fg. 

^)  Note  des  Präsidenten  Sedlnitzky  vom  12.  Oktober  und  Urgenz  vom 
1.  November   1846.  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern.  Polizeiakten  Nr,  11373. 
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auf  ihren  Verfasser,  Baron  Doblhoff,  da  er  im  Rufe  stand,  jener 
„neuen  Schule"  anzugehören,  „die  so  gerne  ihre  poUtischen 
Ansichten  und  Meinungen  auf  das  Feld  der  Öffentlichkeit 
hinüberspielt",  und  bei  ihm  der  mit  dem  Herausgeber  Kuranda 
in  Verbindung  stehende   „Litterat"   Bauernfeld  wohnte. ^j 

Die  warme  Anerkennung,  welche  der  Verfasser  der  ver- 
fehmten  Schrift  „Österreich  und  dessen  Zukunft"  in  dem  bald 
nachher  erschienenen  zweiten  Teile  den  ständischen  Be- 
strebungen zollte,  machte  diese  der  Regierung  natürlich  nicht 
sympathischer.  Daß  dort  auch  ein  halbes  Dutzend  Aktenstücke 
aus  der  Wiener  Landstube  abgedruckt  war,  ließ  auf  sehr  nahe 
Beziehungen  zu  dem  gefährlichen  Manne  schließen. 2)  Sporschil, 
der  in  dem  von  Andrian  reklamierten  Recht,  in  Fragen  von 
gemeinsamen  Interesse  mit  den  Ständen  anderer  Provinzen  in 
Verbindung  zu  treten^),  den  „verrückten  Rat  eines  halbwahn- 
sinnigen Rhetors"  erblickte  und  damit  drohte,  daß  dieser 
„erste  Schritt  zur  Auflehnung  gegen  die  Staatsgewalt"  von 
ihr  mit  der  unentgeltlichen  Ablösung  der  Feudallasten  beant- 
wortet würde*),  war  gewiß  nur  das  Sprachrohr  der  Regierung. 
Die  gleichzeitig  in  Wien  und  Prag  erfolgte  Bitte  um  Veröffent- 
lichung des  Staatshaushaltes  war  also  offenbar  schon  das 
Resultat  dieser  „vereinigten  Opposition",  und  ihr  mußte 
begegnet  werden. 

Bald  nach  Schluß  des  Landtags  1847  erging  an  den 
Polizeiminister  Sedlnitzky  die  strikte  Weisung,  den  Umtrieben 
Andrians,  Doblhoffs,  wie  des  Grafen  Deym,  der  als  der  Ein- 
sender der  böhmischen  Aktenstücke  galt,  die  „gespannteste 
Aufmerksamkeit"  zu  schenken  und  alle  Anhaltspunkte  zu 
sammeln,  um  „Amtshandlungen  eintreten  zu  lassen, 
welche  geeignet  sind,  dem  nicht  weiter  duldbaren 
Treiben  ein  Ende  zu  machen".^)  Sedlnitzky  kam  dem  Auf- 
trag mit  gewohntem  Eifer  nach.  Der  Wiener  Polizeidirektor 
Hofrat  Muth  wurde  wiederum  in  Bewegung  gesetzt,  doch  trotz 
allen  Bemühungen  konnte  er  keine  „ostensiblen"  Beweise  für 
eine  planmäßige  Verbindung  der  Provinzialstände,  denen  sich 
mittlerweile  auch  Mähren  durch  Graf  Belcredi  zugesellt  hatte, 
zutage  fördern.  Die  gegenseitigen  Beziehungen,  erklärte  er, 
ergeben  sich  schon  dadurch,  daß  etliche  Ständemitglieder 
vermöge    ihrer    Begüterung    in    verschiedenen   Provinzen    die 


1)  Bericht  des  Hofrats  Muth  vom  26.  November  1846.  Ebenda  Nr.  13326, 

-)  Andrian,  der  auch  im  Hause  Kleyles  verkehrte,  wurde  später  von  den  n.-ö. 
Ständen  mit  Schmerling  nnd  Auersperg  ins  Frankfurter  Vorparlament  delegiert. 

^)  Siehe  oben  S.  310.  Auch  Grillparzer  sah  in  dieser  Kommunikation 
den  „einzig  richtigen"  Weg;  vgl.  Laube,  S.    144. 

^)  „Kritische  Beleuchtung  der  Reformvorschläge  der  schriftstellerischen 
Gegner  der  österreichischen  Regierung"   (Leipzig   1847),  S.  164. 

*)  Kais.  Handschreiben  v.  8.  August  1847.  Archiv  d.  Minist,  d.  Innern. 
Polizeiakten  Nr.  9376. 
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Landstandschaft  besitzen.  Dem  „Führer  der  Opposition"  in 
Niederösterreich,  Baron  Doblhoff,  von  welchem  alle  größeren 
Ausarbeitungen  herrührten  und  der  nur  in  Finanzfragen  von 
Baron  Stifft  beraten  werde,  stellte  er  übrigens  ein  gutes 
Leumundszeugnis  aus :  „Er  ist  dem  Kaiserhause  ergeben  und 
beseelt  von  der  Idee  für  die  Wohlfahrt  und  Größe  der  öster- 
reichischen Monarchie ;  er  weicht  aber  in  der  Ansicht  über  die 
Mittel  zur  Erlangung  dieser  Zwecke  von  der  bisher  gangbaren 
ab  und  ist  dabei  mit  gediegenem  Wissen  ausgerüstet,  fleißig 
und  beharrlich."  Mit  Ingrimm  gedenkt  er  des  ständischen 
Lesezimmers,  in  welches  nicht  einmal  die  Beamten  Zutritt 
hätten,  so  daß  die  Verhandlungen  nicht  „überwacht"  werden 
konnten.  Dies  könnte  nur  durch  ein  Ständemitglied  selbst 
eingeleitet  werden,  doch  dazu  ständen  der  Polizei  keine  Mittel 
zur  Verfügung.  Um  aber  nicht  ganz  mit  leeren  Händen  zu 
kommen,  machte  er  den  Präsidenten  daraut  aufmerksam,  „daß 
von  den  ständischen  Mitgliedern,  welche  zugleich  in  höheren 
Staatsdiensten  stehen  und  denen  daher  das  Interesse  der  Aller- 
höchsten Regierung  mehr  am  Herzen  liegen  muß  als  anderen, 
in  der  Regel  die  Mehrzahl  weder  an  den  Privatberatungen 
noch  an  den  einzelnen  oder  Plenarsitzungen  Teil  nehmen, 
und  dadurch  die  Macht  des  Ansehens  und  der  Geschäfts- 
erfahrung, in  gewisser  Beziehung  wohl  auch  die  Bildung 
einer  Majorität  unbenutzt  bleibt."^)  Muth  erhielt  daraut 
den  Auftrag,  wieder  mit  „gespanntester  Aufmerksamkeit"  die 
Verbindungen  Andrians  mit  den  n.-ö.  Ständen  und  mit  den 
anderen  anwesenden  oder  zeitweilig  hieherkommenden  Oppo- 
sitionsmännern von  anderen  Provinzen  und  aus  Ungarn  zu 
verfolgen  und  sich  mit  Aufbietung  „aller  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  und  Wege"  von  den  bei  den  Verhandlungen  des 
n.-ö.  Landtags^stattfindenden  Umtrieben  in  Kenntnis  zu  setzen, 
ihre  Korrespondenz  „auf  unauffällige  Weise  eindringlich"  zu 
überwachen,  um  dann  das  Substrat  zu  liefern  für  ein  Ein- 
schreiten gegen  dieselben,  damit  auf  diese  Weise  die 
üblen  Folgen  verhütet  werden  können. 2) 

Andrian  und  Doblhoff  wurden  also  unter  Polizeiaufsicht 
gestellt,  und  während  ängstlich  über  jeden  ihrer  Schritte  nach 
oben  berichtet  wurde,^)  hatten  sich  die  Verhältnisse  in  der 
Monarchie  derartig  gestaltet,  daß  man  selbst  in  den  leitenden 
Kreisen  die  Notwendigkeit  einer  Systemänderung  erkannte. 
Die  beunruhigenden  Gerüchte  über  die  Finanzen,  die  in  eine 
förmliche  Panik  ausarteten,  und  noch  mehr  wohl  ihr  wirklicher, 
trostloser  Stand  veranlaßten  den   Hofkammerpräsidenten  Baron 


1)  Bericht  an  Sedlnitzky  vom   11.  Januar  1848.  Ebenda. 

2)  Note  Sedlnitzkj'S  an  Muth  vom  9.  Februar  1848.  Ebenda. 

*)  Bericht    an    Sedlnitzky    vom    23.    Februar    1848.    Ebenda.   Vgl.  auch 
Reschauer,  S.   130  fg. 

Bibl:  Vormärz  21 
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Kübeck  auf  die  Anregung  der  Stände  zurückzukommen  und 
die  Einberufung  von  Abgeordneten  der  Provinzialstände  zu 
einer  gemeinsamen  Konferenz  vorzuschlagen,  um  mit  ihnen 
die  zur  Herstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalt 
dienlichen  Mittel  zu  beraten.^)  Auch  bei  Hofe  redete  man  jetzt 
Konzessionen  das  Wort ;  man  sprach  von  einem  Fußfall  der 
Erzherzogin  Sophie,  von  einer  bevorstehenden  Erweiterung  der 
ständischen  Befugnisse,  allein  die  unglückliche  Politik  des 
Vertagens  obsiegte  wieder.  In  die  ohnehin  schon  erregte  Stim- 
mung platzte  nun  die  Kunde  vom  Siege  der  Pariser  Februar- 
revolution, der  Flucht  des  Königs  Ludwig  Philipp  herein.  Die 
Wirkung  war  eine  ungeheure ;  ein  förmliches  Petitionslieber 
ergriff  alle  Kreise  der  Bevölkerung,  und  während  man  die  von 
allen  Seiten,  namentlich  aus  Deutschland  einströmenden  Nach- 
richten von  den  liberalen  Errungenschaften  wie  Preßfreiheit, 
Ministerverantwortlichkeit  u.  s.  w.  leidenschaftlich  erörterte, 
brachte  die  Wiener  Zeitung  vom  10.  März  einen  Artikel  aus 
Pilats  bewährter  Feder,  worin  in  schwungvollen  Worten  die 
Versicherung  gegeben  wurde,  daß  Österreich  stark  genug  sich 
fühle,  allen  Bestrebungen  zum  Umsturz  der  rechtlichen  Ord- 
nung wirksam  entgegenzutreten.  Dies  hieß  so  viel  wie :  Es 
bleibt  alles  im  Alten.  Diese  Kundgebung  wirkte  wie  eine 
Herausforderung;  „man  sah  sich  selbst  gewissermaßen  ver- 
spottet" 2)  und  am  selben  Abend  fiel  von  dem  Lehrer  des  zu- 
künftigen Thronfolgers  Franz  Josef,  Hofrat  Jarcke,  einem 
warmen  Anwalt  des  Absolutismus,  das  bittere  Wort:  „Wer 
zu  solchen  Zeiten  keine  Reformen  haben  will,  der  muß  die 
Revolution  haben  wollen."  ^) 

An  diesem  10.  März  war  es  auch,  daß  Dr.  Löhner,  der 
mit  richtigem  Blicke  erkannt  hatte,  daß  sich  die  Regierung 
niemals  freiwillig  zu  einer  Systemsänderung  herbeilassen  werde, 
und  in  den  üblichen  Adressen  nichts  anderes  als  einen  „ser- 
vilen Akt  oppositionellen  Unvermögens"  sah,  neuerlich  bei 
Doblhoff  anklopfte,  um  ihn  zu  einem  entschiedeneren  Vorgehen 
mitzureissen  ;  doch  die  Antwort  war  auch  jetzt,  man  könnte 
nicht  die  Linie  der  Gesetzlichkeit  verlassen.*)  Auch  die  Stände 
hatten  in  den  ersten  Märztagen  unter  dem  Eindruck  der  Pariser 
Revolution  drei  Adressen  vorbereitet,  die  in  der  bevorstehenden 
Frühjahrsversammlung  vorgetragen  werden  sollten.  In  der 
ersten  wurde  ganz  analog  der  Anregung  Kübecks  um  die 
Einberufung  eines  verstärkten  Zentralausschusses  aller  Provin- 
zialstände im  Sinne  einer  allgemeinen  Volksvertretung  gebeten. 
Die  zweite  enthielt  die  Befürwortung  der  von  Alexander  Bach 


*)  Springer,  „Geschichte  Österreichs",  II.,  S.   165. 

2)  Laube,  „Grillparzers  Lebensgeschichte",  S.   144. 

')  Helfert,   „Geschichte  der  österr.  Revolution",  I,  S.   235. 

*}  Reschauer,  „Das  Jahr  1848",  S.    122  oder  153. 
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und  Bauernfeld  entworfenen  Bürgerpetition,  die  sich  innerhalb 
weniger  Tage  mit  Tausenden  von  Unterschriften  der  namhaf- 
testen Bürger  bedeckte.^)  Sie  war  von  dem  Mitglied  des  Ritter- 
standes, Karl  V.  Kleyle,  dessen  Haus  der  Sammelpunkt  der 
vornehmsten  Geister  Wiens  war,  in  der  Absicht  angeregt 
worden,  um  der  ersten  mehr  Nachdruck  zu  verleihen.  Die 
dort  zur  Rettung  des  bedrohten  Vaterlandes  und  der  Dynastie 
vorgeschlagenen  Maßregeln  waren :  „Unverweilte  Veröffent- 
lichung des  Staatshaushaltes ;  periodische  Berufung  eines  alle 
Länder  der  Monarchie,  so  wie  alle  Klassen  und  Interessen  der 
Bevölkerung  vertretenden  ständischen  Körpers,  mit  dem  Rechte 
der  Steuerbewilligung  und  Kontrolle  des  Finanzhaushaltes, 
sowie  der  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung ;  Herstellung  eines 
Rechtszustandes  in  der  Presse  durch  Einführung  eines  Repressiv- 
gesetzes ;  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Öffentlichkeit  in 
der  Rechtspflege  und  in  der  gesamten  Verwaltung;  Verleihung 
einer  zeitgemäßen  Munizipal-  und  Gemeindeverfassung  und 
auf  deren  Grundlage  Vertretung  der  in  der  gegenwärtigen 
ständischen  Verfassung  gar  nicht  oder  nur  unvollkommen 
begriffenen  Elemente  des  Ackerbaues,  der  Industrie,  des  Handels 
und  der  IntelUgenz."  In  der  Einbegleitung  sagten  die  Stände, 
daß  das,  was  sich  die  Bürger  zur  Kräftigung  des  Kaiserhauses 
und  des  Vaterlandes  erbitten,  in  den  meisten  Staaten  schon 
gewährt  wurde;  „es  wurde  gegeben  mit  Vertrauen,  empfangen 
mit  begeisterter  Dankbarkeit.  Nicht  nachgeahmte,  nicht  künst- 
lich verpflanzte  —  altdeutsche  Institutionen  sind  sie  dem 
mächtigen  Deutschland  zurücks^egeben,  wo  sie  einst  blühten 
und  belebten."  Die  dritte  Adresse  handelte  von  der  Notwen- 
digkeit der  Herstellung  eines  Rechtszustandes  in  der  Presse. 2) 
Die  Teilnahme  des  vierten  Standes  an  allen  das  Wohl  des 
Landes  betreffenden  Fragen,  die  Herbeiziehung  der  bisher 
ausgeschlossenen  Interessengruppen  und  die  Erlassung  einerden 
Zeitbedürfnissen  genügenden  Munizipalverfassung  war  schon 
vier  Monate  vorher  von  einigen  Landesmitgliedern  angeregt 
worden,^)  und  die  darauf  bezüglichen  Anträge  des  Verordneten- 
kollegiums  befanden  sich  gleich  denen  über  das  Preßgesetz 
und  die  Verbesserung  der  Unterrichtsanstalten*)  unter  den  Gegen- 
ständen, welche  für  die  Märzversammlung  vorbereitet  wurden. 


1)  Datiert  vom  9.  März.  Das  interessante  Original  in  der  Landesregi- 
stratur, Fasz.  49,  Nr.   13.202. 

2)  Die  drei  Adressen  abgedruckt  in  der  Schrift :  „Die  n.-ö.  Landstände  und 
die  Genesis",  S.  57  fg.  und  Reschauer,  S.   131   fg. 

^)  Petition  an  das  Verordnetenkolleg  vom  17.  Dezember  1847,  unter- 
zeichnet von  Ferdinand  und  Josef  Colloredo-Mannsfeld,  Breuner,  Otto  Traun, 
Fries,  Stifft,  Josef  Doblhoff,  Louis  Pereira,  Rudolf  Geymüller,  Karl  Lederer- 
Trattnern,  Johann  Weziar,  Karl  Kleyle,  Heinrich  Mertens,  Philipp  Holger, 
Schmerling,  Ludwig  Haan,  Franz  Joachim  Klevle,  Ferd.  Mitis  und  Franz  Czerny. 

*)  Siehe  oben  S.  306  fg. 
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Gleichzeitig  setzten  einige  hervorragende  Landesmitglieder 
bei  Hofe  alle  Hebel  in  Bewegung,  um  die  Regierung  zum 
freiwilligen,  durch  keine  ständische  Adresse  angeregten  Han- 
deln   zu    bestimmen.    Die    kluge    Fürstin    Metternich    soll    am 

12.  März  den  Landmarschall  Graf  Montecuccoli  mit  ihrem 
Gemahl  förmlich  zusammengesperrt  haben,  um  diesem  einen 
definitiven  Entschluß  abzugewinnen. i)  Der  Erfolg  blieb  freilich 
aus.  An  diesem  Tage  —  es  war  ein  Sonntag  —  fanden  in  der 
Hofburg  eifrige  Konferenzen  statt.  Erzherzog  Ludwig  wollte, 
wie  es  hieß,  kurzen  Prozeß  machen,  den  Belagerungszustand 
verhängen  und  die  Führer  der  Reformbewegung  verhaften 
lassen,  während  der  Staatskanzler  wieder  das  beliebte  Mittel 
empfahl,  mit  den  Ständen  in  Verhandlung  zu  treten  —  um 
Zeit  zu  gewinnen. 2)  Diese  Anschauung  gewann  auch  im 
Staatsrat,  der  um  2  Uhr  nachmittags  zusammentrat,  die  Ober- 
hand und  das  Resultat  war  das  bekannte  Handschreiben  an 
den  Obersthofkanzler  Inzäghi,  welches  ihn  beauftragte,  aus 
allen  Provinzen  ständische  Deputierte  (aus  jedem  Stande  einen) 
nach  Wien  zu  berufen  „und  sie  mit  einem  eigens  von  Mir 
hierzu  bestellten  Komitee  zu  dem  Ende  in  Berührung  zu 
bringen,  damit  sie  mit  demselben  in  Ansehung  ihrer  ständischen 
Verhältnisse  in  Rücksprache  treten,  und  das  Ergebnis  der- 
selben Mir  zur  Schlußfassung  zu  unterlegen."  Die  Einvernahme 
sollte  sich,  hieß  es  weiter,  auf  jene  Maßregeln  erstrecken, 
welche  die  „Bedürfnisse  des  Augenblickes"  erfordern,  und  mit 
den  niederösterreichisch-ständischen  Angelegenheiten  —  sie 
waren  schon  am  Vortage  spezialisiert  worden  ^)  —  „sogleich" 
begonnen  werden.*)  Von  Reformen  war  auch  jetzt 
nicht  die  Rede. 

Dieses  wässerige  Handschreiben  kam  mit  einer  beispiel- 
losen Geschwindigkeit  noch  am  selben  Tage  ins  Landhaus, 
wo  gerade  die  Kollegien  die  letzten  Vorbereitungen  für  die 
Versammlung  trafen,  die  für  den  nächsten  Morgen  einberufen 
worden  war.    Warum    sich    die    Regierung    dazu    gerade    den 

13.  März,  den  Geburtstag  Kaiser  Josefs  II.  und  —  einen 
Montag,  der  im  vormärzlichen  Wien  eine  weit  größere  Rolle 
spielte  als  heute,  auserkor,  wird  man  bei  ihrer  Bedächtigkeit 
schwer  begreifen.    Noch  unverständlicher  aber  ist  es,    daß  sie 


1)  „Die  n.-ö.  Landstände  und  die  Genesis",  S.  34. 

-)  Helfert,   „Geschichte  der  österr.  Revolution",  I,  S.  239  fg. 

5)  Siehe  oben  S.  295  Anm.   1. 

*)  Das  Original  des  Handschreibens  an  den  Landmarschall  gleichen 
Datums  (12.  März)  befindet  sich  mit  der  Kopie  jenes  an  Inzdghi  in  der  Landes- 
registratur, Fasz.  62,  Nr.  3401.  Abgedr.  in  den  „Landständen",  S.  55,  Beil.  I 
und  bei  Reschauer,  S.  167.  —  Friedjung  („Österreich  von  1848—60",  I,  S.  16)  ließ 
sich  durch  eine  Tagebuchbemerkung  Kübecks  verleiten,  die  „allgemeine"  An- 
nahme, als  ob  der  Kaiser  am  12.  März  die  Berufung  der  Deputierten  angeordnet 
habe,  als  unrichtig  zu  erklären. 
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nicht  die  geringsten  Vorkehrungen  für  eine  ungestörte  Ab- 
wicklung der  ständischen  Tagung  traf.  Sollte  die  Polizei,  die 
sonst  von  den  geheimsten  Vorgängen  so  gut  unterrichtet  war, 
nicht  gewußt  haben,  was  sich  am  Vortage  die  Spatzen  am 
Dache  erzählten,  daß  es  morgen  „losgehen"  werde,  so  daß 
sich  einige  Diplomaten  zu  einem  gegenüber  dem  Landhause 
wohnenden  Kollegen  einluden,  um  auch  einmal  eine  „Wiener 
Erneute''  mitanzusehen  ?  ^)  Dies  ist  nicht  anzunehmen.  Wollte 
man  die  Stände,  wie  gemunkelt  wurde,  der  Volkserregung  als 
Sündenbock  ausliefern  ?  Dann  hätte  sich  diese  aber  nicht  gegen 
ihre  populären  Führer,  die  bei  ihrem  Erscheinen  sympathisch 
begrüßt  worden  waren,  gerichtet,  sondern  wohl  in  erster  Linie 
gegen  die  Opposition,  die  sich  diesmal  in  ungewöhnlich  großer 
Zahl  —  offenbar  in  Befolgung  eines  von  oben  ausgegangenen 
Winkes  ^)  —  im  Landhause  einfand,  höhere  Regierungsbeamte, 
die  sich  sonst  nie  hatten  blicken  lassen.  Wollte  man  die  Land- 
haus-,, Sansculotten"  durch  die  Menge  zu  einem  ungesetzlichen 
Schritte  veranlassen,  um  so  das  „Substrat"  zu  ihrer  Verfol- 
gung zu  gewinnen  ?  ^)  Oder  sollte  dem  Staatskanzler  eine 
Verlegenheit  bereitet  werden,  um  ihn  zu  Fall  zu  bringen  ?  *) 
Nach  dem,  was  wir  über  das  harm.onische  Verhältnis  in  der 
Staatskonferenz  wissen,  wäre  auch  dies  sehr  glaubhaft.  Tat- 
sache ist,  daß  noch  um  die  Mittagsstunde,  da  Franz  Grill- 
parzer,  angelockt  von  dem  milden  Frühlingstag  und  der  Neu- 
gierde, zu  sehen,  was  aus  dem  „projektierten  Unsinn"  ge- 
worden, sein  nahes  Amtslokal  verließ,  vveit  und  breit  keine 
Polizei  oder  Militär  sichtbar  war.  Und  doch  war  schon  in  den 
Morgenstunden  das  Gedränge  vor  und  im  Landhause  so  arg, 
daß  sich  die  Ständemitglieder,  die  sich  zur  Vermeidung  alles 
Aufsehens  schon  eine  ganze  Stunde  vor  dem  auf  10  Uhr 
anberaumten  Beginn  eingefunden,  und  zwar  nicht  in  Uniform, 
förmlich  den  Weg  bahnen  mußten,  um  zum  Beratungssaale 
zu  gelangen. 

So  konnten  sich  die  bekannten  Tumultszenen  im  Hofe 
des  Ständehauses  abspielen,  die  schließlich  zur  gewaltsamen 
Unterbrechung  der  Sitzung^)  durch  einen  in  den  Beratungssaal 
eingedrungenen,  durch  die  Verlesung  der  Rede  Kossuths 
fanatisierten  Volkshaufen  führten.  Da  alles  Zureden  des  Land- 
m.arschalls  und  einiger  anderer  beherzter  Mitglieder,  die  inmitten 
des  tosenden  Lärmes  nicht  den  Kopf  verloren,  nichts  fruchtete, 
die  Menge  immer  stürmischer  Konzessionen  und  die  Intervention 
der  Stände  verlangte,  auch  schon  Drohungen  gegen  diese  fielen, 


1)  (Hartig)  „  Genesis '\  S.   153  ;    Reschauer,  S.    155    und    Helfert,  S.  240. 

2)  Siehe  oben  S.  321. 

3)  Siehe  oben  S.  321. 

*)  Laube,   „Grillparzers  Lebensgeschichte",  S.   154  fg. 

^)  Über  ihren  Verlauf  vgl.  Reschauer,  S.   186  fg.  und   199  fg. 
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schlug  Graf  IMontecuccoli  vor,  sich  sofort  deputativ  in  die 
Hofburg  zu  begeben,  um  dem  Monarchen  die  Volksvvünsche 
vorzutragen.^)  Dieser  Aufforderung  leistete  nahezu  die  Hälfte 
der  ganzen,  127  Teilnehmer  zählenden  Versammlung  Folge 
und  bald  bewegte  sich  ein  langer  Zug  durch  die  Herrengasse 
und  den  Michaelerplatz  zur  Hofburg,  an  der  Spitze  der  Land- 
marschall und  der  alte  Graf  Hoyos  in  der  Uniform  eines 
Feldmarschalleutnants,  mit  dem  eoldenen  Vließe  und  dem 
Leopoldsorden  geschmückt.  Die  gefällten  Bajonette  der  Grenadiere 
wichen  vor  dieser  illustren  Deputation,  in  der  sich  auch  Prälaten 
im  Ornate  befanden,  zurück  und  so  gelangten,  da  sich  im 
Gewühle  einige  ihrer  Mitglieder  verloren  hatten,  etwa  30  Stände- 
herren an  dem  Kontrollorgang  vorbei  zu  den  Gemächern  des 
Erzherzogs  Ludwig,  dem  zuerst  ihr  Anliegen  vorgebracht 
werden  sollte.  Während  sie  im  Vorzimmer  auf  den  Allgewaltigen 
warteten,  stürzte  in  größter  Aufregung  Graf  Hartig  mit  den 
Worten  auf  sie  zu:  ,,Da  haben  Sie  es  nun,  das  ist  Ihr  Werk; 
die  Stände  wollten  die  Revolution,  nun  ist  sie  da !"  Als  ihnen 
der  Minister  diesen  wenig  freundlichen  Empfang  bereitete, 
hätte  nach  einem  Worte  Grillparzers^)  die  ganze  Revolution 
mit  zwei  Bataillonen  von  beiden  Seiten  „wie  ein  Taschendieb" 
eingeführt  werden  können.  Zum  Unglück  aber  konnte  man 
auch  jetzt  zu  keinem  Entschlüsse  gelangen  und  griff  wieder 
zu  dem  gewohnten  Mittel  des  Verschiebens. 

Zunächst  wurden  die  Deputierten  auf  den  Zusammentritt 
der  Staatskonferenz  vertröstet,  und  bald  sahen  sie  auch  die 
Teilnehmer  daherkommen:  Kolowrat  mit  Pilgram,  der  zu  ihnen 
halb  scherzend,  halb  umwillig  sagte:  „Nun  ja,  Ihr  wollt  eben 
die  Republik  haben,  und  sie  wird  auch  daraus  werden",  dann 
Metternich,  den  sich  niemand  auzusprechen  traute,  und  zuletzt 
Kübeck,  der  jene  mit  einigen  glatten  Worten  versicherte,  daß 
er  keinen  Einfluß  habe.  Nach  längerem  Warten  erhielten  sie 
den  Bescheid:  „Se.  Majestät  ermächtigen  die  Stände,  die  von 
ihnen  vorgebrachten  Wünsche  der  Bevölkerung  in  Beratung  zu 
ziehen  und  hierüber  Anträge  zu  stellen."  Als  der  Landmarschall 
dem  Erzherzog  zu  bedenken  gab,  daß  sie  aus  ihrem  eigenen 
Hause  gedrängt,  gar  nicht  beraten  könnten  und  die  bedrohliche 
Lage  überdies  augenblickliche  Entschlüsse  erfordere,  trat 
wieder  die  Konferenz  zusammen  und  nun  erfolgte  die  Resolution : 
„Se.  Majestät  hätten  befohlen,  daß  die  von  den  Ständen  vor- 
gelegten Bitten  der  Bevölkerung  durch  ein  eigenes  Komitee 
geprüft  werden  sollen,  welches  die  geeigneten  Anträge  zu 
stellen  habe,  worüber  Se.  Majestät  die  zum  allgemeinen  Wohle 
Ihrer  geliebten  Untertanen  dienlichen  Entschlüsse  mit  Be- 
schleunigung   fassen    werde."      Alsdann     wurde     nach    dem 

')  Für  das  Folgende  vgl.  Arneth,   „Schmerling"',  S.  61   fg. 
*)  Laube,  ,Grillparzers  Lebensgeschichte ",  S.   156. 
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Präsidenten  der  Landesregierung,  Baron  Talatzko,  geschickt, 
damit  er  diese  Resolution  durch  öftentlichen  Anschlag  kund- 
mache. Es  verging  aber  die  längste  Zeit,  bis  er  erschien,  weil 
er  angeblich  keinen  schwarzen  Frack  bei  der  Hand  hatte.  So 
verstrich  die  kostbare  Zeit,  bis  nachmittags  vor  dem  Landhause 
die  ersten  Salven  krachten  und  das  vom  Blute  angestachelte 
Volk  gegen  die  Burg  stürmte.  Inmitten  der  allgemeinen  Ver- 
wirrung hielt  Fijrst  Metternich,  im  grünen  Morgenrock,  mit 
einem  Spazierstock  in  der  Hand,  an  eine  Fensterbrüstung 
gelehnt,  zur  Beruhigung  der  Umstehenden  eine  seiner  gewohnten 
wortreichen  Deklamationen.  Pflicht  der  Regierung,  erklärte  er, 
sei  es,  auf  ihrem  Standpunkte  zu  beharren  und  keine  Zugeständ- 
nisse zu  machen.  Das  System  der  Konzessionen  habe  Ludwig 
Philipp  um  den  Thron  gebracht  und  Deutschland  werde  binnen 
sechs  Monaten  eine  Republik  sein,  indem  seine  Fürsten  vor 
dem  Volkswillen  kapitulierten.  Der  Kaiser  sei  auch  gar  nicht 
berechtigt,  dem  Ansinnen  der  Deputation  Folge  zu  leisten,  da 
er  die  von  seinen  Vorfahren  übernommene  Regierungsgewalt 
in  unverändertem  Zustande  seinen  Nachfolgern  vererben  müsse. 

In  dieser  kritischen  Situation,  da  das  ohrenbetäubende 
Getöse  der  Straßenkämpfe  bis  hinauf  in  die  Burg  drang, 
bestürmte  der  Landmarschall  noch  einmal  den  Erzherzog 
Ludwig,  einen  entscheidenden  Beschluß  zu  fassen,  um  das 
Volk  zu  beschwichtigen.  Der  Staatskanzler  sah  den  Erzherzog 
schwanken.  „Besitzen  Eure  kaiserliche  Hoheit,"  fragte  er  scharf, 
„Vollmacht  von  Sr.  Majestät,  Zugeständnisse  zu  machen?" 
Der  Erzherzog  verneinte  dies,  worauf  jener  dann  rasch  zu  den 
Ständemitgliedern  gewendet  erklärte:  „Hier,  meine  Herren, 
haben  sie  nun  Ihren  Bescheid."  Diese  verließen  nun  das 
Empfangszimmer,  um  sich  nach  Hause  zu  begeben  ;  nur  der 
Landmarschall,  Doblhoff,  Schmerling,  die  Grafen  Breuner, 
Pergen,  Ernst  und  Heinrich  Hoyos  blieben,  um  für  alle  Fälle 
mit  ihrem  Rate  bei  der  Hand  zu  sein.  Sie  sprachen,  als  sie 
durch  einen  Diener  Kenntnis  von  dem  in  der  Stadt  Vorgefallenen 
erhielten,  bei  Erzherzog  Franz  Karl  vor,  der  sie  gleich  vorließ 
und  mit  Interesse  die  ständischen  Vorschläge  besprach.  Die 
Unhaltbarkeit  des  gegenwärtigen  Preßwesens,  äußerte  er  sich, 
sehe  er  vollkommen  ein  und  er  habe  keine  Angst  vor  der 
Preßfreiheit,  da  ja,  wie  er  gleichsam  fragend  hinzusetzte,  gegen 
ihren  Mißbrauch  Vorkehrungen  getroffen  würden.  Als  dieses 
Schmerling  bestätigte,  bemerkte  er  zu  dem  zweiten  Begehren 
der  Einberufung  zeitgemäß  reorganisierter  Landstände :  Er 
kenne  ihre  Loyalität  und  zweifle  nicht,  daß  ihre  Mitwirkung 
nur  zum  Guten  führen  werde. 

Aiittlerweile  waren  auch  Deputierte  der  Universität  und 
der  Bürgerschaft  erschienen,  um  ebenfalls  den  Erzherzog  Ludwig 
zu  Zugeständnissen  zu  bewegen.  Bei  der  Erörterung  der  Lage 
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fiel  von  Seite  einiger  Offiziere  der  Bürgergarde  eine  Anregung, 
die  soiort  auch  bei  den  Ständemitgliedern  lebhaften  Anklang 
fand:  Metternich  sollte  abdanken.  Es  war  schon  Abend,  als 
diese  Bitte  dem  Erzherzog  vorgetragen  wurde.  Der  Feuerschein 
von  den  brennenden  Fabriken  der  Vorstädte,  der  den  Burghof 
erhellte,  das  Rasseln  der  Geschütze,  die  auf  die  Basteien  auf- 
fuhren, gaben  ihr  ein  eindrucksvolles  Relief.  Nach  langem  Zögern 
entschloß  sich  der  Erzherzog,  den  alten  Staatskanzler  heraus- 
zuschicken, und  Graf  Breuner  übernahm  es,  ihm  ihr  Begehren 
vorzubringen.  „Eure  Durchlaucht,"  sprach  er,  „sind  ein  großer, 
ein  um  Österreich  hochverdienter  Staatsmann,  den  wir  als 
solchen  aufs  Tiefste  verehren.  Aber  wir  können  Ihnen  nicht 
verhehlen,  daß  das  System,  welches  Sie  vertreten,  allgemein 
beklagt  wird  und  man  dessen  Änderung  dringend  begehrt.  Ein 
Mann,  der  das  Land  so  liebt  wie  Eure  Durchlaucht,  ist  gewiß 
bereit,  für  dasselbe  ein  Opfer  zu  bringen.  Wir  bitten  Sie,,  dies 
dadurch  zu  tun,  daß  Sie  von  Ihrer  amtlichen  Stellung  zurück- 
treten. Durch  einen  solchen  Entschluß  werden  Sie  die  Stadt 
und  die  aufgeregten  Gemüter  wieder  beruhigen."  Doblhoff 
setzte  noch  hinzu :  „Eurer  Durchlaucht  Wirken  hat  Ihnen 
längst  unsterblichen  Ruhm  gesichert.  Das  Opfer,  welches  Sie 
heute  bringen  sollen,  wird  Ihren  Ruhm  nur  noch  erhöhen."  Mit 
wahrhaft  imponierender  Seelenruhe  und  Würde  erklärte  sich 
der  Fürst  sofort  bereit,  seine  Demission  zu  geben.  Tief  gerührt 
dankten  ihm  die  Ständemitglieder,  während  sich  in  den  Reihen 
der  Bürger  die  Freude  in  sehr  lebhafter  und  lauter  Weise  äußerte. 

Der  Abdankung  Metternichs  folgten  dann  in  den  zwei 
nächsten  Tagen  die  Berufung  einer  Nationalgarde,  Preßfreiheit 
und  schließlich  die  Konstitution.  In  der  Nacht  vor  ihrer  Erteilung 
hatte  in  der  Burg  eine  Staatskonferenz  stattgefunden,  in  welcher 
der  Gemahl  der  Erzherzogin  Sophie  den  vernünftigen  Vorschlag 
tat,  aus  eigenem  Antriebe  eine  ausgiebige  Konzession  zu 
machen,  dann  aber  mit  Kraft  und  Entschlossenheit  der  Bewegung 
entgegenzutreten.^)  Dieser  gute  Rat  wurde  leider  überhört; 
die  Regierung  ließ  sich  jene  Zugeständnisse  mit  Gewalt  ab- 
pressen. Indes  auch  sie  verfehlten  ihre  Wirkung,  weil  sich, 
während  sie  gegeben  wurden,  schon  die  andere  Hand  zeigte, 
die  sie  wieder  nehmen  sollte:  neben  den  Deputierten  der  Stände 
und  Bürger,  die  sich  am  Morgen  des  14.  März  in  der  Burg 
einfanden,  tauchte  bereits  die  markante  Gestalt  des  Fürsten 
Windischgrätz,  der  verkörperte  Belagerungszus:and,  auf.  Auf 
der  mit  Jubel  begrüßten  Konstitution  huschten  schon  die 
Schatten  der  Reaktion. 

Das  alte  System  war  gestürzt,  das  neue  noch  nicht  da, 
nur  die  Schwäche  und  „Kraftlosigkeit"-)  der  Regierungsorgane 

1)  Friedjung,  S.  23. 

2)  (Hartig),   .Die  Genesis",  S    208. 
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blieb,  und  so  konnte  sich  der  zersetzende  Einfluß  der  unge- 
wohnten, zügellos  dahinschießenden  Freiheit  ungehindert  ent- 
falten. Nun  erfüllte  sich  die  düstere  Prophezeiung  Doblhoffs 
in  der  Landtagserklärung  1844:  Die  Stände  würden  „ihrem 
Berufe  als  Stützen  des  Thrones"  nicht  zu  genügen  vermögen, 
wenn  im  Wechsel  der  Zeit  eine  Mahnung  an  sie  erginge,  die 
ohne  höhere  Geltung  zu  den  dann  nötigen  Anstrengungen 
wohl  den  Willen,  aber  weder  Kraft  noch  Mittel  fänden.^)  In 
diesen  Tagen  des  Übergangs,  des  Schwankens  hätten  die 
zeitgemäß  erneuerten  Stände  gegenüber  der  Hochflut  der 
revolutionären,  anarchischen  Propaganda  und  der  anderen 
zentrifugalen  Tendenzen  das  konservative  Bollwerk  bilden 
könne*!,  wenn  sie  nach  oben  und  unten  hin  einen  sicheren 
Boden  gehabt,  eine  kräftige  Stütze  gefunden  hätten.  So  kam 
es  nach  der  Verkündigung  der  Verfassung  vom  25.  April  zu 
den  traurigen  Maiereignissen,  zur  Flucht  des  Hofes  nach 
Innsbruck,  womit  der  eigentliche  „politische  Hexensabbat'"  erst 
begann.  Enttäuscht,  verbittert  zogen  sich  die  aristokratischen 
Stände  und  das  besitzende  Bürgertum  aus  dem  Kample  zurück, 
welcher  der  Freiheit,  nicht  der  Gleichheit  gegolten  hatie,  dem 
monarchisch-konstitutionellen  Prinzip,  nicht  der  anarchischen 
Demokratie.  Aus  der  von  den  Organen  der  Regierung  fleißig 
geschürten  Fehde  der  besitzenden  Klassen  war  als  tertius  gaudens 
nicht  sie,  sondern,  wie  es  ebenfalls  Doblhoff  und  andere 
pünktlich  voraussagten,  die  Vertreter  des  „unbedingten  Um- 
sturzes des  Bestehenden" 2)  hervorgegangen;  das  „divide  et 
impera"  hatte  sich  diesmal  nicht  bewährt.  Das  alte  Österreich 
begrub  unter  seinen  Trümmern  auch  die  Stände.  Nachdem 
sie  eigentlich  schon  durch  die  Aprilverfassung  praktisch 
wirkungslos  geworden,  nur  mehr  ein  „provisorisches"  Dasein 
führten,  hörten  sie  mit  der  oktroyierten  Verfassung  vomi  4.  März 
1849  (§  11)  auch  formell  zu  bestehen  auf.-^)  Die  n.-ö.  Stände 
schlössen  ihre  Tätigkeit  mit  einem  schönen  Akt  der  Humanität, 
indem  sie  für  die  bei  den  Märzereignissen  Verunglückten 
56.770  Gulden  durch  Sammlungen  aufbrachten,  der  Herrenstand 
aber  sein  Vermögen  dem  Invalidenfond  widmete. 


„Alle  schönen  Träume  von  Vermehrung  des  National- 
reichtums, Wohlfahrt,  Aufschwung  der  Industrie  sind  zerfloßen, 
und  nichts  ist  geblieben  als  die  Treue,"   so  hatte  am  Schicksals- 


'j  Siehe  oben  S.  241. 

2)  Siehe  oben  S.  308. 

^)  Doch  führten  sie  die  laufenden  Geschäfte  noch  bis  zum  Inslebentreten 
des  neuen  Landtags  (22.  April  1861)  fort;  vgl.  A.  Mayer,  ,Zur  n.-ö. -ständischen 
Verfassungs-  und  Verwaltungsfrage  1848  —  61"  in  dem  „Monatsblatt  des  Vereines 
f.  Landeskunde  (1906),  S.   124  fg. 
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tage  Baron  Stifft  in  der  vom  Getöse  der  im  Landhaushofe 
stehenden  Volksmenge  übertönten  Debatte  über  die  Bürger- 
petition gesagt.  Eine  Stunde  später  erfuhr  diese  Treue  einen 
eigentümhchen  Kommentar,  indem  den  Mitgliedern  der  „Sturm- 
petition" rundvvegs  herausgesagt  wurde,  daß  sie  die  „Revolution" 
wollten  und  diese  ihr  Werk  sei.  Was  Graf  Hartig  in  der  ersten 
Aufwallung  der  Gemütserregung  fallen  gelassen,  hat  er  dann 
anderthalb  Jahre  später  in  einer  eigenen  Schrift  urbi  et  orbi 
verkündet.  Die  Stände,  erklärte  er  da,  haben  durch  ihre  Inter- 
vention bei  Hofe  einen  unbedeutenden  „Gassenkrawall"  zur 
..Revolution"  gestempelt,  weil  es  die  Behörden  nicht  mehr  mit 
einem  „willkürlich  zusammengerotteten  Volkshaufen"  zu  tun 
hatten,  sondern  vor  ihm  die  ständische  Körperschaft  Nieder- 
österreichs stand,  welche  dessen  Sache  zu  der  ihrigen  machte 
und  so  dem  Tumulte  eine  „hohe  politische  Bedeutung"  gab, 
worauf  es  nicht  mehr  jenen,  sondern  dem  Souveräne  oblag, 
zu  handeln.  Pflicht  der  Stände  wäre  es  gewesen,  dem  Volke, 
das  ihre  Versammlung  störte,  zu  erklären,  daß  sie  erst  nach 
Herstellung  der  Ruhe  weiterberaten  könnten,  falls  aber  diese 
Mahnung  nichts  gefruchtet  hätte,  den  Schutz  der  Behörden 
anzurufen  und  auseinanderzugehen. i) 

Leuchtet  man  dieser  verlogenen  Darstellung  auf  den 
Grund,  so  erfährt  man  höchst  sonderbare  Dinge,  die  er  besser 
nicht  gesagt  hätte.  Vor  allem  verrät  er  hier,  warum  er  auf  die 
Stände  so  schlecht  zu  sprechen  ist.  Mit  dem  zusammen- 
gelaufenen „Pöbel"  wäre  man  sehr  bald  fertig  geworden :  man 
hätte  mit  ihm  ebenso  kurzen  Prozeß  gemacht,  wie  vier  Jahre 
vorher  mit  den  Arbeitern  in  Prag,  wo  es  auch  einige  Tote 
gab,  ohne  daß  der  Auflauf  weitere  Folgen  gehabt  hätte.  Weil 
sich  aber  die  Stände,  deren  Einfluß  bis  in  die  kaiserliche 
Familie  hinaufreichte,  zum  Anwalt  der  Volkswünsche  auf- 
warfen, wurde  man  unsicher,  die  Bewegung  gewann  Zeit  zum 
Ausreifen,  die  Elemente  der  Vorstadt  konnten  eingreifen  und 
so  mußte  man  schließlich  Konzessionen  geben,  zu  welchen 
man  sich  sonst  wohl  nie  herbeigelassen  hätte. 

Trifft  da  wirklich  die  Stände  die  ganze  Verantwortung  ? 
Ein  anderer,  gewiß  weniger  parteiischer  Augenzeuge  sah  den 
Wendepunkt  von  einer  „Gassenbüberei"  zur  „Revolution"  in 
dem  Befehl  zum  Schießen.-)  Man  könnte  aber  vielleicht  noch 
besser  fragen :  War  es  überhaupt  notwendig,  es  so  weit 
kommen  zu  lassen  ?  Pflicht  der  Regierung  wäre  es  vor  allem 
gewesen,  für  die  ungestörte  Abhaltung  der  Ständeversamm- 
lung zu  sorgen  ;  mit  einigen  handfesten  Polizeisoldaten  wäre 
dies  in  den  Morgenstunden  sehr  leicht  möglich  gewesen. 
Nachdem    dies    verabsäumt    wurde,    wie  hätten  die  belagerten 

^)  „Genesis  der  Revolution  in  Österreich",  S.    163  fg. 
2)  Laube,  „Grillparzers  Lebensgeschichte",  S.  46. 
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Stände  überhaupt  auseinandergehen  sollen  ?  Wie  hätten  sie 
der  wütenden  Volksmenge,  die  in  den  Beratungssaal  eindrang, 
begreiflich  machen  sollen,  sie  möchten  zuerst  Ruhe  geben, 
dann  würde  man  weiterberaten  ?  Sie  wären  wohl  auf  der  Stelle 
gelyncht  worden,  ohne  daß  aber  dadurch  die  Bewegung  zum 
Stehen  gekommen  wäre.  Was  für  einen  Eindruck  würde  es 
gemacht  haben,  wenn  sie  die  Intervention  der  Behörden  an- 
gerufen und  das  Volk  den  Bajonetten  und  Kanonen  aus- 
geliefert hätten  ?  Es  wäre  dies  freilich  das  beste  Mittel 
gewesen,  die  Stände  aus  der  Welt  zu  schaffen,  sie  moralisch 
oder  physisch  tot  zu  machen.  Wenn  die  Herstellung  der  Ord- 
nung der  Regierung  nicht  früher  von  selbst  einfiel,  wenn  sie 
sich  scheute  dieses  Odium  auf  sich  zu  nehmen,  so  lange  noch 
der  gutmütige  Gaffer  dominierte,  so  war  angesichts  des  wütenden 
Volkshaufens  der  Gedanke  der  sofortigen  Fürsprache  bei  Hofe 
auf  dem  legalen  Boden  des  Petitionsrechtes  der  einzig  richtige. 
Nun  wäre  es  aber  Sache  der  Regierung  gewesen,  wenigstens 
jetzt  in  dieser  kritischen  Situation  rasch  einen  Entschluß  zu 
fassen,  zu  handeln,  statt  sich  wieder  auf  das  Abwarten  zu 
verlegen  und  getreu  der  Metternichschen  Devise  des  „Aus- 
reifenlassens"  so  lange  zu  zögern,  bis  die  Umsturzelemente 
eingriffen.  Aber  es  gab  eben  leider  keine  Regierung.^)  sondern 
nur  einzelne  Regierende,  von  denen  keiner  die  Verantwortung 
übernehmen  wollte,  und  so  blieb  zar  richtigen  Zeit  die  mit 
Spannung  erwartete  Entscheidung  aus,  welche  die  vor  dem 
Landhause  versammelte  Menge  rasch  auseinandergetrieben 
hätte.  Alle  Welt  würde  gestaunt  haben,  mit  wie  wenig  sich 
der  Österreicher  begnügt  hätte,  wenn  das  Geschenk  noch  in 
den  ersten  Nachmittagstunden  des  13.  März  herabgelangt  wäre. 

Die  Stände  wollten  nicht  die  Revolution,  sondern  Re- 
formen, so  wie  viele  andere  einsichtige  Männer  selbst  an 
leitender  Stelle,  welche  sie  kommen  sahen  und  ihr  vorzubeugen 
trachteten,  und  sie  hatten,  wie  wir  wissen,  ganz  besondere 
Gründe,  wenn  sie  das  ins  Stocken  geratene  Werk  Kaiser  Josefs 
in  die  Hand  nahmen.  Denn  auch  am  Vorabend  der  großen 
Revolution  in  Frankreich  gab  es  einen  Bauernsturm  und  seine 
Anzeichen  traten  schon  lange  vor  der  eindrucksvollen  Metzelei 
in  Galizien  deutlich  zutage,  um  sich  von  da  an  in  unheim- 
licher Weise  zu  mehren.  Wie  ernst  die  Situation  war,  beweist 
nur  die  eine  Tatsache,  daß  die  Bauernbefreiung  das  einzige 
große  Werk  der  österreichischen  Revolution  war,  an  welchem 
die  Reaktion  nicht  zu  rütteln  wagte.  Die  Gefährdung  der 
Herrschaftsrechte  im  Vereine  mit  einer  wachsenden  Steigerung 
der  Verwaltungsaufgaben  und  finanziellen  Anforderungen  an 
die  Dominien  hatte  die  Bewegung  unter  den  Ständen  hervor- 
gerufen.   Das    beharrliche    Totschweigen    und  Ablehnen    ihrer 

')  Siehe  oben  S.   10  fg. 
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dringendsten,  von  allen  maßgebenden  Stellen  als  berechtigt 
anerkannten  Wünsche  und  Beschwerden,  die  unglückliche 
Taktik  des  Vertagens  und  Vertröstens  erschien  selbst  ein- 
gefleischten Anhängern  des  Sj^stems  nur  dazu  geeignet,  ge- 
waltsam eine  Opposition  zu  erzeugen,  die  Bewegung  gefährlich 
zu  machen.  Da  die  Stände  nach  oben  hin  nicht  jene  Geltung 
fanden,  die  ihnen  verfassungsmäßig  gebührte,  so  mußten  sie, 
um  ihren  Bestrebungen  einen  größeren  Nachdruck  zu  geben, 
nach  unten  hin  eine  Stütze  suchen :  die  Opposition  wurde 
volkstümlich.  Als  sich  dann  die  ersten  Symptome  davon 
regten,  wurde  unter  der  Patronanz  der  Regierung  in  in-  und 
ausländischen  Blättern  die  materielle  und  moralische  Stellung 
der  Herrschaften  und  der  Stände  systematisch  unterwühlt  und, 
als  sie  diese  Angriffe  durch  die  Veröffentlichung  ihrer  Ver- 
handlungen abzuwehren  versuchten,  die  polizeiliche  Verfolgung 
eingeleitet.  Dies  war  allerdings  die  beste  Methode,  um  aus 
den  konservaüvsten,  loyalsten  Staatsbürgern  „Volkstribunen" 
und   „Rebellen"   zu  erziehen. 

Um  diese  kurzsichtige,  selbstmörderische  Politik,  zu  deren 
Hauptträgern  eben  Graf  Hartig  gehörte,  zu  verstehen,  muß 
man  sich  die  innere  Struktur  des  väterlichen  Systems  ver- 
gegenwärtigen, welches  unter  dem  gleichen  Gesichtswinkel 
der  französischen  Revolution  in  jeder  Reform  der  Untertans- 
verfassung eine  Erschütterung  des  Bestehenden,  den  Anfang 
vom  Ende  erblickte.  Das  würde  nun  freilich  noch  nicht  die 
ausgesuchte  Gehässigkeit  erklären,  mit  der  den  ständischen 
Bestrebungen  begegnet  wurde,  weil  die  gleichen  Anregungen 
auch  von  so  gut  qualifizierter  Seite  wie  von  Kübeck  kamen. 
Im  Munde  der  Stände  aber  bekam  jeder  Reformantrag  den 
Charakter  eines  unbefugten  Tadels,  einer  „vorwitzigen"  Kritik, 
einer  unangemessenen  Mahnung  an  Unterlassungssünden.^) 
Der  vertrauensvolle,  devote  Ton  ihrer  Petitionen  mußte  oft 
wie  die  reinste  Ironie  anmuten.  Daß  es  darin  auch  nicht 
an  bewußten  Sticheleien  und  sichtlich  zum  Fenster  hinaus- 
gesprochenen Worten  fehlte,  wer  wollte  dies  leugnen  ?  Jede 
sich  lange  hinausziehende  Fehde  verbittert  eben  und  schärft 
die  Waffen.  So  kam  es,  daß  die  ständischen  Aspirationen 
selbst  von  den  Reformfreunden  in  der  Regierung  wie  Kübeck  2) 
mißliebig  betrachtet  wurden ;  zu  tief  wurzelten  sie  in  den 
josefinischen  Traditionen  der  Staatsomnipotenz.  Der  Fortschritt 

1)  Wie  empfindlich  die  Regierung  in  diesem  Punkte  war,  beweist  die 
folgende  von  Koch  („Österreichs  innere  Politik",  S.  206)  erzählte  Geschichte. 
Sie  erhielt  einmal  einen  Aufsatz,  worin  die  Errichtung  von  Besserungsanstalten 
für  entlassene  Sträflinge  beantragt  wurde,  mit  der  Bitte  übermittelt,  ihn  in  der 
Wiener  Zeitung  zu  veröffentlichen.  Das  Imprimatur  wurde  ihm  jedoch  mit  der 
Begründung  versagt,  weil  „der  besagte  Vorschlag  zum  Tadel  der  Regierung, 
daß  solche  Anstalten  noch  nicht  bestehen,  benützt  werden  könnte". 

-)  Siehe  oben  S.  318  fg. 
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hatte,  wie  alles  Gute,  von  der  väterlichen  Regierung  zu 
kommen,  nicht  von  den  Ständen  —  von  ihnen  am  aller- 
wenigsten, weil  sie  sonst  am  Ende  wirklich  eine  Bedeutung 
gewonnen,  im  Volke  Wurzel  geschlagen  hätten,  und  dies 
wollte  man  vermeiden.  Denn  instinktiv  fühlte  man  in  ihrem 
Erwachen  das  Herannahen  der  Konstitution,  die  als  die  größte 
Gefahr  für  den  Bestand  der  bunt  zusammengewürfelten  Mo- 
narchie galt.  Leider  kam  aber  auch  von  ihr  der  Fortschritt 
nicht;  sie  glaubte  genug  getan  zu  haben,  die  Stände  zu  be- 
kämpfen, in  der  Meinung,  mit  den  Symptomen  der  Unzufrieden- 
heit diese  selbst  totzuschlagen. 

Man  muß  es  lebhaft  bedauern,  daß  das  von  den  Ständen 
verfochtene  Prinzip  des  „stufen  weisen,  organischen  Fort- 
schrittes" nicht  beachtet,  ihre  -Anträge  alle  ignoriert  wurden 
und  so  pünktlich  das  eintraf,  was  Doblhoff  in  einer  seiner 
Denkschriften  als  .,unausvv'eichiiche  Folge"  der  Stabilität  be- 
zeichnet hatte:  die  Unterbrechung  der  „Stetigkeit"  der  Staats- 
entwicklung, i)  \'iele  Kämpfe  und  Erschütterungen  wären  der 
Monarchie  erspart  geblieben,  die  wieder  schuld  daran  sind, 
daß  noch  immer  nicht  der  von  dem  Verteidiger  der  n.-ö. 
Landstände  erträumte  Zeitpunkt  der  „Klärung  der  Leiden- 
schaften, der  Versöhnung"  gekommen  ist,  wo  man  auf  ihre 
Gruft  „jene  Bürgerkrone  legen  wird,  welche  ihnen  jetzt  die 
meisten  Parteien,  jede  aus  anderen  Gründen  versagen. "2)  Ein 
launiger  Einfall  des  Schicksals  wollte  es  aber,  daß  ihnen, 
bevor  sich  noch  der  Gruftdeckel  über  sie  schloß,  eine  schöne 
Anerkennung  zuteil  wurde,  von  einer  Seite,  von  der  sie  es 
sich  wohl  kaum  je  erwarteten :  vom  „Hans  Jörgl",  jenem 
lustigen  Schalk,  der  sie  durch  seine  boshaften  Pfeile  so  sehr 
in  Harnisch  brachte,  daß  sie  die  Intervention  der  Regierung 
anriefen.  „Vor  mehreren  Jahren",  schrieb  er,  bald  nachdem  ihm 
die  Preßtreiheit  die  Zunge  gelöst  hatte,  „sein  nun  mehrere 
freisinnige  und  hochherzige  Männer  auftreten,  b'sonders  der 
Baron  Doblhoff,  der  den  schönen  Namen  Bürgerfreund  verdient 
und  hab'n  für  die  Bürger  und  Bauern  ihre  Stimm  erhob'n  .  .  . 
Diesen  edlen  Biedermännern  wie  den  Grafen  Colloredo,  Monte- 
cuccoli,  Breuner,  dem  Baron  Tinti,  Stifft  und  R.  v.  Schmerling 
hab'n  wirs  zu  verdanken,  daß  freisinnigere  Ideen  in  den  höhern 
Ständen  auftaucht  sein.  Leider  hab'ns  mit  allen  ihren  schönen 
Anträgen  nix  durchg'setzt,  denn  es  war  ein  Hindernis  da,  was 
unübersteigbar  war:  die  Bureaukratie."  Nur  gegen  diese,  gegen 

1)  Siehe  oben  S.  260. 

2)  „Die  n.-ö.  Landstände  und  die  Genesis  der  Revolution  in  Österreich" 
(Wien  1850),  S.  50.  Der  Verfasser  ist  nicht  Hye,  wie  L.  Spiegel  in  seiner 
kürzlich  erschienenen  Schrift  .,Hye  und  die  Wiener  Revolution"  (Leipzig  1910) 
annimmt,  sondern  —  wie  ich  erst  während  des  Druckes  erfuhr  —  Baron  Gott- 
hard  Buschmann,  der  sich  in  seiner  späteren  Arbeit  „Adel  und  Beamtentum  in 
Österreich"  (Wien   1886,  S.  24)  als  solchen  bekennt. 
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das  System  war  ihr  Kampf  gerichtet,  und  sie  wußten  auch 
recht  gut  warum.  Wenn  Hartig  behauptete,  die  Revolution  sei 
„ungeachtet,  nicht  wegen"  der  Beharrlichkeit  der  Re- 
gierung zum  Ausbruch  gekommen,  so  durfte  ihm  sein  litera- 
rischer Gegner  füglich  erwidern,  sie  sei  nicht  durch,  sondern 
ungeachtet  der  Bestrebungen  der  n.-ö.  Stände  gekommen. 
Die  eine  Genugtuung  erlebten  aber  doch  noch  die  meisten 
der  vormärzlichen  Pioniere  des  Fortschrittes,  daß  ihre  Reform- 
ideen aus  dem  Papierkorbe  der  Staatskonferenz  wieder  auf- 
erstanden, bei  der  Erneuerung  Österreichs  Leben  und  Gestalt 
annahmen,  und  an  der  Wiege  des  Verfassungsstaates  Männer 
voll  echten,  patriotischen  Freisinnes  wie  Schmerling  standen, 
die  ihre  politische  Schulung,  ihre  vornehme,  nur  von  der  Sorge 
für  das  Gemeinwohl  beherrschte  Gesinnung  der  vielverlästerten 
Landstube  verdankten. 
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